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Beginn der Sitzung: 09.05 Uhr
V o r s i t z:   Erster Präsident Lobnig, Dritter Präsident Dr. Strutz

A n w e s e n d:   33 Abgeordnete

E n t s c h u l d i g t:   Landeshauptmann Dr. Haider, Zweiter Präsident Ferlitsch, Abgeordneter Seiser; Abgeordneter Vouk, Landesamtsdirektor Dr. Sladko

A m   R e g i e r u n g s t i s c h:   Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler, Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat Mag. Dr. Martinz, Landesrat Ing. Rohr, Landesrat Dr. Schantl, Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch;
B u n d e s r e g i e r u n g:   Ing. Kampl, Mitterer, Molzbichler

S c h r i f t f ü h r e r:   Direktor Mag. Weiß
Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Ich begrüße Sie recht herzlich zur 48. Sitzung des Kärntner Landtages und eröffne diese! Ich begrüße die anwesenden Mitglieder der Kärntner Landesregierung, Herrn Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler, Frau Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Herrn Landesrat Mag. Dr. Martinz, Herrn Landesrat Dr. Schantl, Herrn Landesrat Ing. Rohr und Herrn Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch. Ich begrüße die Bundesräte Mitterer, Molzbichler und Kampl. Entschuldigt haben sich für die heutige Sitzung Landeshauptmann Dr. Haider, der im Ausland weilt, ebenso Herr Landesamtsdirektor Dr. Sladko und die Abgeordneten Vouk und Seiser. Der Landtag ist beschlussfähig. Ich möchte Herrn Abgeordneten Trettenbrein recht herzlich gratulieren, er hat am 17.10. Geburtstag gehabt! (Beifall im Hause.) Viel Gesundheit, Glück, Freude und Zufriedenheit, das ist das Erste! Meine Damen und Herren! Wir haben in der Obmännerkonferenz beschlossen heute keine Mittagspause zu machen. Wir werden die Tagesordnung abarbeiten. Es gibt dann noch eine Erweiterung der Tagesordnung, weil seit dem Ergehen dieser Einladung noch weitere verhandlungsfähige Gegenstände, Materien eingelangt sind.
Geschätzte Damen und Herren! Wir kommen nun zu Beginn dieser Sitzung zur

Fragestunde
Ich komme zur 1. Anfrage:

1.
Ldtgs.Zl. 374/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Dr. Lesjak an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler

Ich ersuche die Frau Abgeordnete Dr. Lesjak die Frage zu stellen, bitte!

Lobnig

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Mag. Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste auf der Tribüne! Am 27. Juni 2006, also vor über einem Jahr, hat man aus den Medien vom Sprecher der Familienministerin Kdolsky gehört, dass es eine einmalige Anstoßfinanzierung des Kärntner Kindergartenfonds geben soll. Das bedarf jetzt einer Klarstellung, denn laut § 17 des Kärntner Kindergartenfondsgesetzes soll die Aufbringung der Fondsmittel durch jährliche Zuwendungen zur Verfügung gestellt werden. In den Erläuterungen des Landesrechnungsabschlusses von Kärnten aus dem Jahr 2005 wird dezidiert auf eine 15a B-VG Vereinbarung Bezug genommen. Dort heißt es: „Der Vertrag mit dem Bund – 15 a B-VG Vereinbarung – ist nach wie vor nicht unterzeichnet, sodass das Land die Beiträge nach dem Kindergartenfondsgesetz vorerst allein zu tragen hat.“
Daher meine Anfrage an Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler: Warum wurde diese 15 a B-VG Vereinbarung zwischen Bund und Land Kärnten zur Finanzierung des Kärntner Kindergartenfonds meines Wissens nach bis jetzt noch nicht unterfertigt?
Dr. Lesjak

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Frau Abgeordnete! Hohes Haus! Es ist erstaunlich, wie man in Wien Volksgruppenpolitik macht! Denn bis zum Jahr 2006 war es so, dass auch ohne 15a Vereinbarung – die übrigens trotz heftigster Interventionen vom Finanzminister Grasser und auch vom damaligen Kanzler Schüssel abgelehnt wurde – jährlich Beträge vom Bund nach Kärnten geflossen sind! Denn seit 2001, das ist ja bekannt, gibt es die gesetzliche Sicherstellung einer Förderung der mehrsprachigen, privaten Kindergartengruppen – es sind übrigens 13 – die werden mit 540.000,-- Euro jährlich gefördert. Dazu hat der Bund in den Jahren 2002 bis 2006 folgende Beiträge geleistet, 2002 waren es 167.200,-- Euro – die zuständige Ministerin war Dr. Elisabeth Sickl. 2003 und 2004 waren es jeweils 150.000,-- Euro – zuständiger Minister war Mag. Herbert Haupt. 2005 170.000,-- Euro – zuständige Ministerin war Ursula Haubner, das gleiche 2006. Und ab 2007 hat der Bund die Zahlung eingestellt! Wenn das die neue Bundesregierung unter Volksgruppenpolitik und unter Sprachförderung versteht, dann bin ich mehr als erstaunt und das ist ein Trauerspiel, was Wien absolviert! Denn es ist so, dass sich die Politik in Kärnten ja einig ist. Wir haben ja im Bereich der Landesregierung einstimmig eine Resolution verfasst und beantragt. Leider Gottes hat die Ministerin am 14. 9. wieder bestätigt, dieses Projekt sei nicht innovativ. Denn, wenn Sprachförderung und ein Sprachförderprojekt einen Europäischen Sprachpreis bekommen hat und das für die Frau Ministerin Kdolsky nicht innovativ ist, dann frage ich mich: Was ist denn innovativ? Einerseits ist das Projekt der mehrsprachigen, privaten Kindergartengruppen von der EU ausgezeichnet worden – es war in Wien eine Würdigung, die sehr positiv war – und andererseits spricht die Ministerin davon, dieses Projekt sei nicht innovativ! Für mich ist das bedauerlich und es ist ein besonderer Stil der Bundesregierung, dass sie dieses Projekt nicht unterstützt! Wir haben aber trotzdem noch einmal versucht, bei Kanzler Gusenbauer auch schriftlich eine Förderung zu beantragen. Ich hoffe, dass das, was die Familienministerin nicht tut und nicht versteht und nicht fördert, dass jetzt wenigstens der für Volksgruppen zuständige Bundeskanzler Gusenbauer beweist, wie ernst er es mit der Kärntner Volksgruppe und wie ernst er es auch mit der Sprachförderung meint. Ich würde mich freuen, wenn Gusenbauer das repariert und saniert, was Kdolsky nicht zustandegebracht hat! (Beifall von der F-Fraktion.)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo meldet sich zur Zusatzfrage.) Wohl, Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo, bitte!
Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Ist Ihnen auch zu Ohren gekommen, dass der Bund das dafür vorgesehene Geld stattdessen für weitere Ortstafeln in Kärnten reserviert? (Abg. Holub lacht lautstark.)
Dipl.-Ing. Gallo

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Ich würde einmal sagen, der Bund soll die Kärntnerinnen und Kärntner in dieser Frage in Ruhe lassen. Ich bin ohnedies erstaunt. Denn wenn man weiß, dass der damalige Bundeskanzler Kreisky davon gesprochen hat, dass die Ortstafelfrage gelöst sei, dann frage ich mich, warum man das Ganze Jahrzehnte später in Kärnten wieder zu einem Streit macht – nämlich von Wien herein exportiert oder importiert, in dem Fall! Ich verwehre mich gegen diese Diskussion, denn in Kärnten findet jeder überall hin. Es hat Jahrzehnte Frieden gegeben. Gerade die Frage der mehrsprachigen Kindergärten beweist, dass es unter einem BZÖ-Landeshauptmann ein Gesetz für die Sicherstellung der Förderung gibt und dass uns die Sprachförderung immens wichtig ist. Das eine hat mit dem anderen nichts zu tun. Kultur, Sprache, Sport, Wirtschaft – wenn ich denke, was allein im Südkärntner Raum alles investiert wurde, dann ist das ein Zeichen, dass unter Landeshauptmann Haider und auch meinerseits als Straßenbaureferent viele jahrzehntelang hinausgeschobene und versprochene Projekte umgesetzt worden sind: Ob das die Lippitzbach-Brücke und jetzt die Umfahrung Völkermarkt ist und viele andere Projekte, oder der Ausbau der Radwege gerade im Südkärntner Raum oder eben besonders die Sicherstellung im Bereich der sprachlichen Förderung der Kinder im Kindergartenbereich durch ein Gesetz. Das heißt, da sind wir sind vorbildhaft und das ist mir wichtig und das ist entscheidend. Es hat ja auch eine slowenische Zeitung in Anerkennung geschrieben, dass wir in der Region einen Aufholprozess starten, der der Bevölkerung insgesamt – auch der Volksgruppe – zum Vorteil gereicht, das ist Politik wie ich sie verstehe. Die Ortstafeln sollte man so lassen wie sie sind, dann haben wir die Ruhe, die wir die letzten Jahrzehnte hatten! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall! Von der ÖVP-Fraktion? (Abg. Mag. Grilc meldet sich zur Zusatzfrage.) Bitte, Herr Abgeordneter Mag. Grilc!
Lobnig

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Ich kann bestätigen, dass im Kuratorium dieses Fonds eine sehr sachliche Atmosphäre herrscht. Ich habe aber eine konkrete Frage: Wie wickeln die betroffenen Gruppen das Gratiskindergartenjahr angesichts dieser finanziellen Engpässe tatsächlich ab?
Mag. Grilc

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Lieber Raimund, du bist ja auch Kuratoriumsmitglied. Ich darf noch einmal unterstreichen, dass wir – wenn ich mich richtig erinnere, waren es in der Zwischenzeit zehn Kuratoriumssitzungen – immer Einstimmigkeiten zustandegebracht haben. Das ist mir persönlich auch sehr wichtig und soll ein Zeichen sein, dass Politik miteinander sehr wohl dort funktioniert, wo wir nicht irgendwelche Probleme aus Wien nach Kärnten delegiert bekommen. Dafür auch dir ein herzliches Danke und allen Kuratoriumsmitgliedern!
Es sitzt ja auch zum Beispiel Rudi Vouk im Kuratorium, Dr. Marjian Sturm, das ist ein Zeichen, dass auch die Vertreter der Volksgruppe, wenn es um die Sache geht, durchaus in der Lage sind, ab und zu auch über ihren Schatten zu springen.
Zur dezidierten Frage: Das vorschulische Gratiskindergartenjahr wird bei allen gleich behandelt. Das hat nichts mit dem Budget zu tun, sondern die Kinder, die im Vorschulalter sind, für die erhalten die Gruppen auch die entsprechende Förderung von 75 Euro. Diese Förderung haben wir jetzt auch erhöht auf alle Kindergarteneinrichtungen, weil es ja so war, dass im Durchschnitt der Preis für einen Halbtagskindergarten ohne Essen 73 Euro in Kärnten war. Wir haben 75 Euro budgetiert. Erfreulicherweise sind Kleingemeinden und ländliche Gemeinden wesentlich preisdisziplinierter als die Städte. Es ist für mich bedauerlich, dass in Kärnten die Städte nicht die gleiche Preispolitik im Kindergartenwesen betreiben, wie es die Landgemeinden tun. Es gibt erfreulicherweise Gemeinden, die teilweise beim Halbtagskindergarten unter 60 Euro verrechnen.
Wir haben seit Herbst allen Kindergärten und jeden betreuten Halbtagsplatz im Vorschuljahr 75 Euro zur Verfügung gestellt, weil ich meine, dass es fair ist, auch den kleinen Gemeinden diese Differenz auf den Niederpreis auch zugestehen zu können, damit sie auch qualitätssichernde Maßnahmen umsetzen können. Im Bereich der mehrsprachigen Kindergärten ist es eben auch gewährleistet, dass jedes Kind entsprechend gefördert wird. (Beifall von der F-Fraktion)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Nun hat die Anfragestellerin noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage. Bitte, diese zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Mag. Dr. Lesjak

Sehr geschätzter Herr Landesrat! Ich höre von Ihnen jetzt, dass der Bund so quasi nicht zahlt. Sie sagen, es ist das Ziel der Bundesregierung, hier die Zahlungen einzustellen. Sie sagen, es sei erstaunlich, wie in Wien Volksgruppenpolitik gemacht wird. Ich finde es andererseits aber auch erstaunlich, umgekehrt, wie in Kärnten Kindergartenpolitik gemacht wird, weil es keine Unterschrift, meines Wissens nach, gab, wonach jetzt der Bund handlungsfähig gemacht werden könnte. Das ist anscheinend das Ziel in Kärnten, dass man immer auf den Bund schimpft, dass der Bund nicht zahlt. Aber der zahlt deswegen nicht, weil diese 15a-Vereinbarung nicht unterschrieben worden ist.

Daher meine Frage: Haben Sie diese 15a-Vereinbarung unterschrieben oder nicht?
Dr. Lesjak

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Frau Abgeordnete! Ich frage mich, ob Sie Vertreterin der Kärntnerinnen und Kärntner sind und im Kärntner Landtag sprechen. Der Bund zahlt nicht. (Abg. Dr. Lesjak: Weil Sie nicht unterschrieben haben!) Frau Kollegin, nicht, weil ich nicht unterschrieben habe. Sie kennen sich scheinbar hinten und vorne nicht aus. Wir verhandeln diese 15a-Vereinbarung seit 2001. Finanzminister Grasser und Kanzler Schüssel waren nicht bereit, diese 15a-Vereinbarung zu unterschreiben. Im Land Kärnten hat es ja den Ansatz dafür gegeben. Nicht ich habe nicht unterschrieben, Frau Abgeordnete, sondern der Herr Schüssel und der Herr Grasser haben nicht unterschrieben. Trotzdem haben BZÖ-Minister bis 2006 die Förderung des Bundes bezahlt. Ich werfe der ÖVP in dem Fall vor und auch der Bundesregierung, dass sie quasi die Tradition, dass 150.000 bis 170.000 Euro gezahlt werden, was unter freiheitlichen Ministern selbstverständlich war, dies unter Schwarz und Rot nicht mehr gegeben war. Dies ist der Vorwurf!
Wenn Sie jetzt meinen, den Bund noch zu schützen, Frau Abgeordnete, dann sollten Sie in den Nationalrat gehen und dort den Bund vertreten. Ich vertrete das Land Kärnten und die Bevölkerung in Kärnten. Diese 170.000 Euro, die der Bund verweigert, müssen jetzt die Kärntner Steuerzahler aufbringen. Ich betone noch einmal: So lange es BZÖ-Minister gegeben hat, die bis 2006 zuständig waren, von Sickl bis Haupt und Haubner, ist das Geld geflossen. Ich brauche keine 15a-Vereinbarung, wenn der Bund zahlungswillig ist. Ich brauche das Geld und keine Vereinbarung!
Mit 2007 ist, leider Gottes, die Zahlungswilligkeit des Bundes nicht mehr gegeben. Ich betone noch einmal, dass die zuständige Ministerin Kdolsky uns eben mitgeteilt hat, dass diese Angelegenheit eben nicht mehr innovativ sei und daher nicht mehr gefördert wird. Also ich meine schon, dass der Bund hier schwer säumig ist. Es ist auch nicht unbedingt ein Zeichen von Fairness gegenüber der Volksgruppe, diese Förderung einzustellen.
Wir werden selbstverständlich dafür Sorge tragen, dass der Fonds aus Landesmitteln dotiert wird. Aber noch einmal: Wenn Sie Wiener Nichtzahlungen unterstützen, dann finde ich das mehr als bedauerlich und erstaunlich! (Beifall von der F-Fraktion)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen nun zur nächsten Anfrage:

2.
Ldtgs.Zl. 375/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Holub an Ersten Landeshauptmann-Stellver​reter Dörfler

Ich ersuche, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren! Ja, es ist wahrscheinlich Luxus, alle Grünen gleich am Anfang zu verbrauchen. Geschätzter Herr Landesrat, immer wieder die Never-ending-Story „Umfahrung Bad St. Leonhard“: Wir sind ja so weit nicht auseinander. Alle wissen, dass wir aus ökologischen Gründen und aus Gründen der Verbesserung der Lebensqualität eine Umfahrung brauchen – nur, wo diese Umfahrung verläuft, da sind wir uns nicht ganz einig gewesen, bis jetzt. Ich hätte halt gerne eine UVP gehabt, im Sinne der Umwelt und auch dafür, dass die Schwefelquelle nicht verschüttet wird. Das ist immer noch meine Sorge.

Meine Frage geht in die Richtung, sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler: Warum veranstalten Sie eine Spatenstichfeier im Sommer 2007, anlässlich der Errichtung der Umfahrung Bad St. Leonhard, die frühestens für Herbst 2008 geplant ist, obwohl zu diesem Zeitpunkt noch keine Baugenehmigung vorlag?

Holub

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter Holub! Man sieht, dass Sie im Sommer Urlaub machen und nicht wissen, was in Kärnten los ist. Zu den grünen Anmerkungen vielleicht eines: Erfreulicherweise wird heute am Ring der letzte Asphalt eingebaut. Auch da waren die Grünen dagegen. Das Stadtzentrum wird durch den Ausbau des Ringes umweltfreundlicher, das beweist eine Studie der Umwelt- und Gesundheitsstadträtin Dr. Matthiaschitz. Das war ein Riesentheater, wobei ich noch einmal festhalten möchte: Der Abgeordnete Holub hat sich wenigstens wie ein Abgeordneter benommen – im Gegensatz zu seiner schlagkräftigen Stadträtin Wulz.
Das Gleiche im ECE: Grün hat vom „Chaos“ gesprochen. Heute ist das ECE ein innerstädtisches Einkaufszentrum, um das Klagenfurt beneidet wird. Die großen LKW-Staus und Kolonnen, welche die Grünen prophezeit haben, in ihrem „Schwarzbuch für Klagenfurt“, die suche ich heute noch. Das nur zu dem.
Zur „Umfahrung Bad St. Leonhard“, Herr Abgeordneter Holub: Im Gegensatz zu dir arbeite ich im Sommer. Ich bin zu einem Spatenstich eingeladen worden, weil es mir gelungen ist, 16 Häuser in freier Vereinbarung, das heißt im Konsens abzulösen. Einige Familien bauen bereits ihre neuen Häuser und haben mich zum privaten Spatenstich der Wohnneubauobjekte eingeladen. Das ist auch ein Zeichen einer guten Bürgerarbeit. Der Abgeordnete Ragger und der Abgeordnete Trettenbrein, die auch im Sommer arbeiten -, waren ja auch dabei. Das war ein Familien- und Freundschaftsfest besonderer Art, Herr Abgeordneter Holub. Ich betone noch einmal: Ich bin von den Familien eingeladen worden. Federführend war der Herr Ing. Rainer Unterluggauer. Selbstverständlich bin ich gerne zu diesem Spatenstich für die Häuser, die dort neu errichtet werden, gekommen. Das sind übrigens die Familien Unterluggauer, Baumgartner, Schultermadl und Mostögl gewesen. Das Einzige, was ich mitgebracht habe, war als gutes Omen ein Spaten, damit diese Häuser unfallfrei errichtet werden können und damit Sorge getragen wird, dass vor dem Jahr 2008 alle Familien entsprechend neue Häuser oder Wohnungen haben.
Das ist faire Bürgerpolitik, Herr Abgeordneter Holub. Während die Grünen in Bad St. Leonhard ein peinliches Theater inszeniert haben, haben wir mit der Gemeinde eine hundertprozentige Übereinstimmung; nach schwierigen Verhandlungen auch in der Landesregierung und im Landtag. So macht man Straßenbau- und Verkehrspolitik. Wenn man von den abgelösten Anrainern zum Spatenstich ihrer Häuser eingeladen wird, dann war das nicht nur emotionell für mich ein schönes Erlebnis, sondern auch die Bestätigung, dass ich zwar hartnäckig und ab und zu durchaus ein gewisser Sturschädel bin, aber das im Interesse der Sache. Die Umfahrung wird in Bad St. Leonhard eine neue Lebensqualität bringen, und sie stellt vor allem auch das Projekt „Kurbad“ endgültig sicher.
Herr Abgeordneter, so wie heute das EM-Stadion wunderschön ist, so wie heute der Ringausbau fertig wird, so wie das ECE ein Herzeigeeinkaufszentrum ist, klagt ihr schon wieder von einer Gefährdung der Schwefelquellen. Voraussetzung für das Projekt war, dass die Schwefelquellen so hundertprozentig sicher sind. Also bitte, diese grünen Fantasien der Probleme, die nicht kommen, sollte man endlich einmal begraben.

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Frau Abgeordnete Mag. Trodt!

Lobnig

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Landesrat, Sie sind ja landauf, landab fleißig unterwegs für unsere Kärntner Bürger zur Sicherheit im Straßenverkehr. Meine gezielte Frage ist: Wann ist jetzt mit dem Baubeginn zu rechnen?

Mag. Trodt-Limpl

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Das Projekt ist jetzt planerisch abgeschlossen, das heißt das Straußenbauamt wird in den nächsten Wochen das bei der Behörde, Abteilung 7, einreichen. Dann werden die Behördenverfahren in all ihren Facetten – damit sich auch der Abgeordnete Holub keine Sorge machen muss – abgewickelt. Ich gehe davon aus, nachdem die Finanzierung gesichert ist, dass wir tatsächlich 2008 bauen, das heißt wir werden vor Jahresbeginn 2008 das Projekt bei den Behörden einreichen. Ich gehe, wie gesagt, davon aus, dass die BH Wolfsberg und alle anderen Behörden des Landes so professionell arbeiten, dass wir nächstes Jahr spätestens im Herbst mit dem Bau beginnen können. Wir haben vor Kurzem, am 6. Oktober, das Projekt „Umfahrung Völkermarkt“ eingeleitet und in Bau geschickt, die übrigens 2009 baulich abgeschlossen sein wird und im Frühjahr 2010 in Betrieb geht, nachdem der Tunnel durch den Lilienberg auf Sicherheit ausgestattet ist. Wir werden dafür Sorge tragen, und ich hoffe, dass auch die Behörden, wie immer im Land Kärnten so arbeiten, dass wir spätestens, wie gesagt, im September 2008 zu bauen beginnen, weil es wichtig ist, dass wir für das Kurbad auch diese Baumaßnahme beschleunigen. Hier geht es um eine wichtige touristische Einrichtung im Lavanttal, in Bad. St. Leonhard. Ich denke, dass das gut ist, weil ich höre, dass der Betreiber des Kurbades daran denkt, noch vor Jahresbeginn mit dem Bau zu beginnen, sodass wir in etwa synchron dann auch die Fertigstellung des Kurbades und die Inbetriebnahme des Kurbades mit der Inbetriebnahme der Umfahrung koppeln. Damit hat Bad St. Leonhard eine interessante wirtschaftliche Zukunft und vor allem eine interessante und verbesserte Verkehrssituation. (Beifall von der F-Fraktion)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Von der ÖVP-Fraktion? – Bitte, Herr Abgeordneter Hueter!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Herr Landesrat! Grundsätzlich begrüße ich diese Initiative „Bad St. Leonhard“ und „Völkermarkt“ sehr. Wir haben die Vorfinanzierung in der letzten Landtagssitzung einstimmig beschlossen. Ich glaube, die Politik muss auch alles tun – so wie du das richtig gesagt hast -, dass die Verkehrsbelastungen für die Bevölkerung so gering als möglich gehalten werden können, sei es durch Umfahrungen oder Tunnellösungen. Mir hat das sehr gut gefallen, wie du gesagt hast, den Sturschädel, dass du diese Tunnelvariante unten durchgebracht hast. Ich würde mir diesen Sturschädel auch für die Tunnellösung Spittal – Seeboden wünschen.
Deswegen meine Zusatzfrage, weil eben das Verkehrsaufkommen, glaube ich, bei uns oben – das weiß du auch – ungefähr 20.000 bis 22.000 Autos pro Tag ausmacht, in Völkermarkt (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das hat aber mit der Anfrage nichts zu tun!) reden wir von 6.000 bis 8.000 Autos. Trotzdem vergönne ich es den Völkermarktern absolut und bin auch dabei. Deswegen meine Zusatzfrage: Sind für Sie, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler Bürger aus dem Raum Spittal – Millstatt weniger wert als die Bürger aus dem Raum Bad St. Leonhard und Völkermarkt? (Abg. Trettenbrein: Was ist denn jetzt los? He?!) Es ist gar nichts los. Das ist eine Zusatzfrage.

Ing. Hueter

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, ich möchte vorerst schon auch die Abgeordneten bitten, im Zusammenhang mit der Hauptfrage die Zusatzfragen zu stellen, damit wir uns hier nicht zu weit verzweigen. Bitte, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, Sie können aber die Frage beantworten!
Lobnig

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Das tue ich auch gerne. Wenn der Herr Abgeordnete Hueter vom „Tunnel“ spricht, dann erwachen irgendwie so lachende Gefühle in mir, denn er war in der „Transitplattform“ gegen die zweite Röhre des Katschbergtunnels, neben dem Nationalrat und Bürgermeister Köfer Aktivist. (Abg. Trettenbrein: Schau! Schau!) Also das ist sehr erstaunlich, lieber Herr Abgeordneter! (Abg. Zellot: Hört! Hört!) Der Katschbergtunnel, der eine wesentlich höhere Verkehrsfrequenz hat als jede andere Tunnelvariante in Oberkärnten, ist ein ganz wichtiges Projekt, übrigens baulich fertig gestellt und geht im Frühjahr in Betrieb. Du warst mit dem Bürgermeister Köfer ein hoch engagierter Gegner gegen dieses Projekt. Der Katschbergtunnel ist für die Verkehrssicherheit lebensnotwendig. Zwölf Tote am 29. Mai 1999 sind leider die traurige Begleiterscheinung. Der Katschbergtunnel ist für die wirtschaftliche und touristische Erreichbarkeit Kärntens wichtig. Der Katschbergtunnel, zweite Röhre, ist auch eine Umweltentlastungsmaßnahme. Dagegen warst du! Und jetzt willst du einen Tunnel von Seeboden nach Spittal? Ja, da lachen ja die Oberkärntner Hühner! Wenn du meinst, dass mir die Oberkärntner weniger wert seien? Jede Kärntnerin und jeder Kärntner ist mir gleich wichtig. Gerade auch im Raum Oberkärnten habe ich bewiesen – Franz Schwager wird das bestätigen -, im Drautal, in schwierigen Vorarbeiten haben wir die Umfahrung Steinfeld fertiggestellt. Es ist jetzt die UVP für die Umfahrung Greifenburg im Gange. Wir sind jetzt davor, auch für Dellach doch eine von uns und von der Gemeinde gewünschte Lösung durchzubringen, weil es gelungen ist, 14 Hektar Ersatzgrundfläche zu finden. Es sind viele andere Projekte im Raum Oberkärntner realisiert worden: der zweigleisige Ausbau der Tauernachse, beispielsweise, Lärmschutzprojekte im Liesertal, die Einhausung Trebesing mit 18 Millionen Euro, 50.000 Quadratmeter Lärmschutzwände auf der Tauernautobahn. Wir werden nächstes Jahr im Bereich Lendorf bis zum Tunnel im Drautal die Straße ausbauen und sanieren. Das heißt, ich könnte noch eine lange Liste an Fortsetzung bringen. Wir haben im Mölltal viel ausgebaut. Weiters haben wir die Radwegnetze entsprechend ausgebaut. Wir sind jetzt dabei, auch mit allen Oberkärntner Gemeinden, was mich freut, dass es endlich gelungen ist, für den Radtourismus eine Einigkeit im Oberen Drautal herbeizuführen. Wir waren ja bei dir in der Waldschule wieder vor zwei Tagen. Das heißt in Oberkärnten passiert so viel, dass neben dem Goldeck und anderen großen Projekten sich die Oberkärntner wirklich nicht zurückgestellt fühlen müssen. Uns müssen alle Kärntner wichtig sein. (Abg. Mag. Cernic: Danke, Reinhart Rohr!) Frau Kollegin, was habe ich da gehört? (Abg. Trettenbrein: Kanal-Rohr! – Lärm im Hause.) Frau Kollegin, Ihre Inseratenmärchen, die sind mir ja schon bekannt, Sie haben ja auch inseriert, Sie hätten den Katschbergtunnel gerettet, der schon lange im Bau war, Frau Kollegin. Und Sie, die gegen die Finanzierung der Koralm gestimmt haben, haben dann inseriert, Sie haben den Koralmtunnel nach Kärnten gebracht. (Heiterkeit und Lärm in der F-Fraktion) Frau Kollegin Schaunig, das sind die Lachinserate der Nation, die Sie produzieren! Ihre Inseratenvielfältigkeit ist mehr als erstaunlich. Inserieren Sie das, was Sie verhindern. Da hätten Sie viele Inserate. Aber wenn es darum geht, etwas nach Kärnten zu bringen, im Infrastrukturbereich, Frau Schaunig, tun’s keine Erbschaften antreten, vor allem für Projekte, wo Sie gegen die Finanzierung gestimmt haben.
Das werden Sie nie wieder los! (Zwischenruf von 2. LH-Stv. Schaunig-Kandut.) Sie hätten den Koralmtunnel am liebsten verhindert, das ist Faktum! Daher muss ich Ihnen schon sagen: Reden Sie nicht von Infrastruktur, lassen Sie das Thema in Ruhe! Da kennen Sie sich auch nicht aus, wie Sie es einer sehr bekannten Dame am Wörthersee gesagt haben. Da haben Sie wenigstens einmal ehrlich gesprochen. Schicken Sie keine Inserate in die Welt, die viel Geld kosten und die nicht die Wahrheit sind! (Frenetischer Beifall von der F-Fraktion.) Die Wahrheit ist, dass der Katschbergtunnel nicht von Ihnen gebaut wurde! Die Wahrheit ist, Frau Kollegin, (Wiederum Zwischenruf von 2. LH-Stv. Schaunig-Kandut.) die Wahrheit ist, Frau Kollegin, dass Sie gegen die Finanzierung der Koralm gestimmt haben und damit hätten wir keinen Koralmtunnel! (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.) Frau Cernic, wenn ich seitens Ihrer Parteichefin Zwischenrufe habe, muss ich doch darauf reagieren – auf Ihre Inseratenmärchen. (Unruhe in der SPÖ-Fraktion.) Ja, ja, gut! Also, Herr Abgeordneter, (Es herrscht starke Unaufmerksamkeit im Hause.) es wird von mir auch in Oberkärnten weitergebaut. Gerne baue ich natürlich auch in Berg, es war bei dir ein schönes Baufest. Wir werden ja hoffentlich bald auch bei dir die Umfahrung bauen! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Nun hat der Anfragesteller noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage! Bitte, Herr Abgeordneter!
Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Landesrat, auch bei mir rufen Anrainer an, die die Lärmschutzwand neben sich haben und die kein Geld bekommen werden! Aber meine Zusatzfrage geht in eine andere Richtung. In Kärnten wird so viel gebaut wie noch nie! Wir haben die meisten verbauten Quadratmeter pro Kopf in Kärnten, die meisten Autobahnkilometer. Wir bekommen auch das meiste Geld vom Bund als Zweckzuschuss für den Bau von Straßen.
Daher meine Frage, weil ja die Umfahrung Bad St. Leonhard nicht mit diesen 60 Millionen Zweckzuschuss pro Jahr vom Bund an Kärnten gebaut wird: Wieviel Geld des Zweckzuschusses vom Bund wird für die Umfahrung von Bad St. Leonhard verwendet?
Holub

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Dörfler
Dörfler

Ich bin dem Landtag sehr dankbar, ausgenommen sind die Grünen, die dagegen gestimmt haben. Ich bin auch dem Regierungskollegium dankbar – obwohl Gaby wieder einmal heftig gestritten und sich bei diesem Akt nicht ausgekannt hat – dass es für die Finanzierung der Umfahrung St. Leonhard Mehrheiten gegeben hat, die außerhalb des Straßenbaubudgets notwendig war! Eine Beschleunigungsfinanzierung ist notwendig gewesen, weil wir natürlich dafür Sorge tragen müssen, dass das Kurbad gebaut werden kann. Es war klar: Ohne Umfahrung kein Kurbad, daher war auch ein entsprechender Druck gegeben. Das heißt, wir haben ein „Überbauvolumen.“ Aber ein „Überbauvolumen“ ist etwas Gutes, Herr Abgeordneter Holub! Wir bauen ökologisch, das ist ja bekannt, gerade das Beispiel der 14 Hektar Ersatzfläche für Dellach ist ein Zeichen dafür. Wir bauen jetzt ein einige Hektar großes Ersatzbiotop in Friesach, welches von den Umweltexperten auch entsprechend belobigt und gewürdigt wird. Wir bauen sehr viel in Holz, wir bauen sehr viele ökologische Begleitmaßnahmen, das werden wir übrigens auch in St. Leonhard tun! Das heißt, es war dringend notwendig zusätzlich zum Straßenbaubudget diese Anschubfinanzierung für Bad St. Leonhard zustande zu bringen. Dieses Projekt ist tatsächlich zusätzlich und sonderfinanziert. 3 Millionen Euro jährlich werden für die Finanzierung aus dem Budget zurückgezahlt. Ich finde, dass das gut, wichtig und richtig ist, das sind werthaltige Zukunftsinvestitionen! Und sowie der Bürgermeister Mock seinerzeit eine Vision mit seinem Industriepark gehabt hat, der heute schon zu klein ist, so haben wir damit auch eine Vision für Bad St. Leonhard, dass neben einem Wirtschafts- und Industriestandort auch ein wichtiger touristischer Standort im Lavanttal in Kärnten sein wird. So macht man Politik: Nicht verhindern, sondern nach vorne investieren, Werte und Arbeitsplätze schaffen! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Meine Damen und Herren! Bevor ich zur nächsten Anfrage komme, heiße ich die Schülerinnen und Schüler des Bundesoberstufenrealgymnasiums Hermagor unter der Leitung von Herrn Professor Andreas Schuller im Hohen Haus sehr herzlich willkommen! (Beifall im Hause.) Wir wünschen Ihnen einen interessanten Vormittag hier im Plenarsaal! Weiters begrüße ich auch die Damen und Herren, die in der Zwischenzeit als Zuhörer und Zuschauer eingetroffen sind!
Wir kommen zur nächsten Anfrage 3:

3.
Ldtgs.Zl. 376/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Schwager an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Werter Herr Landesrat! Es ist wirklich wert, dass man diese Obstbäume- oder -sträucherkrankheit „Feuerbrand“ auch hier einmal im Kärntner Landtag beleuchtet, deshalb meine Anfrage. Betroffen ist das ganze Land, leider Gottes. In allen Bereichen sind heuer im Sommer Schäden durch diese Baumkrankheit „Feuerbrand“ auftreten.
Deshalb die Frage an dich, verehrter Herr Landesrat Dr. Martinz: Wie hoch sind die durch den „Feuerbrand“ verursachten Schäden an den Kärntner Obstkulturen?
Schwager

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Verehrter Herr Präsident! Lieber Herr Abgeordneter! Geschätzte Damen und Herren! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Vorher noch ein kurzer Satz zur Beantwortung von Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler bezüglich Verkehr. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht lautstark.) Würde weniger palavert und zum Beispiel mehr in die Sicherheit der S 37 investiert werden, (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) dann würden wir hier wesentlich positiver über die Verkehrspolitik in Kärnten sprechen können! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Zur Sache!)
„Feuerbrandsituation“ 2007 in Kärnten. Es ist heuer leider Gottes das erste Mal im Juni auch bei uns der „Feuerbrand“ sehr massiv ausgebrochen, im wahrsten Sinne des Wortes. Wir sind nicht ganz so massiv betroffen. Die Bundesländer Vorarlberg und Steiermark zum Beispiel sind noch wesentlich mehr betroffen, dort ist eine wirkliche Katastrophe zu vermelden. Aber trotzdem sind auch bei uns in Kärnten nahezu alle Gemeinden davon betroffen. Das heißt, wir haben in fast allen Gemeinden „Feuerbrandfälle“ registrieren müssen. Ich möchte mich gleich am Anfang für die Zusammenarbeit nicht nur bei meinen Fachstellen, sondern auch bei den Gemeinden und den dort vor Ort Verantwortlichen in den Gemeinden bedanken, die hier sehr wichtig sind im Aufspüren und im Identifizieren und beim Weitergeben der Handlungsanweisungen, wie damit umgeht. Die Verdachtsfälle sind von uns aufgrund von aktuellen Informationsmeldungen oder Informationsaktivitäten an die Betroffenen weitergegeben worden und werden dann von amtlichen Pflanzenschutzteams aufgenommen und entsprechend bewertet und auch identifiziert, ob es sich um „Feuerbrand“ handelt oder nicht. Das ist für einen Laien nicht immer leicht zu erkennen. In Summe haben wir nahezu 2.000 Verdachtsfälle. Wir haben daraufhin, nachdem das ja ein irrsinniger Aufwand in der Abwicklung ist, fünf zusätzliche Personen im Pflanzenschutzdienst aufgenommen, um das zu bearbeiten, wobei ich dazusagen muss, dass wir noch mittendrin stecken. Bei diesen Fällen ist das wirklich nicht so von heute auf morgen zu behandeln. Schätzungsweise werden über 4.000 Obstbäume und Ziergehölze befallen worden sein, vorwiegend Birnbäume – in erster Linie Speckbirnen – und leider Gottes großteils hochstämmige Bäume, was dann natürlich bei der Beseitigung oft ein optisches Problem ist und einen wirklichen Verlust darstellt. Fast alle Quitten waren positiv. Das ist etwas, was uns wirklich trifft. Damit können wir davon ausgehen, dass die Quitte in Kärnten derweil einmal mehr oder weniger weg sein wird. Wir haben in der ersten Runde circa 250 Proben gezogen, der Großteil davon war positiv. Genau damals im Juni ist eine Phase gewesen, als das empfindlich war. Da waren in erster Linie vor allem die Birnen befallen, die Äpfel nicht, weil die Blüte schon vorbei war. Die angeordneten Maßnahmen, die man dann setzen kann, sind Schlägerungen, Ausschneiden und dann das Verbrennen bzw. sichere abgedeckte Lagern der abgeholzten Äste oder Bäume. Wir haben drei Schlägerungsunternehmungen beauftragt, die Schlägerungen für uns fachgerecht vorzunehmen. Denn das ist sehr heikel, man muss desinfizieren, man muss die geschnittenen oder gefällten Bäume genau trennen, damit hier keine weitere Ansteckung vor sich geht, damit der Baum überhaupt eine Chance hat, dass er sich weiter entwickelt.
Die Kosten für heuer sind einmal an die 100.000,-- Euro angesetzt. Das wird zur Gänze die Kosten für die Schlägerungen beinhalten, das wird vom Land übernommen bzw. haben wir damit die Desinfektionsmittel bezahlt. Die Schlägerungen, die die Betroffenen selbst vornehmen – ich hoffe, es ergehen dazu entsprechende fachgerechte Anweisungen – sind hier ebenfalls in diesen Kosten mit eingerechnet. Wir gehen davon aus, dass wir heuer an die 500 Bäume schlägern und verbrennen können und dass wir die Maßnahmen erst einmal in der ersten Runde damit so setzen, dass der „Feuerbrand“ hoffentlich erfasst und eingedämmt wurde, damit es zu keinen weiteren Ausweitungen kommt. In Summe ist es natürlich (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) für uns in Kärnten etwas Neues. Jahrelang haben wir keinen „Feuerbrand“ gehabt. Wir müssen jetzt auch im Budget Vorsorge treffen, weil man nicht weiß, wie das weitergeht. Es ist angedacht – das darf ich auch von der Landesagrarreferentenkonferenz berichten – dass wir überlegen, einen entsprechenden chemischen Einsatz im Vorfeld zuzulassen. Das ist in Österreich bis jetzt nicht möglich, außer in Vorarlberg. Dort wurde es aber auch nicht angewandt, weil man eben in die Diskussion kommt: Spritzen, Vorbehandeln, Gesundheit … (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) Danke, soweit der erste Bericht dazu!
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

(Abg. Ing. Scheuch: Das war so schwach, dass nicht einmal die Schwarzen klatschen!) Gibt es von Seiten der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Abgeordneter Zellot!

Lobnig

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörer! Herr Landesrat! Sie haben hier die Fakten und Zahlen von befallenen und bereits schon entfernten Obstkulturen in Kärnten aufgezeigt. Es ist zu befürchten, dass sich dieser „Feuerbrand“ das nächste Jahr wahrscheinlich noch fortsetzt, denn Sie haben in Ihrem Bericht gebracht, dass sehr viele Obstkulturen angefallen und befallen sind.
Ich frage Sie, Sie haben es teilweise schon gesagt: Gibt es auch andere Bekämpfungsmöglichkeiten für die Zukunft, die vorbeugende Wirkung hätten, damit dieser „Feuerbrand“ nicht zu einem Flächenbrand der Kärntner Obstkultur wird?
Zellot

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Mag. Dr. Martinz
Dr. Martinz

Wie gesagt, es gibt die Möglichkeit. Zumindest ist es eine Variante, die jedenfalls in Diskussion ist. Bei der wird man aber sehr umfangreich diskutieren, ob man die in Österreich zulassen wird, weil es ganz einfach hier bei einer Vorbehandlung zum Einsatz von entsprechenden chemikalischen Mitteln kommt, die dann auch auf das Obst durchschlagen. Da ist man sich noch nicht darüber einig, ob man das zulassen möchte. Wie gesagt, Vorarlberg hätte die Möglichkeit das zu tun, hat es aber heuer auch nicht gemacht – obwohl, hinten nach wäre es eh zu spät gewesen, aber das ist in der Landesagrarreferentenkonferenz in Diskussion. Wir haben – ich darf von der Landesagrarreferentenkonferenz berichten – an die 300.000,-- Euro aus den Bundesländer übergreifenden Mitteln zu Verfügung gestellt, um für alle Bundesländer gemeinsam ein Konzept zu erstellen, wie wir hier vorgehen. Es geht hier um Forschung und um das Austesten dieser Mittel. Wir erwarten uns davon über den Winter gewisse Aufschlüsse. Wie gesagt, es ist ein Phänomen, das jetzt so vehement aufgetreten ist. Man kann davon ausgehen, dass es weitergehen wird. Deshalb müssen wir hier auch alle Mittel in Betracht ziehen. Aus heutiger Sicht wird man auf diese vorbeugenden Maßahmen zugreifen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Schwach! Schwach! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall! Von der ÖVP-Fraktion? – Auch nicht, dann hat der Anfragesteller noch die Möglichkeit der Zusatzfrage, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Herr Landesrat, danke für die bisherigen Ausführungen! Ich möchte dazu gleich sagen, dass ich ausgesprochen dagegen bin, dass in den Obstgärten chemische Mittel eingesetzt werden und ich für diese Schlägerungsvariante eintrete. Da ist meine Frage, ob das wohl flächendeckend gemacht wird. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ich muss das ein bisschen erläutern. Ein Experte des Landes ist unterwegs, denn es ist sehr schwierig festzustellen: Ist das „Feuerbrand“? Ist das irgendeine andere Fäulniskrankheit bei den Bäumen? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Bei der ÖVP ist es „Feuerbrand“, denn da ist Feuer am Dach!) Einer ist in unsere Ortschaft gekommen und hat festgestellt, dass im Oberen Drautal bestimmte Bäume in Obstkulturen vom „Feuerbrand“ befallen sind. Er hat das aufgenommen und dann war er weg. Das war vor Monaten und da haben wir nichts mehr gehört und auch nichts mehr gesehen. (Zwischenruf von Abg. Trettenbrein.) Meine Frage ist dann schon, ob dann von jenen Experten, die das erheben, ein Bericht an das Land geht? Wo geht das hin und was geschieht dann damit? Wird das dann tatsächlich eruiert und wird dann dem tatsächlich nachgegangen? Der Besitzer dieser Bäume, (Vorsitzender: Ich bitte, die Zusatzfrage zu stellen!) das hat auch der Experte gesagt, kann gar nicht selber hergehen und das entsorgen, weil das verboten ist. Das muss fachgerecht von diesen Schlägerungsunternehmen gemacht werden.
Herr Präsident, ich möchte meine Frage konkretisieren: Wenn das aufgenommen wurde, was geschieht dann? Denn die Besitzer dieser befallenen Obstbäume haben monatelang nichts mehr gehört.
Schwager

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Bitte, Herr Landesrat! Jetzt haben wir es! (Dies wird humorvoll vorgetragen.)

Lobnig

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Mag. Dr. Martinz
Dr. Martinz

Die Verantwortlichen in den Gemeinden wurden darauf hingewiesen, dass es einmal wichtig ist zu identifizieren, dann weiß man wo was ist. Damit ist das einmal lokalisiert.
Es ist die dringende Empfehlung ergangen, selbst nicht Hand anzulegen, weil jedes Werkzeug, das man verwendet, müsste vorher und nachher desinfiziert werden. Das muss also entsprechend geschützt werden, damit man es nicht weiter trägt, das nicht am nächsten Baum wieder verwendet. Es ist also eine sehr genaue Arbeit, die man hier machen muss. Deshalb die Empfehlung, wenn man weiß, wo es ist, es von einem Fachmann entsprechend behandeln zu lassen.
Es passiert nichts, wenn man weiß. Es wächst ja von selber nicht weiter, sondern es ist der Herbst eigentlich gedacht, wo auch die Beseitigung einfach ist, jetzt, wenn nichts mehr in Blüte ist und nichts mehr im Saft ist, dass man das entsprechend behandelt. Es wird Stück für Stück und Fall für Fall aufgearbeitet. Ich bitte, auch in der Information dazu beizutragen. Da braucht man jetzt nicht in Panik zu verfallen, sondern es wird – und das ist am Programm – eines nach dem anderen zu beseitigen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen nun zur nächsten Anfrage:

4.
Ldtgs.Zl. 377/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Trettenbrein an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler

Ich bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Was sagen Sie zu den Aussagen von Minister Werner Faymann und Aufsichtsratvorsitzenden Horst Pöchhacker, wonach es weitere Privatisierungen im Bereich der Autobahnerhaltung geben sollte?

Trettenbrein

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Zuerst möchte ich einmal die Zuseher und Schüler auch recht herzlich begrüßen! Es freut mich, wenn sich die Jugend um Politik interessiert. Sie sehen, es wird im Landtag viel geredet und durchaus auch „gehäkelt“, aber manche meinen es auch ernst in diesem Haus, das solltet ihr wissen.
Herr Kollege Martinz, ich muss, wenn Tunnelvertragsgegner 2 sich auch noch zu Wort meldet und jetzt nicht hören will, sagen: Wer ist denn zuständig dafür, dass die S 37 Bundesstraße ist? Der Herr Abgeordnete Auer von der ÖVP. (Lärm im Hause) Herr Landesrat Martinz, wann wirst du endlich eine Weideprämie (Weiterhin Lärm im Hause. – Vorsitzender: Bitte, zur Sache!) für die Asphaltplätze auszahlen? Das ist eine andere Frage, die zu klären ist.
Aber nun zur tatsächlichen Anfrage: Es gibt hier Presseberichte: „Die ASFINAG soll zerlegt werden.“ Das erste Teilstück des Zerlegens nennt sich „Straßenschlachten“. Der Verkehrsminister, Faymann, ist der Minister, der den Dreiervorstand gleich einmal liquidiert hat. Es ist schon erstaunlich, wenn dann der Aufsichtsratsvorsitzende Pöchhacker – bekanntlicherweise ein wichtiger Politikspieler der SPÖ – meint: „Der alte Vorstand hat sich nichts zu Schulden kommen lassen, aber es ist ja in der Wirtschaft nicht unüblich, dass Manager ausgetauscht werden.“, so Pöchhacker. Es ist schon interessant, wenn der rote Pöchhacker den roten Faymann verteidigt und drei Vorständen mit Millionenbeträgen auf die Straße schickt – aber gleichzeitig kriegen die drei Vorstände vom Aufsichtsrat den Freibrief. Das nur zu dem.
Gleichzeitig fordert der Herr Pöchhacker auch die Pkw-Maut. Das heißt die SPÖ und Verkehrsminister Faymann sind auf bestem Wege, mit Unterstützung des Aufsichtsratsvorsitzenden Pöchhacker, auch die Pkw-Maut einzuführen. Das nennt sich Straßenschlacht. Und das ist auch die Politik des neuen Verkehrsministers. Die Politik des neuen Verkehrsministers ist auch, die ASFINAG soll zerlegt werden. Da wird dezidiert davon geschrieben, dass die Betreibergesellschaften – es gibt eine SGS, die Service Gesellschaft Süd, und drei weitere. Die Service Gesellschaft Süd ist die Gesellschaft, die für Kärnten und Steiermark die Autobahnen erhält, plant und baut. Es sind übrigens zirka 180 Kärntner Mitarbeiter der Landesregierung, die in einem Personalüberlassungsvertrag an die ASFINAG überstellt. Da schreibt jetzt der Herr Verkehrsminister, dass er das Filettieren will und die Erhaltung der Bauwirtschaft übergeben will. Ich verwehre mich dagegen! Straßenerhaltung muss eine öffentliche Verpflichtung sein. (Zwischenruf der Abg. Mag. Cernic) Das Gegenteil davon, Frau Abgeordnete Cernic, tut Ihr Herr Minister Faymann. Straßenschlachten, das sind Fakten. (Zwiegespräche in der SPÖ-Fraktion) Kann ich jetzt weiterreden? (Vorsitzender: Bitte, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, Sie sind am Wort!)
Faktum ist, dass Pöchhacker und Faymann nicht nur drei Vorstände für Millionenabfertigungen in die Wüste geschickt haben, und gleichzeitig sorgen sie um gute Arbeitsplätze. Faktum ist auch, dass Faymann die Service Gesellschaften zerschlagen will und sie privatisieren will. Das ist eine „Superpolitik“ der SPÖ, Mitarbeiter der Länder (Zwischenruf der Abg. Mag. Cernic und Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – LR Dipl.-Ing. Scheuch: Sie zeigt mit dem Finger auf meinen Bruder! – Lärm und Gelächter im Hause. -Vorsitzender: Frau Abgeordnete, bitte keine Zwischenrufe. Am Wort ist jetzt der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Das gilt, bitte, für alle! Bitte, keine Zwischenrufe! Herr Landeshauptmann, setzen Sie fort! – Lärm und Zwiegespräche im Hause. – Vorsitzender: Meine Damen und Herren Abgeordneten, bitte um mehr Disziplin in diesem Hause. Das macht wirklich kein gutes Bild, wenn junge interessierte Menschen auf der Zuhörertribüne sich für Politik interessieren und hier wirklich zugegangen wird, als wären wir im Kindergarten! Bitte, mehr Disziplin! Schenken Sie doch dem Redner, bitte, die Aufmerksamkeit. Es gibt doch Wichtiges, das man erfahren kann. Bitte, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, setzen Sie fort!)
Die Frau Abgeordnete Cernic will halt die Wahrheit nicht wissen, dass unter einem Verkehrsminister Faymann eine Pkw-Maut eingeführt werden soll, dass unter einem Verkehrsminister Faymann drei erfolgreiche Vorstände in die Wüste geschickt werden, mit Millionenabfertigungen und dass unter Verkehrsminister Faymann die Straßenerhaltung privatisiert werden soll. Ich betone noch einmal: Straßenerhaltung ist öffentliche Verpflichtung und öffentliche Aufgabe. Es darf niemals stattfinden, dass ein Verkehrsminister es plant oder sogar zulässt oder aktiv betreibt, dass Straßenerhaltung in private Hände, in Hände der Bauwirtschaft gegeben wird. Da gibt es eine klare Trennung. Die Bauwirtschaft ist zum Bauen da; das macht sie hervorragend. Und die Erhaltung ist eine öffentliche Verpflichtung. Ich meine, es wäre das Schlimmste, wenn der Staat in Richtung Privatisierung der ASFINAG geht und damit die wichtigste Infrastruktur neben der Bahn privatisiert. Das darf es nicht sein, auch als Respekt und als Verpflichtung den Mitarbeitern der Länder gegenüber. 180 Kärntner arbeiten und machen ihren Job gut! (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Daran hat der Verkehrsminister nichts zu ändern! (Beifall von der F-Fraktion)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Abgeordneter Schober!

Lobnig

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, Sie wissen, Mitte 2006 wurden die Agenden des Landes an die ASFINAG übertragen. Es wurde eine Umstrukturierung im Bereich der ASFINAG vorgenommen. Es wurde diese bekannte SGS, die Service Gesellschaft Süd, geschaffen. Das ist ja nicht ohne Diskussion, vor allem im Lande vor sich gegangen, und es hat einen Personalüberlassungsvertrag gegeben.
Ich frage Sie in Anbetracht der nunmehrigen Diskussion und der Befürchtung, die jetzt aufgezeigt wurde, ob zu Recht oder zu Unrecht: War es damals ein Fehler, dass die Agenden des Landes an die ASFINAG übertragen worden sind?

Schober

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Es ist bekannt, dass ich als Verkehrsreferent das abgelehnt habe, wie ursprünglich alle Landeshauptleute. Es hat eine Landeshauptleutekonferenz mit einem Beschluss gegeben, dass die Erhaltung weiterhin Aufgabe der Länder sein soll. Es war aber aus EU-rechtlichen Gründen die ASFINAG gezwungen, die Erhaltung selbst zu machen. Die ASFINAG war ursprünglich eine reine Finanzierungsgesellschaft, ist jetzt aber eine Betriebsgesellschaft, das heißt mit der Bemautung der Autobahnen hat sich die rechtliche Struktur der ASFINAG verändert. Das mussten dann auch die Landeshauptleute, trotz Widerstand, zur Kenntnis nehmen. Es war so, dass der erste Landeshauptmann, der ausgeschert ist, Pröll war und dann Oberösterreich. Damit war klar, dass die Länderfront leider gebrochen ist. Ich hätte gerne auch in Zukunft die Autobahnen als Land für die ASFINAG erhalten, weil ich meine, dass wir damit wesentlich flexibler auch auf gewisse Dinge reagieren konnten.
Faktum ist, dass es nicht möglich war, diese Vertragsverlängerung der Bundesländer mit dem Bund und der ASFINAG zustande zu bringen. Daraus haben wir aber einen Kompromiss, der ein guter ist, erzielt, dass nämlich im Rahmen von Personalüberlassungsverträgen Verträge zwischen allen Bundesländern und der ASFINAG geschlossen wurden, dass die Mitarbeiter rechtlich abgesichert Landesbedienstete bleiben und für die ASFINAG Service Gesellschaften arbeiten.
Wenn jetzt der Herr Verkehrsminister und der Aufsichtsratsvorsitzende Pöchhacker im Rahmen ihrer Straßenschlachten eine Zerschlagung dieser Service Gesellschaften ankündigen, dann haben wir uns gemeinsam dagegen zur Wehr zu setzen. Ich meine, dass das eben unzulässig ist, auch wenn die Frau Abgeordnete Cernic wieder einen Lachkrampf kriegt. Ich würde nicht lachen, Frau Abgeordnete, wenn es um 180 Landesmitarbeiter geht. (Abg. Mag. Cernic: Haben Sie ein Problem mit mir, Herr Landesrat?!) Ich habe kein Problem mit Ihnen. Sie scheinbar mit sich. Ja. Und das ist viel schlimmer. Ja. (Abg. Mag. Cernic: Aber, Herr Landesrat, den Schmerz halte ich aus! - Beifall von der F-Fraktion) Weil Ihr Benehmen - junge Zuhörerinnen und Zuhörer müssen eine kichernde Abgeordnete aushalten. Das ist eh peinlich genug. Sie sind Pädagogin. Wie wollen denn Sie Kinder erziehen, Frau Pädagogin. (Einwand der Abg. Mac. Cernic. – Lärm im Hause. – Vorsitzender: Bitte! - Beifall von der F-Fraktion.) Ich konzentriere mich auf meine Antworten, die Ihnen halt ein bisserl wehtun. Sie wollen es halt nicht zur Kenntnis nehmen, dass Ihr Verkehrsminister aus Ihrem politischen Lager scheinbar kein Interesse hat, auf Mitarbeiter der Länder Rücksicht zu nehmen.
Ich darf, Herr Abgeordneter, noch einmal antworten: Ich gehe davon aus, dass die Verträge dann doch halten werden, aber man weiß nie. Wir haben seinerzeit für die Erhaltung der Werksvertragsvereinbarung gekämpft. Sie war nicht möglich. Ich erwarte mir vom Verkehrsminister – ich habe ihm das auch geschrieben – eine entsprechende Klarstellung, dass diese Zerschlagung der Service Gesellschaften und die Privatisierung der Erhaltung der Autobahnen jedenfalls nicht weiter diskutiert wird. (Beifall von der F-Fraktion)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch die Möglichkeit. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Landesrat! Wie hoch schätzen Sie die Gefahr ein, dass die 180 Arbeitsplätze gefährdet sind, wenn es zu weiteren Privatisierungen kommt?

Trettenbrein

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Wenn der Verkehrsminister und Pöchhacker als Aufsichtsrat das, was sie ankündigen, auch umsetzen, würde das bedeuten, dass 180 Mitarbeiter des Landes Kärnten arbeitslos werden. Das Land Kärnten hat ja seinerzeit für die Erhaltungsdienste auf den Autobahnen diese 180 Mitarbeiter in den Landesdienst eingestellt. Das sind hoch ausgebildete Bedienstete im Rahmen der Straßenerhaltung. Man muss auch wissen, dass die Erhaltung auf Autobahnen das Gefährlichste überhaupt ist. Das ist ein Job, der jeden Tag mit großer Gefahr verbunden ist, vor der ich auch größten Respekt habe und der Leistung dieser Mitarbeiter. Das würde bedeuten, dass 180 Mitarbeiter im Land Kärnten keinen Job mehr hätten. Das sind 180 Familien dabei. Deshalb ist es für mich erstaunlich, dass gerade ein SPÖ-Verkehrs​inister diese Ansagen macht und die Zerschlagung und Privatisierung dieser Dienste ins Auge fasst. Das wäre für mich ein völlig undenkbarer Akt. Ich hoffe, er wird sich das schleunigst überlegen. Es ist ja auch der Bundesrat Molzbichler der SPÖ, übrigens auch ein Personalvertreter, der sich in Form von Presseaussendungen und Leserbriefen auch auf meine Seite geschlagen und seinem Verkehrsminister mitgeteilt, dass er keinesfalls diesen Privatisierungsgedanken weiterzuführen hat. Das heißt es gibt ja auch zwischen SPÖ Vernunft und mir durchaus auch Kooperationen, in dem Fall mit dem Bundesrat Molzbichler, der als Personalvertreter die Probleme kennt. Wir sind da einer Meinung, dass das nicht weiterverfolgt werden darf. (Beifall von der F-Fraktion)

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen nun zur nächsten Anfrage:

5.
Ldtgs.Zl. 378/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Warmuth an Landesrat Ing. Rohr

Bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Resultierend aus einem Zeitungsbericht im Frühjahr dieses Jahres, einer regionalen Tageszeitung, stelle ich diese Anfrage.

Herr Landesrat Rohr, ich frage Sie: Stimmt es, dass für die Renovierung des Schaubergwerkes Knappenberg neben den bisher ausbezahlten 200.000 Euro die Marktgemeinde Hüttenberg auch einen Antrag für weitere 100.000 Euro an SBZ zur Fertigstellung des Projektes angesucht hat?

Warmuth

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzte Damen und Herren Abgeordneten! Frau Abgeordnete Warmuth! Nachdem die Gewährung von Sonderbedarfszuweisungen in der Verordnung der Landesregierung vom 9. November 2006, mit der die Referatseinteilung erlassen wird, in den Referatsbereich des Herrn Landeshauptmannes Dr. Haider fällt, obliegt auch ihm die Fragebeantwortung, wenngleich die Gewährung im Einvernehmen mit mir zu erfolgen hat. In diesem Zusammenhang darf ich auch auf die Anmerkung 9 zu § 49 der Geschäftsordnung des Kärntner Landtages verweisen, wonach ein Grund für die Nichtbeantwortung der Anfrage jedenfalls dann vorliegt, wenn das befragte Mitglied der Landesregierung nach der Referatseinteilung nicht zuständig ist. Dies gilt in gleicher Weise auch, wenn wie vorliegendenfalls das befragte Mitglied der Landesregierung nicht ausschließlich zuständig ist. Daher würde ich bitte, wenn Sie eine Antwort auf diese Frage haben wollen, diese auch zur gleichen Zeit und zu gleichen Teilen an den Herrn Landeshauptmann einzubringen!
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Meine Damen und Herren! Sie haben die Antwort gehört. Es bleibt jeweils dem zuständigen Regierungsmitglied frei überlassen, ob es die Frage beantwortet. Wenn es keine Zuständigkeit darin sieht, dann wird eben so vorgegangen, dann ist die Anfrage an den zuständigen Referenten zu stellen.

Wir kommen zur nächsten Anfrage:

6.
Ldtgs.Zl. 379/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Gritsch an Landesrat Dr. Schantl

Ich bitte, die Anfrage zu stellen! (Abg. Gritsch setzt zur Anfrage an.) Herr Abgeordneter, wir sehen, dass der Landesrat leider nicht da ist. Wir werden diese Anfrage mündlich bei der nächsten Sitzung, wenn es die Zustimmung findet, aufrufen!
Dann kommen wir zur nächsten Anfrage 7:

7.
Ldtgs.Zl. 380/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Tauschitz an Zweite Landeshauptmann-Stell​ver​treterin Dr. Schaunig-Kandut
Diese Anfrage kann ebenfalls nicht aufgerufen werden, sie ist nicht hier. Wünscht der Abgeordnete diese Anfrage bei der nächsten Sitzung? (Abg. Tauschitz: Mündlich, bitte!) Mündlich!
Dann kommen wir zur Anfrage 8:

8.
Ldtgs.Zl. 381/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Vouk an Ersten Landeshauptmann-Stellver​treter Dörfler

Diese Anfrage kann ebenfalls nicht aufgerufen werden, weil der Abgeordnete nicht anwesend ist. Er war bei mir nicht abgemeldet. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Abgeordneter Vouk ist krank gemeldet.) Okay, also nehmen wir zur Kenntnis, dass er krank gemeldet ist. Diese Anfrage wird dann schriftlich beantwortet.
Wir kommen zur nächsten Anfrage 9:

9.
Ldtgs.Zl. 382/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Willegger an Landesrat Ing. Rohr

Ich bitte, diese Anfrage zu stellen!

Lobnig
Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Hoch geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren auf der Zuschauertribüne! Allerheiligen ist zwar schon näher als der letzte Badetag, aber trotzdem: Der nächste Sommer kommt bestimmt!
Herr Landesrat Rohr: Wie schaut es eigentlich aus, wenn man die Kärntner Seen besucht, dann hört man immer wieder starken Motorlärm der Motorboote. Werden die an den Kärntner Seen zugelassenen Motorboote hinsichtlich ihrer Lärmentwicklung eigentlich überprüft?
Willegger

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter! Die an den Kärntner Seen zur Schifffahrt zugelassenen Motorboote wurden und werden entsprechend den Bestimmungen des Schifffahrtsgesetzes zugelassen und überprüft. Voraussetzung für die Zulassung im Sinne des Schifffahrtsgesetzes ist neben der Fahrtauglichkeit, dem Ausrüstungs- und Erhaltungszustand auch die Einhaltung der Voraussetzungen gemäß § 16 Abs. 1 Ziffer 3 des Schifffahrtsgesetzes. Nach dieser Bestimmung ist mittels Verordnung der Schutz von Personen vor Lärmbelästigung zu gewährleisten. Mit der Schiffstechnikverordnung wurde diesem Gesetzesauftrag entsprochen und festgelegt, dass das Betriebsgeräusch der Kleinfahrzeuge auf Wasserstraßen und der Fahrzeuge auf anderen Gewässern bei Volllast der Maschinen einen Schalldruckpegel von 70 Dezibel nicht überschreiten darf. Nach einer erstmaligen Zulassung ist in regelmäßigen Zeitabständen eine Nachprüfung durchzuführen, welche auch die Einhaltung der Lärmemissionen beinhaltet. In der Schiffszulassungsverordnung wird festgelegt, dass die Gültigkeitsdauer der Zulassung, ausgenommen sind die Fahrgastschiffe, zehn Jahre beträgt. Für bereits in Betrieb gestandene Fahrzeuge ist eine Gültigkeitsdauer der Zulassung von der Behörde im Einzelfall nach dem Ergebnis der Überprüfung der Fahrtauglichkeit festzulegen. Während bis vor etwa 20 Jahren die Nachprüfung in Abständen von einem Jahr erfolgte, hat sich zwischenzeitlich aufgrund des technischen Fortschrittes und des sich verbessernden Erhaltungszustandes und Alters der Motorboote der Überprüfungszeitraum auf fünf Jahre erstreckt. Für den Fall besonderer bekannt gewordener Missstände hat die Behörde gemäß Schifffahrtsgesetz sowie der Schiffszulassungsverordnung eine Überprüfung von Amts wegen einzuleiten.
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall! Von der ÖVP-Fraktion? – Auch nicht! Bitte, dann hat der Anfragesteller noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage!

Lobnig

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Geschätzte Damen und Herren! Herr Landesrat, es ist eigentlich so, dass subjektive oder objektive Lärmbeurteilung höchstwahrscheinlich nicht für jeden Schwimmer möglich ist. Wäre es nicht an der Zeit, dass man aufgrund dieser Lärmentwicklung, aufgrund der vielen Motorboote, die auf den Kärntner Seen und speziell am Wörthersee herumfahren, wäre es nicht möglich, bei der Lärmüberprüfung zu diesem alljährlichen Rhythmus zurückzukehren?
Willegger

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter! Ich habe Ihnen gesagt, die Praxis der Behörde – und das hängt natürlich immer davon ab, wie viel Personal steht in diesen Bereichen zu Verfügung – und der Stand der Technik der im Betrieb befindlichen Motorboote hat letztlich diese fünfjährige Überprüfungsdauer ergeben. Wenn es Anlassfälle gibt, dann bitte ich die entsprechende Bootsnummer der Behörde bekanntzugeben und dann werden wir natürlich im Einzelfall entsprechende Überprüfungen vornehmen. Ich darf Ihnen insgesamt sagen, dass es mein Bestreben und mein Wunsch wäre, wenn wir die an den Kärntner Seen – und im wesentlichen davon betroffen ist ja lediglich der Wörthersee – zugelassenen Motorboote durch de facto neue Elektroboote, die von ihrer Leistungskapazität auch dem entsprechen, was Motorboote in der Lage sind zu leisten, ersetzen könnten. Ich habe dazu auch mit den entsprechenden Produzenten und mit den Verkäufern – das heißt, auch mit den Schiffswerften am Wörthersee und in Kärnten – bereits Gespräche geführt, dass wir versuchen sollten, entsprechende Umstellungsaktionen einzuführen, ohne den Motorbestand in Kärnten tatsächlich wesentlich zu erhöhen und den Umstieg von Motor betriebenen – also sprich: Benzin- und Dieselmotor betriebenen Booten – auf elektrobetriebene Boote zu forcieren. Ich denke, das wäre ein wesentlicher Beitrag auch im Interesse des Umweltschutzes und der Gewässerökologie. Natürlich braucht man da jene als Partner, die derzeit gültige Lizenzen haben, um Motorboote in Kärnten zu betreiben, damit man ein derartiges Projekt in Angriff nehmen kann.
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Meine Damen und Herren, nun geht eine weitere Anfrage hinaus:

10.
Ldtgs.Zl. 383/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Ing. Haas an Ersten Landeshauptmann-Stell​ver​treter Dörfler

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Ing. Haas
Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Regierungsmitglieder! Hoher Landtag! Das Radwegnetz in Kärnten ist eine Infrastrukturmaßnahme, die für den Tourismus und für den Sportbetrieb sehr wichtig ist. Das Kärntner Radwegenetz ist größtenteils bereits sehr gut ausgebaut, trotzdem fehlen noch einige wichtige Ergänzungen. Vor kurzem wurde ja der Zusammenschluss zwischen Kärnten und Osttirol mittels Spatenstich gefeiert und das wird umgesetzt.
Nun meine Frage: Wann ist mit einem Baubeginn des Lückenschlusses beim überregionalen R 5 Glan-Gurkweg zwischen Feldkirchen und Glanegg zu rechnen?
Ing. Haas

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter Haas, dazu könnte ich sagen: Ich warte auf den Spatenstich, aber er kommt nicht, aber das hat eine besondere Geschichte. Am 17. März 2005 hat die SPÖ im Landtag den Ausbau des Radweges von Glanegg nach Feldkirchen verlangt. Antragsteller war der Herr Abgeordnete Herwig Seiser. Ich weiß aber nicht, ob er heute absichtlich nicht da ist, das müsste man sich ja auch fragen. (Zuruf aus der SPÖ-Abgeordnetenbank: Er ist krank!) Entschuldigung, dann nehme ich das zurück. Aber ich darf festhalten, dass ich nach einigen Planungsvorgesprächen am 3.5. 2006 und am 10.5.2006 jeweils im Straßenbauamt Feldkirchen mit der Stadt Feldkirchen bzw. mit der Gemeinde Glanegg Besprechungen zu diesem Projekt hatte. Auf Wunsch beider Gemeinden, nämlich des Herwig Seiser, Bürgermeister Strießnig und des Bürgermeisters Samitz haben die Gemeinden ersucht, am 3.5. und am 10.5.2006 die Planung selbst machen zu können. Wir haben uns dann schriftlich darauf verständigt und vereinbart, dass die Planung bis Ende April 2007 vorzulegen ist. Bis heute liegt nichts vor! Mit dem Gerhard Mock haben wir inzwischen viele Kilometer gebaut und viele andere Radwegeprojekte in Kärnten. Ich erwarte mir, wenn jemand selbst Antragsteller im Landtag ist, selbst auf seinen Wunsch hin die Planung übernimmt – was nicht üblich ist, denn üblicherweise koordiniert und plant das Land und entwickelt mit den Gemeinden und Anrainern Projekte – dann meine ich hat dieser Abgeordnete eine Umsetzungsverpflichtung auf „Punkt und Beistrich!“ Antrag stellen, Vereinbarungen treffen, nichts tun, das kann nicht Politik sein! Ich habe beiden Gemeinden bis zum Jahresende eine Frist gegeben. Sollten die Pläne nicht vorliegen, wird das Land wie üblich planen und dann hoffe ich, dass wir die Planung im Laufe des Jahres 2008 abschließen können und dass eventuell zu Jahresende 2008 die ersten Baumaßnahmen gesetzt werden können. Ich möchte aber noch einmal festhalten, dass im Straßenbaubudget 2007 bereits Geld für diese Baumaßnahmen enthalten war, weil ja vereinbart war, dass beide Gemeinden bis Ende April 2007 die Planung und ein baureifes Projekt – baureif heißt, alle Behördenverfahren sind abgeschlossen – einreichen. Das ist halt der Unterschied zwischen: Mit Anträgen fordern und dann selbst beim Umsetzen versagen! Das muss hier in aller Deutlichkeit unterstrichen werden! Wie gesagt, es gibt noch eine Frist bis zum Jahresende. Verstreicht die, dann werde ich jedenfalls – wie üblich – mit meiner Abteilung 17 die Planung in die Hände nehmen. Schade nur, dass wir im Grunde mindestens ein Jahr versäumt haben, weil eben der Lückenschluss zwischen Klagenfurt und St. Veit durch den Radweg über Maria Saal abgeschlossen ist bzw. weil auch der Radwegbau von St. Veit bis Glanegg abgeschlossen ist, weil wir in der Zwischenzeit den Radweg von der Stadtgrenze Klagenfurt bis nach Moosburg ausgebaut haben. Das heißt, ein ganz wesentliches Teilstück ist auch die Verbindung von Glanegg nach Feldkirchen. Es ist auch geplant, den Teil von Feldkirchen bis Moosburg baulich abzuschließen. Dort hätte man Flächen, aber wie gesagt, ich gebe bis zum Jahresende noch eine letzte Chance. Wenn das verstreicht, dann muss ich halt wieder einmal festhalten: Netter Antrag, nette Vereinbarung, nichts getan! Schade um ein Jahr, das den Radfahrern genommen wurde! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Nein! Von der ÖVP-Fraktion? – Auch nicht! Bitte, Herr Abgeordneter, dann haben Sie noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Danke, die Frage wurde ausreichend beantwortet!

Ing. Haas

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Meine Damen und Herren! Die Zeit für die Fragestunde ist somit abgelaufen. Es sind noch eine Reihe von Anfragen, die nicht zur Aufrufung gelangten, das sind die Anfragen von 11 bis 18. Ich frage die Abgeordneten: Wünscht jemand, dass diese Frage schriftlich beantwortet wird? Wenn nicht, dann gehe ich davon aus, dass sie bei der nächsten Sitzung mündlich aufgerufen wird. Das findet somit auch die Zustimmung!
Hohes Haus! Wir kommen nun zur Durchführung der Aktuellen Stunde. 
Aktuelle Stunde
Es liegt ein entsprechender Antrag des ÖVP-Landtagsklubs vor. Nach dem Rotationsprinzip ist auch die ÖVP an der Reihe. Das Thema lautet: „Bestmögliche Verwendung der Erlöse aus dem Hypo-Anteilsverkauf durch die Landesholding.“ Ich erteile dem Redner der Antrag stellenden Fraktion als Erstem das Wort, das ist der Abgeordnete Klubobmann Tauschitz. Ich möchte darauf hinweisen, dass auch hier die generelle Redezeitbeschränkung von fünf Minuten gilt. Ich darf nun bitten, mit den Ausführungen zu beginnen! Bitte, Herr Abgeordneter!

Lobnig

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Zuschauertribüne und auch die Journalisten und Vertreter der Kärntner Medien, die gerade gekommen sind, herzlich willkommen! Wir haben das Thema der heutigen Aktuellen Stunde ausgewählt mit der „Bestmöglichen Verwendung der Erlöse aus dem Hypo-Anteilsverkauf durch die Landesholding.“ Denn dieses Thema hier im Kärntner Landtag ist vermutlich das wichtigste aller aktuellen Themen überhaupt. Da gehen alle anderen Themen, die wir hier im Moment besprechen, in Wahrheit leider unter, denn wir müssen uns nämlich bewusst werden, von was wir hier sprechen. Während wir anderswo stundenlang darüber philosophieren und diskutieren, wie wir mit 23.000,-- Euro wertvollem Steuergeld der Kärntner Bürgerinnen und Bürger umgehen, sind hier beim Hypo-Geld und in weiterer Folge beim Zukunftsfonds 23 Millionen Euro durch die Wirtschaft verloren gegangen – in dem Fall durch Peter Ambrozy, der inzwischen nicht mehr SPÖ-Vorsitzender ist, und dem Landeshauptmann Dr. Haider, die den Zukunftsfonds ja unbedingt haben wollten! Daraus ist nun etwas Positives entstanden, denn daraus haben wir die Hypo verkauft und einen Schatz geborgen, der sage und schreibe 809 Millionen Euro in unsere Kassen gespült hat. Dieses Geld liegt Gott sei Dank bei der Kärntner Landesholding. Aber der Umgang mit dem Geld davor hat bewiesen, dass offensichtlich für manche in diesem Land die Verantwortung zu groß ist, weshalb ich sehr froh bin, dass Landesrat Dr. Josef Martinz der Vorsitzende der Kärntner Landesholding ist und dieses immense Geld verwaltet! Doch, was machen wir mit diesem Geld, das mit den Bayern gekommen ist, die der Landesrat Dr. Josef Martinz im Rucksack gehabt hat? (Zwischenruf von Abg. Mag. Knicek.) Es geht jetzt darum, dieses Geld ordentlich zu verwalten, Frau Kollegin! Es geht darum, dafür zu sorgen, dass Geld nicht – wie beim Landesbudget – hinausgeworfen wird, denn dieses Geld ist kein Lottogewinn und dieses Geld ist auch kein Geld, das der reiche Onkel aus Amerika gebracht hat! Dieses Geld ist eine Erbschaft und diese Erbschaft müssen wir auch ordentlich in die nächste Generation bringen! Es ist unsere Verantwortung, dass dieses Geld und diese Erbschaft auch tatsächlich die nächste Generation erreicht, auch für unsere Kinder und deren Kindeskinder erhalten bleibt und dass es nicht unsere Generation sein kann, die hergeht und mit diesem Geld Maßnahmen, die wir heute für wichtig erachten, finanziert und unsere nächste Generation, unsere Kinder und Kindeskinder dann nicht mehr in der Lage sind, hier von diesem Geld, das aufgebaut worden ist, zu profitieren!
Aus diesem Grund, meine sehr geehrten Damen und Herren, werden wir heute auch einen Dringlichkeitsantrag einbringen, der dafür sorgt, dass dieses Geld gesichert wird, und zwar ordentlich gesichert wird, dass der Zugriff auf das Kernvermögen des Zukunftsfonds, auf das Kernvermögen der Erlöse nur möglich ist, wenn es im Aufsichtsrat und im Vorstand der Kärntner Landesholding eine Absolute, also sprich eine Einstimmigkeit gibt, und der Kärntner Landtag mit einem Quorum von mindestens zwei Dritteln, also sozusagen mit dem Verfassungsrang, zustimmt, dass das Kernvermögen angetastet wird. Das wird – sofern die Welt nicht untergeht – hoffentlich nie der Fall sein, dass wir das brauchen. Ich glaube, dass das die einzige wirklich ernst gemeinte Lösung ist, dieses Geld zu sichern.
Die Frage ist: Wie ernst ist es uns mit der Sicherung des Geldes, vor allem der SPÖ oder dem BZÖ, wenn schon zwei Anträge zur Sicherung des Geldes im Plenum besprochen wurden bzw. im Ausschuss liegen und kein einziger das Licht der Welt erblickt hat? Der Ausschussvorsitzende Markut schaut mich gerade an. Ich hoffe, Herr Kollege, dass wir demnächst die Anträge beschließen können, um auch hier die Sicherung zu fixieren. (Abg. Markut: Ist beschlossen!) Herr Kollege Markut, beschlossen sind nur 290 Millionen Euro. Wir müssen aber um 250 Millionen Euro erhöhen.
Wichtig ist, dass dieses Geld eingesetzt wird für die Familien, für das „Kraftwerk Familie“. Dafür stehen wir! Dafür ist die ÖVP zu haben. Denn nur die Familien sind der Garant dafür, dass in diesem Land … (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Danke, Herr Präsident! Wenn es uns nicht gelingt, mit diesem Geld die Familien zu stärken und dafür zu sorgen, dass wir mehr Kinder, dass wir in der Geburtenstatistik nicht mehr das letzte Bundesland in Österreich sind, dann brauchen wir uns über Minarette und Ähnliches gar nicht unterhalten, weil dann kommt es von alleine. Es ist das „Kraftwerk Familie“, das wir dringend brauchen. Es werden der Kollege Grilc im Anschluss und unser Landesrat noch genau darauf eingehen, was wir in diesem „Kraftwerk Familie“ auch alles vorhaben. Ich rufe alle Parteien hier im Landtag auf, unserem Dringlichkeitsantrag die Zustimmung zu geben, dass wir die Hypomillionen endlich sichern können und das Geld für die Zukunft unserer Kinder und Enkelkinder einsetzen können. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Dr. Strutz das Wort.)

Tauschitz

Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich möchte zunächst einmal meinem Vorredner, Stephan Tauschitz, recht herzlich zum Klubobmann gratulieren! Er ist der erste Klubobmann in der langen Geschichte des Kärntner Landtages, der es tatsächlich geschafft hat, zum Klubobmann gewählt zu werden, ohne dass ihn die Abgeordneten seiner Fraktion auch tatsächlich gewählt haben. (Beifall und Heiterkeit in der F-Fraktion. – Abg. Tauschitz: Red’ keinen Schaß!)
Denn als Präsident, Hoher Landtag, darf ich ganz kurz auf unsere Landesverfassung verweisen, in der es im Artikel 7 heißt: „Die gewählten Mitglieder des Landtages bilden einen Klub.“ Das heißt der Abgeordnete Lutschounig, Hueter, Grilc, Tauschitz. „Und der Klub wählt aus seiner Mitte einen Obmann.“ Jetzt gratuliere ich dir, geschätzter Herr Kollege, zu deiner Spitzohrigkeit! Denn die Abgeordneten haben dich nicht gewählt. Man hat ein paar Parteisekretäre zur Sitzung dazugenommen, und du bist es geworden. (Abg. Rossmann: Das ist ja unglaublich!) Da gehört wirklich einiges Geschick dazu.
Aber nun zur Aktuellen Stunde. Hoher Landtag! Das Thema „Bestmögliche Verwendung der Erlöse aus dem Hypoanteilsverkauf“: Ich bin gespannt, ob sich die Sozialdemokraten zu Wort melden werden, denn die SPÖ ist ja gegen den Anteilsverkauf gewesen. Die Frau Schaunig hat gesagt, man möge doch lieber an die Börse gehen. Hätten wir ihrem Vorschlag Folge geleistet, hätten wir heute nicht darüber zu debattieren, wie wir 500 Millionen und mehr verteilen können, zum Wohle der Familien, zum Wohle der Wirtschaft, sondern dann hätten wir darüber nachdenken müssen: Müssen wir das Minus, das derzeit aufgrund der Börsensituation zu verkraften gewesen wäre, im Budget unterbringen? Die Frau Schaunig hat auch ganz klar gemacht: Sie will ja gar nicht, dass das Geld unter die Bevölkerung für die Familien, für die Wirtschaft eingesetzt wird. Sie möchte das Geld binden, wegsperren, den Familien vorenthalten.
Ich glaube, heute, Hoher Landtag, steht außer Streit, dass der Anteilsverkauf der Hypo eine Erfolgsgeschichte ist, die richtige Entscheidung zum richtigen Zeitpunkt gewesen ist. Das Land Kärnten verfügt heute, dank der Beschlüsse im Aufsichtsrat der Holding, mit Stimmen des BZÖ und der ÖVP, über ein Sondervermögen – wie kein anderes Bundesland! -, über ein Sondervermögen, das im Moment mehr als eine Milliarde Schilling beträgt, wenn man dann die Tilgung der Wandelschuldverschreibung im kommenden Jahr umsetzen wird und 500 Millionen. Der Widerstand der Frau Schaunig, den nicht alle innerhalb der SPÖ teilen, verhindert, dass wir über Maßnahmen heute diskutieren können, wie wir dieses Geld auch anlegen.
Ganz klar zu unserer Linie: Wir wollen, dass die Familien und die kleinen Einkommensbezieher aus dem Hypoertrag Vorteile genießen und vor allem die sozial Schwachen in unserer Gesellschaft davon profitieren. (Beifall von der F-Fraktion) Warum? – In den letzten sieben Jahren haben wir mit Unterstützung der Hypo Landesbank und mit Unterstützung des Zukunftsfonds - den ja die Frau Schaunig zu ihrem neuen Feind, nach der KELAG, auserkoren hat -, eine sehr starke Wirtschaftspolitik gemacht. Es sind Millionen in die Wirtschaft geflossen, aber mit einem guten Erfolg. Kärnten steht im Ländervergleich mittlerweile im Mittelpunkt auch der anderen Bundesländer. Wir haben, auch mit Unterstützung der Hypo, wichtige Investitionen vornehmen können, die ohne sie nicht möglich gewesen sind: Ausbau des Nassfelds, die Hotelprojekte am Katschberg, am Nassfeld, die Sanierung der Golfplätze, von denen unsere Regionen profitieren, die Investitionen in die Bioenergie oder die Projekte, die wir gemeinsam mit BZÖ und ÖVP auch über den Zukunftsfonds abgewickelt haben, wie die Thermenprojekte in Villach, in Bad Kleinkirchheim, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) wo alle mit dabei sein werden, wenn wir dieses Bad eröffnen wollen.
Wir haben Prioritäten gesetzt, haben diese umgesetzt. Die Rückführung der Wandelanleihe und der Ausbau des Kernvermögens sind gelungen. Wir haben einen größtmöglichen Anteil am Erhalt gesichert und haben den größtmöglichen Erlös erzielt, sodass wir heute in dieser glücklichen Lage sind, Geld für die Zukunft Kärntens einzusetzen. Die Linie des BZÖ ist jene, dass jetzt die Familien, jetzt die sozial Schwachen profitieren sollen. (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen!) Wir wollen eine Aufholphase machen, indem wir auch gesetzliche Ansprüche verankern. Wir werden ja heute über Heizkostenzuschüsse und ähnliche Unterstützungen im Sozialbereich noch zu diskutieren haben.
Ich sage nur: (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen! Die Redezeit ist abgelaufen.) Hätten wir der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Folge geleistet, hätten wir heute Schulden und nicht 500 Millionen zu verteilen! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort. – Lärm im Hause.)

Dr. Strutz

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Herr Landesrat! Ich möchte mit einem Satz einmal auf meinen Vorredner replizieren, der gemeint hat, dass kein anderes Bundesland so viel an Vermögen mittlerweile habe, das man einsetzen könne. Lieber Herr Präsident Martin Strutz! Kein anderes Bundesland hat alles, was nicht niet- und nagelfest war, in diesem Land und im Landeseigentum gestanden ist, verscherbelt: ob es die Hypo war, ob es die KELAG-Anteile waren, ob es die ÖDK-Anteile waren, ob es die Wohnbauförderungsdarlehen waren, ob es die landeseigenen Wohnbauten waren, ob es die Landesgenossenschaften waren, ob es die so genannten Amtsgebäude waren. (Abg. Zellot: BAWAG, Konsum!) Das ist ein Grund dafür, und ich sage, man kann Dinge manchmal machen mit guten Überlegungen. Aber das ist der Grund dafür, dass wir heute so stehen wie wir dastehen.
Zum Kollegen Tauschitz ein ganz offenes Wort: Wenn du das als das aktuellste Thema stellst, dann denke ich, wenn man aktuelle Themen in der Aktuellen Stunde aktuell besprechen mag, dass man auch alle aktuellen Unterlagen braucht. Und ich vermisse als Abgeordneter des Kärntner Landtages, der mitverantwortlich ist für die Budgethoheit hier in diesem Hause, die Unterlagen des Rechnungsabschlusses für das Jahr 2006, das ja ein wirkliches Bild darüber gibt, wie die Finanzsituation in diesem Land Kärnten ist! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Meine Damen und Herren, und hier ist jemand säumig, der es heute vorgezogen hat, woanders zu sein. Ich akzeptiere das, weil das sein dienstlicher Auftrag ist, aber der Landeshauptmann von Kärnten und Finanzreferent, Dr. Haider, war bis jetzt nicht in der Lage – bis zum heutigen Tag, zum 25. Oktober 2007 -, einen Antrag dem Kärntner Landtag, der Kärntner Landesregierung vorzulegen, der den Rechnungsabschluss zur oder nicht zur Kenntnis nimmt. Und wenn Sie das, meine Damen und Herren, als Unternehmer oder wo auch immer in einem Haushalt machen würden, dann haben Sie zumindest das Finanzamt und auch andere Schwierigkeiten am Hals bzw. im Nacken. Daher: Unter dieser Voraussetzung, dass wir nicht wirklich wissen, wie der Status quo des Vorjahres ist, möchte ich meine weiteren Ausführungen verstanden sehen.
Meine Damen und Herren! Bereits in der Vergangenheit war es die SPÖ, gemeinsam mit den Sozialpartnern und auch teilweise der ÖVP und den Grünen in diesem Land, die geschaut haben, dass wir wesentliche Landesanteile noch sicherstellen können. Denn ansonsten wäre dieses Vermögen, das jetzt zusammengefasst werden sollte, schon längst passé. Und ob es wirklich so eingesetzt worden wäre, wie es hier sehr hehr dargestellt worden ist, nämlich den Ärmsten und Armen in Kärnten zu helfen, na dann hätten wir schon genügend Gelegenheit gehabt - ich sage nur ein Wort: Kärntner Mindestsicherung -, das nachhaltig und per Gesetz und nicht per modernem Almosenhandel sicherzustellen.
Wir haben zwei Anträge eingebracht, und soviel zur Aktualität der SPÖ, und das bereits im Mai, wo wir darauf abgezielt haben, unsere Position gegenüber dem Hypoverkauf vorausgesetzt, dass wir das Sondervermögen Kärnten so veranlagen sollten, dass letztlich ausschließlich die Zinsen verwendet werden sollen, um nachhaltige Projekte zu forcieren, zu fördern; Projekte, die aber alle wiederum eine entsprechende arbeitsplatzschaffende und die soziale Situation verbessernde Funktion haben sollten. Das heißt im Konkreten: Wir möchten in bestehende Stärken im Wirtschafts-, Bildungs-, Aus- und Weiterbildungsbereich dieses Geld investiert sehen. Wir möchten Institutionen der Bildung, der Wissenschaft sowie insgesamt der Wirtschaft international verstärkt sehen. Nebenbemerkung: Liebe ÖVP! Gebt doch endlich eure Blockadepolitik für die Modellregionen im Bildungsbereich auf! Das ist ein ganz wesentlicher innovativer Einsatz, der nicht nur Geld bedeutet, sondern der einmal ein bisserl einen politischen Weitblick eurerseits bedeuten würde.
Wir möchten in Forschung und Entwicklung regionale Innovation und Technologiekompetenz des Landes Kärnten und damit in unsere Infrastruktur investieren, und wir möchten, dass wir die soziale und die kulturelle Lebensqualität erhöhen. Ich möchte einen aktuellen Einschub machen. Ich war gestern bei der Kärntner Armutskonferenz. (Abg. Warmuth: Ich auch!) Meine Damen und Herren, genauso mit der Kollegin Warmuth, wie du richtig sagst. Bei dieser Konferenz – Kollegin Lesjak auch, damit ich alle vollständig aufzähle, auch die Kollegin Trannacher – wurde eines gesagt, und das ist wesentlich für die Debatte hier, die ich auch schon in Wortmeldungen gehört habe. Kein Almosen, kein einmaliges Geldgeschenk, indem man irgendwo antritt und dann ein paar Euro kriegt, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) in Kärnten, wo die Armutsgefährdung, meine Damen und Herren, 16,3 Prozent der Bevölkerung betrifft, in irgendeiner Form helfen. Das Einzige, was nachhaltig hilft, ist, einen gesetzlichen Anspruch auf jene Leistungen zu bekommen, die langsam, im Gesamtzusammenspiel mit dem, was ich gesagt habe, dazu beitragen, dass die Einkommenssituation, die Kaufkraft und die Lebenshaltungskosten von jenen, die sie bestreiten müssen, auch leistbar sind.
Wenn dafür das Geld eingesetzt wird – und dazu bedarf es Maßnahmen -, dann wird die SPÖ dem auch mit Folge leisten. (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen!) Bleiben Sie dabei, schauen Sie lieber, meine Damen und Herren, dass wir alles, was an Kapital noch vorhanden ist, dieses Landesvermögen, veranlagen. Und lassen wir uns von den Zinsen die notwendigen Projekte finanzieren! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort. – Abg. Ing. Scheuch: Rien ne va plus!)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne! Es war am Christie Himmelfahrtstag, als die Hiobsbotschaft verkündet wurde. Ja, und unser Schuldenkaiser von Kärnten, Jörg Haider, hat gesagt: „Wir sind reich!“ – „Wir sind reich!“, hat er gesagt. Und ich habe ihm gleich darauf geantwortet: „Euer Majestät, Pluralis Majestatis. Ihr seid reich, aber wir sind arm!“ Und so schaut es auch im Lande aus. Es haben alle sehr erleichterte Gesichter gemacht, damals. Ich habe damals schon gesagt: „An den Gesichtern sieht man es. Josef Martinz hat ausgeschaut, als hätte man gerade einen Traktor von ihm herunter gehoben. Und auch der Jörg Haider hat über viel mehr Patschen gelacht, als er gehabt hat. Daran hat man gesehen, wie eng es schon war. Da hat sich die Frage gestellt: Warum sind wir jetzt reich oder müssten wir jetzt reich sein? – Natürlich aus dem Grund, weil wir die Hypo verkaufen mussten. Das ist genau das Prinzip, wie unser Budget immer funktioniert. Wir machen Schulden und schieben die wie ein Schneepflug vor uns her. Es ist das Prinzip, wie das BZÖ seit Jahrzehnten arbeitet und auch der Morbus Pfeifenberger.
Wir geben Geld aus, das wir nicht haben und schieben das weiter in die Zukunft, das ist die Geschichte! Das funktioniert mit der Parteienfinanzierung so – die ist bis, glaube ich, 2014 vorausverkauft – und auch die anderen Sachen. Schaut euch an, bis wann der KABEG-Deal zu zahlen ist: Bis 2031! Da werden schon einige nicht mehr … Na, das ist ja wurst, reden wir über etwas anderes! Bis 2020 zahlen wir die EM zurück, und, und, und, alle Projekte – auch die Forfaitierungsmodelle vom Kollegen Dörfler! Das sind alles Anleihen, die wir an die nächsten Generationen nehmen. (Abg. Ing. Scheuch: Hast du auch eine Lösung?) So darf das nicht sein! Wo, bitte, sind denn die Budgets? Wo ist denn der Nachtragsvoranschlag 2007? Wo ist der Rechnungsabschluss 2006? Und wo ist der Voranschlag 2008? Da fehlen ja einige Sachen! Das Letzte, das ich nachvollziehen kann, ist ein Abgang von 414 Millionen Euro pro Jahr, budgetär und außerbudgetär! Das heißt aber: Über 1 Million Euro pro Tag Schuldenzuwachs! Während gleichzeitig eine unwahrscheinliche Umverteilung in Kärnten stattfindet – nicht nur in Kärnten, auf der ganzen Welt – wo nämlich die Robin Hoods in der Politik den Armen wegnehmen und den Reichen geben! Als kleines Beispiel: Da kommt ein Herr Tilo Berlin und verdient in fünf Monaten an die 160 Millionen Euro! Das sind früher einmal 2 Milliarden Schilling gewesen! Das ist ungefähr 1 Million Euro pro Tag, die er verdient! Und das Lustige an unserer solidarischen Gesellschaft ist: Der zahlt bei uns keine Steuern, der hat seine Firma in Luxemburg angemeldet, der zahlt keine Quellen-, keine Einkommenssteuer! Sehr, sehr solidarisch und den haben wir von unseren Politikern hierher holen lassen! Der hat Geld verdient, das uns Kärntnerinnen und Kärntnern gehört hätte und jetzt sind wir angeblich reich!
Unsere Vorstellung: Was machen wir jetzt mit dem Geld, das wir noch haben? Soviel wird es ja nicht sein, 809 kriegen wir. 556 – das werden wir von der lustigen Wandelschuldverschreibung zahlen müssen. Das war ja auch so etwas, da hat man gesagt, wir geben das Geld jetzt aus. Und die 250 Millionen vom Zukunftsfonds, die waren so schnell weg, so schnell hat überhaupt keiner abstimmen können. Da haben wir Gott sei Dank eine gescheite Geschichte gemacht, nämlich unsere Kenia-Koalition, wo rot, grün und schwarz zusammen – zumindest 250 Millionen – gedeckelt hat. Da ist dem Jörg Haider zum ersten Mal aufgefallen: Hallo, da habe ich keine Mehrheit! Und was hat er gemacht? Geschwind war er beim Josef Martinz und hat ihm einige Punkte vorgelegt, wie das ländliche Wegenetz ausschauen könnte, und so andere Sachen und deswegen ist das mit der Hypo auch so passiert, (Abg. Ing. Scheuch: … Wo hast du jemals eine Mehrheit gehabt?) deswegen bitte nicht so wie beim Zukunftsfonds! Legen wir das ganze Geld in eine Stiftung, schauen wir, dass wir mit einem Budget- oder mit einem ähnlichen Ausschuss bei dem alle Parteien sind, dass wir nur die Zinsen abschöpfen und die so gescheit, dass die nächsten Generationen etwas davon haben – sei es jetzt Alternativenergie, seien es Arbeitsplätze! Das ist das Letzte, was wir haben! Unser Budget ist im Argen! Der Jörg Haider und seine lustigen Vorgänger haben uns 3.000,-- Euro pro Kopf Schuldenstand in Kärnten eingewirtschaftet, aber gleichzeitig 5.000,-- Euro pro Kopf in Kärnten an Sachen verkauft: Wohnbauförderungsdarlehensforderungen, die Kelag, die Hypo. Dann haben wir noch einige andere Geschichten. Wenn man sich überlegt, was für uns jetzt übrig bleibt: Viel ist nicht mehr drin! (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) 8.000,-- Euro pro Kopf haben wir verloren, deswegen geht unser dringlicher Antrag in die Richtung – da danke ich der ÖVP, die da mitunterschrieben haben: Sofortiger Stopp des jetzigen „Budgetprogramms“, so fallen wir in das Nichts! Jörg Haider tut immer so, als ob er ein Zauberer wäre. Man kennt das von den Zauberern, die können nicht wirklich zaubern, die sind Illusionisten! Die haben uns 8.000,-- Euro weggenommen und wollen uns jetzt 100,-- Euro geben! Danke, Jörg! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Ich gratuliere dem neuen Klubobmann der ÖVP, Herrn Mag. Tauschitz, zum Klubobmann der ÖVP! (Abg. Trettenbrein: Er ist kein Magister!) Das ist eine verantwortungsvolle Aufgabe. Ich mache das ohne Häme und ohne Zynismus, weil wie die ÖVP ihre Klubobleute auswählt, ist nicht meine Sache. Ich bitte um eine gute Zusammenarbeit in diesem Hause für die Kärntnerinnen und Kärntner! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Sehr geehrte Damen und Herren! In dieser Frage der Veranlagung des Erlöses der Hypo-Mittel, die schon an die Kärntner Landesholding geflossen sind, obliegt der Österreichischen Volkspartei und vor allem Landesrat Martinz, der da federführend gewirkt hat, eine sehr große Verantwortung! Es ist kein Geheimnis, dass ich – für die Freiheitliche Partei – gegen den Abverkauf von Volks- und Landesvermögen bin und immer sein werde! Natürlich wird nur von den Rosinen dieses Verkaufs berichtet und der Kuchen wird den Hühnern zum Fraß vorgeworfen. Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, dass es jetzt nicht mehr möglich ist, mit dieser ehemaligen Landesbank – durch die Mehrheitsverhältnisse, die jetzt dort sind – für das Land Kärnten Vorfinanzierungen mit erträglichem Zinsrahmen zu tätigen. Denn die Bayerische Landesbank wird jetzt natürlich nur an einem interessiert sein und zwar, dass sie aus dieser Bank Gewinne lukriert! Die Hochleistungsstrecke durch Kärnten, die jetzt wieder im Gerede ist, sollte von der Hypo vorfinanziert werden. Jetzt haben wir eben keine Hausbank mehr, sondern wir können, wenn wir für irgendwelche Vorfinanzierungen Geld aufnehmen müssen, dann können wir das bei jeder Bank machen. Diese Vorteile sind für alle Zukunft weg und verkauft! Wir sind nur mehr mit 20 Prozent Anteilen beteiligt, mit denen man in dieser Bank nichts mehr bewegen kann. Man muss immer wieder festhalten, dass das längerfristig natürlich zu Lasten der Kärntner Politik, aber auch der Kärntnerinnen und Kärntner, geht!
Jetzt kommt das Nächste. Das Geld bei der Landesholding – das sind stolze 809 Millionen Euro und jetzt feilschen wir erst darüber, wie wir das Geld veranlagen. Ich glaube, wenn man etwas in dieser Größenordnung abverkauft, dann muss man schon einen Plan haben. Was mache ich mit der erlösten Summe? Wie ist das am besten angelegt? Auf der einen Seite stimmt das schon, dass es mehrere Möglichkeiten gibt. (Abg. Willegger lacht.) Der Direktor der Nationalbank lacht, ich trage das halt als Laie – ich bin natürlich kein Fachmann – vor. Die Frage ist: Ist es besser herzugehen und mit dem Geld die Schulden oder einen Teil der Schulden, die das Land hat, zu tilgen, weil wir erhöhte Zinsen … Wir können nicht soviel Zinsen lukrieren, wie wir – rechnerisch – auf der anderen Seite für unsere Schulden Zinsen zahlen müssen. Ich lasse mich aber schon auf das ein, denn jetzt ist das Geld da. Das ist ein Faktum, es wurde verkauft, wenn auch gegen meinen Willen. Was macht man jetzt mit diesem Geld? Soziales für die Kärntnerinnen und Kärntner, die es brauchen, die immer mehr werden? Armutskonferenz, das muss ich dem Klubobmann Kaiser sagen: Er hat alle aufgezählt, auch die FPÖ war dort vertreten – das hat er natürlich nicht gesagt – vertreten durch den Nationalratsabgeordneten Karl-Heinz Klement. Ich möchte für das Protokoll festhalten, dass uns als soziale Heimatpartei die Bekämpfung der Armut in Kärnten ein großes Anliegen ist, keine Frage. (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit, Herr Abgeordneter!) Wichtig dafür, wie man das Geld einsetzen sollte, ist die Nachhaltigkeit und dass das Geld nicht wieder für irgendwelche Projekte verplempert wird. Es soll meiner Meinung nach für die Familienförderung Kärntens eingesetzt werden – ohne Frage – für die, die es brauchen, aber auch im Infrastrukturbereich. Ich muss sagen, ich bin da nach wie vor beim Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler, unser desolates Landesnetz … (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) Als er aus diesem Fonds ein Geld haben wollte, hat er es nicht bekommen, das würde ich auch unterstützen! Danke, Herr Präsident! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt LR Mag. Dr. Martinz das Wort.)
Schwager

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren des Kärntner Landtages! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Damit wir gleich am Anfang einmal falschen Legendenbildungen vorbeugen möchte ich kurz wiederholen und in Erinnerung rufen, dass Ex-Klubobmann Strutz 2004 – ganz am Anfang dieser Periode – noch massiv gegen den Verkauf der Hypo aufgetreten ist, (3. Präs. Dr. Strutz: Wenn wir damals verkauft hätten, hätten wir viel weniger bekommen!) nachdem die ÖVP damals mit der Idee gekommen ist, den Verkauf, die Privatisierung der Hypo ins Auge zu fassen. Der gleiche Ex-Klubobmann Strutz hat im Sommer 2006 – das ist ein Jahr her, damals, als die Lage der Hypo keine rosige war – in einer Nacht- und Nebelaktion sehr darauf gedrängt, innerhalb der Landesholding bezüglich des Verkaufes hier etwas zu tun. (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Wenn heute groß über eine Veranlagung, über eine Verwendung von Zinsen geredet werden kann, dann darf ich in Erinnerung rufen und daran appellieren, dass die SPÖ bis jetzt immer gegen dieses Projekt war. Jetzt springt sie gerne auf, wenn es darum geht, hier eine Verteilung in irgendeiner Form ins Auge zu fassen. Ich kann nur sagen: Ende mit dieser Blockadepolitik! Schauen wir, dass wir wirklich mit dem jetzt Erlösten – und das ist ein Projekt, das wirklich seinesgleichen suchen muss – dass wir hier mit diesem Projekt sorgsam umgehen!
Ich möchte schon in Erinnerung rufen, dass SPÖ und BZÖ mit ihrer unseligen Wandelschuldanleihe, mit diesen 500 Millionen, wo man vor lauter Gier nicht warten konnte, bis man an das Geld der Hypo kommt, dass uns diese 500 Millionen Wandelschuldanleihe 56 Millionen an Zinsen kosten werden. Das heißt, im Juni 2008 müssen wir 556 Millionen an die Wandelgeber zurückzahlen. Wir haben heute noch nahezu 480 Millionen von diesen 500 Millionen bei uns in der Holding am Konto liegen. Wir haben aus dieser ganzen Aktion bis Juni Zinsen in Summe von 23 Millionen. Meine Damen und Herren, lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen: 23 Millionen nur an Kosten – hinausgeschmissen beim Fenster, weil BZÖ und SPÖ es nicht erwarten konnten an die Millionen der Hypo zu kommen! 23 Millionen wertvolles Geld, das wir für viele Maßnahmen verwenden hätten können – hinausgeschmissen, weil man es nicht erwarten konnte! (Zwischenruf von LR Dipl.-Ing. Scheuch.) Ich muss also wirklich sagen, das ist hier ein wirtschaftspolitisches Vorgehen, das seinesgleichen suchen muss, was sicher noch diskutiert werden muss! (Abg. Tauschitz: Schweinerei! Das hat der Ex-Klubobmann Strutz mitgetragen! Unglaublich!) Der Verkauf der Hypo – ich denke, wir sind uns einig und wir werden uns jetzt auch finden. Denn wenn alle Lippenbekenntnisse ernst zu nehmen sind, dann werden wir uns auch finden, hier eine Veranlagung zustandezubringen, eine Veranlagung, die auch Mut braucht. Sie braucht den Mut, sich selbst zu beschränken und uns den Zugriff auf das Kernvermögen zu entziehen. Ich glaube, es ist ein Bekenntnis notwendig. Ich lade alle dazu sein, auch dazu zu stehen. Die ÖVP hat bereits zwei Anträge hier. Wir werden heute wieder einen Dringlichkeitsantrag einbringen. Hören Sie zu reden auf, setzen wir das endlich um! (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Sichern wir unser Kernvermögen, sichern wir das Kernvermögen vor dem Zugriff der Tagespolitik! Wir sehen, die Budgetverhandlungen sind im Gange, wir sehen wie schon vorgegangen wird, um an das Geld zu kommen. Sichern wir das Kernvermögen und ich sage noch einmal und wiederhole unseren Vorschlag: Mit einer Zweidrittelmehrheit im Landtag, mit Einstimmigkeit in der Regierung und im Aufsichtsrat der Holding sollte hier ein Weg gefunden werden, der unser wirklich letztes Kernvermögen für die Zukunft vom täglichen Zugriff wegbringt, damit wir mit den Zinsen ordentlich wirtschaften können!
Ich möchte auch daran erinnern, dass die rasche Abwicklung des Verkaufs an den Partner Bayrische Landesbank ein sehr guter war. Ich bedanke mich bei allen, die hier mitgewirkt haben. Es ist, glaube ich, hier etwas gelungen. Wenn man sich in der Fachwelt und in den politischen Kreisen – sowohl in Österreich als auch in Bayern und in Deutschland – umhört, hier wird das anerkannt, weil man sieht, hier ist zum richtigen Zeitpunkt der richtige Partner gefunden worden und auch der beste Preis! Jeder, der heute von einer börslichen Verwertung einer Hypo redet, der weiß selber, dass er davon nicht mehr reden kann. Ich höre keine Töne mehr von der SPÖ, das ist auch klar! Ich will auch nicht herumstochern, ich denke, die Erkenntnis ist hier jetzt deutlich! (Abg. Ing. Scheuch lacht lautstark. – Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit, bitte!) Die Erkenntnis ist hier deutlich, dass das gut und richtig war!
Nun zur Veranlagung. Wir haben zwei Möglichkeiten der Veranlagung. Einmal stehen uns durch das rasche Closing – wir dürfen nicht vergessen, das ist wesentlich früher gekommen als ursprünglich vereinbart – zusätzliche 8 Millionen zur Verfügung. Weil wir früher rasch gehandelt haben, weil wir jetzt rasch abgewickelt haben, haben wir zusätzlich 8 Millionen bis Ende des Jahres zur Verfügung! Ich sage ganz deutlich, ich bin bereit (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) dieses Geld für die Familien einzusetzen und wirklich auch rasch das zweite Kindergartenjahr, das Gratiskindergartenjahr, umzusetzen. In Summe hat die ÖVP ein Paket vorgelegt, das den Gratiskindergarten für alle ab drei Jahren aus den Zinsen der Hypo-Erlöse ermöglichen sollte, den Kärntner Familienpass, das … (Vorsitzender: Herr Landesrat, die Redezeit ist schon lange abgelaufen! Ich bitte, jetzt zu schließen!) Und ein letzter Satz: Die Arbeitsplatzprämie für die 11.000 Betriebe, die ohne Mitarbeiter sind, um hier eine Initiative zu setzen! Danke! (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch. – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Dr. Martinz

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine lieben Zuhörerinnen und Zuhörer! Ich gebe zu, ich habe ein kleines Problem gehabt. Wenn ich der SPÖ zuhöre, wird mir schlecht – wenn ich der ÖVP zuhöre, schwindelig. (Abg. Tauschitz: Dann solltest du heimgehen und dich ins Bett legen! – Lärm und Heiterkeit im Hause. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Ich weiß schon, dass Sie das nicht hören wollen, aber blicken Sie nach Wien. Dort sind Sie zusammen in einer Koalition. Was bietet die uns? – Streit, Stillstand. Und wenn gearbeitet wird, kommen Belastungen auf die Menschen in Österreich zu.
Überhaupt, zur SPÖ gerichtet, gebärden Sie sich in Wien als ein Kühlschrank, der täglich neue Eiswürfel für die Bevölkerung übrig hat. Es war, lieber Peter Kaiser, eine einzige Selbstanklage, die du vom Stapel gelassen hast, denn du hast all jene Dinge auch mitkritisiert, wo die SPÖ dabei war, durch Beschlüsse mitbestimmt hat und damit auch das Ganze in die Wege geleitet hat. Bei fast allen Privatisierungen! Das ist wirklich eine gefährliche Drohung, wenn die SPÖ von „Wirtschaft“ spricht. Ich verweise darauf, was zum Beispiel die beiden Ex-Spitzenrepräsentanten Elsner und Gerharter gestern bei Gericht zum Besten gegeben haben.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, aber auch bei der ÖVP ist festzustellen, dass hier der Herr Neo-Klubobmann noch einiges wird lernen müssen. Denn in Bausch und Bogen hier zu sagen, dass alles, was im Budget an Ausgaben firmiert, beim Fenster hinausgeworfen wird, ist schlicht und ergreifend eine Frechheit den Kärntnerinnen und Kärntnern gegenüber, die viel von dem bekommen, was hier im Budget vorgesehen ist. Es ist eine Art jugendlicher Leichtsinn, aber offensichtlich schwappen andere Ereignisse doch über, denn eine Fraktion, die hier das Problem zwischen 7 und 22, was das Zählen betrifft, hat, ist jetzt überholt worden von einer anderen Fraktion, die zwischen 0 und 4 schon das Problem bekommt.
So gesehen, sind wir froh, dass wir hier einen klaren Weg von Anfang an gegangen sind, nämlich die bisherigen Privatisierungserlöse zum Schuldenabbau zu verwenden und darüber hinaus die Wirtschaft und die Innovation im Lande zu stärken. Ich darf Ihnen ein paar Zahlen nachreichen: allein von den 1.051 Millionen Euro aus dem Verkauf der KELAG-Anteile und der Wohnbauförderungsdarlehen sind 778 Millionen Euro in den Schuldenabbau investiert worden. 264 Millionen Euro Rücklagen sind gebildet worden. Und dann ist eine Reihe von wichtigen Maßnahmen gesetzt worden: bei der Kärntner Tourismusholding, deren Entschuldung, die Eigenkapitalaufstockung der Hypo, ein Sonderbudget für die Landesstraßen, eine Tourismusoffensive für die KMU, für Pflegeheime, für Sonderfinanzierung der Landeslehrer und für ein erstes Konjunkturpaket, für die Förderung der neuen Mediaprintdruckerei und des Mahle Filterwerkes ist Geld eingesetzt worden, sodass hier wichtige Arbeitsplatzverbesserungen stattgefunden haben. Durch die Vielzahl dieser Maßnahmen, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, sind allein bis zum Jahr 2006 mehr als 200.000 Arbeitsplätze im Jahresschnitt geschaffen oder gesichert worden. (Beifall von der F-Fraktion)
Meine geschätzten Damen und Herren! Jetzt sind wir in der glücklichen Lage, dass wieder durch eine sehr gute Entscheidung Geld in die Kassen des Landes geflossen ist; zu einem sehr günstigen Zeitpunkt, zum besten Zeitpunkt. Denn hätten wir auf die Frau Schaunig gehört, die immer noch vom „Börsegang“ faselt, wären also etwa 40 % des Erlöses weniger herein gekommen. Das sind über 200 Millionen Euro! (Einwand von 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut) Ja, Sie haben ein Pech. Sie machen immer das Falsche zum falschen Zeitpunkt! (Heiterkeit in der F-Fraktion. – Abg. Ing. Scheuch: Das ist so!) Ich bleibe schon bei Ihnen. Ich habe wirklich vermisst, dass jetzt, in dieser Aktuellen Stunde, Vorschläge gemacht werden. Der Herr Klubobmann Tauschitz hat hier heraußen gesagt, seine Nachredner werden das sagen. Der Herr Landesrat Martinz hat nichts davon erzählt, hat irgendetwas gesagt, was in der Vergangenheit war, aber nicht in die Zukunft gerichtet. Einzig Landeshauptmann Dr. Jörg Haider hat gesagt: "Wir wollen" (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Ach, der hat auch geredet? – Abg. Lutschounig: Hat der auch geredet? – Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion. – Lärm im Hause.) – ja, lacht nicht - (Vorsitzender: Bitte um Aufmerksamkeit! Am Wort ist der Herr Dipl.-Ing. Gallo. Bitte um Aufmerksamkeit!) "das Geld jetzt den Familien zukommen lassen." Ich weiß schon, dass das Aufregung bei der SPÖ schafft, weil Sie für die Familien, für die sozial Bedürftigen, nichts übrig haben! (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen! Die Redezeit läuft ab.) Er hat den Vorschlag gemacht, diesen Hunderter, den Kärntner Euro gegen den Teuro auszutauschen. Und er ist nicht allein, und da haben Sie das Problem in der SPÖ. Gestern hat in Wolfsberg der Bürgermeister Seifried 30 Euro Direktzahlung unbürokratisch (Einwand von 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut) für die (Vorsitzender: Herr Abgeordneter, die Redezeit ist abgelaufen! Bitte, zum Schluss zu kommen!) Entlastung eingesetzt. Wir werden diesen Weg, für die Menschen hier da zu sein, weiter gehen – ob Sie das wollen oder nicht. Die Menschen werden auf unserer Seite bleiben! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Abgeordnete! Ich bedanke mich einmal bei den Rednern des BZÖ für die ungeteilte Zuwendung. Beim „Thema Schaunig“ habe ich dann aufgehört, zum Zählen. Es hat fast den Anschein, Sie haben das ein bisserl manifestiert, die Schaunig-Phobie. Das therapeutische Setting dafür sollte aber irgendwo anders erfolgen. Bitte, missbrauchen Sie nicht den Kärntner Landtag dafür! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Bei der Chronologie rund um den Verkauf der Hypo, muss man einen kleinen Schritt zurückgehen, um sich anzusehen, wodurch viele Dinge bedingt worden sind. Faktum ist, dass der Verkauf und die nachfolgenden Maßnahmen notwendig geworden sind, weil die Bank mit Verlusten in einer Größenordnung von 330 Millionen Euro oder 4,5 Milliarden Schilling konfrontiert war. Verluste, wären diese ordnungsgemäß in den zuständigen Gremien auch berichtet worden – so wie das nach dem Aktiengesetz auch zwingend vorgesehen ist -, die verhindert hätten, dass es jemals zur Beschlussfassung über eine Wandelschuldverschreibung gekommen wäre. Das sind Grundlagen und Ursachen, die man nicht außer Acht lassen kann, wenngleich manche so tun, als wie wenn diese Dinge mit der derzeitigen Problematik nichts zu tun hätten.
Aus Zeitungsberichten hat man in weiterer Folge entnommen, dass es seit Dezember 2006 bereits Verkaufsgespräche mit der Bayerischen Landesbank durch den damaligen Vorstandsvorsitzenden gegeben hat. Zeitgleich zu diesen Verkaufsgesprächen wurde eine Kapitalerhöhung durch den Herrn Berlin und seine Hintermänner durchgeführt, von denen wir bis heute nur eines wissen: Dass sie durch den Weiterverkauf ihrer kurzfristigen Eigentumsrechte an den Hypoanteilen in wenigen Wochen bis zu 150 Millionen Euro kassiert haben und das – wie der Herr Abgeordnete Holub richtig ausgeführt – in einer, nennen wir es einmal nicht äußerst steuerschonende Weise, sodass die Österreicher und die Kärntnerinnen und Kärntner nicht einmal Steuereinnahmen davon hatten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Wer diese Profiteure im Hintergrund sind, wer sie vertreten hat, das ist bis heute ein großes Geheimnis. Alle berufen sich hier auf Stillschweigensverpflichtungen. Ich kann nur erinnern: Hier geht es um das Vermögen der Kärntnerinnen und Kärntner. Wir haben einen Anspruch darauf, zu wissen, wer von der Veräußerung unseres Landesvermögens in dieser Art und Weise profitiert hat.
Am Ende dieser ganzen Geschichte stand der überfallsartige Verkauf unserer Landesbank über Nacht an das Ausland: ohne Arbeitsplatzgarantie, wie fälschlich oft in den Medien behauptet worden ist, verbunden mit dem Faktum, dass seine Bayerische Landesbank – entgegen einer Kärntner Landesbank – kein Interesse haben wird, Investitionsvorhaben im Lande, so wie in der Vergangenheit zu unterstützen.
Etwas süffisant wurde uns nach Abschluss des Deals durch die Bayern ausgerichtet: Das Letzte, was die Bayern verkaufen würde, das wären ihr Hofbräuhaus und ihre Landesbank. Wenn der Herr Martinz und der Herr Haider ehrlich wären, dann würden sie auch von der Behandlung berichten, die ihnen beim Closing zuteil geworden ist. Von einem Hofieren der Kärntner Delegation kann man dort ganz und gar nicht sprechen. Wenn man den Berichten glauben darf, war die Behandlung so, dass sie kein gutes Licht auf die Zukunft des Landes und die Behandlung Kärntens wirft.
Jetzt gilt es zu retten, was noch zu retten ist, nämlich die Erlöse aus diesem Verkauf. Und an dem halte ich heute noch fest, dass der Verkauf eine massive wirtschaftspolitische Fehlentscheidung war. (Abg. Trettenbrein: Seifried sagt das ganz anders!) Wir brauchen eigentlich nur eines zu tun: Mit dem Geld so umgehen, wie es die Kärntnerinnen und Kärntner mit ihrem eigenen Geld ansonst auch tun, denn dieses Geld ist das Geld der Kärntnerinnen und Kärntner. Vorsicht ist angebracht, denn wir wissen, was mit den ersten Verkaufserlösen passiert ist. 8 Millionen Euro für die EM-Bewerbung, 3,2 Millionen Euro für Styrian Spirit, die nicht ein einziges Mal vom Kärntner Boden abgehoben hat, und die hombase cc, die auch nie stattgefunden hat. Das Verteilen von Einmalleistungen, das ist die Sozialpolitik des Mittelalters und nicht die Sozialpolitik des 21. Jahrhunderts. Nachhaltige Sozialpolitik besteht darin, verlässliche und dauerhafte Leistungen zu schaffen. Zu den Gesprächen über den Ausbau der Mindestsicherung bin ich gerne bereit.
Alle am Rednerpult haben die Ergebnisse der „Armutskonferenz“ gelobt. Ich darf Sie ersuchen: Loben Sie nicht – handeln Sie danach! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) Es geht darum, jetzt die Erlöse, und zwar alle, inklusive der 2007 durch den zufällig großen Besitzstand an Einmalerlösen erwirtschafteten Zinsen zu besichern. Unser Antrag lautet dahingehend, für das Jahr 2007 alles, was an Kapital und Zinsen angefallen ist, ins Kernvermögen zu stellen, um für die Generationen nach uns einen möglichst großen Vermögensstock zu schaffen und in weiterer Folge mit den Zinsen so zu wirtschaften, dass nach genau vorgegebenen Kriterien entsprechend die Projekte finanziert werden können. (Lärm im Hause. – Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen! Die Redezeit ist abgelaufen.)
Wir sind nicht in Legislaturperioden verpflichtet. Wir sind verpflichtet, so zu handeln, dass die Generationen nach uns von dem, was die Generationen vor uns aufgebaut haben, auch noch die entsprechenden Ergebnisse haben können. Und ich ersuche Sie dringend: Handeln Sie nach diesen Grundsätzen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst eine Vorbemerkung: Der Einzige, der mit der Rochade im ÖVP-Klub wirklich ein Problem haben könnte, wäre ich selbst als Betroffener, sonst eigentlich niemand. Es verwundert mich schon, dass jemand wie der Kollege Strutz, der selbst einmal in dieser Position war (Abg. Ing. Scheuch: Glaube ich nicht!) und auch als Regierungsmitglied abgelöst wurde, sich plötzlich über die Art und Weise an der Neuwahl unseres Obmannes mokiert. Eines unterscheidet uns wesentlich: Jedes Mal, wenn eine Personalrochade beim BZÖ erfolgte, musste einer oder eine von euch gehen, aus dem Haus. Bei uns das anders. (Beifall von der ÖVP-Fraktion) Wir tauschen die Funktionen in interner Abmachung. Eines möchte ich auch klarstellen: Wie wir unsere Funktionäre wählen, geht zwar das Gesetz an. Solange wir gesetzeskonform, geschäftsordnungskonform und gemäß unserem Statut das tun, bleibt der Rest unsere Sache. Etwas taugt mir, ehrlich gestanden, schon. Gestern hat unser Obmann angekündigt, er schickt „einen jungen Löwen“, sozusagen „in die Savanne“. Dass ihr aus biologischen Reflexen vor einem jungen Löwen mehr Angst habt als vor einem alten Hasen, ist ganz normal. Das nehme ich nicht einmal übel. (Heiterkeit und Beifall in der ÖVP-Fraktion. – Abg. Tauschitz: Super!)
Ich glaube, es soll hier keine Legendenbildung entstehen. Noch einmal, in aller Deutlichkeit: Die Wahl des Kollegen Tauschitz ist eindeutig und unmissverständlich legal ordnungsgemäß erfolgt. Das sollten Sie auch einmal zur Kenntnis nehmen! Ich hätte ansonsten, muss ich hinzufügen, mit meiner Unterschrift die Mitteilung an das Landtagsamt nicht getan und nicht mitgetragen, wenn nicht so wäre.
Noch einmal ganz kurz zum Thema der Aktuellen Stunde: Wir haben des Öfteren Diskussionen in die Richtung geführt, dass natürlich verschiedene Forderungen erhoben wurden und immer wieder die Gegenargumentation eingesetzt hat: Na ja, man fordert und weiß nicht woher bedecken. Nun muss man aber festhalten – und das ist das Erfreuliche an diesem Deal -, dass damit tatsächlich Gelder lukriert werden konnten. Es haben eben die Zuständigen maßgeblich mitverhandelt, von unserer Seite. Natürlich muss ich noch einmal die Rolle des Landesrates Dr. Martinz hervorheben. Wir haben jetzt die Möglichkeit, uns auch wirklich Gedanken zu machen: Was tun wir damit? Ich sage noch einmal, weil vorher auch ein bisschen der Vorwurf erhoben wurde, wir hätten keine Vorstellungen. Eine konkrete ist im Hinblick auf die Förderung der Familie der Gratiskindergarten. Ich sage auch als kleine Replik auf den Kollegen Kaiser. Wenn jetzt die große Bildungsdebatte im Bereich der Unterstufe AHS bzw. Hauptschule einsetzt, dann sage ich als Pädagoge: Das ist zu spät!
Das ist eine Scheindebatte! Das wahre Problem liegt nämlich woanders! Wenn Sie mit den Kolleginnen und Kollegen der Volksschulen reden – eine namhafte Vertreterin dieser Gruppe ist als Bezirksschulinspektorin hier – dann wissen Sie, dass etwa ein Viertel aller Kinder mit großen sozialen Defiziten als Sechsjährige in eine Volksschule kommen. Von dort setzt sich das Problem fort, das ist die Wahrheit, und zwar nicht nur in den städtischen Ballungszentren, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) sondern mittlerweile auch immer mehr auf dem Lande. Daher lösen wir dieses Problem nicht unbedingt dadurch, dass wir jetzt bei den Zehnjährigen herumstreiten, ob diese oder jene Form, gemeinsame Schule, was auch immer. (Abg. Schlagholz: Das ist ein Teil des Gesamten!) Es ist ein Teil des Gesamten, aber jedes Haus ohne schlechtes Fundament kann noch so schöne Fenster und ein herrliches Dach haben, es ist ein Haus auf wackeligen Beinen! Daher glaube ich, dass wir gerade dem Übergang vom Kindergarten zur Volksschule viel mehr Bedeutung beimessen sollten und müssen. Insofern ist dieser Ansatz in Richtung Gratiskindergarten, verstärkte Ausbildung in diesem Bereich ein ganz, ganz wesentlicher Faktor und wir könnten und können es uns jetzt aufgrund dieses Hypo-Deals auch tatsächlich leisten. Das ist eine dieser konkreten Maßnahmen, dass wir darüber hinaus im Hinblick auf die Familien nicht nur die Frage der Gratiskindergartenjahre diskutieren können, sondern auch Entwicklungen beobachten, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) die zum Beispiel in Form eines Familienpasses nach Vorbild anderer Bundesländer gelöst werden könnten, das ist klar. Ich sage nur eines: Wir haben jetzt aufgrund dieser Vorarbeiten die Möglichkeit, diese Akzente zu setzen. Wir sind uns einig, dass wir gut veranlagen müssen und im Hinblick auf die Verwendung, glaube ich, wird es auch noch Kompromisse und sinnvolle Lösungen geben! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Hoch geschätzter Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf auch den Bezirksschulinspektor, Herrn Begusch, recht herzlich begrüßen und die Zuschauer! Und vor allem einmal möchte ich die Hörer, die via Internet zu uns zugeschaltet sind, auch einmal recht herzlich begrüßen! (Lärm im Hause. – Abg. Tauschitz lacht lautstark.) Herr Tauschitz, ich gratuliere dir natürlich zum neuen Obmann! Wie es dazu gekommen ist, das steht ja alles in den Zeitungen. (Abg. Tauschitz: Ich weiß auch nicht, wie ihr die Sache „Strutz“ abhandelt!)
Geschätzte Damen und Herren! Wenn ich mir diese Debatte so anhöre, dann fallen mir natürlich zwei Dinge auf. Das sind die Wortmeldungen der Frau Dr. Schaunig, die ja wirklich … Also, was sie in der Vergangenheit dazu beigetragen hat: Ihr Vorschlag war, die Hypo-Mitarbeiter zu pragmatisieren. Der zweite Vorschlag war, mit der Hypo an die Börse zu gehen – na, gute Nacht! Also, was da in der Vergangenheit an der Börse passiert ist, das wissen Sie ja nur allzu gut, wie die Banken da in ihrem Wert gefallen sind! Deswegen kann ich immer wieder nur sagen – und da gebe ich dem Herrn Landesrat Martinz schon recht – also der Verkauf an die Bayerische Landesbank war natürlich wirklich ein ausgezeichneter Deal, aber das habe ich in der Vergangenheit schon einmal gesagt. Ich möchte diese Aktuelle Stunde hernehmen und Ihnen vielleicht einmal zu Gemüte führen: Geld, was bedeutet Geld überhaupt? Geld sucht Vermehrung, sprich Verzinsung. Und wenn das Hypo-Geld gut angelegt wird, kann es enorm viel bringen! (Abg. Ing. Scheuch: So ist es!) Um das geht es: Der VÖST-Arbeiter legt Geld auf ein Sparbuch, um dafür Zinsen zu bekommen. Die VÖST kauft Böhler, weil sich das angelegte Geld gut rentiert und Investmentsfonds kaufen VÖST-Aktien, weil sie wegen dieser Aussichten auf steigende Kurse setzen und auch Dividenden erhalten. Es hat eine Kärntner Bank gegeben, die auch auf diese Kurse gesetzt hat, die auf Kursdifferenzen, die vor allem auch auf Dollar gesetzt hat. Das war die Villacher Sparkasse. Die hat seinerzeit in Villach 550 Mitarbeiter gehabt! Fragen Sie einmal, wie viele Mitarbeiter es noch gibt? Die Villacher Sparkasse gibt es mittlerweile nicht mehr. Da hat es ja Gott sei Dank einen guten Deal mit einem ehemaligen Landtagsabgeordneten, nämlich dem Herrn Direktor Sereinigg und einem Wiener Finanzstadtrat gegeben. Und so ist diese Villacher Sparkasse aufgehoben und aufgefangen worden. Also, da kann natürlich vieles passieren. Der wichtigste Grundsatz, den es immer wieder zu beherrschen gilt, ist nämlich der: Hohe Rendite bedeutet auch gleichzeitig hohes Risiko! Cerberus beispielsweise bekommt Geld von Großanlegern, weil diese nicht selbst aufscheinen wollen – Kapital bleibt meistens diskret – oder weil hohe Renditen versprochen wurden. Das ist bei großen Investmentgesellschaften gar nicht mehr so eine hohe Frage des Risikos, sondern der Technologie. Technologie ist zugleich auch Finanzindustrie, nomen ist omen. Man kennt mittlerweile hunderte Produkte, um aus 1,-- Euro ein Vielfaches davon zumachen. Geld ist längst nicht mehr nur Zahlungsmittel, sondern selbst zur gehandelten Ware geworden. Was früher in vielen Banken Produktentwicklung und Rechnungszentrum hieß, ist heute schlicht und einfach die Fabrik.
Das so genannte Treasury, früher für die Steuerung, für die gehandelten Gelder zuständig, ist längst zum fixen Ergebnisbringer geworden. Mit Geld wird gearbeitet, 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche, quer über den Globus, ohne jede Beschränkung. Im Devisenhandel wechseln täglich 2.000 Milliarden Dollar den Besitzer. Die Bank für den internationalen Zahlungsausgleich – eine Art Bank der Zentralbanken – errechnet für den täglichen Geldumsatz 2006 3 Billionen Dollar, jährliches Wachstum circa 30 bis 40 Prozent! Da kann einiges für das Land Kärnten aus den angelegten Erträgnissen herausschauen, um für die Zukunft der kommenden Generationen zu sorgen! Dabei bedarf es aber auch der Kontrolle! Die Kontrolle darf nicht außer Acht gelassen werden, damit nicht so genannte Opferstockpapiere – herausgegeben von irgendwelchen Kaffeeröstern und ehemaligen … (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) angekauft oder die Ratschläge von Topanlegern der BAWAG in Anspruch genommen werden. Vielleicht war der Herr Direktor Esel manchmal auch der Ratgeber der Frau Dr. Schaunig! Es sollten diffuse Immobilienspekulationen – ich denke da an die USA – vermieden werden. Kontrolle ist ganz wichtig und wir sind dazu aufgefordert, diese Kontrolle auch auszuüben! Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort. – Es erfolgen Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – Der Vorsitzende korrigiert sich und erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Willegger

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Geschätzte Damen und Herren! Eines der schlimmsten Bilder, die sich mir in den vergangenen Jahren geboten haben waren ältere Frauen, die sich in einer langen Schlange anstellen und aus der Hand des Landeshauptmannes ein paar Euro empfangen. (Abg. Zellot: Heute sind sie dankbar! – Abg. Ing. Scheuch: Sie war neidig!) Jetzt kann ich mir ungefähr vorstellen, was für einen Traum Sie haben, wie man mit den Erlösen aus dem Hypo-Anteilsverkauf unter anderem vorgehen könnte. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ich kann mir vorstellen, Ihr Traum ist, dass sich 545.000 Kärntnerinnen und Kärntner an der Handkasse vom Herrn Haider anstellen. 10.000 darf dann der Herr Martinz für die erwiesenen Dienste bedienen! Das ist eine Vorstellung, die für uns unerträglich war und ist, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Besser als der Kühlschrank „Frau Schaunig!“) denn wir sind die, die sich für unsere Kärntnerinnen und Kärntner gesicherte Rechte wünschen. Das gilt für den Heizkostenzuschuss gleichermaßen, wie für andere soziale Leistungen. Das heißt, wir erteilen jeder Verwendung dieser Mittel im Sinne des Austeilens von Almosen, die keinerlei nachhaltige Wirkung haben, eine ganz, ganz klare Absage! (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.)
Wir haben hier einen Verkauf zu diskutieren, von dem bekannt ist, dass sich die SPÖ nicht darüber freut! Bei diesem Verkauf, das wissen wir auch, haben einige Wenige außerordentlich profitiert! Und wenn ich heute an diesen Ausschuss zurückdenke, dann hat sich eigentlich sehr klar gezeigt, dass einem da das Bild vom Asterix in den Kopf kommt. Es gibt einen Asterix in Kärnten, der heißt bei uns halt nur Wolfgang. Der hat es zusammen mit ein paar anderen Schlauen, die Tilo und anders heißen – aber jedenfalls mit ein paar schlauen Galliern – sehr, sehr gut verstanden dem Landeshauptmann, dem leider in dem Fall die Rolle der Römer zukommt, die Landesbank abzuluchsen. So ist das gelaufen! (Abg. Ing. Scheuch: Ach so, der Asterix war das! Der Asterix war das!) Nicht wir haben aktiv – wie Sie das darstellen – zum günstigen Zeitpunkt die Landesbank verkauft, sondern sie ist uns von Leuten, die sehr gut verstanden haben dabei sehr gut zu verdienen, abgeluchst worden! (Abg. Ing. Scheuch lachend: Der Asterix war das! Der Asterix war das!) Und das, obwohl der Herr Landeshauptmann mehrfach betont hat, (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) und da zitiere ich: „Er will Herr im eigenen Haus bleiben.“ Mit dem eigenen Haus hat er seine Landesbank gemeint. Und: Er hält den Börsegang für das Optimalste. Ich zitiere wieder: „Die Gefahr werde damit gebannt, dass die Hypo in andere Hände gerate.“ Das war einer dieser Aussprüche. Das heißt, wir haben eine Situation, wo wir über den Erlös eines Verkaufes diskutieren sollen, den wir eigentlich nicht wollten. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das haben Sie schon dreimal gesagt! Das haben Sie schon dreimal gesagt! Das haben Sie schon dreimal gesagt!) Das einzige was uns bleibt ist zu hoffen und dafür zu votieren, dass die Erträge aus diesem Erlös nicht so angelegt werden wie die Erträge, die aus dem Verkauf der Vermögenswerte in der vergangenen Zeit angelegt worden sind. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Machen Sie einen Vorschlag! Machen Sie einen Vorschlag!)
Wir haben in Kärnten – und das sagen uns alle Wirtschaftsdaten – eine Situation, die zeigt, dass wir im Vergleich mit Restösterreich nicht besser sind, obwohl wir unendlich viele Vermögenswerte verkauft haben. Das ist ein klarer Hinweis darauf, dass wir in der Vergangenheit die Erlöse aus diesen Einmalverkäufen nicht investiert, sondern exzessiv ausgegeben haben und dass dieses Geld bisher nicht nachhaltig angelegt wurde. Das ist das, was wir jetzt besser machen müssen. Im übrigen – und das möchte ich hier auch ganz klar sagen – können wir die Freude, die hier darüber allgemein zum Ausdruck kommt, dass wir dafür, dass wir etwas verkauft haben auch ein Geld lukriert haben, nicht teilen. Denn ich denke mir, das ist wohl ganz normal dass, wenn ich etwas verkaufe, dass ich dann dafür auch ein Geld lukriere! (Vorsitzender: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Mag. Cernic

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Meine Damen und Herren! Die Aktuelle Stunde ist somit im Zeitablauf beendet. Hohes Haus! Bevor ich nun zur Tagesordnung komme, möchte ich zur Erstellung noch mitteilen, dass es seit dem … (Abg. Mag. Dr. Kaiser spricht zum Vorsitzenden.) dass seit dem Ergehen der Tagesordnung verhandlungsreife Gegenstände eingelangt sind. Ich würde ersuchen, sowie die Obmännerkonferenz es beschlossen hat, diese weiteren Ergänzungen zur Tagesordnung mit hinaufzunehmen und heute endgültig zu behandeln. Ich würde die Klubobleute bitten, dass ihre Abgeordneten hier sind, wenn wir zur Abstimmung kommen, dass sie dann ihre Plätze einnehmen.
Ich komme nun zur Bekanntmachung und Ergänzung der Tagesordnung. Die heutige Tagesordnung soll um folgende Punkte ergänzt werden: Ldtgs.Zl. 351-2/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung und das Klagenfurter Stadtrecht 1998 geändert werden, mit Gesetzentwurf; weiters Ldtgs.Zl. 302-4/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks betreffend landwirtschaftliche Stilllegungsflächen; weiters: Ldtgs.Zl. 90-14/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Wirtschaftsbericht Kärnten 2006; ein Punkt noch: Ldtgs.Zl. 10-10/29: Verlesung der Änderung der Klubanzeige des ÖVP-Klubs gem. § 7 Abs. 4 K-LTGO. Ich würde bitten, diese Punkte auf die Tagesordnung zu nehmen, wobei auch eine Umreihung erfolgt. Das heißt, dass die Ergänzung 5 dann zur Tagesordnung 7 wird, 16 zu 8, Punkt 17 zu Punkt 9 der Tagesordnung und der Punkt 18 – Verlesung Klubanzeige – der Punkt 10 wird. Alle weiteren Punkte werden dieser Tagesordnung angereiht. Wenn das die Zustimmung findet, dann bitte ich um ein zustimmendes Handzeichen!
Das ist einstimmig so beschlossen. – Wir kommen somit zum 1. Tagesordnungspunkt. (Abg. Ing. Scheuch: Zur Geschäftsordnung!) Bitte, zur Geschäftsordnung, Herr Klubobmann Ing. Kurt Scheuch!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Hoher Landtag! Herr Präsident! Die Sozialreferentin Dr. Schaunig und ihre Abteilung 13 hat bereits am 23. 8. 2006 Kenntnis erlangt von schweren Missständen im Altenpflegeheim Truppe. Zur Kenntnis wurden gebracht allerschwerste Verfehlungen von fehlenden Pflegedokumentationen bis hin zu falschen Medikationen und auch Baumängel hier angeführt, nicht nur von betroffener Seite (sprich Gebäudeinhaber) sondern auch von durchaus glaubwürdigen Personen, die letztendlich aus dem Kreis der Angehörigen stammen. Fakt ist, dass durch das Unvermögen, die Untätigkeit und letztendlich auch die Unfähigkeit der Sozialreferentin schwerster Schaden für betroffene Menschen entstanden ist, aber auch ein schwerer finanzieller Schaden für das Land entstanden ist, weil sie ihre Aufsichtspflicht ganz sicher vernachlässigt hat.
Aus diesem Grund, meine sehr geehrten Damen und Herren, Hoher Landtag, stelle ich hier den Antrag um Einsetzung eines Untersuchungsausschusses mit folgendem Text: „Der Kärntner Landtag wolle beschließen: Der Kärntner Landtag setzt einen Untersuchungsausschuss zur Überprüfung sämtlicher Vorkommnisse rund um das Pflegeheim Truppe, Bärengrabenstraße 33, 9500 Villach, ein. Insbesondere sind die sparsame zielgerechte Vergabe und Verwendung der vom Land Kärnten gewährten Zuschüsse und Darlehen auf ihre Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit, Rechtmäßigkeit zu überprüfen. Weiters ist zu untersuchen, inwieweit die Abteilung 13 und die Sozialreferentin ihre Kontrollpflicht vernachlässigt hat, welche zum Schutz der Heimbewohner bei allfälligen Missständen letztendlich auch ihre Pflicht gewesen wäre.“
Ich bitte, diesen Antrag namentlich abzustimmen!

Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Hohes Haus! (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Zur Geschäftsordnung!) Bitte, Herr Klubobmann Dr. Kaiser hat sich zu Wort gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Bezugnehmend auf die Äußerungen und die Antragsformulierung des Herrn Klubobmannes Dipl.-Ing. Kurt Scheuch (Abg. Lutschounig: Ingenieur!) möchte ich folgendes feststellen, dass in der gegenständlichen Causa bereits ein Strafgericht bzw. ein Konkurs tätig ist, der Konkurs des Altenpflegeheimes Truppe KEG und dass davon auszugehen ist – wie mir auch in einem Brief der Rechtsanwälte und Verteidiger in Strafsachen Dr. Franz Müller-Strobl, Dr. Robert Kugler, Mag. Florian Mitterbacher mitgeteilt wurde -, dass hier bereits Tätigkeiten bei Gericht anhängig sind. Ich halte daher die Einberufung eines Untersuchungsausschusses als etwas, was a) zu spät kommt, b) keine der Heime, die sonst vergleichbar sind, ist so oft geprüft worden, durch die zuständige Abteilung wie dieses. Und c) glaube ich, dass resultierend aus dem gesamten Konkursverfahren sowieso auch strafrechtlich relevante Dinge ersichtlich werden, die dann letztlich eine zumindest profundere, als es der Untersuchungsausschuss machen könnte, Überprüfung dieser Causa und dieses Falles machen wird.
Wir werden daher namens der SPÖ-Fraktion dieses Ansinnen ablehnen.
(Abg. Tauschitz: Zur Geschäftsordnung! – Vorsitzender: Als Nächster Herr Klubobmann Tauschitz, bitte!)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Herr Präsident! Hohes Haus! Auch ich möchte mich zu dem Antrag des Klubobmannes Kurt Scheuch, einen Untersuchungsausschuss im Konkursfall Altenheim Truppe äußern. Ein Konkursfall eines privaten Altenheimes, das ohnehin schon gerichtsanhängig ist, wo ohnehin schon Untersuchungen laufen, das Gericht tätig ist, wird wohl nicht Untersuchungsauftrag des Kärntner Landtages sein. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ist ja nicht der ÖVP zugehörig!) Ich glaube, dass die Legislative sich auf die Legislativfunktionen besinnen sollte und dass die Judikative ihre Aufgabe in Ruhe machen kann. Es ist von unserer Seite jederzeit möglich, hier den Rechnungshof in diese Causa einzuschalten, um hier Klarheit zu erhalten über die Verwendung von Steuermitteln, zum Beispiel. Aber wegen dieser Geschichte einen Untersuchungsausschuss zu beauftragen, entspricht nicht der Intention der ÖVP. Aus diesem Grund werden wir diesem Antrag nicht die Zustimmung geben!
(KO Abg. Ing. Scheuch: Zur Geschäftsordnung! – Vorsitzender: Bitte, Herr Klubobmann Kurt Scheuch noch einmal zur Geschäftsordnung! – Abg. Holub hatte sich inzwischen auch zur Geschäftsordnung gemeldet. - Entschuldigung! Bitte, Herr Abgeordneter Holub, und dann in der Reihenfolge. Danke!)

Tauschitz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Ich schließe mich der Auffassung der ÖVP an, dass das doch zu große Geschütze wären, mit einem Untersuchungsausschuss auf das Altenheim zu „schießen“. Ich vertraue auf die Justiz und denke, dass das eher ein Fall für den Rechnungshof ist. Und danke! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ein Beiwagerl!)
(Vorsitzender: Nun, bitte, Herr Klubobmann Scheuch!)

Holub

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Hoher Landtag! Liebe Zuschauer auf der Tribüne! Es ist eigentlich ein unwürdiges Schauspiel, das man heute hier erlebt. „Zu große Geschütze“ für eine Landesrätin, die einiges zu vertuschen hat. Es geht nicht nur darum, letztendlich hier das Altersheim Truppe zu überprüfen, sondern (LR Ing. Rohr erhebt Einwendungen) die Aufgeregtheit des Regierungsmitgliedes Rohr zeigt wieder einmal, dass wir hier genau richtig liegen. Es hat mehrere Untersuchungsausschüsse in diesem Haus gegeben, wo parallel Gerichtsverfahren gelaufen sind, auch auf Bundesebene, siehe BAWAG, Seebühne, Haider-Reise. Wir haben alles untersucht. Es ist auch eine Tradition hier im Haus gewesen, zumindest seit ich Klubobmann bin, dass wir auch Untersuchungsausschüssen, die uns nicht so gefallen haben, die Zustimmung erteilt haben.
Aus dieser Sicht heraus müssen wir wohl zur Kenntnis nehmen, dass der „junge Löwe“ vom „Aufdecker“ zum „Zudecker“ geworden ist, eine Peinlichkeit sondergleichen. Dass natürlich die Frau Schaunig viel zu verheimlichen hat, ist klar. Wir werden sämtliche Schritte, die uns parlamentarisch noch möglich sind, auch verwenden, um dieses Altersheim, das von der Presse als „Skandalpflegeheim“ letztendlich bezeichnet wurde, ans Tageslicht zu bringen. Es wird der Frau Schaunig nicht gelingen, sich hinter der Geschäftsordnung hier zu verstecken und ihre Untätigkeit, ihr Unvermögen und letztendlich auch ihre Verantwortung in diesem Fall abzulegen. (Beifall von der F-Fraktion)

Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Zur Geschäftsordnung hat sich Dr. Kaiser gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Unrichtige Dinge werden, auch wenn man sie öfters wiederholt, deswegen nicht „richtiger“. Ich weise namens der SPÖ-Fraktion schärfstens zurück, dass Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Gabriele Schaunig etwas zu vertuschen hat. Weiters verweise ich namens unserer Fraktion darauf, dass im Mittelpunkt allen Handelns jene alten Menschen, die dort gepflegt werden, und jene Pflegerinnen und Pfleger und jenes Personal, das mehrere Monate ohne ein Gehalt zu bekommen aufgrund der engen Bindung an ihr Klientel Arbeit geleistet hat, in dem Mittelpunkt jeglichen politischen Handelns zu stehen hat. Drittens weise ich darauf hin, auch namens unserer Fraktion, dass wenn wir alle Familienzwiste, die letztendlich zu Konkursanträgen führen, in Kärnten mittels eines Untersuchungsausschusses belegen, wir dann wahrscheinlich eine 24-Stunden-Arbeit 365 Tage im Jahr hätten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Inzwischen hat sich auch Abg. Schwager zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet. - Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager zur Geschäftsordnung das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich werde dem Antrag des Klubobmannes des BZÖ, Ing. Kurt Scheuch, auch nicht zustimmen, weil ich grundsätzlich der Meinung bin, dass die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen das Recht von Minderheiten in diesem Hause sein soll und nicht von wesentlichen Regierungsparteien, um die politischen Gegner irgendwie im Schach zu halten. Also ich stimme diesem Antrag auch nicht zu. (Beifall von der SPÖ- und von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt aufgrund dessen Wortmeldung nochmals KO Abg. Ing. Scheuch zur Geschäftsordnung das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Es sei mir erlaubt, noch auf einen einzigen Satz vom Klubobmann Kaiser hier zu replizieren. Er hat gesagt, dass Mitarbeiter, die alte Menschen pflegen, monatelang, wochenlang, um es richtig zu sagen, ohne Gehalt gearbeitet haben. Das allein wäre meines Erachtens schon einmal überprüfenswürdig, weil auch da hätte die Frau Landesrat schon einiges Aufklärungspotenzial. Aber wir müssen natürlich zur Kenntnis nehmen, dass man letztendlich hier anscheinend vor einer Interessensallianz, nämlich dass die Frau Schaunig einiges zu verbergen hat, ist klar. Und dass natürlich auch die ÖVP hier recht brav einen alten Freund in Villach beschützen muss, ist auch klar. Wenn man allerdings glaubt, als Abgeordneter im Haus, dass man Rechte, die letztendlich hier verbrieft sind, für sich allein in Anspruch nehmen kann, Abgeordneter Schwager, dann ist das eine Interpretation der Geschäftsordnung, die eine ganz neue ist. Die gilt für uns alle: für dich und für mich. Ich kann sehr wohl einen Untersuchungsausschuss hier beantragen, was ich auch noch einmal mache.
Ich appelliere schließend wirklich an das Gewissen der Abgeordneten: Wenn man nichts zu verstecken hat, dann sollte man zustimmen! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion)

Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt mir somit keine Wortmeldung mehr vor oder auch kein Antrag zur Geschäftsordnung. Ich muss der Korrektheit halber noch einmal an den Klubobmann Scheuch die Frage stellen: Es ist dieses namentliche Abstimmungsprozedere mit vier Abgeordneten zu beantragen. Bitte, entweder diese namentlich zu nennen oder per Handzeichen diese Abgeordneten bekannt zu geben. Wenn das der Fall ist – jawohl, danke, es ist die Mehrheit vorhanden. Ich ersuche nun den Landtagsdirektor, die Namen der Abgeordneten einzelnen aufzurufen, wobei auch Wert darauf gelegt wird, dass diese Frage mit „ja“ oder „nein“ beantwortet wird. Bitte, Herr Landtagsdirektor!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ja!), Abgeordneter Gritsch (Abg. Gritsch: Ja!), Abgeordneter Ing. Haas (Abg. Ing. Haas: Ja!), Abgeordnete Mag. Knicek (Abg. Mag. Knicek: Ja!), Erster Präsident Lobnig (1. Präs. Lobnig: Ja!), Abgeordneter Mag. Ragger (Abg. Mag. Ragger: Ja!), Abgeordnete Rossmann (Abg. Rossmann: Ja!), Abgeordneter Ing. Scheuch (Abg. Ing. Scheuch: Ja!), Abgeordneter Stark (Abg. Stark: Ja!), Abgeordneter Dritter Präsident Dr. Strutz (3. Präs. Dr. Strutz: Ja!), Abgeordneter Trettenbrein (Abg. Trettenbrein: Ja!), Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (Abg. Mag. Trodt-Limpl: Ja!), Abgeordnete Warmuth (Abg. Warmuth: Ja!), Abgeordneter Willegger (Abg. Willegger: Ja!), Abgeordneter Zellot (Abg. Zellot: Ja!); Abgeordneter Arbeiter (Abg. Arbeiter: Nein!), Abgeordnete Mag. Cernic (Abg. Mag. Cernic: Nein!), Abgeordneter Dr. Kaiser (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Nein!), Abgeordneter Markut (Abg. Markut: Nein!), Abgeordneter Mock (Abg. Mock: Nein!), Abgeordnete Dr. Prettner (Abg. Dr. Prettner: Nein!), Abgeordneter Schlagholz (Abg. Schlagholz: Nein!), Abgeordneter Schober (Abg. Schober: Nein!), Abgeordneter Strauß (Abg. Strauß: Nein!), Abgeordneter Tiefnig (Abg. Tiefnig: Nein!), Abgeordnete Mag. Trannacher (Abg. Mag. Trannacher: Nein!); Abgeordneter Mag. Grilc (Abg. Mag. Grilc: Nein!), Abgeordneter Ing. Hueter (nicht anwesend), Abgeordneter Lutschounig (Abg. Lutschounig: Nein!), Abgeordneter Tauschitz (Abgeordneter Tauschitz: Nein!); Abgeordneter Holub (Abg. Holub: Nein!), Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (Abg. Dr. Lesjak: Nein!); Abgeordneter Schwager (Abg. Schwager: Nein!)

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Somit ist dieser Antrag in der Minderheit geblieben. Hohes Haus! Wir kommen nun zur Tagesordnung. 
Tagesordnung

1.
Ldtgs.Zl. 355-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa betreffend Bau von Moscheen

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Gallo. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort. Bitte!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Das Protokoll wird für die Nachwelt festhalten, dass der Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt vor den Abgeordneten im Kärntneranzug gestanden ist und wie folgt berichtet hat. (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion und bei der Abg. Rossmann)
Moscheen und Minarette passen nicht in die gewachsenen Strukturen unserer Städte und Dörfer! (LR Ing. Rohr: Das ist das historische Paradies des Gallo. Bravo! – Lärm im Hause. – Vorsitzender: Bitte, am Wort ist der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Gallo. Bitte!) Hat der Herr Landesrat Rohr ausgesprochen? (LR Ing. Rohr: Du hast heute die historische Chance, zu berichten!) Damit durch den Bau von Moscheen und Minaretten die Ortsbilder nicht zerstört werden, haben die Freiheitlichen im Kärntner Landtag BZÖ, am 4. 10. einen Dringlichkeitsantrag eingebracht, mit dem die Kärntner Landesregierung aufgefordert wird, dem Kärntner Landtag verfassungskonforme Gesetzesvorschläge vorzulegen, welche den Bau von Moscheen und Minaretten in Kärnten verhindern. Dieser Antrag hat damals nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit bekommen.
Daher wurde er am 11. Oktober in der 39. Sitzung im Rechts- und Verfassungsausschuss behandelt. Es wurde dabei mit Mehrheit beschlossen, diesen Antrag an den Landtag zu stellen. Herr Präsident, ich bitte um Durchführung der Generaldebatte!
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)
Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Verehrter Präsident! Hohes Haus! Bei diesem Antrag geht es darum etwas zu verhindern. Wir sind keine Verhinderer-Partei, (Heiterkeit im Hause. – Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) verhindern wollen BZÖ, ÖVP und SPÖ, die wollen etwas verhindern! Es geht darum, die Integration zu verhindern! Es geht darum, Religionsfreiheit zu verhindern! Es geht darum, ein modernes, aufgeschlossenes Europa zu verhindern! Wir gehen da sicher nicht mit, wir stimmen dem Antrag nicht zu! Dieser Antrag ist einer aufgeklärten Demokratie nicht würdig. Er ist moralisch verwerflich und er ist vor allem verfassungswidrig, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) das bestätigt auch die Verfassungsabteilung. Er wird der verfassungsmäßigen Prüfung nicht standhalten. (Abg. Trettenbrein: Man sollte eher Haschisch freigeben!) Dieser Antrag ist schlicht und ergreifend ein offener Angriff auf die Demokratie und auf die Rechtsstaatlichkeit (Abg. Zellot: Das ist ein Angriff auf unseren Glauben!) und er zeigt das wahre Gesicht der Antragsteller! Demokratische Werte und Rechtsstaatlichkeit werden dem Wahlkampf geopfert, stattdessen wird Fremdenangst und Fremdenhass erzeugt. Es wird ein künstliches Feindbild erzeugt und das alles nur um des schnöden Wahlmammons wegen, da können wir nicht mit! Hier wird ein Bedrohungsszenario herbeigeredet, hier wird wieder einmal eine Urangst heraufbeschworen, eine Urangst, die offenbar ihren Ursprung im mangelnden Selbstwertgefühl der Antragsteller findet! Nur dann, wenn ich mich selber minder fühle und Minderwertigkeitskomplexe habe, muss ich andere Menschen schlecht machen. (Abg. Tauschitz: Lass den Martin Strutz in Ruhe!) Das ist ein ganz einfaches psychologisches Prinzip, das nennt man projektive Identifizierung. Das heißt, der eigene Hass, die eigene Aggressivität und die eigenen Schuldgefühle werden nach außen getragen, einem Objekt umgehängt und dann eben außen bekämpft. Also, negative Anteile, die ich an mir nicht schätze, muss ich nach außen tragen und dort wird das bekämpft. Das sind einmal die Kärntner Slowenen, das sind die Tschetschenen, jetzt ist es der Islam. Das zeugt wirklich von einer äußerst problematischen seelischen Verfassung der Antragsteller hier im Haus!
Tatsache ist aber, dass es keine reale Bedrohung gibt! Das bestätigen die Sicherheitsexperten des Landes Kärnten, der Sicherheitsdirektor Dr. Slamanig hat das am Sicherheitstag mehrmals betont. Es gibt tatsächlich keine reale Bedrohung durch den Islam, es gibt dort keine Vorfälle, sie werden nicht straffällig, sie sind bestens integriert, es gibt keinerlei Ausschreitungen, es gibt keinerlei Gefahrenpotential, das von dieser Religionsgemeinschaft ausgeht. Der Islam ist in Österreich seit 1912 eine anerkannte Religion. Das österreichische Modell der Religionsfreiheit hat eine gute Tradition, die sollten wir hochhalten. Es baut auf Toleranz, auf Gleichberechtigung und auf die Trennung von Kirche und Staat auf. In Kärnten leben zur Zeit rund 13.000 Muslime, wobei der Großteil der Leute nicht sehr religiös ist. Es ist nur ein kleiner Teil, der die Religion ausübt. Der Anteil der muslimischen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung ist gerade einmal zwei Prozent! Und vor diesen zwei Prozent sollen wir uns fürchten? Für diese kleinen zwei Prozent sollen wir soviel Energie aufbieten und sagen: Um Gottes Willen, da geht ein Bedrohungsszenario aus! Das ist einfach nur mehr lächerlich! Die Menschen wollen ja einfach nur ihre Religion ausüben. Sie sind integriert, sie beherrschen unsere Sprache. Sie teilen auch unsere demokratischen, westlichen Werte, die Werte der Religionsfreiheit, der Gewissensfreiheit, der freien Meinungsausübung et cetera. Die sind bestens integriert! Ich fürchte eher – und das ist plausibel – dass das Gefahrenpotential von woanders ausgeht. Offenbar sind die radikalen Kräfte nicht in Religionen zu finden, sondern in einigen fremdenfeindlichen, politischen Parteien hier im Hause! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
BZÖ, ÖVP und FPÖ provozieren wirklich einen menschenverachtenden Religionskrieg, den in Kärnten niemand haben will! Die Bevölkerung will das nicht! Die wollen sozialen Frieden, sie wollen, dass die Leute integriert werden und sie wollen, dass wir in Gemeinschaft miteinander leben! (Abg. Trettenbrein: Wer sagt das?) Diese Hetzkampagne bringt uns hier nicht weiter. Das ist abscheulich und beschämend, was hier passiert! Da muss ich auch fragen: Was ist eigentlich mit der ÖVP passiert? Wo sind die christlichen Werte der ÖVP geblieben? (Abg. Tauschitz: Hier! Hier!) Was ist mit dem Wert der Nächstenliebe? Anscheinend hat sich dort das Gebot der Nächstenliebe in ein Gebot des Hasses umgewandelt! (Abg. Tauschitz: Überhaupt nicht!) Hier werden Menschen diffamiert und die ÖVP versucht das BZÖ rechts zu überholen. (Abg. Tauschitz: Setz die rosarote Brille ab!) Ich weiß nicht, ihr seid nicht mehr unterscheidbar! Das ist ja schon wahltaktisch unklug, weil wenn man vom BZÖ nicht mehr unterscheidbar ist, wo soll die ÖVP dann ein eigenes Profil hernehmen? Ist das jetzt der erste Schachzug von diesem Machtwechsel in der ÖVP, dass man sich auf einen rechtsradikalen Kurs einschwenkt, das ist wirklich hinterfragenswert! (Unruhe im Hause.) Aber gut, wir können ja offen reden, reden wir doch offen über Religionsfreiheit! (Abg. Tauschitz: Wir haben schon vor drei Monaten angefangen!) Machen wir das zum Thema! Ich möchte die Antrag stellenden Parteien fragen: Sind Sie für oder gegen die freie Religionsausübung? Sind Sie für oder gegen die freie Religionsausübung? Sind Sie für oder gegen die freie Religionsausübung? Okay, ihr seid dagegen! Na gut, dann ziehen wir die Konsequenzen! Dann denken wir darüber nach, warum wir die Kirchen in der Landschaft herumstehen haben! Dann müssten wir auch die Kirchen abschaffen. Ist das die Zukunft in ein modernes Europa? (Lärm im Hause.) Das ist ja lächerlich! Wen stört denn eine kleine Moschee? Und dieses Argument, dass das nicht ins Landschaftsbild passt, ist ja so was von fadenscheinig! Schauen Sie einmal in die Stadt Klagenfurt, auch in andere Ortschaften, was da für Betonklötze in die grüne Wiese gebaut werden, wo der Himmel mit großen Leuchtreklamen beleuchtet wird. Passt das ins Landschaftsbild? Also, das ist wirklich so was an den Haaren herbeigezogen, das ist eigentlich mehr als lächerlich! Der Landeshauptmann Haider soll nicht Integration einfordern und gleichzeitig Fremdenfeindlichkeit schüren! Der Landeshauptmann soll das Land Kärnten nicht leichtfertig dem Gespött preisgeben, stattdessen sollte ein offener Dialog stattfinden. Wir müssen die Integration forcieren. Wir müssen einen offenen Dialog mit den Andersgläubigen, mit den Anderssprachigen, mit anderen ethnischen Herkünften beginnen. Hier brauchen wir sehr viele verstärkte Kräfte, um einen ersten Schritt zu machen. Und der erste Schritt in der Integration wird sein müssen, dass wir das BZÖ, die ÖVP und die FPÖ in das europäische Wertesystem integrieren. Man muss den Antrag stellenden Parteien beibringen, dass es hier europäische Werte gibt, demokratische Werte, Rechtsstaatlichkeit. Wir leben hier in einem gesicherten Land. Wir haben schon lange Friedenszeiten erlebt, das ermöglicht auch die EU. Hier müssen wir die Integration anfangen und da haben die Antrag stellenden Parteien noch sehr viel zu lernen! Der allererste Schritt, der passieren sollte: Ich fordere den Herrn Landeshauptmann auf, sich bei allen Volksgruppen zu entschuldigen, die er so beleidigt hat, die er diffamiert hat! Das muss einmal als Erstes stattfinden.
Und noch ein Aspekt: Sie haben vielleicht vor kurzem in der Kleinen Zeitung gelesen – da war ein schöner Bericht über die Bevölkerungsentwicklung in Österreich. Das war ein Bundesländervergleich. Da hat man sehr schön gesehen: Bei allen Bundesländern, außer in Kärnten, geht so ein Balken nach oben. Da gibt es ein leichtes Pluswachstum, dort entwickelt sich die Bevölkerung, dort wird es mehr. Außer in Kärnten, da gibt es ein Minus, ein fettes Minus! Die Bevölkerung schrumpft! Die Bevölkerung wird weniger! (Abg. Ing. Scheuch: Bei der Zuwanderung gibt es ein Minus! Bei den Asylanten gibt es ein Minus!) Wir werden aussterben! Die Kärntner Anzüge werden aussterben! (Heiterkeit im Hause. – Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) Eigentlich ist das eine ganz nette Perspektive, weil dieses Problem löst sich sozusagen langfristig von selber! (Abg. Rossmann: Barbara, das ist ja unglaublich!) Wir werden das vielleicht nicht miterleben. Ihr ja auch nicht, denn wenn man tot ist, hat man hinterher kein Bewusstsein, aber auch zu Lebzeiten ist das nicht so sicher, aber das ist eine dramatische Entwicklung! In Kärnten ist so ein vergiftetes Klima, dass hoch qualifizierte Arbeitskräfte abgeschoben werden sollen! Ich kenne einige Fälle persönlich, die haben bei Infineon Superpositionen und bei anderen Firmen, die werden abgeschoben! Das können wir uns nicht leisten, wo wir wirtschaftlich eh so am Sand sind! Das können wir uns nicht leisten! (Es herrscht starke Unaufmerksamkeit im Hause.) Die Kärntner Familien haben auch nicht sehr viele Kinder! (Unruhe im Hause.) Seid ihr für oder gegen die Religionsfreiheit? (Abg. Tauschitz: Die haben keinen Job bekommen, weil sie illegal im Land waren!) Nein, nicht illegal, integriert! Die sind alle völlig legal da! (Es herrscht starker Lärm im Hause. – Vorsitzender, das Glockenzeichen betätigend: Ich bitte um mehr Aufmerksamkeit!) Die sind völlig legal da, Menschen mit Aufenthaltsberechtigungen, teilweise mit der Staatsbürgerschaft, die können wir nicht abschieben! Das ist ein kompletter Blödsinn, außerdem ist das auch rechtswidrig! Wir können nicht nach dem ersten Bescheid sagen: So, jetzt ab in die Heimat! Das geht nicht, das widerspricht der geltenden Rechtslage. Es muss jeder Asylwerber das Recht auf ein zweites Verfahren haben, immerhin werden 50 Prozent der ersten Bescheide aufgehoben. Wir brauchen dieses Rechtssystem. (Abg. Trettenbrein: Absoluter Blödsinn!) Es tut mir leid, eine kleine Kritik muss ich auch an der SPÖ zum Fremdenrechtspaket anbringen, das wäre nicht notwendig gewesen. Da ist auch einiges zu reparieren, aber wir sind in Kärnten sowieso meilenwert – ein Jahrhundert – von einem offenen Europa entfernt. Als erster Schritt müssen wir alle gemeinsam lernen, wie wir hier anders denkende Menschen integrieren, ohne dass man gleich ein Bedrohungsszenario herbeiredet, das völlig unrealistisch ist! Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Dr. Lesjak

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Barbara, die Rede hätte gut in eine Moschee gepasst!) Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Eigentlich schätze ich die Barbara Lesjak als Rednerin, sie ist immer wieder erfrischend. Man muss ihr ja auch eine gewisse Ehrlichkeit adjustieren. Sie ist der Meinung – und ich hoffe, das wird auch medial zitiert – wen stört denn schon so eine kleine Moschee? Wen stört eine große Moschee? (Abg. Dr. Lesjak: Mich nicht!) Die Frau Lesjak nicht, die hat ja auch verhältnismäßig wenig zu verlieren. Den Rolf vielleicht schon eher, er hat ein schönes Seegrundstück! (Abg. Dr. Lesjak: Was hast du für eine Angst? Die nehmen uns nichts weg!) Dort kann man vielleicht den einen oder anderen einladen. Liebe Barbara, eigentlich steht es dir nicht gut an, hier hysterische Zwischenrufe zu gestalten. Ich war schön ruhig und habe eigentlich …(Zwischenruf von Abg. Dr. Lesjak.) Ich glaube nicht, dass ich das bei diesem wichtigen Thema gemacht habe. Im Gegenteil, ich habe versucht zuzuhören und die mehrmalige Aufforderung, auch zum Anlass hier eine Stellung abzugeben: Nämlich sind Sie für Religionsfreiheit oder nicht? Das ist hier heute mehrmals gesagt worden. Ja, ja wir sind auch für Religionsfreiheit, aber – und jetzt kommt ein entscheidender Punkt, der uns unterscheidet: Wir sind für Religionsfreiheit, eingebunden in eine Wertegesellschaft, die uns nahe steht. Wir sind – ich sage Ihnen ein Beispiel – gegen das Schächten, was im Rahmen der Religionsfreiheit ausgeübt wird! Wir sind … (Zwischenruf von Abg. Dr. Prettner.) Passen Sie ja auf mit Ihren Zwischenrufen zu diesem Thema, das sage ich Ihnen jetzt! Wir sind, wir sind, wir sind ganz klar gegen die Religionsfreiheit in dem Punkt, wo sie die Freiheit von Frauen – wie zum Beispiel im Islam – beschneidet! (Beifall von der F-Fraktion.) Oder sind Sie letztendlich auch für die absolute Freiheit, für die absolute Religionsfreiheit? Dann werden wir nämlich dorthin kommen, dass es noch interessantere Religionsformen gibt. Was dort praktiziert wird, das traue ich dir, liebe Barbara, nicht zu, dass du das unterstützen würdest! Aus diesem Grund: Religionsfreiheit ja, es ist im Antrag auch kein Satz gegen die Religionsfreiheit. Aber es ist hier im Landtag letztendlich auch eine Allianz, die sagt: Wir fühlen uns einer Wertegesellschaft verbunden, die christlich geprägt ist und die letztendlich auch eine Baukultur ausdrückt, der wir uns jedenfalls verpflichtet fühlen. (Abg. Dr. Lesjak: Wer wir?) Mit „wir“ meine ich das BZÖ hier in Kärnten, die Freiheitlichen, um einen weiteren Zwischenruf von dir letztendlich auch ganz gerne zu beantworten. Und wenn du meinst, dass der Balken da etwas verschoben ist – ja, auch den Mut haben wir hier zu sagen, dass wir eine Politik machen, dass wir nicht stolz darauf sind, eine Verfremdung des Landes durch Asylanten zuzulassen und genau das, was du uns vorwirfst, mit unserer Vorgangsweise zu verhindern. Dass man nämlich nicht seine Werte verteidigt, dass man nicht den Mut hat zu sagen, was die Mehrheit denkt und dass man genau hier verantwortungsvoll handelt, weil es auch verantwortungsvoll ist, soziale Konflikte im Keim zu ersticken, liebe Barbara und liebe Nachredner der SPÖ! Denn ich weiß schon, was da kommen wird: Volksverhetzung, Religionsfreiheit, dass wir populistische Anträge machen. Sie werden auch – das ist zweifelsohne klar – Sie werden auch – das ist zweifelsohne klar – hier eine mediale Unterstützung haben, weil man sich einfach damit abfinden muss, dass im journalistischen Bereich hier eine Mehrheit eben dieser Gutmenschenphilosophie angehört! (Zwischenruf von Abg. Mag. Trannacher.) Wir stehen – genauso wie die Barbara dagestanden ist – heute hier da, ich glaube nicht als Schlechtmensch. Das habe ich mir, glaube ich, nicht verdient, dass Sie mich hier von der Bank aus als Schlechtmensch beschimpfen. Das würde ich zum Beispiel nicht machen, und ich hoffe auch, dass das in der Berichterstattung einen Niederschlag findet. Ich bin aber kein mulikulturell eingestellter Mensch, das mag richtig sein.
Ich wünsche mir, dass hier unsere Werte auch verteidigt werden und aus dieser Sicht heraus wir keine Zustände bekommen, wie im oft hoch gelobten, zum Beispiel, multikulturell geprägten Land Frankreich, wo man Krawalle in Paris hat, wo man Asylanten hereingelassen hat, im Deutschland zum Schluss die Asylantenheime gebrannt haben. Das wollen wir nicht haben! Genau aus diesem Grund lehnen wir auch diese Doppelzüngigkeit ab, die es hier gibt. Es gibt die Doppelzüngigkeit verbreitet. Meine Vorrednerin hat ja das Asylantengesetz schon hier beschrieben. Aus unserer Sicht ist es unverständlich, dass ein Wirtschaftsflüchtling letztendlich über illegale Schlepperorganisationen in diesen Staat kommt, danach die gerichtlichen Instanzen ausnutzt, seine Familie nachholt, um an Ende dann letztendlich zu sagen, dieses System hätte ein Verbrechen an ihm und seiner Familie begangen. Das Ganze wird noch medial manifestiert, indem man ein kleines Mädchen medienwirksam herzeigt. Das ist nicht gerecht! Es gibt eine ganz klare Zuwanderungsquote in diesem Land. Wer zuwandern will, muss verschiedene Bereiche und Anforderungen abdecken. Er muss zu einer Botschaft gehen, er muss seine Ausbildung nachweisen. Er hat dann auch die Möglichkeit, in unser Land einzuwandern, und zwar auf legalem Weg, auf ganz legalem Weg. Wo ist da die Verantwortung dieses Familienvaters? Wo wird dieses System hinterfragt? Ich halte es da eher mit jemandem, der sicherlich moralisch über alle Parteigrenzen hinweg geachtet ist: mit der Schwester Johanna, die gemeint hat: „Junge Menschen sollten eigentlich lieber in ihrem Land auch dazu beitragen, dass man es aufbaut und dass man auch Rechte, zum Beispiel gerade für Frauen und für Minderheiten akzeptiert.“

(Den Vorsitz hat um 11.47 Uhr 3. Präs. Dr. Strutz übernommen.)
Summa summarum ist es so, dass wir letztendlich die Kirchenglocken dem Ruf des Muezzins vorziehen. Wenn sich jemand nicht an Moscheen stößt und die schön findet, wie die Barbara große oder kleine Moscheen, wie sie das gerne möchte, hat sie jegliche Gelegenheit. Sie soll in die Türkei fahren und dort letztendlich einmal sich auch einsetzen für die Rechte der Frauen, wobei eines klar ist. Das attestiere ich es hier auch, dass sie das immer gemacht hat: Sie setzt sich auch für Frauenrechte ein. Das muss man fair sagen. Aber sie verliert anscheinend total den Wald vor lauter Bäumen aus den Augen, wenn sie meint: „Religionsfreiheit ist das Tabuthema schlechthin, und da darf man nicht darüber sprechen.“
Summa summarum ist zu sagen, eine heimatbewusste Allianz wird sich hier in diesem Landtag bilden. Unser Antrag wird voraussichtlich die Mehrheit bekommen. Wir haben damit auch einen klaren Fingerzeig hin gemacht, worum es uns geht. Bitte, auch für die Zuhörer, sei mir erlaubt, zwei Sätze, die dieser Antrag beinhaltet, vorzulesen, damit man ein bisschen auch die Verhältnismäßigkeit sieht, in der wir uns hier bewegen: „Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag verfassungskonforme“ – Doppelausrufezeichen, hätte man für die, die den Antrag nicht gelesen haben, dazuschreiben müssen – „Gesetzesvorschläge vorzulegen, welche den Bau von Minaretten in Kärnten verhindern.“ Jetzt kann man darüber streiten: verhindern, verbieten oder wie oder was. Ich glaube, es geht um eine klare Ansage, was wir wollen. Wir werden das machen. Mit oder ohne dem Segen der linken Multikultigesellschaft werden wir unsere Werte wahren und werden uns auch vor einer schleichenden Islamisierung zur Wehr setzen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort. – Zwischenruf des Berichterstatters.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Verehrter Herr Präsident! Danke für die Aufwertung, Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Selbstverständlich, Sie haben es schon richtig erraten, werde ich diesem Antrag des BZÖ zustimmen, auch weitestgehend meinem Vorredner, Klubobmann Ing. Scheuch, kann ich mich anschließen - das ist selbstverständlich – und meiner Freude insofern Ausdruck verleihen, dass es in diesem Hause eine Mehrheit gibt, was früher in keiner Weise selbstverständlich war, die das christliche Abendland auch in Kärnten schützen wird. Ob es gelingt, das ist eine andere Frage, weil in dieser Frage hat man mächtige Gegner. Ein kleiner Ausfluss davon war ja die grüne Abgeordnete, die Frau Mag. Lesjak, die hier mit relativ, wenn man ihr zugehört und zugesehen hat, Fanatismus eben die Anliegen der Zuwanderer und Ausländer vertritt. Da tritt dann wieder das zu Tage, dass eben die Grünpartei sich weniger um die Umwelt in Österreich sorgt und schon gar nicht um die Österreicherinnen und Österreicher und um die Kärntnerinnen und Kärntner, sondern nahezu ausschließlich um die Rechte der Ausländer und Zuwanderer in diesem Lande. Gelt! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wahrscheinlich haben die Minarette keine Abgase.) Das muss ich auch sagen. Dem kann ich als Freiheitlicher nichts abgewinnen.
Damit man nicht redet wie der Blinde von der Farbe, habe ich bemüht mir dort, wo es schon Moscheen gibt in Österreich, aber auch im benachbarten Ausland, in Deutschland. Diese Debatte geht auch quer durch die Parteien. Die Volkesmeinung, die wir ja hier auch vertreten sollen, da bin ich komplett anderer Meinung als die Frau Magister Lesjak, weil wenn man die Kärntnerinnen und Kärntner in einer Befragung fragen würde, getraue ich mich, zu sagen, dass mit mindestens einer 70-prozentigen Mehrheit die Kärntnerinnen und Kärntner den Bau von Moscheen und Minaretten in Kärnten ablehnen würden. Dann kann diese Freundlichkeit ja nicht eine Einseitigkeit sein! Zeigen Sie mir ein Land, das moslemisch regiert ist, aber eine Regierung aus Muslimen hat, wo es möglich ist, christliche Kirchen zu bauen. Nicht einmal in der Türkei! Dort werden Priester ermordet! Das ist kein Aufschrei? Aber wenn bei uns ein Ausländer einmal in einen Raufhandel verwickelt wird, wo sich Österreicher befinden, berichten auch die Medien viel mehr davon, als wenn unsere Katholischen, Evangelischen oder Orthodoxen in den muslimischen Ländern drangsaliert werden, bis aufs Blut. Da gibt es Berichte aus allen Staaten, die muslimisch regiert werden. Es gibt auch keine wirkliche Demokratie. Auch die Türkei ist keine wirkliche Demokratie. Auch dort sieht man wieder, dass jede Gegenbewegung ständig niedergeknüppelt wird. Deshalb sind auch wir Freiheitlichen dagegen, dass jemals die Türkei in die EU aufgenommen wird. Das wäre einmal die Einleitung.
Dann wäre es gut, dass man sich an Beispielen ansieht: Wie schaut das aus, wenn Moscheen gebaut werden? Es war ja in Spittal das Bethaus der Anlassfall, das dort errichtet werden soll. Eine ähnliche Größe hat die Stadt Telfs, mit 15.000, 16.000 Einwohnern. Dort ist es tatsächlich gelungen, mit tatkräftigem Mitwirken des dortigen Bürgermeisters, eine Moschee zu errichten. Nach massiven Bürgerprotesten hat man das Minarett etwas abgekürzt. Jetzt steht das dort als Fremdkörper. Es hat sich dort auch im Ort, im Stadtzentrum eine eigene Kultur entwickelt, hauptsächlich von Türken, die dort basarmäßig arbeiten und sich dort das Stadtzentrum unter den Nagel gerissen haben und dass die einheimischen Tiroler ganz verscheucht vorbeiflüchten. Man hat sich bemüht, mit Einheimischen dort Gespräche zu führen. Das findet auch keine Zustimmung. So soll es bei uns in Kärnten sicher nicht sein!
Der Landeshauptmann hat das aufgegriffen, anhand des Bethauses in Spittal an der Drau. Das ist natürlich ein bisserl eine andere Geschichte. Dort wollen die Muslime von Oberkärnten ein Bethaus errichten, ein Bauernhaus umgestalten in ein Bethaus. Ich habe ja an deinen Bruder eine Anfrage laufen, weil das irgendwie lässt sich das raumordnerisch in den Griff kriegen. Dort ist wirklich die Frage zu diesem Haus, und du wirst das sicher auch kennen, die Zufahrt, die Parkplätze, weil das Einfamilienhaus auf einmal von Hunderten zu den Freitagsgebeten besucht wird, ist anzunehmen: Was ist mit den Parkplätzen? Was ist mit der nächtlichen Ruhestörung, die die Bewohner der Umgebung befürchten? Also das sind Fragen der Widmung und der Raumordnung.
Aber ganz klar: Moscheen und Minarette, da sind wir sicher dagegen, dass so etwas in Kärnten und in Österreich in Zukunft gebaut wird. Das ist gar keine Frage. Jetzt ist nur die Frage, dass man das verfassungsmäßig richtig verpackt, dass es möglich ist, das zu vermindern. Da bin ich ganz fix und fest dieser Meinung. Dann auch, dass wir vom Aussterben bedroht werden, hat die Frau Abgeordnete Mag. Lesjak hier uns berichten wollen. Wir haben nach der letzten Volkszählung einen Einwohnerstand, das ist der höchste, der jemals in der Geschichte war, mit zirka 560.000 Einwohnern in Kärnten. Vor wenigen Jahrzehnten noch haben wir die 500.000er Grenze nicht einmal erreicht. Also so schnell besteht diese Gefahr nicht! Dem entgegen halten kann man nur wieder mit einer gezielten Familienförderungspolitik, mit Förderungen und guter Ausbildung und unsere Jugend oder unsere Kärntnerinnen und Kärntner, sodass wir in Zukunft auch wieder genügend Nachwuchs haben. Das wurde auch sträflich vernachlässigt. Wenn man heute denkt, welche Mittel hineingehen, was in die Zuwanderung hinein gestopft wird, in die ganzen Scheinasylantenfrage, was da der österreichische Staat zahlt, würde man das hernehmen und die österreichischen Familien mit Kindern fördern, dann glaube ich kaum, dass es ein großes Problem wäre, auch in Zukunft genügend Nachwuchs zu haben. Der Bildungsbereich ist da auch eine ganz wichtige Geschichte.
Dann komme ich schon schön langsam zum Ende und sage, dass wir das heute so beschließen sollten und dass ich in Erwartung bin, dass recht rasch dieses Gesetz dann von der Landesregierung, von den Zuständigen ausgearbeitet wird und dann wir dann dieses Gesetz hier auch mit einer Mehrheit beschließen können. Auf einen Fall möchte ich noch hinweisen, der ähnlich gelagert ist: Wenn auch der Buddhismus oder der Lamaismus für Kärnten keine Gefahr darstellt, aber ein bisserl müssen wir da schon aufpassen, weil da mit dem Klosterhotel drinnen in Hüttenberg, da hat es da breite Zustimmung im Haus gegeben. 35 dafür – einer dagegen. Schwager, hat er geheißen. Das sehe ich auch. Man kann nicht auf der einen Seite so entscheiden: Moscheen wollen wir keine, aber das Andere, was genauso fremde Kultur in Österreich ist, da schlägt sich dann diese Argumentation, das wollen wir schon. Das passt nicht ganz richtig. Und das wird massiv gefördert mit Landesmitteln und Haftungen des Landes Kärnten und sogar des Bundes. Da bin ich natürlich auch dagegen, wobei ich aber sage, dass natürlich da drinnen etwas gemacht gehört, in dieser Gemeinde, die auch von der Politik sträflich geschädigt wurde, weil man dort bestehende Strukturen aufgelöst hat und hat keinen Ersatz geschaffen. Und das schon vor Jahrzehnten. Gelt! Die Bundesregierung ist dafür hauptverantwortlich, aber auch die Kärntner Landesregierung. Aber das kann ich nicht damit lösen, dass ich dort ein Klosterhotel baue. Da werden wir erst draufkommen, in etlichen Jahren, falls das überhaupt gebaut wird und das dasteht, dass das nicht strukturmäßig und für die Arbeitskräfte im Görtschitztal so gut wie nichts gebracht haben wird und unter Umständen ein Flop werden könnte. Das möchte ich da auch angebracht haben.
Dann wäre ich schon am Ende und würde bitten, dass die Kärntner Landesregierung, wenn es auch ein Mehrheitsbeschluss wird, doch rasch dieses Gesetz unserer Beschlussfassung dann vorlegen möge.
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Herr Landesrat Rohr! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete! Ich möchte in meiner Wortmeldung auf drei Aspekte eingehen. Erstens auf den Antrag selbst und auf seine Qualität. Zweitens auf die Doppelbödigkeit, die praktizierte Politik der antragstellenden Partei ist. Drittens auf die sicherheitspolitische Strategie, weil wir sehr wohl als SPÖ-Fraktion das gesamte Anliegen, den Umgang mit anderen Religionen, aber auch mit Bereichen, die sich um Religionen scharen, sehr ernst nehmen.
Der erste Punkt – ich muss den Klubobmann Scheuch korrigieren -, es sind nicht zwei Sätze, die dieser Antrag umfasst, es ist schlicht und einfach ein Satz. Und dieser eine Satz ist zutiefst verfassungswidrig. Er schlägt nämlich vor, dass dem Kärntner Landtag verfassungskonforme Gesetzesvorschläge vorzulegen sind, die den Bau von Moscheen und Minaretten in Kärnten verhindern. Jetzt bin ich nicht der Hausjurist, ganz im Gegenteil. Aber ich weiß, wenn ich mich irgendwo nicht auskenne, wenn ich intensiv gewarnt werde, dass ich diejenige Person frage, die für die Verfassung zuständig ist – und Nämliches hat meine Fraktion im Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen gemacht. Und dezidiert dreimal auf mein Geheiß hin – im Protokoll auch einverleibt – wurde vom zuständigen Beamten gesagt, dass dieser Antrag – sowie er hier dem Kärntner Landtag vorgelegt wird, noch dazu unter Vorsitz eines Juristen, Herrn Mag. Ragger – verfassungswidrig ist, weil man nicht etwas Verfassungskonformes, welches anderen Gesetzen – nämlich dem Staatsgrundgesetz im Artikel 15, der Menschenrechtskommission (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Konvention!) und dem Religionsausübungsgesetz sowie der Freiheit der Religion – widerspricht, vorlegen kann. Sie beschließen also heute hier ein Gesetz, von dem Sie wissen, dass es so nicht einmal in diesem einen Satz erfüllt werden und vorgelegt werden kann, weil es ganz einfach jeglichen prinzipiellen Rechts​sprechungen widerspricht!
Ich möchte aber auch dazusagen, weil es wichtig ist – und das hat der Berichterstatter diesmal nicht getan – Ihnen einige Originalzitate aus der Debatte näher bringen, weil ja sonst gesagt werden könnte, es geht jemandem hier nur darum, dass man das Ganze thematisiert. Der Herr Abgeordnete hat wörtlich gesagt: „Es ist mir bewusst, dass der Antrag gegen die Menschenrechtskonvention und gegen die Religionsfreiheit verstößt, aber er entspricht dem, was wir hier wollen.“ Meine Damen und Herren, da fängt der Punkt an, wo ich nicht mehr so ohne weiteres zur Tagesordnung übergehen kann und es damit belasse – (Abg. Ing. Scheuch: Peter, ich nicht!) du bist ja nicht der Vorsitzende des Ausschusses – und es damit belasse, dass man sagt: Okay, dann beschließen wir halt etwas, was nicht verfassungskonform ist. Irgendwann werden auch wir uns, ob wir es wollen oder nicht, an jene Regeln dieser Republik halten müssen, die vorgegeben sind. Ich denke daher, dass es notwendig ist, das hier auch ganz klar und dezidiert zu sagen. Es hat mich in einer so wichtigen und wesentlichen Frage verwundert – und ich komme auf die Implikationen, die Sie ja auch mittragen, noch zu sprechen – dass man hier verweigert hat, einem Antrag, der aus einem Satz besteht und mit zwei Sätzen begründet ist, Auskunftspersonen beizuziehen. Wir haben gefordert, dass Vertreter der islamischen Religionsgemeinschaft genauso wie die Vertreter der katholischen und der evangelischen Kirche in den Ausschuss geladen werden, um dort auch ihre Sicht und wie ein vernünftiger Umgang, der alle Aspekte mit einbeziehen soll – sicherheitspolitische genauso wie verfassungskonforme und religionspolitische – dass man so etwas vernünftig erörtert. (Abg. Trettenbrein: So weit kommt es noch!) Das hat nicht stattgefunden, weil es BZÖ und ÖVP ganz einfach nicht wollten. Sehr wohl stattgefunden hat das Ganze bei einem anderen Antrag, der auch diese Thematik zum Inhalt hatte, nämlich wo es um die Kontrolle des islamischen Religionsunterrichts gegangen ist. Dort war der Vorsitzende und jetzige Berichterstatter Dipl.-Ing. Gallo sehr wohl bereit, unserem Antrag nach Vertreterinnen und Vertreter der Religionen einzuladen, zuzustimmen. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Und dort hat man dann auch ganz einfach andere Positionen, zu denen ich noch komme, gehört.
Das heißt noch einmal zusammenfassend: Für uns als SPÖ-Fraktion ist es neben vielen anderen Aspekten unmöglich, einen konkret auf dem Tisch liegenden verfassungswidrigen Antrag hier im Hohen Haus zu beschließen. Die Doppelbödigkeit – und ich möchte sie Ihnen nicht ersparen, meine Damen und Herren des BZÖ: Sie haben in der Debatte auch gesagt, es geht Ihnen darum, das Kärntner Kulturgut besonders zu schützen. Das ist legitim! Wenn Sie den Antrag so umgeändert hätten, dann hätte man zumindest einen verfassungskonformen Antrag gehabt – allein, Sie wollten dabei bleiben. Die Frage: Warum? Das kann, glaube ich, jeder selbst beantworten. Was ich aber überhaupt nicht verstehe – Kollege Schwager hat das sogar formuliert – ist, dass man sehr wohl von ein und derselben Partei einer anderen Religion, entgegen den Warnungen der so genannten christlichen Religionen – die Sie, Herr Abgeordneter Scheuch als Zeugen für die Richtigkeit und Wichtigkeit und als den Standpfeiler Ihrer Kultur dargestellt haben – entgegen diesen Warnungen ein Tibet-Zentrum mit universitärem Bereich mitzutragen. (Abg. Trettenbrein: Jetzt sind Sie auch dagegen!) Wir bekennen uns dazu, weil wir haben mit der Religionsfreiheit nicht das Problem, das Sie haben und vor allem instrumentalisieren wir im Unterschied zu Ihnen, Herr Abgeordneter Trettenbrein, Religionsfreiheit nicht, um andere, andere Instinkte, die ganz klar auf der Hand liegen, zu bedienen. Wer war denn derjenige, der den Islam auch als eine politische Richtung – und das ganz bewusst ausgesprochen – hier in Kärnten salonfähig gemacht hat? Wer war denn derjenige, der bei Al Jazeera aufgetreten ist, meine Damen und Herren der BZÖ-Fraktion, und dargelegt hat, wie er die Welt und die geopolitische Sachlage sieht? Wer war denn derjenige, der einem irakischen Außenminister im Bärental Asyl angeboten hat? (Abg. Rossmann: Der war Christ!) Wer war denn derjenige, der mit jemandem – der noch dazu Saif al-Islam, Schwert des Islam mit Vornamen heißt, mit Nachnamen Gadaffi, der nachweislich über Folterungen an bulgarischen Schwestern Bescheid gewusst hat – heute noch am Wörthersee herumflaniert, und sich in Jetset- und Highsociety-Blättern damit abdrucken lässt und die Freundschaft zu dem so sehr frönt? Wer war denn derjenige, der gemeint hat – und darüber kann man sehr wohl seriös politisch diskutieren – dass die Türkei zur Europäischen Union beitreten soll? Vielleicht hat er nur den Teil der Türkei gemeint, der christlich ist und der ist ja, wie ich gerade bei meinem Vorredner erfahren habe, ein äußerst geringer und wird nicht einmal mit Kirchen dargestellt. Nur zur tatsächlichen Berichtigung: Es gibt mehr als 30 christliche Kirchen in der Türkei, etwas mehr als es so genannte Moscheen bei uns in Österreich gibt. In Kärnten gibt es keine.
All das, meine Damen und Herren, (Abg. Mag. Ragger: Das stimmt ja nicht!) sind Punkte und Fakten, die Sie genauso gut wissen wie ich! Sie alle haben Äußerungen des Landeshauptmannes Haider mitgetragen! Sie selbst waren ja auch diejenigen, die bei entsprechenden Gesetzesvorlagen immer wieder versucht haben, hier Ihre Positionen darzustellen. Jetzt kann man sagen: Okay, das wird jetzt instrumentalisiert. Man glaubt, hier eine Meinung zu treffen und diese mitzubilden, das wäre nicht genug. Noch gefährlicher wird es aber aus meiner Sicht dann, wenn man wider besserer sicherheitspolitischer Kenntnisse – und die wurden uns vom Landessicherheitsdirektor Dr. Slamanig im Ausschuss des Kollegen Gallo, des jetzigen Berichterstatters, gegeben. Der hat gemeint – und ich wiederhole das jetzt sinngemäß, weil ich doch annehme, dass alle hier herinnen wissen, dass es keine Gefahr gibt, dass der Herr Dr. Slamanig jetzt als linker Gutmensch, Sozialist oder sonstiges in der Frage zugeordnet werden kann. Er hat gemeint, wie es bereits von der Kollegin Lesjak gesagt worden ist: Wir haben zwei Prozent der islamischen Religion anhängige Personen. Es gibt einen sehr guten permanenten observierenden Kontakt, auch mit den so genannten führenden Persönlichkeiten der Religionsgemeinschaft. Es ist an und für sich nichts an verdächtigen Bewegungen zu erkennen. Attestiert wurde, dass nirgendwo bekannt ist, dass es nur ansatzweise Überlegungen gäbe, Moscheen, Minarette und ähnliches zu bauen. Das, worum es derzeit geht ist, dass man der entsprechenden Anzahl von Personen die Räumlichkeiten in Form von Bethäusern zur Verfügung stellt, etwas, was von niemandem, auch nicht von der BZÖ-Fraktion im Ausschuss in Frage gestellt wurde. Und er hat gemeint: Wichtig ist, den Dialog zu forcieren, aufeinander zuzugehen, nicht Misstrauen zu säen und feindliches Klima zu schaffen. Denn das, was dahinter steckt und mit dem man auch argumentiert, die Gefahr, dass Terror und ähnliches auch bei uns in unserem Bundesland mit Einzug hält, wird auch von uns als Kontrolle schärfstens gefordert, aber mit Methoden, aber mit Mitteln, die tauglich sind und die letztlich das Ziel diesbezüglich auch erfüllen! Wir sind dafür, dass man wachsam ist. Wir sind dafür, dass die entsprechenden Organe die entsprechenden Aufgaben zu erfüllen haben. Meine Damen und Herren, was wir aber nicht wollen ist, dass mit solchen Anträgen wie diesem, aber noch mehr mit der dahinter stehenden Doppelbödigkeit argumentiert wird, weil man einmal mehr zur politischen Umsetzung Feindbilder skizzieren will oder – anders formuliert – Gefahren zu schaffen glaubt, die gar nicht real existent sind, weil man damit möglicherweise vom eigenen Versagen – und dazu gäbe es ja genug Gründe – ablenken will. Es gibt keine Bestrebungen, das wurde im zuständigen Ausschuss auch evident gesagt, dass Moscheen oder Minarette in nächster Zeit hier geplant sind und gebaut werden sollen. Es ist der Antrag – sowie ich es gesagt habe – einer, der auch in der Sache selbst kontraproduktiv ist. Es ist ein Antrag, der Misstrauen konstruiert. Es ist ein Antrag, der eigentlich mehr trennt als verbindet. Mein Verständnis von Religionen – vielleicht bei aller Unterschiedlichkeit hier – ist doch dasjenige, dass Religionen, wenn sie in einer Vielfalt staatlich anerkannt sind und damit die Möglichkeiten haben, sich innerhalb diese Religionsregeln zu entwickeln, dass Religionen über ihre eigenen Grenzen hinweg verbinden sollten. Mit diesem Antrag, meine Damen und Herren, werden Sie das nicht erreichen! Persönlich und politisch füge ich hinzu: Ich verstehe die Position der Österreichischen Volkspartei diesbezüglich nicht. Es kann nicht so sein, dass man hier die Doppelbödigkeit der Antragsteller nicht erkennt. Ich fürchte aber viel mehr, dass hier ein – und aus meiner Sicht erlauben Sie mir diese persönliche Bemerkung – unappetitlicher Kampf um rechte Stimmen begonnen hat! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und von den Grünen!)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Lieber Peter Kaiser! Du hast deine Rede mit den Worten beendet: Du kannst die Position der ÖVP nicht verstehen. Ich muss sagen, ich bin sehr froh, dass ich jetzt erst als Fünfter zu diesem Thema am Wort bin, denn jetzt haben wir die Extrempositionen links und rechts schon einmal heraußen. Wenn die Frau Kollegin Lesjak bei diesem Antrag davon spricht, dass es ein Angriff auf die Demokratie ist, dass es moralisch verwerflich ist und dass es ein künstliches Ziel sei, dass in Wahrheit etwas ganz anderes dahintersteckt, dann möchte ich nur etwas dazu sagen. Der Antrag, dass die Landeregierung aufgefordert wird, uns einen Gesetzesvorschlag vorzulegen – also etwas, über das wir hier ohnehin im Landtag noch diskutieren werden, hoffentlich ausführlich und ausgiebig – ist einmal grundsätzlich nichts Verwerfliches, wenn noch dazu im Antrag explizit das Wort „verfassungskonform“ drinnen steht, für dieses Wort wir ja verantwortlich sind, weil wir in der Landesregierung gesagt haben, es kann nicht sein, dass hier verfassungskonforme Lösungen am Tisch liegen. Wir haben damals in der Regierungssitzung schon mit Landesrat Dr. Josef Martinz gesagt: Wir brauchen die Verfassungsabteilung, ohne Verfassungsabteilung geht nichts! Dagegen kann einmal prinzipiell nichts einzuwenden sein. Wenn es natürlich im Vorfeld schon Meinungen dazu gibt, das wird schwierig werden, das verfassungskonform zu machen oder das wird so einfach nicht gehen, dann ist das zu akzeptieren. Das heißt aber noch lange nicht, dass wir nicht in der Lage sein dürfen oder können, hier einen Antrag zu stellen.
Und etwas sei auch noch gesagt: Wenn hier der Vergleich gemacht wird zwischen einem Tibet-Zentrum, das ich ja aus finanziellen Gründen – wie soll ich sagen (Dies wird humorvoll vorgetragen.) – sehr in Frage stelle, weil ich den Businessplan als für etwas nicht Umsetzbares halte, auf der einen Seite sagt man, ein Tibet-Zentrum wird unterstützt, auf der anderen Seite wollen wir Moscheen verhindern! Also bitte, wir sollten uns schon bewusst sein, von was wir hier sprechen! Ich habe noch nicht erlebt, dass ein Anhänger des Buddhismus zu mir gekommen ist und meine Tochter heiraten wollte und dann gleich verlangt hat, dass sie …(Abg. Mag. Trannacher: Das wird noch nicht gehen!) Das ist allerdings richtig, Frau Kollegin! (Dies wird auf heitere Weise vorgetragen.) Danke! Nein, ich glaube der Unterschied ist der, dass die buddhistische Religion einen ganz anderen Zugang zu Menschenrechten et cetera hat. Und wenn die Frau Kollegin Lesjak meint, dass wir in Österreich kein Problem mit weiblicher Genitalverstümmelung haben, die aufgrund von – wie soll ich sagen – Glaubensangehörigkeit verursacht wird, dann muss ich sagen: Das stimmt nicht! Das stimmt einfach nicht! Gehen Sie in die Krankenhäuser und lassen Sie sich die Zahlen geben! Wir haben in Österreich ein Problem mit dieser Thematik, (Abg. Dr. Lesjak: Das habe ich nicht gesagt! Das habe ich nicht gesagt!) und wir haben auch ein Problem damit in Kärnten! Und ich sage Ihnen: Jede einzelne Frau, jede einzelne, ist eine zuviel! Was aber noch lange nicht bedeutet, dass wir allgemein – quasi mit dem großen Besen darüberfahren – und sagen: Wir sind jetzt gegen Religionsfreiheit! Nein! Wir sind sehr wohl für Religionsfreiheit! (Zwischenruf von Abg. Strauß.) Es ist aber ein Unterschied, ob wir hergehen und sagen, wir bauen eine riesengroße Moschee – und Sie wissen, dass eine Moschee nicht ein Gebetsraum ist, wo man sich trifft um zu beten, sondern dass eine Moschee eine soziale Einrichtung ist mit allem Drum und Dran. Wo in Österreich „Moschee“ draufsteht, ist auch muslimisches Einkaufszentrum drin. (Abg. Dr. Lesjak: Gleichberechtigte Frauen sind auch drin!) Da ist ja nichts dabei, aber das ist so, das muss man einfach wissen. Das ist keine Kapelle, wo ein paar Mohammedaner beten, sondern das ist eine Institution einer kulturellen Gemeinschaft. Und es ist ein Faktum – und das haben wir genau beim Kritikpunkt, dass wir beim Antrag des Religionsunterrichtes Auskunftspersonen genommen haben und hier nicht – der Religions​unterrichtsgesetzesantrag ist ein Antrag an den Bund. Den werden wir jetzt verabschieden und in Kärnten nie wieder zu Gesicht bekommen, weil dann ist das auf Bundesebene. Dieser Antrag ist ein Antrag an die Landesregierung uns im Landtag ein Gesetz vorzulegen, worüber wir dann diskutieren können.
Wenn wir etwas in dieser Debatte erkannt haben, da sagt uns der Schulinspektor der islamischen Glaubensgemeinschaft Kärntens, dass der Herr Memic, danke, ich wollte den Namen jetzt richtig aussprechen, der Schulinspektor ist, und der Herr Mohammed – ich kenne seinen vollen Namen nicht -, wir wissen alle, von wem wir reden, das ist dieser eine Religionslehrer des Islams, der sich nicht ganz an unsere Gesetze hält. Dass er diesen schon lange versucht hat, los zu werden, es aber nicht schafft. Da bezeichnet der Schulinspektor seinen eigenen Religionslehrer, und ich zitiere auch: „… als psychisch krank.“ (Abg. Dr. Lesjak: Da kenne ich aber viele!) Und es ist nicht möglich, innerhalb der Hierarchie dieser Glaubensgemeinschaft diesen Lehrer abzusetzen. Dann muss ich schon ganz ehrlich sagen, ist das ein bisserl etwas Anderes, als wenn wir darüber diskutieren, ob wir ein buddhistisches Hotel mit einem Universitätsbetrieb bauen.
Ich bin überzeugt davon, dass die Bevölkerung des Landes Kärnten dieses Thema ernst nimmt. Ich bin überzeugt davon, dass die Bevölkerung des Landes Kärnten von uns erwartet, dass wir für dieses Thema eine Lösung finden. Und ich bin überzeugt davon und habe kein Problem damit, dass wir mit diesem Antrag einen Prozess beginnen, um genau dafür eine Lösung zu haben. Ich sage Ihnen ganz klar: Die Freiheit des Einzelnen beginnt ja bekanntlich dort, wo die des Nächsten beginnt. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Endet!) Danke! Pardon, ein Versprecher! Die Freiheit des Einzelnen endet dort, wo die des Nächsten beginnt. Ich weiß ganz genau, wo die Freiheit unserer Kärntnerinnen und Kärntner beginnt. Ich bin stolz auf dieses Land, auch wenn ich jetzt zu diesem Antrag gerade keinen Kärntneranzug angezogen habe. Ich bin sehr stolz darauf, dass wir auch in Kärnten dieses Kulturgut schützen, ohne dabei in den Geruch von Religionsfreiheitmissachten etc. kommen werden. Das werden wir nicht zulassen, weil wir von der Verfassungsabteilung eine klare verfassungskonforme Antwort bekommen werden. Und dann freue ich mich auf die Diskussion mit der SPÖ, mit den Grünen, mit dem BZÖ, wo wir gemeinsam darüber diskutieren werden, wie wir Minarettentürme in Kärnten verhindern können. Danke sehr! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Lassen wir doch die Moscheen im Dort! Am Anfang etwas Satire, damit es nicht falsch verstanden wird. Wir sind ja schon vom schleichenden Islamismus überfallen worden und haben es nicht bemerkt. Schauen Sie sich unsere Feiertage an, nächste Woche: „Allah Heiligen“ und „Allah Seelen“ – niemand hat das gemerkt! Jetzt ist unser Landeshauptmann schon so gequält von zweisprachigen Ortstafel und niemand hat gemerkt, wie jahrzehntelang arabische Verkehrstafeln bei uns herumstehen. Arabische Verkehrstafeln. Schauen Sie sich das bitte an! (zeigt eine Vorlage her.) Dieses! Würden wir das auf römisch schreiben, täte es so ausschauen. (zeigt die andere Vorlage her.) So gehört das eigentlich, und in deutschen Runen noch ganz, ganz anders. Also da muss man wirklich sagen: Was haben wir die letzten Jahre getan?! Haben wir das alles übersehen? Wie können wir das alles noch erkennen, in arabischer Schrift? (Beifall von Abg. Dr. Lesjak,. von der SPÖ- und von der ÖVP-Fraktion)
Ich denke, wir verwechseln hier einige Sachen. Stellen wir uns einmal vor: Der Bart meines Kollegen Tauschitz würde zum Islam übertreten. (Heiterkeit im Hause) Ich sage jetzt, nur der Bart. Wir würden unterhalb hinschreiben: „Tauschitz“ mit „c“ und das hundert Kindern aus Deutsch Griffen zeigen. Was würden die sagen? – Die würden sagen: „ausländisch“, „Ausländer“! Und das ist die Geschichte, die wir verbinden: Österreicher haben die Möglichkeit, zum Islam überzutreten. Ja, warum nicht. Ich kenne nicht, die sind Buddhisten. Andere sind Alkoholiker. (Heiterkeit im Hause) Es sind Menschen, die haben ganz andere Interessen. Also warum, bitte, nicht?! Warum muss das immer ein Ausländer sein, der jetzt beim Islam ist? Das ist die Geschichte. Das vermischen wir, weil wir Baugefühle haben wollen. Grundsätzlich haben wir uns zivilisatorisch geeinigt: Der Staat mischt sich nicht in die Kirche ein, und die Kirche mischt sich nicht in den Staat ein. Wenn wir das beherzigen, kann uns auch nichts passieren. Dann brauchen wir nicht unseren Menschen zu erklären, warum wir einer Türkin das Kopftuch wegnehmen wollen, einer Bäuerin aber nicht und einer Goldhaubenfrau auch nicht. Das sind diese Geschichten, wo wir anfangen, Staat und Kirche zu vermischen. Das dürfen wir nicht!
Wenn ich diesen Antrag nur einmal per se anschaue: Wenn mir die Verfassungsabteilung sagt: „Das ist nicht verfassungskonform.“, dann glaube ich ihr das. Dann passt es nicht. Dann habe ich schon lange, Gott sei Dank, einmal wieder den Begriff „Freiheit der Kunst“ gehört; in Kärnten viel zu selten. Das ist es nämlich. Und Religionsfreiheit. Das wollen wir dort lassen. Das ist sicherlich auch gut so.
Aber worum geht es in dieser „Populismusolympiade“? – Na ja, ich kann euch sagen: Was ist der Vorteil von einer halben ÖVP? – Sie kann näher an der rechten Wand gehen. Und dies ist die Geschichte. Wenn man inhaltlich weiß, dass Anträge falsch sind, warum man als ÖVP so nahe rechts hinspringen muss, verstehe ich nicht! Wo ist es, bitte, da mit der Menschlichkeit, mit der Toleranz? Und nur so ein paar Geschichten zu unseren Asylwerbern, was die kosteten. Ich habe mir das ausgerechnet. Wir haben pro 600 Kärntnerinnen und Kärntner eine Asylwerber oder einen Asylwerber. Und die glänzen alle nicht so besonders an Reichtum. Es sind alle unter der Armutsgrenze. Auch die Geschichte: Ich habe auf die Verfassung geschworen und einen Eid abgeleistet. Aber wenn um 7.20 Uhr die Polizei vor der Tür der Frau Özkür steht und sie festnimmt und ins Gefängnis wirft, dann sind das auch Menschenrechte, weil die Frau Özkür war schwanger. Die hat ein sechs bis acht Monate altes Kind gehabt und ein zweijähriges Kind. Sie wurde von den Kindern getrennt. Und da sage ich: Gesetze einhalten ja, aber gewisse Gesetze der Menschlichkeit, da müssen wir uns einig sein, wenn unsere Türkin wirklich so viele Sorgen hat, dass wir sie einsperren müssen und von ihren Kindern trennen: Bitte, wo ist da der christliche Grundgedanke?! Was soll das! Habe ich wirklich so eine Angst, dass die mir alles wegfressen, in Kärnten, was wir da haben? Sind das wirklich so viele Menschen? Wir haben ungefähr zwei Prozent in Kärnten, die dem Islam angehören. Das ist die Tatsache! In Vorarlberg haben wir acht. Also das sind Menschen, die wirklich niemandem etwas tun. Die sind zum großen Teil überhaupt nicht religionsmäßig organisiert. Die wollen, Originalaussage: „… ihren Frieden haben und in Kärnten glücklich sein.“ Das werden sie, bitte, dürfen! Das sind zum Großteil österreichische Staatsbürger. Und da fängt es wieder an: Religionsausländer, ‑inlän​der. Lassen wir das einfach weg! Jeder von uns kann in einem anderen Land Ausländer sein. Wir haben fast acht Milliarden Ausländer auf der Welt. Das muss man sich vorstellen! Lieber Franzi Schwager, wo immer du sein mögest. Ganz wurscht, wo du hinfährst, wirst du immer ein Ausländer sein. Und dann stell dir, bitte, vor, wie feindlich man Ausländern gegenüber ist, wenn du herkommst und sagst: „Ich bin aus Eisterreich.“ Oder so irgendetwas. Man stelle sich vor: Die kennen das ja nicht.
Nur, es geht um die Mittel, es geht um die Einstellung, und es geht um unsere Zivilcourage. Bitte lassen wir uns doch die Zivilisation nicht kaputt machen, indem wir sagen: „Ausländer, und du raus, weil du etwas Anderes glaubst!“ Kirche oder Moschee im Dorf lassen und Rechtsstaat Rechtsstaat sein lassen und, bitte, nicht einmischen! Weil wer ist denn dann der Nächste? Dann sind es die Moslems, dann sind es vielleicht die Evangelischen – da gehöre ich dazu. Und was ist es dann? Dann sind es Menschen mit kurzen Hosen. Alle, die mir nicht passen. Wer bleibt denn dann allein übrig?!
Ich weiß, es gibt ein großes Problem. Wir haben schon am Anfang mit den Religionskriegen global gesehen. Deswegen würde ich Menschen, die bei uns nicht die geringsten Schwierigkeiten machen, wie eben der Sicherheitsdirektor Dr. Slamanig sagt, die überhaupt keine Auffälligkeiten haben, strafrechtlich, einfach in Ruhe lassen, als Mitbürger achten und nicht die Büchse der Pandora aufmachen und wegen ein bisserl Wahltaktisch schauen, dass man ein Problem konstruiert, dessen Lösung wir dann anbieten, nämlich der Jörg Haider. Wir hätten ohne ihn das Problem gar nicht. Das ist die Geschichte. Und er löst uns immer die Probleme, die wir ohne ihn nicht hätten. Deswegen – Tauschitz hat es gut auf den Punkt gebracht – das Unterbewusstsein: „Das ist ein Thema“ hat er gesagt „für das wir eine Lösung brauchen.“ Genauso ist es. Wir haben kein Problem, wir haben ein Thema. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von Abg. Dr. Lesjak)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)

Holub

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Mein Vorredner hat es jetzt, so glaube ich, treffender wie kaum ein Anderer auf den Punkt gebracht, er hat nämlich das Wort „scheinheilig“ umschrieben, und das mit sehr treffenden Worten. Denn man muss sich wirklich fragen, weil heute das Abendland strapaziert worden ist und strapaziert wird: Wovor fürchtet sich denn dieses Abendland? Und vor wem fürchtet sich denn dieses Abendland? Wie religiös ist denn dieses Abendland, geschätzte Damen und Herren? Was wird denn dieser Antrag bewirken? Wird er dazu führen, dass die Kirchen gefüllt sind, die ohnedies zumeist leer sind? (Abg. Ing. Scheuch: Das steht auch nicht drin, im Antrag!) Wird er dazu führen, geschätzte Damen und Herren? Genau das ist es ja. Ihr redet ja von einer Nullung, aber ihr wisst ganz genau, was ihr tut, nämlich ihr betreibt – und das bewirkt der Antrag – sorglose Verunsicherung, die wir gar nicht haben. Ihr erfindet ein Thema, und damit wird Verunsicherung in einem Land betrieben. Genauso, wie das mit den Asylanten im Lavanttal geschehen ist, dass vom „Asylantenheim“ gesprochen wird, dass etwa Hunderte Asylanten auf einmal in Wolfsberg einziehen würden. Das ist eine bewusste Verunsicherung. Genau dieses Thema ist nichts anderes als aus der Hose gezogen worden, um in Kärnten eine Stimmung aufzubereiten und um in Kärnten den Dialog mit den anderen Religionen – und ich sage es bewusst, anderen Regionen – zu erschweren. Das und nichts Anderes bewirkt dieser Antrag, geschätzte Damen und Herren!
Jetzt frage ich Sie noch eines: Wer will eine Moschee oder ein Minarett verhindern. Das sage ich auch: Es ist in Wahrheit eine Mehrheit, welche die Kirche, die sie immer als Baukultur erhoben, in Wahrheit nur von außen kennt und nur von außen auch beobachtet, geschätzte Damen und Herren. Das ist es!
Oder verhindert dieser Antrag den Bau von Minaretten? Der Vorvorredner hat es ja gesagt: „Der Antrag bewirkt nichts. Er ist eh nur ein Wunsch ans Christkindl, irgendetwas zu schaffen, was gar nicht geht, weil es einfach gar nicht möglich ist, aufgrund unserer Grundsatzgesetzgebung.“
Geschätzte Damen und Herren! Die Position der ÖVP, weil sie eh schon beleuchtet worden ist, weil sie die Europapartei ist, die weltoffene Partei. Ich sage Ihnen, die tolerante Partei, die EU-Außenkommissarin, die ja quer auch durch Kärnten so gerne hofiert wird, die den Dialog der Kultur und der Religionen predigt, das ist ja alles dann nur Wasser predigen und Wein trinken – und sonst nichts, geschätzte Damen und Herren. Das ist ja der Öffentlichkeit etwas vorgaukeln, was ganz einfach nicht die Wahrheit ist.
Mit diesem Antrag wird Polarisierung betrieben. Sie polarisieren vor dem Hintergrund der Wahrheit am Arbeitsmarkt. Weil die schaut nämlich anders aus, geschätzte Damen und Herren! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Sie polarisieren vor dem Hintergrund der Wahrheit der demographischen Entwicklung, Auch das muss man einmal wissen, geschätzte Damen und Herren. Es ist daher dieser Antrag keine Einladung zum Dialog. Wenn wir in Kärnten unsere Kulturgüter und unsere Baukultur, die in weiten Bereichen eh nicht mehr zu erkennen ist, tatsächlich schützen wollen, dann geht das nur über den Weg des Dialoges. Und mit diesem Antrag wird der Dialog mit anderen Religionen erschwert. Er wurde gar nicht gesucht. Im Ausschuss war es ja gefordert, sich aussprechen zu können, mit den Katholischen, mit den Evangelischen. Ich bin ein Katholik, beispielsweise. Es war ja gar nicht gewollt. Man wollte so schnell wie möglich an die Öffentlichkeit, um ganz einfach Verunsicherung zu betreiben, geschätzte Damen und Herren.
Weil auch die Religionsfreiheit immer wieder strapaziert wird: In Österreich findet sie ja nach den österreichischen oder nach den europäischen Werten und Rechtsnormen statt und nicht nach asiatischen Gesetzen, geschätzte Damen und Herren. Bei uns herin könnt ihr nicht eins zu eins sagen, dass die Religionsfreiheit so gelebt wird wie in der Türkei oder irgendwoanders. Nach unseren Normen, nach unseren gesellschaftlichen Werten und nach unseren gesetzlichen Normen wird hier die Religionsfreiheit gelebt. Noch etwas zu diesen österreichischen Normen und Freiheiten, die in der Grundsatzgesetzgebung festgeschrieben sind, bekennen sich, soviel ich weiß, die meisten Moslemen. Ich frage Sie: Bekennen sich alle Anderen auch dazu? Diese Ehrlichkeit, das zu hinterfragen, das möchte ich auch schon haben, dass das das Hohe Haus hier herin einmal tut.
Zum Abschluss noch zum Herrn Abgeordneten Tauschitz, der hier ein Statement abgegeben hat, das darauf abzielt, die Religionsfreiheit partiell aufheben zu wollen. Das heißt, für einen Teil gilt sie, für Tibetbuddhisten, Katholiken – und für den anderen Teil wäre es besser, man hebt sie auf. Er hat eines getan: Er hat das mit der Menschenrechtsfrage in Verbindung gebracht. Jetzt muss man halt einmal ganz ehrlich fragen und in sich hineinhorchen: Verhindert eine Kirche Menschenrechtsverletzungen? Behindert der Bau von einem Minarett menschenrechtsgerechtes Vorgehen? Ich sage, geschätzte Damen und Herren, beides schließt sich nicht aus. Beides schließt sich nicht aus, geschätzte Damen und Herren. Daher muss man an dieses Thema ganz einfach mit Sensibilität, mit dem Mut zum Konsens und der Bereitschaft, zum Dialog herangehen. Denn ansonsten werden wir in diesem Land nur Scherben hinterlassen. Und ich halte es für verwegen, wenn vor allem in jenen Bereichen des Bau- und Baunebengewerbes an vielen Baustellen, ob das im Wald ist, ob das bei Gartenanlagen ist, man nahezu kein deutsches Wort mehr versteht und diesen Leuten, die dort sehr wohl als Arbeitskräfte gebraucht werden, die Ausübung ihrer Glaubensfreiheit hier bei uns behindern oder einschränken will. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)

Schlagholz

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Wir haben heute klar erkannt, warum das BZÖ die Wahlen gewinnt und warum die SPÖ verloren hat. Nämlich – und da gehe ich dem Köfer nach – die ÖVP hat richtig erkannt, warum sie diesem Antrag heute folgt. Ich zitiere den Köfer: „Man muss auch ein Gefühl für die Menschen haben und wissen, was sie eigentlich benötigen.“ Also, mich würde es wirklich wundern, wenn der liebe Herr Markut im kleinen St. Georgen im Lavanttal auf einmal eine Moschee mit 50 Meter Höhe vor sich hätte und letztendlich der Immam seine Rufe in das schöne Untere Lavanttal entsendet. (Zwischenruf von Abg. Markut.) Es wäre eine Gaudi das zu sehen, da hätte ich viel Spaß dabei! (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) Allein die Diskussion zeigt, wie irritierend und irreführend der Herr Klubobmann Kaiser arbeitet, aber auch wie diffamierend letztendlich – und es zeigt sich das echte Bild – die Grünen sein können, das sieht man allein an der sarkastischen Rede des Herrn Holub. Ich hätte ihn gerne gesehen, wenn er diese Rede irgendwo in Amerika in irgendeinem Regionalparlament gehalten hätte. Sie hätten ihn wahrscheinlich gelyncht dafür, wenn man nur daran zurückdenkt, was am 11. September passiert ist, aber die Grünen haben ein anderes Verständnis dafür. Das Weitere ist auch, dass man auf der einen Seite den Worten von Herrn Landeshauptmann Pröll folgt und im Parlament eine Asylkartei sehr wohlwollend zum Ausdruck bringt und auf der anderen Seite heute hier darüber diskutiert, dass alles verfassungswidrig und letztendlich nicht machbar ist. Sie haben im Ausschuss nicht zugehört! Sie haben im Ausschuss nicht zugehört! Passen Sie auf, wie ein Ausschuss funktioniert! Offensichtlich ist das noch nicht zu den Reihen der SPÖ durchgedrungen! Das ist ein Antrag, ein Antrag, der letztendlich dazu führen soll, dass wir ein verfassungskonformes Gesetz bekommen, um unsere christlichsozialen Wertefeststellungen in Kärnten klar zu definieren! Wir haben keinen verfassungswidrigen, keinen diffamierenden Antrag gemacht, sondern nur die Verfassungsabteilung aufgefordert, uns klare rechtliche Eckpunkte darzulegen, damit wir unsere Wertevorstellungen in Kärnten durchsetzen, und dazu stehen wir! (Beifall von der F-Fraktion.) Dazu wird jeder SPÖ-Bürgermeister in ganz Kärnten stehen, von Heiligenblut bis Lavamünd und vom Gailtal bis nach Reichenfels! (Zwischenruf von Abg. Mag. Trannacher.)
Letztendlich ist es aber auch ein typisches Sinnbild der SPÖ, dass sie die Zeichen der Zeit einfach nicht erkennt, die Zeichen der Zeit einfach nicht versteht, denn sie hätte in diesen Bereichen ein bisschen mehr Gefühl an den Tag legen können. Denn es wäre ein Leichtes gewesen mit diesem Antrag mitzugehen, weil jeder der SPÖ-Bürgermeister hat es wohl verstanden, wenn es zu baurechtlichen – und dafür ist der Bürgermeister in erster Instanz natürlich zuständig – Änderungen und zur Prüfung des Baurechtes kommt, dass hier letztendlich Einschreitungen durchgeführt werden, um eine Moschee zu verhindern oder sie zumindest so zu beschränken, dass man einen ordnungsgemäßen, in die Landschaft integrierten raumplanerischen Bau hat. Das Gutachten der Verfassungsabteilung, das im Ausschuss diskutiert wurde, war nur darauf abgestellt, die Verfassungskonformität im Hinblick auf die Religionsgesellschaft, auf die Religionsfreiheit zu erklären, also auf die Raumplanung. Das haben wir nie bestritten! Das haben wir nie bestritten! Und wir wollen auch in keinster Weise die Religionsfreiheit auch nur irgendeiner Glaubensorientierung einschränken – es liegt mir fern, das zu machen – sondern es geht letztendlich darum, dass es im Land Kärnten eine gewisse Bauordnung gibt, es gibt auch eine Ortsbild​pflegekommission. Hier sollte man einen Ansatz bringen, dass diese Ortsbild​pflegekommission verbindlich – wenn es zu solchen Zu- und Neubauten von Minaretten, ich sage nicht von Moscheen kommt – dass es hier zu einer verbindlichen Stellungnahme kommt. Das soll die Verfassungsabteilung ausarbeiten! Wenn das möglich ist, dann werden wir das auch dementsprechend im Landtag zu diskutieren wissen.
Abschließend sei noch bemerkt: Dieser Raum da hat circa, ich sage einmal sechs, sieben Meter. Ich lade Sie hier recht herzlich ein: Fahren Sie zu uns nach Wolfsberg, wir haben 753 islamisch orientierte Glaubensbrüder im Lavanttal. Wenn Sie in Wolfsberg bei der Autobahn-Süd abfahren, dann fahren Sie ins ehemalige Reiter- und Steinergelände. Da wird Ihnen ein Tor Allah’s begegnen, in gelb gehalten, sechs Meter hoch. Das ist der Eingang für die Glaubensmoschee in Wolfsberg. Vielleicht ist das ein Denkanstoß, wie dann letztendlich ein Eingriff in die Bauordnung als auch in die Raumplanung stattfindet und auf diesen Antrag wollen wir bauen und das wollen wir auch zu diskutieren wissen! Zu verweigern und uns hinzustellen, als wären wir polarisierende Unmenschen, das ist wohl das tiefste Niveau, das jemals hier im Landtag gespielt worden ist! Kommen Sie zurück zur sachlichen Politik, argumentieren Sie sachlich und dann werden wir einen gemeinsamen Weg finden! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trodt-Limpl das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich danke dem Herrn Abgeordneten Ragger, dass er die Diskussion wieder auf eine emotionslose Ebene hinuntergeholt hat. Ich habe bei den Vorrednern oft mit Entsetzen zugehört. (Zwischenruf von Abg. Schlagholz.) Wir haben diese Problemdiskussion nicht nur in Kärnten, diese Problemdiskussion ist mittlerweile schon in ganz Europa! Wir sind für eine Änderung der Bauordnung zum Schutz des Ortsbildes und zum Schutz unserer christlichen Kultur und Werte. In islamischen Ländern gibt es auch Bauordnungen und diese Verordnungen in islamischen Ländern werde ich Ihnen jetzt in verkürzter Form vortragen:
Bauwerke von anderen Religionen dürfen auf keinen Fall größer und imposanter sein als die umliegenden Moscheen und Minarette. Der Eingang zu andersgläubigen Bauwerken darf nie von der Hauptstraße, sondern nur von der Seitenstraße oder von hinten erfolgen. Es dürfen nie Symbole – zum Beispiel das Kreuz – an Punkten angebracht werden, wo sie überall hin sichtbar sind. Dies wird von einer eigenen Religionspolizei rigoros beobachtet. Wenn wir jetzt nicht die Bauordnung dahingehend ändern, wird das von den anderen als Schwäche unsererseits angesehen, (Abg. Tauschitz: Das wollen wir nicht!) denn in diesen Ländern ist eine totalitäre, autoritäre und patriarchalische Verhaltensweise. Ich vermisse jetzt wirklich hier meine Kolleginnen, die unsere Mitschwestern eigentlich verachten, die schon Jahrhunderte lang um die Gleichstellung von Mann und Frau und um die Freiheit der Frauen und um die Menschenrechte gekämpft haben, dass wir da jetzt auf einmal mit einem Rückschritt konfrontiert werden sollen. Derzeit ist es noch eine Sprache des Islams, doch sobald erste Erfolge verzeichnet werden, dann erfolgt die Spaltung in Schiiten und in Sunniten. Dann haben wir Moslems mit arabischer, türkischer, serbokroatischer Sprache und dann haben wir fünf Moscheen und Beträume pro Stadt und Bezirk, deshalb muss die Politik Prinzipien zeigen. Wir sind dazu da, um alte christliche Werte abzusichern und sie für unsere Kinder und Enkelkinder zu erhalten! Und noch etwas: Ein Minarett ist kein notwendiger Bestandteil einer Moschee. Ein Minarett ist das Symbol des Islam als Herrschaftsanspruch in neu eroberten Gebieten! (Abg. Ing. Scheuch: Hört! Hört!) Deshalb, Islamexperten der anderen Fraktionen: Bitte geht von euren Emotionen herunter und betrachtet das einmal nüchtern und realistisch! In London, Marseille, Sevilla, Köln und in der Schweiz sind diese Diskussionen sehr, sehr heftig. London hat eine Supermoschee für 12.000 Beter. In Köln ist die Höhe der Minarette der Supermoschee höher als der Kölner Dom. Die Schweiz erwägt ein Minarettverbot per Verfassungsänderung! Und wir in Kärnten wollen nur eine Änderung der Bauordnung! Europa denkt schon lange nach, deshalb kommt mit euren Forderungen auf den Boden der Realität herunter! Wir sind mit den Problemen einer verfehlten Zuwanderungspolitik konfrontiert! Wir leben jetzt in Parallelgesellschaften. Das heißt, die Zuwanderer aus islamischen Ländern – die erste Generation – kommen herein um zu arbeiten und sich finanziell zu verbessern, mit dem Gedanken wieder zurück in das Land zu kehren. Denn es ist für diese Menschen eine Blamage, für Andersgläubige arbeiten zu müssen. Dann bleiben sie doch da, weil es Ihnen hier besser geht. Die Kinder heiraten dann wieder, holen sich ihre Lebenspartner dann aus den Ursprungsdörfern. Daher kommt es zu parallelen Kulturen und zu parallelen Welten. Oft ist es auch so, dass diese Parallelwelten in europäischen Städten stehenbleiben, während sich die Kulturen in den Herkunftsländern verändern und auch weiterentwickeln.
Wir wollen unsere Demokratie erhalten, wir wollen die Gleichstellung von Mann und Frau, wir wollen die Trennung von Religion und Politik, die Erhaltung der Menschenrechte und unsere christlichen Werte weitertragen! Danke! (Abg. Zellot: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Wenn ich mir einzelne Wortmeldungen da heute angehört habe, habe ich wieder einmal das Gefühl bekommen, wir waren in verschiedenen Ausschüssen. Insbesondere die Wortmeldung des Vorsitzenden des Ausschusses für Recht und Verfassung hat mich außerordentlich irritiert. Ich möchte noch einmal festhalten – damit das in der Fülle der Beiträge heute zu diesem Thema nicht verloren geht – ich möchte noch einmal festhalten, dass in diesem Ausschuss vom Vertreter der Verfassungsabteilung eine ganz eindeutige Feststellung gemacht wurde und er darauf hingewiesen hat, dass er bezüglich seiner Feststellung auch schon schriftlich Stellung genommen hat und das dem Landeshauptmann – respektive dem BZÖ – sehr wohl vorgelegt hat, nämlich die Tatsache, dass es keine Möglichkeit gibt ein verfassungskonformes Gesetz zu machen, das den Bau von Moscheen und Minaretten verhindert. Denn Verhinderung impliziert das Verbot und das ist nicht möglich! Das bedeutet, dass dieser Antrag und diese Antragsformulierung – auf der Sie trotzdem mehrheitlich bestanden haben, BZÖ und ÖVP – unter der klaren Feststellung zustande gekommen sind, dass das, was hier gefordert wird, nicht möglich ist! Und daraus leiten wir – das kann uns wirklich niemand übel nehmen – ab, dass der einzige Sinn für Sie, diesen Antrag so schnell als möglich hier in den Landtag zu bringen der war, etwas zum Schüren der Ängste in unserer Bevölkerung beizutragen, zu einer Polarisierung und dazu wieder einen Beitrag zu leisten, dass sozusagen das Rücken nach rechts wahrgenommen wird, weil Sie sich davon einen breiten Zuspruch erwarten!
Zum zweiten möchte ich den Kollegen Tauschitz darauf aufmerksam machen, dass seine Stellungnahme – die sich auf einen anderen Ausschuss bezogen hat, nämlich auf den Ausschuss, wo der Herr Memec, der Schulinspektor, der für das islamische Schulwesen da war – unkorrekt ist. Die Darstellung ist unkorrekt! Herr Memic hat in seinen Lehrerreihen einen Lehrer mit psychischen Problemen. Und so wie alle anderen Schulinspektoren – und ich möchte dich daran erinnern, dass der Schulinspektor der katholischen Kirche, der Schulinspektor der evangelischen Kirche zugestimmt haben, dass sie genau so viel oder genau so wenig Möglichkeiten der Vorgehensweise in einem solchen Fall haben wie auch der Herr Memic. Das heißt also, das hier so darzustellen, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) als handle es sich dabei um ein Problem im Bereich der islamischen Religionsgemeinschaft, das ist schlichtweg falsch und entspricht nicht dem, was dort im Ausschuss dargestellt wurde. Also, hier muss ich sagen, da kann ich nur dem folgen, was der Peter Kaiser schon gesagt hat: Da handelt es sich um gar nichts anderes als um den Versuch, in Wahlnähe unappetitlichen Stimmenfang nach rechts zu betreiben! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Ja, ja, welch armseliges Häufchen ist die SPÖ heute hier im Kärntner Landtag geworden! (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) Aus einer volksverbundenen Partei mit großer Tradition und vielen Bürgermeistern solltest du es eigentlich doch besser wissen, dass man nicht gegen die Menschen regieren kann, dass man Ihnen nicht den Gutmenschenwillen aufzwingen kann. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Wie viele Bürgermeister habt ihr?) Und gerade aus deiner Erfahrung, lieber Kollege, solltest du wissen, dass man sich auf Dauer nicht hinter Formalismen verstecken kann. Denn was ist denn eure Argumentationslinie außer einer überzogenen Situation, dass wir hier die Religionsfreiheit einschränken, weil wir keine Minarette bauen wollen?
Ist das jetzt verfassungskonform oder ist das nicht verfassungskonform? Da streiten jetzt, unter Anführungszeichen, "Verfassungsexperten der SPÖ". Ich sage, weil ich gleiche Maßstäbe ansetze, die „Verfassungsexperten“ von uns. Das wird die Verfassungsabteilung klären. Wir haben in unserem Antrag glasklar definiert: „verfassungskonforme Lösung“. Eine solche Lösung wird es geben oder nicht. Dann wird sich die Verfassungsabteilung damit auseinandersetzen müssen. So einfach ist die Sache! Und da wird man wohl uns auch zugestehen – so wie wir Ihnen ihre Zweifel zugestehen -, dass wir den Glauben an diesen Antrag haben. Entscheiden werden nicht wir. Und wir werden auch die Größe haben, anzuerkennen, wenn es wirklich, so wie Sie glauben, keine einzige Möglichkeit gibt, eine verfassungsgemäße Lösung zu machen, dann werden wir uns dieser Entscheidung, no na nit, beugen. Weil da sind wir aus einem ein bisschen anderen Holz geschnitzt als der eine oder andere Vertreter Ihrer Partei. Wir nehmen das zur Kenntnis. (Abg. Dr. Lesjak: Auch in der Ortstafelfrage?) Auch in der Ortstafelfrage ist das das Gleiche, weil auch da haben Sie uns zumindest noch keinen Verfassungsbruch nachweisen können, und wir haben auch keinen begangen.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was mich jetzt auch noch einmal bewogen hat, hier ans Rednerpult zu gehen: Eigentlich schon komisch, ein Kabarettist stellt sich hier heraus, macht seine Späße, vergleicht den Buddhismus mit dem Islam, hat Spaß daran, zu meinen, es gebe viele Buddhisten, es gebe viele Alkoholiker. Dann gibt es noch amüsiertes Lachen, leisen Beifall. (Zwischenruf des Abg. Schlagholz) Nein! Nein! Da habe ich nicht gelacht. Da verwehre ich mich dagegen, weil es mir zutiefst widerspricht, bei einem solchen Thema besondere Späßchen zu reißen. Das machen wir manchmal im Ausschuss, und meine Mitglieder lächeln mich jetzt an. Das ist auch so in Ordnung – aber nicht zu dem Thema und nicht in der Art! Das ist eigentlich menschenverachtend und im Übrigen auch die Argumentation, den Buddhismus mit dem Islam zu vergleichen. Das ist ja wohl wirklich eine Gratwanderung, lieber Peter, die ich dir – und das weißt du. Natürlich hast du gesagt: „Die Buddhisten“ und weiß ich, was alles. Das ist mehrmals heute hier, zumindest am Rednerpult gefallen, dein Vergleich kommt auch noch explizit und extra. Da hätte ich doch auch mehr Sachlichkeit vermutet, weil ganz vergleichbar sind die zwei Dinge ja wohl nicht! Auf der einen Seite Minarette … (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Baulich!) Baulich auch nicht, im Übrigen, da stimmen wir heute in dieser Debatte zumindest überein.
Das heißt, Faktum ist, das wird auch Faktum sein, dass die Inhalte der Religion vollkommen verschieden sind und dass wir es natürlich mit einer Islamisierung zu tun haben und dass natürlich auch im Bereich der Polizei der eine oder andere auch wichtige Mann hier gemeint hat: „Der Dschihad ist in Österreich angekommen.“ Aber lassen wir das, weil letztendlich werden wir die Welteinstellung von uns zwei wahrscheinlich nicht ändern. Nur, hierher zu stehen, als bekennender, sage ich jetzt einmal – nicht, das als böse zu nehmen -, als bekennender Gutmensch, der multikulturelle Ansätze in sich trägt, ein Wissender auch zu sein und zu kritisieren, dass der Landeshauptmann von Kärnten eine Freundschaft pflegt zum Herrn Saif Gaddafi, dass der einer anderen Religion angehört und dass das doppelbödig ist, lieber Peter, glaube ich, solltest du und wirst du in Zukunft auch nicht mehr machen. Das ist nicht in Ordnung, weil wir natürlich hier keinen Antrag gemacht haben, dass man keine Freunde mehr haben darf, die letztendlich (Lärm in der SPÖ-Fraktion) einer anderen Religion angehören. Aber eines sage ich dir: Wenn der Saif Gaddafi, den ich auch persönlich recht gut kenne – ja, im Gegensatz zu dir -, wenn der eine Moschee hier in Kärnten bauen würde oder das wollte oder das finanzieren würde, dann hätte er in uns einen erbitterten Gegner. Nimm das, bitte, so zur Kenntnis!
Dann noch ein Sätzchen zu Ihnen und im Ende auch zu den vielen schönen Reden, die die SPÖ heute hier gehalten hat. Wissen Sie, mir kommt das so vor: Eigentlich brennt es schon lange nicht mehr im Dörfchen. Wir haben schon viele Jahre keinen Brand gehabt. Wir bauen zu sicher. Deswegen schaffen wir eigentlich die Feuerwehr ab. Das wäre eine gescheite Geschichte. Wir haben schon lange kein Hochwasser gehabt. Deswegen heben wir, letztendlich, die Zonierungen im roten Bereich auf. Das kommt mir oft so vor. Wir sagen: Verantwortung beginnt in den Anfängen, um soziale Spannungen abzubauen – und nur dazu ist hier letztendlich der Antrag gedacht. Abzubauen! Sagen Sie mir ein Beispiel, wo eine multikulturelle Gesellschaft am Ende des Tages wirklich ohne Spannungen der letztendlich Betroffenen funktioniert hat, außer vielleicht in irgendeiner WG. Das kann ich jetzt nicht sagen. Das ist denkbar. In dieser kleinen Einheit möchte ich Ihnen das auch nicht absprechen.
Ich sage nur, dass die Kärntnerinnen und Kärntner ihre Werte sichern, dass wir uns hier klar bekennen und dass das letztendlich auch dem Wähler gezeigt wird. Sie stehen dafür, dass man viele kleine, vielleicht ein paar große Moscheen hat, dass man die Türen aufmacht und jeden herein lässt. Sie sollten auch die Tür am Abend nicht mehr zusperren und das Auto offen lassen. Schön, den Schlüssel lassen wir stecken, und dann tanken Sie es voll, liebe Frau Lesjak, vielleicht will einer ein bisschen herumfahren, mit Ihrem Auto? Wäre auch eine nette Geschichte. Warum denn nicht! Sie haben ja keine Besitzstände, die Sie verteidigen. Wir wollen das, und wir finden letztendlich auch das als viel den geraderen Weg. Das ist nicht ganz einfach, aber wir werden diesen steinigen Weg, der uns letztendlich ans Ziel führt, nämlich unsere Kultur auch zu beschützen, wählen und konsequent gehen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Eigentlich ist in der Obmännerkonferenz vereinbart worden, dass ein bis zwei Redner sind, aber nachdem sich das jetzt so ausweitet, muss ich auch dazu Stellung beziehen, weil es sonst den Anschein hat, dass die ÖVP nur mit einem Redner dieses Thema erschöpfen will. Ich glaube, bei diesem Antrag geht es, da sind wir uns, glaube ich, ziemlich einig, um eine Grundsatzrichtung, um eine Tendenz, die wir heute irgendwo vorgeben. Es geht nicht darum, ob jetzt dieser Vertrag verfassungskonform ist oder nicht, sondern es geht darum, dass eine Verfassungskonformität bei einem Antrag gegeben ist, den die Verfassungsabteilung in der Zukunft machen wird. Davon gehe ich aus, dass der verfassungskonform ist und dass wir in der Zukunft gewisse Dinge einfach verhindern. Ich glaube, wir in Österreich, als Vertreter sollen eigentlich in erster Linie natürlich unsere Menschen vertreten. Das ist überhaupt keine Frage. Wir gehen ohnedies sehr behutsam und sorgsam auch mit allen Problemen der Zuwanderung in Österreich um und auch mit den Freiheiten wie auch mit der Religionsfreiheit. Aber eines ist schon klar: Unsere Grundwerte, die auch bei uns selbst in der Verfassung ihren Niederschlag finden, die dürfen wir nicht mit Füßen treten. So gesehen, ist es schon sehr, sehr wichtig, dass wir uns auf eine grundsätzliche Diskussion und auf eine grundsätzliche Richtung einschwören. Dass da der Eine oder der Andere ein bisschen mehr links oder mehr rechts gehen wird, das ist ja in der Toleranzbreite noch drinnen. Aber ich glaube, grundsätzlich sollten wir dafür sein, dass einfach unsere Spielregeln, die Spielregeln der westlichen Demokratien bzw. auch die Regeln des westlichen Abendlandes, des christlichen westlichen Abendlandes einen besonderen Stellenwert finden.
Natürlich ist es auch so, dass selbst auch der Buddhismus selbstverständlich keine christliche Glaubensgemeinschaft ist. Das ist überhaupt keine Frage, aber der Buddhismus ist zumindest von seinen Grundansätzen her nicht vergleichbar mit den extremen islamistischen Auswüchsen, die wir ja vor Jahren ganz deutlich gespürt haben und mit denen wir eigentlich täglich, wie dies die Meldungen uns zeigen, konfrontiert sind. Es geht einfach darum, dass hier eine Glaubensgemeinschaft da ist, die in sehr friedlicher Art und Weise und in friedlicher Koexistenz auch mit anderen agiert. Ich glaube, das ist das Wesentliche, dass man diese beiden auch entsprechend unterscheiden muss.
Ich glaube, wenn wir heute unsere christlichen Werte vertreten wollen, dann sollen wir es nicht ganz so leicht machen, dass jeder und jede Religionsgemeinschaft und jede extreme Gruppierung vielleicht noch das Recht ableitet, mit Steuergeldern auch ihre Infrastruktur der Glaubensverbreitung vielleicht finanziert zu bekommen, sondern es geht einfach darum, dass man sich in erster Linie auch den kulturellen und religiösen Gegebenheiten – das verlangen wir eh nicht, in religiöser Weise -, aber jedenfalls den Gegebenheiten dieses Landes, das man als seine neue Heimat auserwählt hat, anschließen sollte und diese auch akzeptieren und respektieren sollte. Das ist, glaube ich, eine der wesentlichen Sachen.
Ich glaube, wenn die Verfassungsabteilung den Auftrag hat, hier ein Gesetz auszuarbeiten, dann wird, so hoffe ich jedenfalls, der Beitrag von allen Richtungen dort einfließen, dass es nicht zu einer Überflutung zum Bau von Moscheen und Minaretten in Kärnten kommen wird. Ich glaube, das wollen unsere Menschen nicht. Ich bin eigentlich als Vertreter der Bevölkerung da, die die christlichen Wurzeln dieses Landes seit Jahrhunderten übernommen haben. Ich will eigentlich denen das Wort reden. Bei allen anderen, bei aller Toleranz, die geübt wird, soll man die Dinge nicht überstrapazieren. Ich glaube, das ist ganz wichtig! Ich bin überzeugt, dass so ein Gesetz jedenfalls dann entsprechende Mehrheiten finden wird. (Beifall von der ÖVP- und der F-Fraktion)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.)
Lutschounig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Hohes Haus! Ich möchte in meinem Schlusswort den Vorwurf des Kollegen Dr. Kaiser zurückweisen, ich hätte bei der Berichterstattung auf Zitate aus dem Ausschuss verzichtet. Ich habe das bewusst gemacht, aus zwei Gründen: Erstens war ich bei den Ausschusssitzungen prominent durch den Dritten Präsidenten Dr. Strutz vertreten. Zweitens wollte ich vermeiden, dass genau das passiert und mir dann zum Vorwurf gemacht wird, was hier einige Abgeordnete gemacht haben, die Zitate gebracht haben, die nicht dem entsprechen, was in einem anderen Ausschuss von den Auskunftspersonen, allen voran Dr. Slamanig, gesagt worden ist.

Damit bin ich am Ende meines Schlusswortes und bitte um Abstimmung über das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Die Spezialdebatte wird mehrheitlich angenommen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag verfassungskonforme Gesetzesvorschläge vorzulegen, welche den Bau von Moscheen und Minaretten in Kärnten verhindern.
Ich beantrage die Annahme.
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Die Annahme wurde beantragt. Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist … Jetzt zählen wir einmal schön durch. Das ist die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit beschlossen.

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt. Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, den Vorsitz zu übernehmen, da wir die Dringlichkeitsanträge, die vorgereiht werden, behandeln. 
Mitteilung des Einlaufes
Herr Direktor, bitte um die Verlesung!
Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

1.
Ldtgs.Zl. 195-3/29:


Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Volksbefragung – EU-Reformvertrag mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, im Rahmen einer Stellungnahme des Landes Kärnten zum Vertrag zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EU Reformvertrag) zur Erforschung des Willens der Landesbürger nach Art. 43 K-LVG eine Volksbefragung anzuordnen.
(Den Vorsitz hat inzwischen 1. Präs. Lobnig übernommen. – Der Vorsitzende erteilt Abg. Zellot zur Begründung der Dringlichkeit das Wort und ersucht, auf die Redezeitbeschränkung zu achten)

Mag. Weiß

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Der Dringlichkeitsantrag über eine Volksbefragung zu diesem Reformantrag ist ja derzeit in Österreich sehr aktuell. Es zeigt auch, dass aus allen politischen Lagern Irgendwelche heraustreten, aus Mut, und auch eine Gefahr sehen, dass nach der Abstimmung und Niederlage über den EU-Vertrag oder über denjenigen Vertrag, den Frankreich und die Niederlage abgelehnt haben. Hier ist der Reformvorschlag, der nicht die Zustimmung gebracht hat und der durch einen anderen EU-Vertrag jetzt ersetzt werden soll.
Verschiedene Medien zeigen ja auch tagtäglich, dass die Volksabstimmung über den EU-Vertrag notwendig ist. Sie zeigen auch auf: Wie wird ein Volk ohne Rechte sein? Wie schaut die Zukunft der Jugend aus? Vor allem: Wird es zu spät sein, wenn wir in diesem Moment nicht darum kämpfen, wie in Zukunft bei den Kompetenzen die Sicherheitspolitik ausschaut? Gibt es hier nur mehr eine Befehlsausgabe aus Brüssel? Wie schaut die Wirtschaftspolitik in Zukunft aus?
Haben wir noch ein Recht auf unsere hart erarbeitete Energie- und Umweltpolitik? Wie schaut es mit der Einwanderungspolitik aus? Wie sind eigentlich die Auswirkungen dieses Reformvertrages auf den morgigen Tag – den Nationalfeiertag – auf die österreichische Neutralität? Ich glaube, das sind wesentliche Punkte, bei denen so richtig darübergepusht wird. Natürlich zeigt es auch, dass aufgrund der letzten Umfrage, meine geschätzten Damen und Herren, die Österreicherinnen und Österreicher hier bis zu 70 Prozent mitbestimmen wollen und aus einem klaren Grund: Weil sie natürlich gesehen und auch am eigenen Leib verspürt haben, dass mit dem Beitritt zur Europäischen Union nicht alles so gekommen ist, wie es vorausgesagt wurde! (Abg. Trettenbrein: So schaut es aus! – Beifall von der F-Fraktion.) Und darum ist es natürlich auch wichtig, dass das Volk sagt … (Abg. Tauschitz: Aber 70 Millionen haben wir mehr!) Wir haben einen eindeutigen Beweis dafür! (Abg. Tauschitz: Viel Spaß mit dem Schilling! Nicht vor der EU in die Knie gehen!) Wir haben einen eindeutigen Beweis dafür, dass der Euro für uns auch ein Teuro ist! Wir haben den eindeutigen Beweis dafür, (Abg. Gritsch hält einen Zeitungsausschnitt in die Höhe!) dass hier die Teuerung vor allem für die Österreicherinnen und Österreicher bis zu 70 Prozent in die Höhe gegangen ist!
Meine geschätzten Damen und Herren! Es zeigt, dass unser Dringlichkeitsantrag für diese Volksbefragung wichtig ist. Wir haben deswegen recht, weil sich viele Bürger hier in diesem Land aufregen. Darum kommt die Frau Außenministerin Plassnik erst drauf, dass sie die Österreicher aufklären wird, was dieser EU-Reformvertrag beinhaltet! Ich glaube, Österreich geht hier unaufhaltsam den Weg nach Brüssel zu den Zentraldiktaturen, wenn nicht danach das Volk eine grundlegende Wende einleitet. Ich glaube, das ist notwendig! Es klingt bereits wie ein Märchen, dass Österreich eine demokratische Republik war und dass das Recht natürlich nicht mehr vom Volke ausgeht, sondern hier von Brüssel und nicht von jenen, die unsere Umweltpolitik, die unsere Wirtschaftspolitik, die unsere Energiepolitik und natürlich die Preispolitik fördern, sondern es kommt von jenen Konzernen die, wie es jetzt schon zeigt, nicht mehr durch Produktion erwirtschaften, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) sondern nur mehr durch Spekulation! Ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir auch in Zukunft (Abg. Tauschitz: Lies den Wirtschaftsbericht!) über unsere Umwelt und über unser Wasser – ich mahne euch ein – selbst bestimmen wollen! (Beifall von der F-Fraktion.) Hier sehe ich auch eine zusätzliche Gefahr in diesem EU-Vertrag! Und der beste Beweis dafür ist ja wohl, dass die schon stark angenagte Landwirtschaft auch von Brüssel regiert wird! (Vorsitzender: Ich bitte zum Schluss zu kommen! Die Redezeit ist abgelaufen!) Ich glaube, dass hier natürlich mit diesem Vertrag als nächster Punkt auch die Genmanipulation gelockert wird und dass wir nicht mehr mitbestimmen können. Ich glaube, dass es hier einen Grund gibt, geben wir dem Volk eine Chance! Ohne Volk keine Politik! Oder wollt ihr, meine geschätzten Damen und Herren (Vorsitzender: Herr Abgeordneter, ich bitte zum Schluss zu kommen! Die Redezeit ist schon abgelaufen!) in Zukunft nicht mehr den Namen eines Volksvertreters nennen? (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Zellot

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Mag. Grilc
Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bereits die erste Wortmeldung hat gezeigt, dass wir in Wahrheit über Dinge reden, von denen jeder nur teilweise eine Ahnung hat und hier herinnen ad hoc offenbar niemand in der Lage ist im Detail konkret zu sagen: Was wurde denn jetzt eigentlich in Portugal tatsächlich vereinbart und unterschrieben? Ich gebe nur eines zu bedenken: 560.000 Kärntnerinnen und Kärntner sind europaweit gesehen wirklich eine ganz, ganz kleine Zahl. Jede mittlere und größere Stadt hat mehr Einwohner als wir, daher sollten wir auch einmal die Bedeutung unseres Landes im Hinblick auf die gesamte Europäische Union relativieren. Und gerade in euren Reihen, Herr Kollege Zellot, sitzen hervorragende Wirtschaftsfachleute. Worauf sind denn zum Beispiel diese guten Daten der österreichischen Wirtschaft – speziell der Bankenwirtschaft – zurückzuführen? Genau auf die Entwicklungen in der Gemeinsamkeit der Europäischen Union! Jetzt so zu tun, als wäre das ein fürchterlich großer Koloss, der uns bedroht und gegen den wir aufstehen müssen, den wir bremsen müssen, den wir sozusagen einschränken müssen, das ist ja der Rückwärtsgang pur! Und bei 130 auf der Autobahn schaltet niemand vom sechsten in den Retourgang, außer er ist ein Volltrottel oder er will seinen Mechaniker beschäftigen! (Abg. Dr. Lesjak lacht lautstark. – Beifall von der ÖVP-Fraktion und von Abg. Dr. Lesjak.) Entschuldigung, wenn ich das so dramatisch sage, weil ich wirklich den Eindruck habe, dass man sich hier ein bisschen populistisch ins Zeug legt. Ich habe schon Verständnis dafür, (Dies wird auf heitere Art vorgetragen.) aber ich möchte das wirklich auf jenes Maß zurückführen und sagen: Dieser Antrag kann in der Form von uns natürlich nicht mitgetragen werden – weder als Dringlichkeit noch inhaltlich – weil er von der Intention her genau gegen die positiven Dinge im gemeinsamen Europa gerichtet ist! (Zwischenruf von Abg. Zellot. – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Mag. Dr. Kaiser
Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Ich habe mir die Argumentation angehört, es war eine sehr engagierte Rede, ich glaube, du wirst dir damit deinen Listenplatz innerhalb des BZÖ wieder gesichert haben! (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion und bei Abg. Dr. Lesjak.) Wenn ich mir aber die inhaltliche Aussage anschaue, lieber Kollege Zellot, dann kann ich dem Kollegen Grilc nur zustimmen. Eine einzige Korrektur, Raimund, erlaube mir bitte, nachdem wir uns alle in Europa an die Gesetze halten: Es waren maximal 130 Stundenkilometer, bei denen der Rückwärtsgang einzuschalten ist! Die 160 mögen gestimmt haben, denn die haben für den so genannten tatsächlichen Verfassungsentwurf gegolten, der im übrigen von allen Parteien des österreichischen Nationalrates – auch der damaligen Regierungspartei unter einem Parteivorsitzenden Landeshauptmann Dr. Jörg Haider mit einer einzigen Ausnahme, der Frau Abgeordneten Rosenkranz – beschlossen wurde, der viel, viel weitgehender ist als es dieser jetzige Verfassungs- bzw. Reformvertrag jemals ist! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Der Verfassungsvertrag hat in etwa 60 bis 70 Prozent weitaus mehr einschneidende Sachen gehabt, aber auch nicht aus den Fingern herausgesogen, sondern als Resultat eines langen Aufeinanderzugehens, verschiedene Aspekte miteinbeziehend, und weit über Parteigrenzen hinausgehende Positionierungen und Diskussionen. Ich verweise auf Caspar Einem, auf Voggenhuber und auf all jene Leute, die hier sehr, sehr lange innerhalb dieses Werdungsprozesses mitgearbeitet haben. Was ist der jetzige Reformvertrag, damit die Frage vom Kollegen Grilc mitbeantwortet wird? Der jetzige Reformvertrag hat schlicht und einfach die Aufgabe zu regeln, dass eine erweiterte Europäische Union noch funktionieren kann, deswegen hat er den Wechsel im Ratspräsidentschaftsbereich geregelt. Er regelt den Hohen Vertreter für die Außen- und Sicherheitspolitik. Er bringt die Mehrheitsentscheidungen im Sinne von doppelten Mehrheiten zustande. Er regelt die doppelten Mehrheiten, die 55 Prozent der Mitgliedsländer, 65 Prozent der EU-Bevölkerung, als Zustimmungsforum brauchen und – und ich hoffe, dass das BZÖ da nicht dagegen sein wird – er ermöglicht die Durchführung von Subsidiaritätsverfahren, also jener Verfahren, wo wir als Völkchen von 560.000 Einwohnerinnen und Einwohnern das Recht haben, zumindest unsere Meinung innerhalb eines nationalstaatlichen Werdungsprozesses mit hineinzubringen. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Kollege Gallo, ich weiß, dass Mitentscheidungsprozesse schwierig sind, aber wir haben mit diesem Reformvertrag die Möglichkeit hier und daran mitzuwirken zumindest abgesichert!
Letzter Punkt, der für mich auch entscheidend ist, warum ich glaube, dass wir dem ohne Probleme bereits jetzt die Zustimmung gegeben haben, weil es ja viel, viel weniger ist als der ehemalige Verfassungsentwurf, dem wir mit einer einzigen Gegenstimme zugestimmt haben: Es ist das, dass er viel mehr Möglichkeiten – Mitentscheidungs- und Mitberatungsmöglichkeiten und Mitwirkungsmöglichkeiten – für das Europäische Parlament sicherstellt. Als Parlamentarier sage ich: Dort, wo das Parlament mehr Möglichkeiten der Mitbestimmung hat, dort ist der richtige Weg. Mir ist völlig klar, und daher haben wir als SPÖ auch einen entsprechenden normalen Antrag eingebracht, dass die Information nicht ausreichend ist. Das ist eine Bringschuld und eine Gebschuld. Ich bin der Meinung, dass wir – und das ist das Ziel unseres Antrages – darauf abzielen, vermehrt Information, insbesondere über diese Institutionenreform, insbesondere über diesen Maßnahmenkatalog, der in Lissabon beschlossen worden ist, durchzuführen. Denn dann wird man relativ rasch merken, dass es eigentlich nicht diese große Gefahr ist, die in sehr gewaltigen Worten von einem meiner Vorvorredner heute hier dargestellt worden ist. Die SPÖ stimmt der Dringlichkeit nicht zu, weil es dafür keinerlei Veranlassung gibt! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Schwager meldet sich zur Geschäftsordnung.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Geschäftsordnung Abg. Schwager das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Schwager
Schwager

Danke, Herr Präsident! Nachdem ich, wie Sie wissen, nicht die Gelegenheit habe zur Dringlichkeit der Anträge zu reden, möchte ich Ihnen auf diesem Wege mitteilen, dass es von mir zu diesem BZÖ-Antrag Zustimmung zur Dringlichkeit sowie zum Inhalt des Antrages der Volksabstimmung oder Volksbefragung geben wird. Eine Anregung als Ergänzung an das BZÖ: Es wäre dabei auch über den Beitritt Kärntens zur Europaregion mit Friaul, Julisch-Venetien, Veneto und Slowenien zu befragen. Das würde die Kärntner auch interessieren, das auch zu befragen und das Volk mitreden zu lassen. Außerdem weise ich darauf hin, dass die Freiheitliche Partei bereits österreichweit eine Unterschriftenaktion für eine Volksabstimmung über den Reformvertrag der EU der Österreicherinnen und Österreicher aufliegen hat, wo schon Zigtausende unterschrieben haben. Das BZÖ ist auch herzlich eingeladen, nachdem es derselben Ansicht ist wie die Freiheitliche Partei, das zu unterstützen. Denn je mehr Unterschriften sind, desto wahrscheinlicher ist, dass das Volk wirklich befragt wird. Danke, Herr Präsident!
Schwager

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Mir liegt somit keine weitere Wortmeldung zur Begründung der Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen! Es ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. Wer dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennt, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit! Ich weise diesen Antrag dem Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen zu! Ich ersuche nun den Landtagsdirektor um die Verlesung des nächsten vorgezogenen Dringlichkeitsantrages!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


2.
Ldtsg.Zl. 223-16/29:

Dringlichkeitsantrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend bestmögliche Veranlagung und Sicherung des Erlöses aus dem Verkauf des Aktienpaketes der Kärntner Landesholding an die Bayrische Landesbank mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass
1. entsprechend dem von ihr am 22.5.2007 gefassten Beschluss die Erlöse aus dem Verkauf des Aktienpaketes der Kärntner Landesholding an die Bayrische Landesbank nach Abdeckung der Tilgungs- und Zinsaufwendungen aus der Wandelanleihe langfristig und ertragssichernd veranlagt werden, um künftig ausschließlich aus den jährlichen Erträgnissen nachhaltig wirksame Projekte für die Zukunft unseres Landes Kärnten finanzieren zu können.

2. jene aus der Begebung der Wandelanleihe lukrierten Mittel, welche derzeit noch nicht langfristig veranlagt wurden, ebenso langfristig veranlagt werden, um dadurch eine Erhöhung des Veranlagungsvolumens zu erreichen und dadurch die Möglichkeit zu eröffnen, aus Zinserträgnissen die vorgesehenen Projekte finanzieren zu können. Dies nach Maßgabe rechtlicher und betriebswirtschaftlicher Möglichkeiten.
3. dem Kärntner Landtag einen Entwurf über eine Änderung des Kärntner Landesholding-Gesetzes im § 8 Abs. 5 vorzulegen, welcher zum Inhalt hat, dass die derzeitige ziffernmäßige Limitierung des Kernvermögens mit einem Betrag von 290 Millionen Euro aufgehoben wird. Anstatt dessen sollte das Kernvermögen von 250 Millionen Euro um alle zusätzliche Mittel, insbesondere jener aus dem Verkauf des Aktienpaketes der Kärntner Landesholding an die Bayrische Landesbank erhöht werden, dies wieder abzüglich der Abdeckung der Tilgungs, Zins,- und Kostenaufwendungen aus dem Jahr 2005 erfolgten Begebung der Wandelanleihe (PRE, IPO-Umtauschanleihe) durch die Kärntner Landesholding
Weiters sollte im Gesetz über die Landesholding klargestellt werden, dass gültige Beschlüsse über die Mittelverwendung über das Kernvermögen „Zukunft Kärnten“ vom Aufsichtsrat der Kärntner Landesholding und der Kärntner Landesregierung nur einstimmig gefasst werden können. Diese Bestimmungen über das Kernvermögen der Kärntner Landesholding im Kärntner Landesholding-Gesetz sollten in den Verfassungsrang erhoben werden, damit gesichert ist, dass zukünftige Abänderungen diesbezüglich nur mit Zweidrittelmehrheit möglich sind. Ebenso sollte eine Bestimmung im Verfassungsrang aufgenommen werden, wonach eine Auflösung der Landesholding nur mit Zweidrittelmehrheit möglich ist.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit KO Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Bereits am 30. 5. des Jahres 2007 wurde von Seiten der ÖVP ein Dringlichkeitsantrag betreffend genau dieser bestmöglichen Veranlagung und Sicherung des Erlöses aus dem Verkauf der Anteile und des Aktienpaketes der Kärntner Landesholding an die Bayrische Landesbank eingebracht.
Und dieser Dringlichkeitsantrag hat damals nicht die Zweidrittelmehrheit bekommen. Bedauerlicherweise! Er wurde dem Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zugewiesen. Eine materielle Behandlung dieses Antrags in diesem Ausschuss ist bis heute nicht erfolgt.
Am 29. Juni, auch dieses Jahr, wurde von uns ÖVP-Abgeordneten ebenfalls ein Antrag mit Gesetzesentwurf auf Änderung des Kärntner Landesholdinggesetzes eingebracht, wo ganz genau hervorgeht, dass wir eben das Kernvermögen, das jetzt gesetzlich gesichert ist und mit 290 Millionen Euro beziffert ist, um 250 Millionen Euro erhöhen wollen, um auch zu garantieren, dass eine Sicherung stattfindet. Es kann nicht sein, dass zwar sich alle Fraktionen gern mit den Sozialpartnern ablichten lassen und sagen: „Wir müssen gemeinsam dieses Geld sichern.“ – aber jedes Mal, wenn es darum geht, hier im Haus einen Antrag zu unterstützen, der genau diese gesetzliche Sicherung mit sich bringt, sozusagen einen Rückzieher zu machen und es nicht zu tun.
Am 9. 10., sprich vor wenigen Tagen, ist erfreulicherweise das Closing zum Abschluss gebracht worden. Damit sind 809 Millionen Euro und zirka 600.000 und noch ein paar Zerquetschte seitens der Bayerischen Landesbank auf das Konto der Hypo Alpe Adria der Landesholding geflossen. Diesen Umstand nehmen wir jetzt zum Anlass, um noch einmal eine Initiative zur langfristigen Sicherung dieses Geldes zu starten. Der eingebrachte Gesetzesantrag vom 29. Juni wird noch ergänzt, dass man hier hergeht und sagt, dass die Beschlüsse, die das Kernvermögen auflösen könnten, nur dann zustande kommen dürfen, wenn es in der Holding im Aufsichtsrat und im Vorstand Einstimmigkeit gibt und wenn hier im Kärntner Landtag zwei Drittel der Abgeordneten zustimmen, dass dieses Kernvermögen angegriffen wird. Sonst darf dieses Kernvermögen unter keinen Umständen angegriffen werden, denn das Kernvermögen ist die Sparkasse unserer Kinder und Enkelkinder. Die schlachtet man bekanntlich nicht, wenn man damit auf Urlaub fahren will.
In diesem Sinne hoffe ich, dass ihr diesem Antrag zustimmen werdet. Ich hoffe auf eine breite Zustimmung. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz zur Dringlichkeit das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Hohes Haus! Am heutigen Vormittag, im Rahmen der Aktuellen Stunde, wurde von irgendjemand der Sager gebracht: „Erbschaft der nächsten Generation“. Dazu stehen wir, geschätzte Damen und Herren! Der Agrarreferent hat noch gesprochen vom „Schützen des Kernvermögens“. Das ist der Ansatzpunkt, warum wir diesem Antrag auch die Dringlichkeit geben, denn er hat damit bekundet, dass alles veranlagt werden muss, was noch vorhanden ist. Er hat damit auch bekundet, dass es nicht morgen bereits den Basar der Eitelkeiten gibt, nämlich dass alles veranlagt wird, geschätzte Damen und Herren. Das ist für uns der Anlass, diesem zuzustimmen, und zwar so zu veranlagen, dass auch Erträgnisse herauskommen, geschätzte Damen und Herren, und nicht so zu veranlagen, wie das in Niederösterreich geschehen ist: mit hohem Risiko und dass jetzt Geld der dortigen Landesbevölkerung verloren gegangen ist.
Die Verwendung der Erträge, geschätzte Damen und Herren, dazu muss man sich, glaube ich, auch klar und deutlich bekennen, dass es – wenn es auch noch so gut veranlagt ist – keinen Spielraum für Geschenke in Hinkunft geben darf. Es muss alles nachhaltig, geschätzte Damen und Herren, verwendet werden. Warum sage ich „nachhaltig“? – Die gestrige „Armutskonferenz“ hat sehr deutlich gezeigt, dass wir in Kärnten hier von einer Wohlstandslüge reden müssen. Daher muss es eine Sozialpolitik geben, mit Rechtsanspruch und keine Sozialpolitik mit Almosen. Es ist auf Diejenigen zu hören, die hier strapaziert worden sind und die auch unsere Meinung teilen, dass in Bildung, Forschung und in Einkommen in Kärnten investiert werden muss. Geschätzte Damen und Herren! Almosen schaffen keine neuen Jobs, Almosen erhöhen nicht die Einkommen, geschätzte Damen und Herren. Daran sollten wir uns halten!
Eines auch noch: Disziplin und Bescheidenheit sind mehr denn je gefordert, beim Umgang mit diesem Geld und beim Umgang auch mit dem Landesgeld, das wir demnächst im Budget, so glaube ich, präsentiert bekommen werden.
Herr Abgeordneter Tauschitz, weil Sie sich heute so quasi als Vater auch einer vernünftigen Veranlagung präsentiert haben und bereits in einer voreiligen Presseaussendung mitgeteilt haben, dass die SPÖ es bislang verabsäumt hätte, hier im Landtag initiativ zu sein, was eine langfristige und gewinnbringende Veranlagung anlangt, darf ich Ihnen mitteilen: Am 30. Mai 2007 haben wir hier im Landtag keine Mehrheit für unsere Dringlichkeit erhalten, die Gelder zu sichern. Soviel dazu. Dem heutigen Dringlichkeitsantrag stimmen wir zu! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Dr. Strutz zur Dringlichkeit das Wort.)

Schlagholz

Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Herr Präsident! Hoher Landtag! Die BZÖ-Fraktion wird diesem Antrag die Dringlichkeit nicht geben. Zwei Gründe möchte ich anführen. (Lärm im Hause) Zum einen haben wir aus gutem Grund die Kärntner Landesholding ins Leben gerufen, wo wir, auch unter Beiziehung von Experten und Aufsichtsratsmitgliedern … (Abg. Ing. Scheuch: Wer ist denn da Vorsitzender?) Das ist eine gute Frage, denn (Abg. Ing. Scheuch: Haben die kein Vertrauen zu ihm?) offensichtlich hat sich der Herr Klubobmann nicht erkundigt, was eigentlich in der letzten Aufsichtsratssitzung beschlossen wurde. In der letzten Aufsichtsratssitzung haben wir nämlich (Abg. Tauschitz: Das Kärntner Landesholdinggesetz geändert!) mit Mehrheit, mit Stimmen der ÖVP beschlossen, dass wir eine Veranlagung machen möchten und dass wir Experten für diese Veranlagung beiziehen möchten, dass wir das wahrscheinlich auch ausschreiben werden und dass wir einen Prozess in die Wege geleitet haben. Als Aufsichtsratsmitglied fühle ich mich eigentlich verpflichtet, dass das, was wir dort gemeinsam mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden, Landesrat Martinz, beschlossen haben, auf die Schiene gebracht haben, dort auch zu Ende führen. Deshalb verwundert es mich, wenn die ÖVP gegen ihren Parteiobmann und Aufsichtsratsvorsitzenden heute einen derartigen Antrag einbringt, der zweitens – und darauf möchte ich aufmerksam machen – einen echten Fallstrick enthält. Ihr verlangt nämlich, dass zukünftig alle Beschlüsse in der Landesregierung und im Aufsichtsrat der Kärntner Landesholding nur einstimmig gefasst werden können. (Abg. Tauschitz: Richtig!) Wisst ihr, was das bedeutet, in Bezug auf das, was wir hinter uns haben?! – Dass kein einziger Beschluss, und ich hoffe, ihr habt mit eurem Vorsitzenden gesprochen, der ja die Holding leitet, (Abg. Tauschitz: Ja!) dass kein einziger Beschluss in Wirklichkeit gefasst werden hätte können: (Abg. Ing. Scheuch: Er war immer dagegen! – Abg. Tauschitz: Ich war als Einziger da drin dagegen, dieses Geld anzugreifen!) weder zum Verkauf, weder zur Veranlagung, weder zur Ausschreibung. Und auf das mache ich aufmerksam! Wenn wir das beschließen würden, nehmen wir uns selbst und die Interessen, die nämlich die ÖVP hat, nämlich dass wir aus den Zinserträgen Mittel für die Kärntner Familien zur Verfügung stellen, (Abg. Ing. Scheuch: Nicht einmal die Veranlagung. Ihr kennt euch nicht aus!) wird ja unmöglich gemacht, weil ihr ja die Position der SPÖ kennt und der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Gaby Schaunig, die ja gegen diese Linie ist. Das heißt, wenn wir das jetzt beschließen, so wie es die ÖVP eingebracht hat, unterlaufen wir nicht nur die Vorgangsweise, die ja auch der Aufsichtsratsvorsitzende der ÖVP vorgegeben hat, da unterlaufen wir das, was wir im Aufsichtsrat beschlossen haben. Das möchte ich als Aufsichtsratsmitglied nicht! Wir würden eine Selbstbindung beschließen, die de facto es unmöglich macht, dass wir Wirtschaftsimpulse setzen können, dass wir dafür sorgen, dass das Geld den sozial Bedürftigen in Kärnten zur Verfügung gestellt wird und dort ankommt, wo es eigentlich hinkommen soll.
Dort, wo wir uns einig sind, ist, dass wir die Erlöse aus dem Anteilsverkauf der Hypo gut verzinst veranlagen und dass wir für die Investitionen in die Zukunft für die Sozialmaßnahmen nur die Zinserträge heranziehen wollen. Darüber sind wir uns ja – mit Ausnahme der Sozialdemokraten, die alles sperren möchten – eigentlich einig. Das gebe ich der ÖVP zu bedenken: Dass dieser Antrag ein echter Schuss ins Knie ist und das Unterlaufen der Linie Ihres eigenen Parteiobmannes! Wir sind dabei, wenn es darum geht, das Geld zu sichern. Wir sind dabei, wenn wir sagen, wir wollen nur die Zinserträge für Investitionen veranlagen. Aber ich mache auf eines aufmerksam: Das machen wir nicht mit einem Schnellschuss hier im Landtag, der auch nicht das richtige Gremium, aus meiner (Vorsitzender: Eine halbe Minute Redezeit noch!) Sicht ist, sondern wir bleiben bei der Linie, wie wir sie ja auch mit Zustimmung der ÖVP im Aufsichtsrat beschlossen haben.
Deshalb ist es, glaube ich, ganz gut, dass wir diesen Antrag im zuständigen Ausschuss des Landtages noch einmal beraten, weil vielleicht kommt dann die ÖVP drauf, welche Fallstricke sie sich eigentlich selbst mit diesem Antrag legt. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr zur Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen. Wer die Dringlichkeit zuerkennt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Budgetausschuss zu.

Wir kommen nun zum nächsten Dringlichkeitsantrag. Ich ersuche den Landtagsdirektor um die Verlesung!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

3.
Ldtgs.Zl. 45-24/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Rechnungsabschluss 2006 mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Der Landeshauptmann wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag umgehend den Rechnungsabschluss 2006 vorzulegen.
(Der Vorsitzende erteilt KO Mag. Dr. Kaiser zur Begründung der Dringlichkeit das Wort. – Den Vorsitz übernimmt um 13.27 Uhr 3. Präs. Dr. Strutz.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke! Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich kann diesmal sehr kurz sein. Ich habe in der Aktuellen Stunde bereits ausgeführt, dass es für uns äußerst verwunderlich ist, dass wir heute, am 25. Oktober 2007, als Landtag noch immer keinen Rechnungsabschluss, das vorangegangene Jahr betreffend, bekommen haben. 2006 ist ohne Rechnungsabschluss vorliegend. Wir haben das Budget 2008 in nächster Zeit zu erstellen. Keinerlei Zahlenwerk liegt dem zu Grunde. Wenn man das in einer privaten Firma oder sonst wo machen würde, dann würde man eine entsprechende Zäsur hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit und der Gebarungen des ordentlichen Kaufmannes bekommen. Allein der Landesfinanzreferent und Landeshauptmann kann sich das offensichtlich oder glaubt, sich das offensichtlich hier in Kärnten leisten zu können.
Wir haben nur wenige Möglichkeiten, dem entgegen zu treten. Eine davon wählen wir heute mit der Erstellung dieses Dringlichkeitsantrages. Wir fordern von dieser Stelle auf, dass der Rechnungsabschluss 2006 endlich vorgelegt wird, damit wir ordnungsgemäß zu den nächsten Schritten und möglicherweise auch Hürden, nämlich dem Budget 2008 kommen können. Das ist der Wunsch unserer Fraktion. Ich appelliere an alle, die ihre Tätigkeit als Abgeordnete und damit als die Budgethoheit des Landtags zu vertreten ernst nehmen und damit wahrnehmen wollen, diesem Dringlichkeitsantrag die Dringlichkeit auch zu geben! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz zur Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörer auf der Tribüne! Ich glaube, meinem Vorredner ist diesbezüglich wenig (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Die warten alle auf dich!) hinzuzufügen. Es ist auch für den Kollegen Gallo wahrscheinlich unverständlich, dass der Rechnungsabschluss aus dem Jahr 2006 Ende 2007 noch immer auf sich warten lässt. Ja! Jeder ordentliche und redliche Kaufmann in diesem Land hätte schon längst, schon längst die Finanz und weiß der Kuckuck wen am Hals, würde er so mit seiner Buchhaltung umgehen, wie bei uns offensichtlich der Landeshauptmann als Finanzreferent in diesem Land, einen Rechnungsabschluss einfach hinten behalten kann, so lange er will.
Es mag ja, wie soll ich sagen, politisch taktisch in irgendeinem Zusammenhang stehen. Das akzeptieren wir ja alle. Faktum ist: Der Rechnungsabschluss muss auf den Tisch – außer, er hat etwas zu verheimlichen. Man spricht ja davon, dass es „nur“ 40 Millionen Euro Nettoneuverschuldung sein werden. Wenn man ein bisserl nachschaut und die Einmaleinnahmen anschaut, zum Beispiel aus dem KABEG-Deal, kommt man drauf, dass wir jenseits der 150 Millionen sind. Aber, wie soll ich sagen, kaschieren und irgendwie täuschen war immer schon ein Spezialgebiet des BZÖ. Wir werden aber auch vor diesem Rechnungsabschluss, sobald er vorliegt, diese Tarnungs- und Täuschungsmanöver aufdecken.
In diesem Sinne: Legen Sie endlich den Rechnungsabschluss vor, denn hier im Haus liegt die Zuständigkeit. (Abg. Ing. Scheuch: Kriegen wir denn die Zustimmung?) In diesem Falle werden wir selbstverständlich diesen Antrag der SPÖ unterstützen! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt 1. Präs. Lobnig das Wort. – Abg. Tauschitz: Jetzt kommt der Finanzer!)
Tauschitz

Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Vorredner! Ich kann mit einleitenden Worten nur eines feststellen: Dass Sie zu wenig Ahnung haben von Unternehmen, wie Unternehmen bilanzieren und wann sie darüber Rechnung legen, wann sie Bilanz legen! Wie man vom Gesetz her sieht, hat ein Unternehmer – ein sorgfältiger Kaufmann – die Möglichkeit, diesen Jahresabschluss bis April des zweitfolgenden Jahres einzureichen. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Bilanzabschluss! – Es herrschen Lärm und Unruhe im Hause.) Geschätzte Damen und Herren! Er hat die Möglichkeit einen Antrag einzubringen und die Bilanz kann er bis spätestens April des zweitfolgenden Jahres abgeben, meine lieben Freunde! Das wollte ich eingangs einmal erklärt wissen! (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) Wenn jemand Betriebswirtschaft studiert hat, dann sollte er zumindest einmal wissen, dass diese Möglichkeit vorhanden ist. Aber ich füge auch hinzu, dass ein Unternehmer das nicht machen wird, weil ihm so danach ist oder weil ihm gerade die Laune dazu passt, sondern wenn er weiß, dass er wirklich erklärbare Gründe hat, warum er das nicht sofort abgeben kann, weil er möglicherweise – ich sage einmal – unter dem Gesichtspunkt Wert erhellende Umstände erkennt, die für die Beleuchtung des nächsten Budgets und für die Erstellung des nächsten Budgets von besonderer Bedeutung sein können. Ich füge auch hinzu, dass gerade im konkreten Fall wir als Abgeordnete – und somit meine ich das Hohe Haus, die die Verantwortung über das Budget haben, die so genannte Budgethochheit – auch wertvolle Erfahrungen bekommen werden, wenn wir zugleich einen Rechnungsabschluss, einen Landesvoranschlag, aber auch einen Nachtragsvoranschlag bekommen werden. Das meine ich deshalb, weil wir Zeit bezogen einen viel klareren Überblick über die gesamte Budgetsituation des Landes erfahren werden und uns das dann natürlich auch mehr Möglichkeiten in der Diskussion zu den einzelnen Positionen gibt, weil ja – wie wir wissen – erst vor kurzem auch beim großen Gemeindetag die Finanzausgleichs​verhandlungen sehr positiv bewertet wurden. Ja, selbstverständlich hat der Finanzreferent auch die Möglichkeit zuzuwarten, dass er sagt, ich werde das gesamte Paket in einem abgeben, wenn alle maßgebenden Werte, die für mich, die für die Erstellung eines Budgets von Bedeutung sind, vorhanden sind! Diese sind auch sehr kurzfristig vorgelegt worden. Vom gesetzlichen Rahmen her, meine Damen und Herren, hat der Finanzreferent die Vorgabe, ehestens vorzulegen. Wer interpretiert „ehestens“? „Sobald als möglich“, aber im Gesetz ist nicht dezidiert eine Fristsetzung, wann er das vorzulegen hat, aber spätestens mit der Vorlage des Landesvoranschlages des nächsten Jahres, das wird demnächst kommen. Somit sehen wir darin auch keine Dringlichkeit und keine Eile, sondern wir legen Wert darauf, dass wir umfassende Informationen in einem Dreierpaket – sprich: Rechnungsabschluss, Nachtragsvoranschlag und Landesvoranschlag – in einem bekommen. Wir sehen daher keine Dringlichkeit! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
Lobnig

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke, Herr Präsident! Ich komme jetzt zur Abstimmung über die Dringlichkeit des Antrages. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht die erforderliche Dringlichkeit. Die Zuweisung erfolgt in den Budgetausschuss, (Heiterkeit und Lärm im Hause.) wenn die Abgeordneten damit einverstanden sind!
Wir kommen nun zum Dringlichkeitsantrag … (Unruhe im Hause.) Gehen wir weiter? Ist der nicht …? Gut, dann gehen wir weiter in der Tagesordnung. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2: 
Tagesordnung
(Fortsetzung)

2.
Ldtgs.Zl. 124-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gemäß § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend Indexsteigerung für Stipendien und Studienbeihilfen

Berichterstatter ist Abgeordneter Tauschitz! Ich bitte, zu berichten!

Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Tauschitz
Tauschitz

Herzlichen Dank, Herr Präsident! Folgende Situation, folgender Antrag liegt uns vor: Und zwar wurde am 24. 5. des Jahres 2007 ein Dringlichkeitsantrag in den Kärntner Landtag eingebracht. Dieser Dringlichkeitsantrag erhielt nicht die erforderliche Mehrheit und wurde mit dem Wortlaut: „Verbesserung der Situation der Studenten an der Alpe-Adria-Universität in Klagenfurt“ zum normalen Antrag. Es wurde dann in der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule über diesen Antrag beraten. Wir haben auch Auskunftspersonen vorgeladen gehabt, eine ganze Menge – vom Rektor bis zu den Studentenvertretern, von der Universität Klagenfurt der Nicolas Idehen und der Daniel Gunzer, nicht der Albert Gunzer, sondern der Daniel. Das ist der Sohn unseres ehemaligen Kollegen Albert Gunzer, der war ebenfalls als Vorsitzender des Teams der ÖH Klagenfurt im Ausschuss. Wir haben uns entschlossen, den zweiten Punkt dieses ursprünglichen Antrages, nämlich: „Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlung mit der Bundesregierung zu erreichen, dass zukünftig die Stipendien und Studienbeihilfen jährlich in Höhe der Indexsteigerungen erhöht werden“ als selbstständigen Antrag des Ausschusses gemäß § 17 K-LTGO einzubringen.
Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Auch hier in aller Kürze: Im Ausschuss hat meine Fraktion das bereits begründet und aktiv daran mitgewirkt. Der Vorschlag ist auch von uns gekommen, einen gemeinsamen Antrag zu formulieren, dass wir natürlich für die Inflationsratenabgeltung in jedwedem gesellschaftspolitischem Bereich und somit natürlich auch bei Studierenden – und dort ganz besonders – sind. Ich verweise darauf, dass das auch auf Bundesebene mit der Erhöhung der Stipendiengesetze von unserem Wissenschaftssprecher Dr. Broukal dargestellt worden ist. Sehr zur Verwunderung und zum Missfallen des Bundesfinanzministers Molterer, der gemeint hat: Wenn das so bei den Pensionisten ist, müsste man das auch bei allen anderen machen. Daher: Hut ab vor dem Mut der ÖVP, hier in Kärnten eine andere Linie zu gehen! Ich unterstütze diese Linie seitens der Sozialdemokratie. Ich hoffe, dass diese Indexabgeltung den Studierenden zugutekommt. Ich wiederhole einmal mehr die Position der SPÖ zu Studiengebühren generell. Wir sind, auch wenn es auf Bundesebene andere Positionen gibt, als Kärntner SPÖ weiterhin dafür, dass diese Studiengebühren abgeschafft werden sollten!
Letzter Satz: Worauf wir aber in nächster Zeit achten werden müssen ist, nachdem Universitäten generell in die Autonomie entlassen worden sind, wir auch im Ausschuss die Gelegenheit hatten, mit dem Rektor und dem Finanzverantwortlichen darüber zu reden, dass wir im Rahmen der Klagenfurter Universität ein jährliches Finanzierungsminus von circa 2 Millionen Euro haben. Das heißt, dass wir zweifelsohne sehr bald auch damit – zumindest indirekt auf der Bundesebene – konfrontiert sein werden zu intervenieren, dass die notwendigen Arbeiten und vor allem eine stärkere Verankerung der internationalen Wissenschaftsarbeit auf dem regionalen Sektor so nicht mehr gemacht werden. Ich sage das hier auch anlässlich einer positiven Beschlussfassung, dass wir gewahr sein müssen, hier in absehbarer Zeit auch als Kärntner Landtag Handlungsbedarf zu setzen. Wie gesagt, die Zustimmung ist in dem Fall von unserer Seite her klar! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Mag. Dr. Lesjak

Mag. Dr. Lesjak
Mag. Dr. Lesjak

Geschätzter Präsident! Verehrtes Haus! Wir werden diesem Antrag auch unsere Zustimmung geben. In weiten Teilen kann ich mich dem Vorredner anschließen, dem ist nichts mehr hinzuzufügen. Nur eine Bemerkung sei mir noch erlaubt, in diesem Fall in Richtung der Antragsteller. Die ÖVP – der zuständige Minister Hahn – hat doch vor kurzem ja vollmundig angekündigt, dass diese Erhöhung der Studienbeihilfen ein großer Wurf war. Aber mit dieser Erhöhung ist ja nicht einmal die Inflationsrate abgegolten worden, seit 2000 sind wir mit der Erhöhung sozusagen schon rückständig. Eine Erhöhung von nichts ist immer noch nicht mehr als nichts! Und da frage ich schon: Was gibt es da für eine Kommunikation zwischen Landes-ÖVP und Bundes-ÖVP? Da würde ich mir wünschen, dass du jetzt als neuer Klubobmann – (Die Rednerin wendet sich an KO Abg. Tauschitz.) ich muss noch gratulieren, das habe ich verabsäumt, also Gratulation – ich hoffe, dass du so ein Gewicht haben wirst, dass du auch auf Bundesebene den entsprechenden Einfluss hast, gerade auf den Minister Hahn, damit der berücksichtigt, dass es ganz, ganz viele Studierende gibt, die das notwendig haben, die diese Unterstützung brauchen, damit sie ihr Studium weiterbringen können. Ganz abgesehen davon, dass die Studiengebühren hier auch ein Stein des Anstoßes sind, weil das gehört auch abgeschafft, das ist nicht sozial und da müssen wir sehr viel mehr tun, um gerade die Studierenden aus den schwachen sozialen Umfeldern hier bestmöglichst zu unterstützen! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Dr. Lesjak

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Dipl.-Ing. Gallo
Dipl.-Ing. Gallo

(Abg. Lutschounig: Es wird zu lesen sein: Wiederum kam er mit dem Kärntner Anzug!) Herr Präsident! Hohes Haus! Es wird zu lesen sein, Herr Kollege Lutschounig, dass dein Konkurrent, der so genannte „junge Löwe“, eine sehr ehrende Aufgabe als Berichterstatter übernommen hat, nämlich mit diesem Antrag den Herrn Finanzminister Molterer – ÖVP – und den Herrn Wissenschaftsminister Hahn – ÖVP – aufzufordern, endlich für eine adäquate Dotierung der Studienbeihilfen einzutreten. (Zwischenruf von Abg. Lutschounig. – Abg. Tauschitz: Das ist aber schon passiert, Herr Kollege!) Ja, jetzt kommen wir zu dem, was schon passiert ist. Das ist ja interessant, danke für den Zwischenruf! Der Ausschuss hat am 11.10. getagt und passiert ist tatsächlich etwas, wieder eine Ankündigung des Herrn Ministers Hahn, dass nämlich rund 4.000 zusätzliche Studenten ab Herbst 2008 – also in einem Jahr – durch eine Anhebung der Einkommens- und Zuverdienstgrenzen eine Studienförderung erhalten werden. Ich will die Millionen und all das hier weglassen, aber – das haben wir zu Anfang des Jahres bereits einmal gehabt, nämlich eine Ankündigung – hinzuzufügen. Damals hat der Herr Minister Hahn dazu gemeint, dass das die größte Erhöhung seit 1992 sein werde, worauf die Hochschülerschaft – auch nicht mundfaul – sofort von einer Mogelpackung gesprochen hat. Und zwar deshalb, weil hier den Studentinnen und Studenten ein bisschen Sand in die Augen gestreut wird. Es ist nämlich von einer zwölfprozentigen Erhöhung die Rede gewesen, das war eben das Größte, die aber de facto tatsächlich nur sechs bis acht Prozent beträgt. Und zwar deshalb, weil das Berechnungsverfahren analysiert werden muss. Die Stipendien setzen sich nämlich aus der Familienbeihilfe und aus der eigentlichen Studienbeihilfe zusammen. Es ist jedoch nur die eigentliche Studienbeihilfe um zwölf Prozent erhöht worden, sodass dies auf das Ganze gerechnet eben nur diese geringfügigere Erhöhung bedingt. Die Studenten haben das Vorgehen des Ministers Hahn als „dreist“ bezeichnet, wobei es weitere Kritik auch deshalb gibt, weil eine Untersuchung festgestellt hat, dass die ausbezahlte Studienbeihilfe in einem Vergleichszeitraum – zwischen 2002 und 2006 – von 341,-- Euro auf 316,-- Euro gefallen ist, bitte gefallen ist! Und allein die Abgeltung aus der Inflation müsste die Studienbeihilfe auf 370,-- Euro erhöhen. Darüber hinaus wird auch Kritik geübt, dass der Anteil Studierender aus niedrigen sozialen Schichten stark rückläufig ist. Das bedauere ich besonders, weil ich aus so einem Verhältnis komme und ohne Studienbeihilfe nicht studieren hätte können – das sage ich ganz offen. Weiters wird gefordert, dass die Stipendienvergabe auch so ge​staltet sein muss, dass eine Erwerbsarbeit möglich sein kann oder soll. Da will ich mich dazu nicht äußern, das ist ein zweischneidiges Schwert! Was mir in der Ausschussberatung aufgefallen war, ist, was die tatsächlichen Sorgen der Studenten sind: Ehrlich gesagt, es hat mir vom Rektor abwärts niemand sagen können, wie hoch die ausbezahlten Stipendien – auch was die maximale Höhe betrifft – tatsächlich sind. Das hat niemand gewusst, okay. Aber man hat genau gewusst, wie viel man für das Parken zahlt, wie viel Zeit man zum Herumfahren braucht und wie weit die Wege sind, die Uni zu erreichen. Mich hat es schon ein bisschen gestört, dass man eigentlich Äußerlichkeiten, die mit dem Studium schon in einem Zusammenhang stehen, so hoch bewertet und das eigentliche Studium für mich ein bisschen zu kurz gekommen ist.
Jetzt komme ich am Schluss noch zur SPÖ, weil da der Dr. Kaiser das elegant umschifft hat: „In Kärnten fahren wir eine andere Linie und die Umfaller Gusenbauer & Co bleiben in Wien und helfen uns nicht – aber da werden sie uns jetzt helfen!“ (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) Nein, ich muss schon sagen, wir haben ja vor nicht all zu langer Zeit einen Antrag auf Verzicht auf die Einhebung von Studiengebühren – das war damals ein grüner Antrag – beschlossen. Es gibt bereits die Antwort vom Herrn Bundeskanzler. Und die Antwort – ich möchte den einen Satz zitieren, soviel Zeit muss sein: „Es wird eine interministerielle Arbeitsgruppe das Studienbeihilfensystem im Hinblick auf seine soziale Treffsicherheit untersuchen und Verbesserungsvorschläge erstatten.“ Also nichts davon, das Ganze abzuschaffen, sondern wieder nur die lange Bank. Das ist leider das Problem, das wir haben. Denn seit es die neue Bundesregierung dort gibt, gibt es nur Streit, Stillstand und Belastungen für die Menschen. Diesem Antrag hier werden wir zustimmen und wir werden die Koalition wieder daran messen, was sie aus diesem Antrag macht! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Der Berichterstatter hat das Schlusswort und ich ersuche die Klubobmänner dafür zu sorgen, dass wir beschlussfähig sind und die Abgeordneten hereinzukommen.
Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich werde in dem Fall nicht auf das Schlusswort verzichten, sondern die Zeit nützen, bis die Abgeordneten herinnen sind.

Lieber Kollege Gallo, ich nehme deine Worte gerne zur Kenntnis. Ich werde gerne mit meinem ÖVP-Finanzminister und mit meinem ÖVP-Wissenschaftsminister darüber verhandeln. Lieber Kollege Gallo, ich verstehe auch, dass du dir ein bisserl schwer tust, beim Studieren von Beihilfen, (Abg. Ing. Scheuch: Das ist jetzt das Schlusswort!) weil du bist schon länger weg. Ich als aktiver Student kenne mich da sehr gut aus. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Aber ich wäre schon längst fertig! Keine Belehrungen! – Vorsitzender: Ich ersuche, die Debatte zu schließen und keine Debatte weiterzuführen!) Danke vielmals, Herr Präsident! Damit bin ich auch schon am Ende und bitte um das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung zu erreichen, dass künftig die Stipendien und Studienbeihilfen jährlich in der Höhe der Indexsteigerungen erhöht werden.
Ich bitte um Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Tauschitz

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3:

3.
Ldtgs.Zl. 23-11/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Tätigkeitsbericht und Rechnungsabschluss des Kärntner Landesfeuerwehrverbandes für das Jahr 2006

Abgeordneter Seiser ist Berichterstatter. In Vertretung wird das der Abgeordnete Schober vornehmen. Ich ersuche dich, zu sprechen! – Aha, als Ausschussobmann, habe ich eh gesagt. So. - Gut, dann macht es der Abgeordnete Strauß.

Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Kärntner Landtag! Tagesordnungspunkt ist heute der Rechnungsabschluss des Kärntner Landesfeuerwehrverbandes. Im Ausschuss wurde er einstimmig so angenommen, in der zweiten Lesung, mit der Bitte ihn an den Kärntner Landtag weiter zu transferieren und heute auch zu debattieren.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort. – Vorsitzender: Entschuldigung, das habe ich übersehen. Die Frau Abgeordnete Warmuth spricht als Erste!)
Strauß

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Als begeisterte und interessierte Besucherin bei Landes-, Bezirks- und Gemeindeveranstaltungen der Feuerwehren freue ich mich, zum vorliegenden Bericht Stellung beziehen zu können!
Wenn wir hier die Leistungsbilanz der Kärntner Feuerwehren diskutieren, so tun wir das alle mit großer Wertschätzung gegenüber den idealistisch tätigen Männern und Frauen unseres Landes. Feuerwehrmann oder –frau zu sein, bedeutet, ständig bereit zu sein dafür, dass unter Einsatz der eigenen Gesundheit und mit viel persönlichem Risiko Menschenleben und Volksvermögen gerettet werden und für die Sicherheit und die Lebensqualität der Menschen unseres Landes gearbeitet wird. Dafür danken wir den rund 23.000 aktiven Feuerwehrmitgliedern unseres Landes!
Die Leistungsbilanz kann sich sehen lassen, wobei auch in dieser Bilanz bereits der ständig intensiver werdende Klimawandel sich widerspiegelt. Insgesamt gab es 16.849 Einsätze, davon etwa ein Drittel Brandeinsätze und zwei Drittel technische Einsätze, wobei diese seit dem Vorjahr noch um 25 % angestiegen sind. 56 Millionen Euro an Volksvermögen wurden gerettet und 1,9 Millionen freiwillige Arbeitsstunden getätigt.
Geschätzte Damen und Herren! Wir können uns auch glücklich schätzen, dass wir in Kärnten ein ausgezeichnetes Krisenmanagement haben, dank hoch motivierter Einsatzkräfte und Kooperationen mit allen Hilfsorganisationen, dem Bundesheer und den Behörden. Durch das Haus der Sicherheit konnte diese Zusammenarbeit noch optimiert werden. Unter der Devise „Feuerwehrausbildung, Modernisierung – ein Zeichen der Zeit“ wurden zur verstärkten Effektivität klare Meilensteine der Grundausbildung, eine neue Atemschutzleistungsprüfung in Theorie und Praxis sowie das Projekt „Qualitätsmanagement“ erfolgreich durchgeführt.
Der vorliegende Bericht zeigt auch weiteres Erfreuliches, nämlich dass hier das Jungfeuerwehrwesen in Kärnten sehr gut angenommen und ausgebaut wird. Ausgehend von zwei Beschlüssen hier im Kärntner Landtag, hier waren wir als Freiheitliche Antragsteller, gibt es seit 2002 (Die Abgeordneten Ing. Hueter und Zellot diskutieren in der Abgeordnetenbank.) – vielleicht kann man ein bisserl leiser sein; es geht ja wohl um die Feuerwehren, Herr Hueter, (Die beiden Abgeordneten reagieren nicht darauf.) Herr Kollege Hueter, es geht um die Feuerwehren, und ein bisserl Wertschätzung kann man schon auch zeigen, gelt, darum würde ich schon bitten. (Abg. Ing. Hueter: Ich werde das dann schon sagen!) Derzeit gibt es in Kärnten 90 Feuerwehren. Diese haben Jugendgruppen eingerichtet, wobei von 971 Jungfeuerwehrmitgliedern bereits 156 Mädchen professionell sich in diese Gruppen integrieren.
Erfreulich ist, dass dabei Jugendliche zwischen 10 und 15 Jahren, in ihrer pubertären Lebensphase, durch idealistische Leistungen, Teamorientierung und persönlichkeitsbildenden Werten auch geformt werden. Dieses Jungfeuerwehrwesen, geschätzte Damen und Herren, ist auch deshalb so wertvoll, weil dadurch die gruppendynamischen Neigungen in diesem Alter in Bezug auf Drogen- und Alkoholkonsum kompensiert werden.
Ich darf aber auch noch verweisen, dass es im Bereich der Feuerwehr noch Problemfelder gibt, die aus meiner Sicht gemeinsam hier in Kärnten bzw. auf Bundesebene gelöst werden müssten, nämlich die Freistellung von Feuerwehrmitgliedern während der Arbeitszeit. Das ist ein leidliches Thema. Wir haben im Kärntner Landtag bereits zwei Beschlüsse gefasst – nicht einstimmig, aber es geht leider Gottes hier nichts weiter. Hier sollte seitens des Bundesgesetzgebers endlich eine Regelung getroffen werden, die den Arbeitgebern die Einstellung von Feuerwehrmitgliedern erleichtern bzw. ihre Freistellung für den Einsatz ohne Nachteile für den Betrieb und für den Arbeitnehmer auch dann ermöglicht. Auch die Frage der Wiedereinführung der Entgeltfortzahlung für Feuerwehrmitglieder sollte noch diskutiert werden. Derzeit ist es so: Verunfallt ein Feuerwehrmitglied im Zuge eines Einsatzes, so haben die Arbeitgeber die Lohnkosten im hohen Maße zu tragen. Hier muss eine Sicherstellung her, damit keine monetären und betrieblichen Nachteile eintreten und vor allem auch dass der Arbeitnehmer abgesichert ist.
Wir werden daher hier im Land aktiv sein müssen. Ich appelliere an den Landesfeuerwehrreferenten sowie auch an den Landesfeuerwehrkommandanten, der immer wieder auch bei uns im Ausschuss ist, hier nicht aufzugeben, sondern diese Forderung gemeinsam mit den übrigen Bundesländern gegenüber der Bundesregierung hartnäckig zu vertreten, damit wir hier endlich zu einer Lösung kommen.
Vergessen wir eines nicht, sehr geehrte Damen und Herren: Feuerwehrleute retten ehrenamtlich Menschenleben und Volksvermögen und sollen dadurch nicht noch persönliche Nachteile in Kauf nehmen müssen. Geschätzte Damen und Herren! Danken wir heute alle gemeinsam unseren idealistischen Feuerwehrleuten unseres Landes, und schaffen wir für sie künftig jene Rahmenbedingungen, die sie für den Dienst aus Nächstenliebe auch brauchen! Daher ein aufrichtiges Gut Heil allen Feuerwehren unseres Landes! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Warmuth

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf sehr herzlich das Rote Kreuz der Sozialdemokratie auf der Tribüne begrüßen, den lieben Peter Ambrozy! Von da oben ist es lustiger als von da herunten. (Beifall im Hause) Ja, immer wenn es um die Feuerwehren geht, dann wollen alle reden und danken, natürlich auch ich. Es stimmt auch nicht, dass ich grüne Autos lieber hätte. Mir passen die roten schon so, wie sie sind. (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Die Autos, habe ich gemeint. Auch diese Einstellung, die wirklich das Beste in der Gesellschaft hervorkehrt, auch ich durfte zehn Jahre lang im Rettungsdienst tätig sein. Ich habe natürlich auch viel mit den Einsatzfahrzeugen der Feuerwehr zusammengearbeitet. Das ist so eine Geschichte, wo man einfach hineinspringt in das Geschehen, ohne zu fragen. Es sehen es auch bei „Nine eleven“, wie viele Helden hier entstanden sind und wie viel sie wirklich an der Gesellschaft Leistungen erbracht haben, die immens wichtig sind. Da geht es wirklich nicht um Geld. Man sieht auch, das Ansehen des Feuerwehrmannes, der Feuerwehrfrau ist ziemlich das höchste in der Gesellschaft – im Gegensatz zur Politik, wo wir voriges Jahr, glaube ich, noch an letzter Stelle, ein bisserl vor den Prostituierten lagen. Ich glaube, heuer sind wir schon einen Schritt schlechter als voriges Jahr. Nur, damit man das sieht. Vielleicht sollten sich die Politiker mehr beim Löschen betätigen. Was soll ich machen? Ich weiß nicht, ob ich die Statistik beeinflusst habe; früher vielleicht schon.
Ich kann nur von unserer Seite vielen Dank sagen. Es sind unwahrscheinliche Zahlen. Es wäre das alles nicht möglich ohne die Freiwilligkeit. Man sieht auch eine gewisse Tendenz, abgesehen davon, dass es mehr technische Einsätze gegeben hat und davon, dass es mehr Brandeinsätze gegeben hat. Man sieht eine Tendenz dahin, dass auch der Klimawandel sich bemerkbar macht. Wir werden uns schon etwas überlegen müssen, auch in Bezug auf dieses Klimaforschungsinstitut, das wir vielleicht in Kärnten einrichten werden, wo wir sagen: Da werden wir mehr Einsatzkräfte brauchen. Da wird es mehr Einsätze geben. Da wird mehr brennen. In Griechenland war es der Fall, dass wir auf das vorbereitet sind. Was ich mich erinnern kann, haben wir nicht schon einstimmig diese Versicherung angedacht, für die Arbeitgeber von freiwilligen Feuerwehrleuten? (Abg. Warmuth: Das ist eine Bundessache!) Ja, aber trotzdem ist es noch nicht so weit. Es nützt nichts, so lange das Gesetz nicht fertig ist, sollten wir dran bleiben. Von meiner Seite wünsche ich viel Glück und grundsätzlich wenig Einsätze und wenig Personenschaden, natürlich. Es ist immer meine Unterstützung auf der Seite der Feuerwehr! Danke schön! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak und der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Holub

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! Liebe Zuhörer auf der Tribüne! Natürlich rede ich gerne, Frau Warmuth, zur Feuerwehr, weil ich erstens einmal selber aktiver Feuerwehrmann bin. Da habe ich leider Gottes mit deinem Kollegen reden müssen, über mindestens gleich wichtige Dinge. Aber zu diesem Tagesordnungspunkt sage ich wirklich, nachdem ich mit Herzblut dabei bin, weil ich glaube, die Feuerwehren und die gesamten Rettungseinsatzkräfte kärntenweit leisten wirklich für die Bevölkerung Kärntens fast Unmenschliches. Ich glaube, die sind fast nicht mehr strapazierbar. Immer mehr Aufgabenbereiche kommen jedes Jahr dazu, deswegen schlägt sich das natürlich auch im Rechnungsabschluss 2006 nieder, der ausgeglichen bilanziert ist. Das können sich, glaube ich, auch einige davon eine Scheibe abschneiden, dass man mit dem Geld, das man hat, auskommt. Ich glaube, man kommt relativ gut aus, betreffend die Freiwilligen Feuerwehren.
Es ist bereits erwähnt worden: Es sind über 23.000 aktive Feuerwehrmitglieder kärntenweit unterwegs. Sie gliedern sich in drei Gruppen: Freiwillige Feuerwehren, Betriebsfeuerwehren und Berufsfeuerwehren. Es ist auch schon erwähnt worden, dass es eine hervorragende Zusammenarbeit mit allen Einsatzkräften gibt. Diese Koordination ist wirklich beispielgebend. Die Zahlen, die dem Jahr 2006 zugrunde liegend sind, sagen auch ganz eindeutige Auswirkungen bzw. Aussagen. Das Jahr 2006 ist gekennzeichnet gewesen durch sehr starke Schneefälle, resultierend daraus auch die Verkehrsunfälle, die dramatisch zugenommen haben. Weiters die ganzen Einsätze im technischen Bereich, die sich heute eben auch schon mit 64 Prozent niederschlagen. Allein 11.704 technische Einsätze kärntenweit sind, glaube ich, eine Zahl, die man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen muss. 11.000 Einsätze! Das heißt, da müssen 11.000 Mal die Sirenen gehen, 11.000 Mal rennen die Leute zum Feuerwehrhaus, rücken aus und so weiter. Ja, ich wiederhole mich, ich weiß. Der Bericht ist halt nicht anders. Trotzdem möchte ich auf das schon eingehen. 475 Menschenleben konnten dadurch gerettet werden, 265 Stück Vieh. Das ist, glaube ich, auch nicht ganz wenig.
56,16 Millionen Euro an Volksvermögen wurden dadurch unmittelbar gerettet, das ist eine ganz gewaltige Zahl. 220.000 freiwillige Arbeitsstunden wurden dort bewältigt, das ist eine Summe von 1,9 Millionen, die dort gemacht wurde. Der Wert dieser Arbeitsleistung beträgt ungefähr 38 Millionen Euro, das ist eine ganz gewaltige Ziffer. Die muss man sich auch einmal auf der Zunge zergehen lassen bzw. das muss man einmal wirklich in das richtige Licht rücken. Natürlich stehen dem auch sehr viele Einsatzkräfte gegenüber, das heißt Einsatzfahrzeuge. Kärntenweit stehen dem ungefähr rund 900 Einsatzfahrzeuge gegenüber, das kostet natürlich Geld. Jede Institution, jede Einrichtung, kostet Geld. Deswegen ist es absolut gerechtfertigt, wenn man diese Zahlen hernimmt und das, was gegenwärtig alles geschützt wird.
Es ist auch schon gesagt worden, dass sich die Feuerwehr – speziell die Jungfeuerwehr – dort hineinlegt, damit man dem Nachwuchs … Ich glaube, gerade bei der Feuerwehr braucht man sich keine Sorgen zu machen, weil da ist es wirklich perfektest organisiert. Ich sehe das in unserem Bezirk, gerade die Jungfeuerwehr lässt niemanden kalt, da gehen alle hin und auch die Eltern gehen gerne hin. Es ist der Eintritt, es ist die erste Schnupperlehre für die Jungen, damit sie wissen wofür sie da sind. Es ist ein Betätigungsfeld und das ist eine sehr, sehr gute Einrichtung! Was mir persönlich sehr gut gefällt ist auch, dass sie nicht auf all jene vergessen, die so quasi schon im Ausgedinge sind – die Altkommandanten, dieses jährliche Altkommandantentreffen, dass man diesen Menschen jedes Jahr noch einmal ganz offiziell Danke sagt. Das ist auch etwas, was gerade die Feuerwehren sehr, sehr gut praktizieren. Seit ein paar Jahren gibt es die Ehrung „Feuerwehrfreundliche Betriebe“, das rundet das ganze Umfeld ab. Ich denke, da ist die Feuerwehr wirklich auf einem sehr, sehr guten Weg. Insgesamt kann ich von Seiten der ÖVP allen 23.000 Freiwilligen bzw. Feuerwehrmitgliedern ganz, ganz herzlich Danke sagen! Ich möchte mich aber auch bei den Führungskräften, bei den Landesfeuerwehr-kommandanten, bei den Bezirkskommandanten, bei allen, die sich da in diese Freiwilligkeit stellen ganz herzlich bedanken, verbunden mit der Bitte, das auch im Jahr 2008 zu tun! In diesem Sinne gibt es natürlich Zustimmung zu diesem Abschluss und ich bitte, so weiterzumachen! Gut Heil! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Ing. Hueter

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Geschätzter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Gestatten Sie mir vorweg auf der Tribüne den stellvertretenden Landesfeuerwehrkommandanten Hugo Irrasch auf das Herzlichste zu begrüßen! (Beifall im Hause.) Meine Damen und Herren! Dieses Werk, dieser Tätigkeitsbericht, ist nicht eine Jubelbroschüre, wie wir sie vielleicht sonst von wo kennen, (Abg. Trettenbrein: Von der Gaby!) sondern er ist ein Bericht über die Tätigkeit einer Organisation, der wirklich alles beinhart aussagt. 17.000 Einsätze pro Jahr – wenn man das umrechnet, dann sind das immerhin 46 Einsätze innerhalb von 24 Stunden. Und, was besonders hervorzuheben ist ist, dass es gegenüber dem Vorjahr, nämlich von 2005 auf 2006, eine Steigerung der Einsätze um 20 Prozent gegeben hat. Die Vielfalt unserer Feuerwehr ist sehr groß. Sie reicht von der üblichen Brandbekämpfung bis hin zu den technischen Einsätzen und zu den vielen Hilfsmaßnahmen, ob das jetzt der Wassertransport in die Gemeinden ist, die unter der Wassernot leiden bis hin zu den Schneemassen. Ich darf nur an den vorhergehenden Winter erinnern, nämlich von 2005 auf 2006, der die Feuerwehr ganz schön gefordert hat. Zwei Drittel der Einsätze von diesen 17.000 sind in technischer Hinsicht zu sehen. Hier gab es wieder eine Steigerung von nahezu 25 Prozent. Wir wissen, dass sowohl Gerät aber auch der Mensch mit seinem Wissen sehr gefordert ist. Auch die Bilanz ist sehenswert, wenn man weiß, dass durch den raschen Einsatz der Feuerwehren an die 500 Menschenleben gerettet werden konnten, dass Tiere geborgen wurden und dass immerhin 26 Millionen an Volksvermögen vor der Vernichtung bewahrt worden sind. Man muss auch wissen, dass landesweit über 20.000 Feuerwehrmänner, Feuerwehrfrauen und erfreulicherweise auch eine immer steigende Anzahl von Jugendlichen in den circa 400 freiwilligen und auch Berufsfeuerwehren integriert sind und dass die ihre Arbeit landesweit gut strukturiert verrichten. Nahezu 2 Millionen freiwillige Arbeitsstunden – und das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen – 2 Millionen freiwillige Arbeitsstunden, die diese Helferinnen und Helfer im Sinne unserer Sicherheit Tag und Nacht an den Tag legen. Somit bringt sich die Feuerwehr in den Verband der Hilfs- und Rettungskette ganz gut ein und bildet in Kärnten Gott sei Dank eine Rettungskette, die ausgezeichnet funktioniert. Ich darf an dieser Stelle, dir geschätzter Herr stellvertretender Landesfeuerwehrkommandant, im Namen aller ein herzliches Dankeschön für den Einsatz rund um die Uhr aussprechen! Ich darf diesen Dank aber auch – und das mögest du auch so ausrichten – den vielen Feuerwehrfrauen und den Partnerinnen oder den Partnern aussprechen, denn sie sind es ja, die letztendlich zu Hause bleiben müssen. Und die müssen bangen, ob ihre Partner oder ihre Partnerinnen von den Einsätzen wohl wieder gut nach Hause kommen! Wir wissen, das Image der Feuerwehren in Kärnten ist gut. Das merkt man schon daran, wenn wir die Feuerwehr rufen, ist sie da. Aber umgekehrt, wenn es um Veranstaltungen geht und die Feuerwehr ruft, auch dann kommt die Bevölkerung sehr gerne dort hin. Wir als Politiker haben die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, wir haben den Feuerwehrmännern und den Feuerwehrfrauen das nötige Werkzeug in die Hand zu geben. Aber was nützt das alles, wenn es nicht den Menschen gibt. Den Menschen, der sich freiwillig bereit erklärt sich in den Dienst der Sache zu stellen, der sich bereit erklärt, die vielen Schulungen über sich ergehen zu lassen, ganz abgesehen von den beinharten Einsätzen, der aber auch bereit ist, sportlich sehr viel auf sich zu nehmen, um die entsprechende Fitness für die Einsätze zu haben. Ich denke, jeder Bürgermeister dieses Landes kann froh sein, eine Feuerwehr in seiner Gemeinde zu haben. Denn nicht zuletzt – abgesehen von diesen Einsätzen, die ich nun geschildert habe – gibt es ja nahezu keine Veranstaltung in der Gemeinde, ob das auf dem sportlichen, auf dem kulturellen Sektor ist, wo die Feuerwehr nicht ihren Beitrag dazu leistet. In diesem Sinne nochmals ein herzliches Dankeschön! Für uns Sozialdemokraten ist natürlich die Annahme eine Selbstverständlichkeit! Danke! (Beifall im Hause.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gritsch das Wort.)
Schober

Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Herr Landesbranddirektor-Stellver​reter! Nachdem wir ja ohnedies immer wieder die Gelegenheit haben im Rahmen der Veranstaltungen anerkennende Wort zu finden, werde ich meine Grußworte kurz halten. (Abg. Trettenbrein: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion.) Es ist ja so, gerade im Bezirk Klagenfurt-Land ist das immer wieder toll festzustellen, dass die Kollegen – Robert Lutschounig, Rudi Schober – dass die auch immer wieder präsent sind und wir uns bei verschiedensten Veranstaltungen der Feuerwehren zusammenfinden. (Abg. Lutschounig: Da sind wir uns immer einig!) Heuer war auch der Landesbranddirektor-Stellvertreter sehr oft im Bezirk Klagenfurt-Land anzutreffen gewesen, was natürlich für dich spricht, lieber Hugo Irrasch! Gerade am vorigen Samstag konnten wir uns in der Gemeinde Poggersdorf über die Atemschutzuntersuchung überzeugen, die auch alljährlich überall stattfindet, die toll mit dem Landesfeuerwehrverband und mit den Einsatzkräften vor Ort hier koordiniert ist. Da sind wir immer wieder dabei, wir bringen uns natürlich auch immer wieder finanziell ein, damit das Ganze auch dementsprechend gut funktioniert. Die Kollegen haben es schon gesagt: Im Jahr 2006 hat sich natürlich auch die Eingliederung der Feuerwehrjugend und der weiblichen Mitglieder als sehr zielführend erwiesen. Seitens des Landesfeuerwehrverbandes wurde modernstes Gerät, Fahrzeuge, die damit verbundene Ausbildung gewährleistet, um die 400 Feuerwehren im Lande auch zu bedienen. Was sich unter Ambrozy als Feuerwehrreferent als gut erwiesen hat, hat mit Rohr seine Fortsetzung gefunden. Ich glaube, das funktioniert alles toll! Von den Einsätzen her – ja, was es wiegt, das hat es – von den Einsätzen her, das haben wir schon gehört, hat es im Jahr 2006/2007 sehr viel Schnee gegeben. Im heurigen Jahr hat sich das mit dem Hagel fortgesetzt. Die Verteilung der Einsätze wie gehabt: Zwei Drittel technische Einsätze, ein Drittel Brandeinsätze.
Um was es mir aber geht, das ist der vorbeugende Brandschutz im Lande Kärnten, was in unserer Broschüre auch sehr eindeutig beschrieben ist! Es ist natürlich durch meinen beruflichen Auftrag bedingt, als Vertreter des Landtages für den vorbeugenden Brandschutz unterwegs zu sein. Aber auch der Landtag wird mit Gesetzen tangiert werden, die beabsichtigen eine Veränderung vorzunehmen sowie sollen die Bauvorschriften und Bestimmungen der Feuerpolizeiordnung umfassend novelliert werden. Der lang gehegte Wunsch der verpflichtenden Installierung der Heimrauchmelder bei allen neuen Bauvorhaben soll durchgesetzt werden. Man merkt auch, dass das Baugeschehen im Lande aufgrund der wesentlich größeren Dimension von Bauwerken ein anderes geworden ist. Fährt man heute über die Völkermarkter Straße die Stadt einwärts, sieht man beispielsweise beim Rutar Center, was da los ist. Jetzt soll IKEA gebaut werden. Es ist dann natürlich damit zu rechnen, dass die Feuerwehren in Zukunft verstärkt mit dem Vorhandensein großer Brandabschnitte konfrontiert werden und dahingehend sind natürlich auch die Brandschutzvorschriften auszulegen.
Ein Gesetz, das uns momentan auch hier im Hohen Hause tangiert, das ist das Kärntner Heizungsanlagengesetz, das von der grünen Seite so vehement umjubelt wurde. Ich bin sehr froh, das muss ich dazusagen, dass wir mit breiter Mehrheit einer Rückverweisung in den Ausschuss stattgegeben haben. Denn worum geht es hier? Es geht darum, dass Heizungsanlagen in Kärnten, die älter als 15 Jahre sind, mit einer jährlichen Überprüfung inspiziert werden sollen. Die Grundintention ist ja nicht schlecht. Es lebt dadurch auch die Wirtschaft, wenn Anlagen ausgetauscht werden, aber, die ganze Sache hat einen Haken! Denn wenn man das Kleingedruckte liest, soll ja auch dahingehend ein Gesetz ins Leben gerufen werden – das wird dann von der Landesregierung beschlossen werden – und das hat letztendlich der Bürger draußen zu berappen! Das ist etwas, wo man hinterfragen soll, ob das gescheit ist. (Abg. Lutschounig: Machst du das umsonst, Bernhard?) Nein, ich mache es nicht umsonst! Aber man muss sich vorstellen: Wir haben ja Landesgesetze, die dem Bürger vorschreiben: Ein Luftreinhaltegesetz – die Messungen alle zwei Jahre durchführen zu lassen, (Abg. Lutschounig: Mann kann, aber man muss nicht!) eine Feuerstättensichtprüfung – die hat alle drei Jahre stattzufinden und jetzt noch dazu eine jährliche Überprüfung von Feuerschutzanlagen! Ich glaube, das ist alles ein bisschen zuviel. Deshalb sollten wir uns da Gedanken machen, dass wir da etwas Gescheites schaffen, ein gescheites Gesetzeswerk, damit auch die Bürger draußen nicht einer Bestrafungsaktion unterliegen, sowie ich das sehe, sondern dass hier ein Anreiz geschaffen wird. Denn es war auch so, dass der Gemeindebund früher die Agenden der Feuerbeschau durchzuführen gehabt hat, dem hat man sich entledigt, Es ist halt unser Berufsstand, der das jetzt durchführt, das ist ja nichts Schlechtes! Aber, wie gesagt, eine Überforderung des Konsumenten soll nicht stattfinden, deshalb wäre es überlegenswert, ob man nicht seitens des Gemeindebundes oder seitens der Landesregierung ein Geld in die Hand nimmt und dass man das dementsprechend irgendwie unterstützt, damit das dann auch stattfindet.
Aber jetzt komme ich zum eigentlichen Thema zurück, das ist der Jahresbericht der Feuerwehr. (Dies wird auf heitere Weise vorgetragen.) Und auch in diesem Sinne ein Dank an dich, du hast gesagt 23.000 Helfer. Ich sage, weil der Herr Ambrozy heute da ist: Ein Dank an die 25.000 freiwilligen Helfer, die organisiert Tag und Nacht – neben der Feuerwehr gibt es ja auch die Rettung und die anderen, die kennen Sie alle, die bereit stehen – nicht nur sehr viel Zeit, sondern auch Gesundheit, Familie und Job aufs Spiel setzen, letztendlich zum Wohle der Kärntner Bevölkerung, dafür einen recht herzlichen Dank! (Beifall im Hause.)
(Der Vorsitzende erteilt dem zuständigen Referenten Landesrat Ing. Rohr das Wort.)
Gritsch

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Geschätzter Herr Rot-Kreuz-Präsident und Vorgänger des Feuerwehrreferenten in der Kärntner Landesregierung, Herr stellvertretender Landesfeuerwehrkommandant! Ich denke eigentlich, als Referent kann man sich nur bei allen Sprechern, die heute am Rednerpult waren und die die Faktenlage über das Kärntner Feuerwehrwesen und den Zahlenstand über das Kärntner Feuerwehrwesen entsprechend positiv bewertet haben, sehr, sehr herzlich bedanken!
Ich möchte mich auch persönlich als zuständiger Referent natürlich stellvertretend, Herr Landesfeuerwehrkommandant-Stellvertreter, bei dir bedanken für die gute Kooperation zwischen Politik und freiwilliger Einsatzorganisation, dem Feuerwehrwesen in Kärnten. Ich denke, wenn über 20.000 Menschen in über 400 Freiwilligen Feuerwehren in Kärnten 365 Tage, 24 Stunden, rund um die Uhr, einsatzbereit zur Verfügung stehen, dann ist das etwas, auf das die Bevölkerung dieses Bundeslandes bauen kann und wo sie auch genau weiß, dass sie sich darauf verlassen kann.
Würde es überall so wenig unterschiedliche Meinung geben, wie es im Feuerwehrwesen der Fall ist, dann denke ich, hätten wir oft einmal viel, viel konstruktivere Debatten hier im Hohen Haus, aber in einer Demokratie ist es natürlich auch so, dass unterschiedliche Standpunkte im Parlament zur Austragung gelangen und letztlich auch unterschiedliche Mehrheiten finden. Gott sei Dank, im Feuerwehrwesen sind wir hier immer einstimmig unterwegs.
Ich denke, dass gerade auch die Freiwilligkeit etwas ganz, ganz Besonderes ist, dass nicht nur im Bereich der Feuerwehr, sondern, wie es schon gesagt wurde, beim Roten Kreuz, bei der Wasserrettung, bei der Bergrettung und bei vielen anderen Organisationen eine wesentliche Säule der Sicherheit und ein wesentliches Fundament des Sicherheitsbedürfnisses der heimischen Bevölkerung entsprechend zu befriedigen sind. Daher ist es auch wichtig, dass die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Organisationen entsprechend funktioniert. Das wurde auch bestärkt darin, dass das Haus der Sicherheit im vorigen Jahr am Gelände des Feuerwehrverbandes installiert und eingerichtet wurde, wo alle wichtigen Einsatzorganisationen auch ihre Heimstätte gefunden haben. Das war aber natürlich auch bei unzähligen Aktivitäten und Festivitäten quer durch das Land, ob es Fahrzeugweihen waren, Feuerwehrjubiläen waren oder sonstige diverse Veranstaltungen immer wieder der Fall, weil man gesehen hat, dass sozusagen auch der Besuch der befreundeten Einsatzorganisationen jetzt nicht nur wenn es darum geht, die Kameradschaft zu pflegen, gewährleistet war, sondern dass einfach hier auch der Zusammenhalt immer wieder entsprechend verspürbar war.
Es ist für mich besonders erfreulich – und da, denke ich, war es auch eine Pionierleistung von Peter Ambrozy als Feuerwehrreferent -, dass er das Jugendfeuerwehrwesen entsprechend umgesetzt hat, auch wenn heute hier gesagt wurde, wer also die Initialzündung angeblich gegeben hätte. Das Jugendfeuerwehrwesen wurde also unter seiner Referentschaft eingeführt. Wir haben derzeit über 1.000 junge Menschen in Jugendfeuerwehren organisiert. Inzwischen sind es über 100 Freiwillige Feuerwehren, die eigene Jugendfeuerwehrgruppen auch tatsächlich be​treuen, wo Ausbildung gewährleistet wird, wo die Jugend abgehalten wird von vielen, vielen Verlockungen, die sonst gegeben sind; auch vielleicht ab und zu einmal die eine oder andere unvernünftige und jugendlich leichtsinnige Tätigkeit, die halt sonst, wenn man dieses Betätigungsfeld nicht hätte, ausbricht. Das alles wird mit dem Jugendfeuerwehrwesen vermieden, weil ich denke, dass dort diese Betreuung im Feuerwehrwesen die jungen Menschen auch rechtschaffen und mit großer Verantwortung erzogen und ausgebildet werden.
Was mich besonders freut: Es gibt auch eine größere mehrere Hundertschaft inzwischen große Zahl an Feuerwehrfrauen, das heißt also nicht nur die Frauen müssen Sorge haben, wenn die Männer in den Einsatz gehen, sondern inzwischen sind die Frauen auch eine ganz, ganz wichtige Stütze in vielen Feuerwehren, wenn es darum geht, im Einsatz und im Ernstfall entsprechend zu helfen und der Sicherheit der Bevölkerung Rechnung zu tragen. Ich möchte mich bei allen als Referent natürlich sehr, sehr herzlich bedanken, weil ich auch immer wieder miterlebe, dass von allen Seiten dieses Feuerwehrwesen besonders auch gelobt wird, in Kärnten. Ich möchte mich noch einmal beim Verband bedanken! Wir haben ja auch einige neue Herausforderungen vor uns. Wir wollen also auch im Interesse der technischen Ausstattung und der Aktualisierung des technischen Standes der Feuerwehren, letzten technischen Stand der Feuerwehren, in Form einer Beschaffungsgesellschaft hier die Dinge optimieren und auch den Gemeinden das Rüstzeug in die Hand zu geben, im Beschaffungswesen für die Feuerwehren moderne und neue Instrumente zur Verfügung zu bekommen.
In diesem Sinne möchte ich mich sehr, sehr herzlich als Referent bedanken und freue mich, dass es so viele Menschen gibt, in Kärnten, die sich in den Dienst der Freiwilligkeit stellen.
Ein Satz noch zur Frau Abgeordneten Warmuth: Bundeskanzler Gusenbauer hat auf die Anregung meinerseits, dass wir eine sozialrechtliche Absicherung für verunfallte Feuerwehrleute im Einsatz entsprechend auch bundesgesetzliche Maßnahmen setzen sollten, reagiert und hat versprochen, dass das selbstverständlich angeschaut wird. Wenn es um die Entgeltfortzahlung geht, denke ich, sollte man das nicht nur auf die im Feuerwehreinsatz verunfallten Feuerwehrleute beschränken, sondern da, denke ich, sollte man die Entgeltfortzahlung wieder einführen für vor allem kleinere und mittlere Betriebe, weil das ein ganz, ganz wesentliches Instrument ist, auch die Arbeitnehmer, die in einer sehr bedauerliche Situation kommen, um Beschäftigung halten zu können. In diesem Sinne ein kräftiges Gut Heil, wie es unter Feuerwehrkollegen heißt, und alles Gute dem Kärntner Landesfeuerwehrverband! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.)

Ing. Rohr

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Danke, Herr Präsident! Ich möchte vielleicht noch einen Aspekt miteinbringen, vor allem aus jener Sicht auch als Bürgermeister - ich denke, ich spreche da für alle Bürgermeister im Lande Kärnten -, für die gute Zusammenarbeit danken mit dem zuständigen Referenten Reinhart Rohr, der wirklich die Rahmenbedingungen auch im Beschaffungswesen klar definiert hat. Die Gemeinden insgesamt wissen, wenn sie Tätigkeiten, wenn sie Anschaffungen für die Erneuerung und für Beschaffungen im Feuerwehrwesen durchzuführen haben, mit welchen Fördermitteln sie zu rechnen haben, einerseits seitens der Politik, andererseits natürlich auch, wie weit das vom Landesfeuerwehrverband mitfinanziert werden kann. Ein besonderer Dank gilt natürlich auch den Kameradschaften in den einzelnen Feuerwehren. Sie tragen wesentlich bei, dass man die Gerätschaften innerhalb der Freiwilligen Feuerwehren kärntenweit auch organisieren bzw. bestellen kann.
Besonders freut mich natürlich, dass heuer bei den Landesfeuerwehrmeisterschaften in Kötschach-Mauthen auch Gruppierungen innerhalb der Feuerwehren sind, die aus dem Bezirk als Sieger hervor gegangen sind und dann bei den Landesfeuerwehrmeisterschaften mitmachen haben können. Besonders hat mich gefreut, dass es auch Gruppierungen waren, wo Damen dabei waren, wo Damen und Herren gemeinsam bei Meisterschaften innerhalb des Landes Kärnten sich eben dem sportlichen und feuerwehrmäßigen Wettstreit unterzogen haben.
Eines möchte ich aber noch anbringen, weil es die Kollegin Warmuth früher auch gesagt hat, dass die Sturm- und die Katastrophenschäden immer mehr werden. Ein Zusammenhang mit dieser Situation muss schon gesagt werden: Die letzte Sturmkatastrophe war im Bezirk Völkermarkt und in Mittelkärnten, also von Völkermarkt Richtung Brückl. Das Krisenmanagement hat hervorragend funktioniert! Was nicht funktioniert hat, war eine Situation, dass eine Woche danach oder zehn Tage danach der Landeshauptmann von Kärnten durch eine Mitteilung an die Bevölkerung - (Vorsitzender: Herr Abgeordneter, ich ersuche, als Berichterstatter neutral zu bleiben und keine Debatte zu eröffnen!) Dr. Strutz, ich habe das Schlusswort – mitgeteilt hat, dass das Krisenmanagement nicht funktioniert haben sollte. Das Krisenmanagement mit den Bürgermeistern, mit den Freiwilligen Feuerwehren und mit dem zuständigen Referenten hat hervorragend funktioniert! Ich möchte mich in diesem Zusammenhang bei allen Leistungen herzlich bedanken!
Ich danke für das Schlusswort und beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Der Tätigkeitsbericht und der Rechnungsabschluss 2006 des Kärntner Landesfeuerwehrverbandes werden zur Kenntnis genommen.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Strauß

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt. Ich muss jetzt leider die Sitzung unterbrechen und ersuche, den Herrn Präsidenten ausfindig zu machen, damit er den Vorsitz übernimmt, weil ich selbst Berichterstatter bin.
(Die Sitzung wird von 14:25:05 bis 14:25:55 Uhr unterbrochen. – Den Vorsitz übernimmt 1. Präs. Lobnig.)

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich nehme nun die unterbrochene Sitzung wieder auf und komme zum Tagesordnungspunkt 4:

4.
Ldtgs.Zl. 62-8/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung des Roten Kreuzes, Zahl: LRH 17/B/2007

Berichterstatter ist Herr Dr. Strutz. Ich bitte ihn, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Herr Präsident! Hoher Landtag! Der Landesrechnungshof überprüfte die Gebarungsbereiche des Landes betreffend das Rettungswesen, wobei das Hauptaugenmerk auf die wirtschaftlichen Beziehungen des Landes zum Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband Kärnten, überprüft und dargestellt wurden.
Ich darf kurz noch einmal den Prüfungsauftrag umreißen. Bereits im Feber 2001 hat der Kärntner Landtag an den Kärntner Landesrechnungshof das Verlangen, das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Kärnten, hinsichtlich der Gebarung der letzten drei Jahre dahingehend zu überprüfen, ob die vom Land Kärnten gewährten Fördermittel entsprechend den Grundsätzen der Rechtmäßigkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit verwendet wurden. In zeitlicher Nähe zum Prüfungsauftrag des Landtages überprüfte der Rechnungshof aber auch die Kostenentwicklung im Bereich der Krankentransporte bei der Kärntner Gebietskrankenkasse. In diesem Zusammenhang wurden die Themenbereiche „Rechtliche Grundlagen des Hilfs- und Rettungswesens“, die „Zulassung von Rettungsorganisationen“, die „Regelung für Kostenersatz“, die „Verträge der Gebietskrankenkasse“ und die „Verpflichtung der Gemeinden“ durchleuchtet. Gleichzeitig untersuchte der Rechnungshof die Katastrophenvorsorge im Land Kärnten, wobei dem Themenbereich „Flugrettung“ besondere Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Der Rechnungshof hat aus diesen Gründen auch die Überprüfung von diesen Bereichen abgewartet.
Das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Kärnten, ist ein selbstständiger Verein mit eigener Rechtspersönlichkeit und Mitglied des Österreichischen Roten Kreuzes. Der Verein steht mit dem Land Kärnten auf verschiedenen Ebenen in wirtschaftlicher Beziehung. Gegenstand der Überprüfung war insbesondere eine Durchleuchtung dieser Beziehungsverhältnisse und der damit im Zusammenhang stehenden Gebarungsbereiche Rettungs- und Warndienste des Landeshaushaltes.
Schwerpunktmäßig wurde die diesbezügliche Gebarung des Landes der Jahre 2002 bis 2005 geprüft. Darüber hinaus war auch die Kontrolle der widmungsgemäßen Verwendung ein Prüfthema.
Das Prüfungsersuchen des Kärntner Landtages bezog sich ausdrücklich auf die Gebarung des Österreichischen Roten Kreuzes, Landesverband Kärnten. Es darf daher festgehalten werden, dass diese in ihrer Gesamtheit wegen fehlender Zuständigkeit des Landesrechnungshofes nicht in die Überprüfung miteinbezogen werden konnte.
Ich darf jetzt schwerpunktmäßig auf einige Bereiche eingehen. Die Mittelherkunft - das brauche ich im Hohen Landtag nicht erwähnen – setzt sich zusammen aus dem Gemeindebeitrag und dem Beitrag des Landes, der in dem Ihnen zugänglichen Bericht auch zahlenmäßig erfasst ist. Der Aufteilungsschlüssel setzt sich zusammen für die Allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienste, den anerkannten Rettungsorganisationen und nach Zahl der in Kärnten erbrachten Einsätze die Zahl der ehrenamtlichen Mitarbeiter und ihrer Ausstattungserfordernisse.
Er ist im Überblick auf Seite acht zwischen dem Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband Kärnten, Johanniter Unfallhilfe, Arbeitersamariterbund dargelegt, wobei sich das so darstellt, dass das Rote Kreuz 93,2 Prozent bekommt, der Arbeitersamariterbund 5,2 und die Johanniter Unfallhilfe 1,5 Prozent. Die Förderungen für den allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienst wurden bis zum Jahr 2004 ohne ausdrückliche Bezugnahme auf die gesetzlich vorgegebenen Aufteilungsp​arameter in pauschaler Form vorgenommen. Im Jahr 2005 orientierte sich dann die Aufteilung an der Anzahl der Transporte und der gefahrenen Kilometer. Der Landesrechnungshof empfiehlt in diesem Zusammenhang den Aufteilungsschlüssel unter Bezugnahme auf die gesetzlich normierten Parameter neu zu definieren. Darüber hinaus sollte die Förderung des Kärntner Ärztefunkdienstes in einer klaren und eindeutigen Form geregelt werden, stellt der Landesrechnungshof dazu fest.
Im Bereich der Honorarabrechnungen – auch mit den Ärzten – empfiehlt der Landesrechnungshof Verbesserungsvorschläge über die Form der Abrechnung der Notarzthonorare. Die dargestellte Gewährung der Ausgleichszahlungen an die Ärzte findet nach Ansicht des Landesrechnungshofes im § 3 Absatz 1 des Gesundheits- und Sozialbereichbeihilfengesetzes keine Deckung. Untersucht wurden auch die Paralleleinsätze. Der Ärztekammer werden die diesbezüglichen Kosten vom Land anhand von Abrechnungen vierteljährlich refundiert. In diesen Abrechnungen werden die Anzahl der Einsätze, die Namen der in den Einsatz gelangten Notärzte sowie der vereinbarte Tagsatz angeführt. Der Landesrechnungshof führt dazu aus, dass diese Vorgangsweise einer langjährigen Praxis entspricht, vertragliche Regelungen jedoch fehlen. Die Ärztekammer wies dem Landesrechnungshof die widmungsgemäße Verwendung anhand von Transportprotokollen der Notärzte nach. In Hinkunft sollte aber die Auszahlung an die Notärzte nur auf der Grundlage von vorgelegten Honorarnoten erfolgen, empfiehlt der Rechnungshof. Diesem Aspekt wäre bei regelmäßig durchzuführenden Überprüfungen durch die Förderstellen besonderes Augenmerk zu schenken. Die Ausgleichszahlung an die Ärzte wird unter Bezugnahme auf das Gesundheits- und Sozialbereichsbeihilfengesetz vorgenommen, findet jedoch in diesem Gesetz keine Deckung, stellt der Rechnungshof fest.
Kritisiert wird auch im Zusammenhang mit Sanitätsmaterial und Medikamenten, dass die Abwicklung der Materialbeschaffung im Namen und auch auf Rechnung des Landes von Seiten des Landesrechnungshofes nicht für zweckmäßig erachtet wird. Einen Schwerpunkt des Berichtes bildet auch der Bereich der Flugrettung, der Hubschrauberrettungsdienste. Hier wird insbesondere auf die Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Land verwiesen. Zu den einzelnen Bereichen in Bezug auf die Stationierungsvoraussetzungen regt der Landesrechnungshof an, dass auf die Übernahme der Flugrettung durch den ÖAMTC das Bestandsverhältnis neu zu ordnen und insbesondere den aktuellen Nutzungsverhältnissen anzupassen ist. Im Zusammenhang mit den Notarztdiensten wird die Einbindung der Ärztekammer in die Abrechnung des Notarztdienstes – wie gesagt – es wird hier nochmals eine vertragliche Regelung eingefordert. Im Zusammenhang mit der Gebarungsübersicht in diesem Bereich der Flugrettung stellt der Rechnungshof auf Seite 27 fest, dass er empfiehlt unter der Post 7280 037 die verrechneten Kosten der Flugrettungsdienste des Österreichischen Roten Kreuzes und des ÖAMTC durch weitere Postenuntergliederungen einschlägiger Haushaltspositionen dem Landeshaushalt besser aufzugliedern und zwischen Pflicht- und Ermessensausgaben zu unterscheiden. Im Bereich der mobilen Dienste hat es stichprobenartige Überprüfungen gegeben und es gab keinen Grund für Beanstandungen.
Der Landesrechnungshof hält in seinen Schlussbemerkungen fest, dass die Förderungen für den Allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienst bis zum Jahr 2004 in pauschaler Form ohne ausdrückliche Bezugnahme auf die gesetzlich vorgegebenen Aufteilungsparameter vorgenommen wurden, im Jahr 2005 sich die Aufteilung an der Anzahl der Transporte und der gefahrenen Kilometer orientierten und er einen Aufteilungsschlüssel, der gesetzlich neu zu definieren ist, empfiehlt. Die Abwicklung der Materialbeschaffung sollte – wie gesagt – nicht im Namen und auf Rechnung des Landes getätigt werden. Im Großen und Ganzen wird aber der Bereich des Hilfs- und Rettungswesens positiv gesehen. Die Adaptierungen, die hier angeregt werden, werden und sind im Vorfeld in die Novelle eines neuen Rettungsdienstförderungsgesetzes eingeflossen.
Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Schober das Wort.)
Dr. Strutz

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Auch hier darf ich vorweg einmal auf der Tribüne in aller Herzlichkeit den Präsidenten des Roten Kreuzes Dr. Peter Ambrozy, die beiden Geschäftsführer Mag. Mostecky und Herrn Glantschnig und, wie ich sehe, auch den Kassier Dr. Sigi Kowatsch ganz herzlich begrüßen! (Beifall im Hause. – Abg. Ing. Scheuch: Uns wäre lieber, er würde herunten sitzen! – Abg. Trettenbrein: Statt der Gaby!) Wenn auch mein Vorredner als Berichterstatter den Bericht, sagen wir einmal so, bis ins letzte Detail zerpflückt hat, er ist und bleibt ein positiver Bericht! Man hat eigentlich im Ausschuss gemeint, entgegen den üblichen Gepflogenheiten, auch positive Berichte sollen nicht im Ausschuss abgelegt werden, sondern sie sollten durchaus hier im Hohen Haus diskutiert werden. Ich sage es ganz offen, kaum ein Unternehmen wurde so oft, wenn überhaupt, in dieser Ausführlichkeit einer Kontrolle unterzogen wie es das Rote Kreuz in der Vergangenheit über sich ergehen lassen musste: Verschiedenste Wirtschaftsprüfer, die internen Prüfungen des Amtes der Kärntner Landesregierung und letztendlich der doch schon vor einiger Zeit eingebrachte Antrag des BZÖ, der hier im Hohen Haus dann die Einstimmigkeit zur Überprüfung durch den Landesrechnungshof gefunden hat. Wir wissen, das Österreichische Rote Kreuz, der Landesverband Kärnten, ist ein selbstständiger Verein und hat eine eigene Rechtspersönlichkeit. Das Rettungswesen wurde gemäß 15 a Vereinbarung dem Land übertragen und ist Landes- und letztendlich auch Gemeindeangelegenheit. In Kärnten werden alle diese Dinge im so genannten Rettungsdienstfördergesetz geregelt, wo man im wesentlichen zwei Bereiche unterscheidet, nämlich den allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienst und den besonderen. Allgemein heißt: Rotes Kreuz, Österreichischer Samariterbund und die Johanniter. Die besonderen Hilfs- und Rettungsketten, die anerkannt sind, sind die Bergrettung, die Wasserrettung, die Höhlenrettung und neuerdings auch die Rettungshundebrigade.
Insgesamt bilden alle Rettungsorganisationen, sowie früher über die Feuerwehr geredet wurde, hier im Lande Kärnten von der Feuerwehr über das Rote Kreuz, über alle anderen Hilfs- und Rettungsorganisationen bis hin zu den Hauptamtlichen der Exekutive eine Rettungskette, von der wir in Kärnten überzeugt sind, dass es bestens organisiert ist und vor allem auch bestens funktioniert. Damit die Aufgabenerfüllung flächendeckend vor sich gehen kann, bedarf es logischerweise neben dem Einsatz des Menschen auch der finanziellen Rahmenbedingungen. Und hier werden die Mittel aufgrund dieses Rettungsförderungsgesetzes von den Gemeinden und vom Land aufgebracht und nach einem Verteilungsschlüssel, der im Gesetz geregelt ist, zur Verteilung gebracht. Hier geht es um die Anzahl der Einsätze, es geht um die Anzahl der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch um die Ausstattungserfordernisse der einzelnen Organisationen. Und hier ist das Rote Kreuz mit Abstand die größte Organisation. Man muss wissen, dass alleine in Kärnten an die 2.000 freiwillige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihren Dienst versehen. Es sind an die 200 Zivildiener. Sie werden allerdings aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen immer weniger und auch die Zeit ihres Einsatzes hat sich verkürzt. Es sind an die 450 hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in den verschiedensten Bereichen, vom Rettungsdienst, über den Notarztdienst bis zur Hubschrauberrettung … Wir wissen, hier in Kärnten gibt es eine Kooperation zwischen dem Roten Kreuz, die auch einen eigenen Hubschrauber betreiben und dem ÖAMTC, die auch ausgezeichnet funktioniert. Es geht weiter bis zu den mobilen sozialen Diensten, zum Kriseninterventionsbereich bis hin zu den Sanitätshilfsstellen. Auch hier darf ich an dieser Stelle einen Dank und größte Anerkennung – vor allem den freiwilligen Helferinnen und Helfern – aber auch den vielen hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Roten Kreuzes aussprechen. Ich darf Ihnen das, repräsentiert durch die bereits erwähnten Herrschaften, als Auftrag an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weitergeben!
Das Entscheidende ist – und das wurde vom Präsidenten Strutz als Berichterstatter schon erwähnt und somit komme ich eigentlich zum Schluss – es sind zwei wesentliche Punkte in diesem Bericht. Wenn auch dort oder da bestimmte Dinge aufgezeigt wurden, dann heißt es im Bericht des Landesrechnungshofes: „Verbesserungsvorschläge des Landesrechnungshofes über die Form der Abrechnung – zum Beispiel der Notarzthonorare, aber auch andere Dinge – wurden bereits im Zuge der Überprüfung umgesetzt oder stehen kurz vor der Verwirklichung.“ Das ist der erste Punkt. Der zweite Punkt, und das ist ein sehr wesentlicher Punkt: „Der Landesrechnungshof konnte sich vergewissern, dass die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung von Geldern des Landes durch das Rote Kreuz ordnungsgemäß vorgenommen wurde und dass die vom Landesrechnungshof vorgenommene Überprüfung der Verwendung der in den Jahren 2004 und 2005 für den Hilfs- und Rettungsdienst gewährten Förderungen keinen Grund einer Beanstandung ergeben hat.“ In diesem Sinne ist es für mich – und dazu kommen wir heute noch – unverständlich, nein, ich formuliere es noch härter, es ist beinahe schändlich, dass man gerade jetzt im Zusammenhang mit der Rettungsdienstgesetzförderungsnovelle ein parteitaktisches Spiel aufführt, wo man im Zusammenhang mit Zustimmung, Budget, Referatsgespräche ja oder nein Druck ausübt! Ich denke, wenn wir uns in Sonntagsreden – oder wo auch immer – für diese Hilfsorganisationen sehr positiv einsetzen und großartig unsere Worte von uns geben, dann müssen wir auch dazu stehen und wir müssen hier auch diesen gerechtfertigten Beitrag für die Rettungsorganisationen leisten! Danke! (Abg. Trettenbrein: Man muss mit den Gemeinden reden! – Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)

Schober

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Hoch geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoch geschätzter Herr Präsident Dr. Peter Ambrozy, mit seinen Herren vom Roten Kreuz! Servus! Auch ich möchte mich mit den Grußworten anschließen, wenn wir schon die ganze Feuerwehr so gelobt haben, dann müssen wir natürlich auch das Rote Kreuz loben. Ich war selbst ausgebildeter Sanitäter beim Österreichischen Bundesheer und bin ein Jahr lang beim Roten Kreuz als Beifahrer mitgefahren und habe erlebt, was diese Menschen alle leisten. Es ist einfach bemerkenswert! Na gut, wenn der Herr Hueter sich als Feuerwehrmann geoutet hat und der Herr Holub, der zehn Jahre dabei war, kann ich mich als Rot-Kreuz-Fahrer und als ehemaliger Bergretter auch outen.
Man kann nicht oft genug sagen, welche Leistungen diese freiwilligen Helfer, Tausende freiwillige Helfer sich mit vielen Stunden der Öffentlichkeit zur Verfügung stellen. Da möchte ich mich natürlich auch bei den Mitarbeitern des Roten Kreuzes recht herzlich bedanken! (Beifall im Hause) Ich weiß nicht, ob Peter Ambrozy so oft wie heute hier gelobt worden ist, in dem Haus, in den vergangenen Jahren. Aber ich kann natürlich auch nicht mit Kritik sparen. Es gibt ein paar Dinge, die man doch anmerken müsste, nämlich wenn ich mir so den Rechnungshofbericht anschaue: Auf der Seite 9 wird die widmungsgemäße Verwendung im Nachhinein zwar bestätigt, das heißt aber lediglich, dass die Förderung gemäß Rettungsdienstförderungsgesetz für das Rettungswesen verwendet wurde. Also die Förderung wurde widmungsgemäß verwendet.
Der Rechnungshofbericht enthält aber überhaupt keine Aussage über Effizienz, Effektivität und die wirtschaftliche Lage des Roten Kreuzes in Kärnten und natürlich auch die Vereinsgebarung. Andere Bundesländer wie zum Beispiel Niederösterreich, Oberösterreich und Vorarlberg haben natürlich schon andere Strukturveränderungen vorgenommen. Dort gibt es schon ein Fünfjahresbudget. Das gibt es in Kärnten leider noch nicht. Das Rote Kreuz Kärnten hat dem Land Kärnten bis heute noch keine Bilanz vorgelegt, samt Gewinn- und Verlustrechnung, Lagebericht usw. Ebenso wenig liegen dem Land aussagekräftige Prüfberichte externer Wirtschaftsberater, wie zwar vom Roten Kreuz behauptet, vor.
Die Förderung der Rettungseinrichtungen ist natürlich eine Selbstverständlichkeit und steht völlig außer Diskussion. 5,6 Millionen Euro! Die SPÖ fordert ja eine Erhöhung von 2,9 Millionen auf 5,6 Millionen Euro. Da ist es wohl legitim, dass die Wirtschaftlichkeit des Förderungsnehmers zu überprüfen ist. Das macht das KWF schon bei einem Förderungsansuchen von 1.000 Euro, ich wiederhole von 1.000 Euro. Da wird die Wirtschaftlichkeit eines Betriebes überprüft. Das heißt, es müssen dringendst Strukturverbesserungen durchgeführt werden. Es sollte auch ein Fünfjahresbudget eingeführt werden, wie in den anderen Bundesländern. Letztlich muss das Rote Kreuz seine Hausaufgaben erfüllen. Es ist Einsparungspotenzial genügend vorhanden.
Wie gesagt, Freiwilligenleistung kann nicht hoch genug eingeschätzt werden. Aber auch der Rettungsdienst ist dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit unterworfen. (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Willegger

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich schließe nahtlos beim Kollegen Schober an: Es ist wirklich eine eher seltene Sache, dass wir einen im Grunde genommen positiven Bericht aus dem Kontrollausschuss in den Landtag nehmen. Ich halte das aber durchaus für richtig. Auch im Zuge der Klausur der Klubobleute, seinerzeit, ist darüber diskutiert worden, ob nicht grundsätzlich jeder Bericht, der im Kontrollausschuss behandelt wird, überhaupt ins Hohe Haus kommen sollte.
Das ist ein Anlassfall, der erfreulich ist, wenn auch da und dort kritische Bemerkungen, wie natürlich mein Vorredner und auch der Berichterstatter angeführt haben, dort enthalten sind. Wie auch immer. Wir sind uns, glaube ich, alle darüber im Klaren und bewusst, dass die Blaulichtorganisationen, speziell das Rote Kreuz, etwas sind, auf das wir in Kärnten und in Österreich insgesamt sehr stolz sein müssen und sollen. Der freiwillige Einsatz Derjenigen, die dort arbeiten, muss aber logischerweise auch mit den entsprechenden Mitteln einhergehen, denn nur das Eine mit dem Anderen in Kombination kann zu diesem Erfolg führen. Ich möchte auch namens unseres Klubs natürlich allen, die an diesem Erfolg beteiligt sind, ein herzliches Danke sagen.
Ich möchte gleich vorweg nehmen: Wir kommen ja heute noch einmal zu einer Debatte über die Aufteilung von Mitteln. Wenn die Rede davon ist, den Schlüssel 80:20 zu verändern, dann sollte man zumindest eines klarstellen: Niemand, der bisher für diesen Schlüssel eingetreten ist und der ihn beibehalten will, will dem Roten Kreuz etwas wegnehmen. Ich glaube, das ist einmal eine grundsätzliche Feststellung, die es zu treffen gilt, die es auch genau nachzudenken und zu überlegen gilt. Denn auf der einen Seite, so wichtig und notwendig und führend das Rote Kreuz ist, so sind doch die anderen Randbereiche der anderen Institutionen nicht zu vernachlässigen. Daher sind wir, glaube ich, gut beraten – bei aller Wertschätzung und bei allem Dank gegenüber dem Roten Kreuz -, dass wir die anderen nicht vergessen. Ich glaube, das wird also die Basis dann auch bei der Diskussion über Anträge, die heute noch kommen, sein.
Im Übrigen darf ich sagen, dass wir natürlich auch von Seiten unseres Klubs diesen Bericht zur Kenntnis nehmen und, sage ich noch einmal, mit der größten Wertschätzung gegenüber den Damen und Herren, die im Roten Kreuz arbeiten! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):
Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren auf der Tribüne! So wie ich jetzt da spüre, war der Prüfauftrag zu einer Zeit lang vor meiner Zeit ein Anlass aus dem Jahr 2001. Ich habe da ein bisserl so ein Politikum herausgespürt. Einer hat etwas mitgekriegt und hat versucht, den Rechnungshof irgendwo hinzusetzen. Nur, so wie ich den Prüfauftrag des Landesrechnungshofes hier sehe, hat er nur die Gelder verfolgen können, die eben die Gebarung des Landes betreffen. Damit ist dieser Verdacht eben nicht bestärkt worden oder was immer das hat sein mögen.
Es ist schon sehr viel vom Berichterstatter gesagt worden: anderer Aufteilungsschlüssel, auch mit den anderen Rettungsorganisationen und Kritik am Ärztenotdienst, Kritik auch an der Materialbeschaffung. Das ist alles nachvollziehbar. Wir nehmen den Bericht zur Kenntnis. Wir sehen auch die Reaktionen der Landesregierung auf diesen Bericht. Aus diesem Grund wurde eine Novelle zum Kärntner Rettungsförderungsgesetz gemacht und somit ist diese Novelle gerade in Begutachtung. Da gibt es eben schon wieder diese, leider Gottes, unsägliche Streiterei. Die Frau Dr. Schaunig hat die Novelle vorgelegt, bei der Regierungssitzung. Dort hat sie unser Landeshauptmann nicht akzeptiert. Er hat gesagt, das muss erst in die Begutachtung, muss erst der Landesamtsdirektor absegnen. Auch er, jedenfalls, würde ich bitten, nicht auf dem Rücken der Rettung und der Menschen, hier zu verschleppen. Rettet die Rettung! Dankt ihnen, dass sie da sind. Ich habe auch immer viel Freude damit gehabt. Vielleicht sehen wir uns einmal wieder, bei der nächsten Ausstellung.
Danke schön, wir nehmen das zur Kenntnis! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak und vom Abg. Schwager)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Holub

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):
Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Hohen Hauses! Hoch verehrter Herr Rot-Kreuz-Präsident, lieber Peter! Ich wollte mich eigentlich nicht zu Wort melden, denke aber, dass doch einige Dinge, die der Kollege Willegger hier angesprochen hat, einer Richtigstellung bedürfen.
Das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Kärnten, ist eines der bestüberprüften Sozialunternehmen des Landes. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Warum habt ihr dann den Peter abgelöst?!) Bereits im August 06, bei dem Ansuchen, den Rettungsdienstförderungsbeitrag zu erhöhen, wurde ein unabhängiger Wirtschaftsprüfer beauftragt, das Unternehmen auf Effektivität und Effizienz zu überprüfen. Dieser unabhängige Wirtschaftsprüfer ist zu der Annahme, zum Resümee gekommen, dass eine Erhöhung unabdingbar ist. Deshalb auch der Antrag auf Novellierung des Rettungsdienstsförderungsgesetzes.
Der zweite Punkt, der mir wichtig ist, hier zu sagen ist: Es ist höchst erstaunlich, mit welch unterschiedlichem Maß wir herkömmliche Profitunternehmen und sozialwirtschaftliche Unternehmen, die dem Non-Profit-Bereich zuzuordnen sind, bemessen. Hier haben wir dauernd irgendwie das Gefühl, die, weiß ich nicht, was sie tun, mit dem Geld, das die öffentliche Hand für Leistungen zur Verfügung stellt. Ja. Aber wir kommen nicht auf die Idee, dass diese Unternehmen hoch professionell arbeiten und der öffentlichen Hand allein durch den Einsatz von 2.000 ehrenamtlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen eine ganze Stange Geld ersparen. Denn in Wahrheit erfüllt das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Kärnten, eine Aufgabe der öffentlichen Hand. Es ist gut und richtig, und billig, ihnen auch einen entsprechenden Kostenersatz zur Verfügung zu stellen, sodass die Unternehmen und damit die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dieses Unternehmens auch tatsächlich ihre Leistungen, zum Wohle der Kärntner und Kärntnerinnen, erbringen können.
Die Leistungen des Österreichischen Roten Kreuzes können sich sehen lassen! Ich kenne sie nicht nur aus dem Rechnungshofbericht, sondern auch aus der persönlichen Kooperation bei den mobilen sozialen Diensten. Was da das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Kärnten, auf die Beine gestellt hat, innerhalb kürzester Zeit, kann sich österreichweit sehen lassen! Es gibt eine Flächendeckung und das Österreichische Rote Kreuz bietet – das war noch die Zahl 2005 – 75.000 Pflege- und Betreuungsstunden für hilfs- und pflegebedürftige Kärntner und Kärntnerinnen im häuslichen Bereich an. Was das bedeutet, für die Lebensqualität dieser Menschen, kann man erst dann ermessen, wenn man es selber braucht. Und was es bedeutet, eine Rettung im Notfall rasch zur Verfügung gestellt zu bekommen, können vielleicht diejenigen unter euch nachvollziehen, die am eigenen Leib oder bei Angehörigen einen Schlaganfall, einen Herzinfarkt oder Anderes, einen Unfall, erlebt haben.
Deshalb möchte ich nicht nur dem Österreichischen Roten Kreuz ein herzliches Dankeschön aussprechen, allen Ehrenamtlichen, Zivildienern und hauptamtlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, sondern auch dem Landesrechnungshof für diesen positiven Bericht, denn für die Kärntner Sozialwirtschaft ist es einfach auch wichtig, sichtbar zu machen, wie hoch qualitativ die Leistungen hier erbracht werden! Danke! (Beifall im Hause)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Trannacher
Berichterstatter Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 16. Mai 2007, Zahl: LRH-17/B/2007, betreffend die Überprüfung des Gebarungsbereiches Einrichtungen für Krankentransporte, unter besonderer Berücksichtigung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen dem Land Kärnten und dem Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband Kärnten, wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:

5.
Ldtgs.Zl. 290-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend Blindenwohnheim Klagenfurt, Gutenbergstraße 7, EZ 111, Klagenfurt V Bezirk, Grundstück 1497; endgültige Entscheidung

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Rossmann. Ich erteile ihr das Wort und ersuche sie, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Ich berichte über den Antarg aus dem Ausschuss für Budget, Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend das Blindenwohnheim in Klagenfurt in der Gutenbergstraße. Es gab da im Vorfeld einige Unstimmigkeiten. Nun ist eine endgültige Einigung erzielt worden, in der Form, dass ein unentgeltliches Baurecht zugunsten der Neuen Heimat eingeräumt wird.
Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort. – Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Gallo.)

Rossmann

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Danke schön, Herr Abgeordneter Gallo, ich nehme es zur Kenntnis! Aber ich bin auch nicht so unstolz auf die ganze Geschichte, weil – ich muss mich bei der Kollegin Trannacher und auch beim Kollegen Kaiser bedanken! – wir haben das fast im Alleingang, gegen die, sagen wir die, die es nicht so schnell haben wollten, gemacht, mit einem kleinen gemeinsamen Antrag. In dem Fall haben wir es auch erreicht. Gott sei Dank! Endlich wurde es langsam, nach dieser ewigen Streiterei, wer dafür zuständig ist, gemacht. Wir haben uns das Blindenheim auch einige Male angesehen.
Es war nicht zu ertragen! Deswegen bin ich auch sehr stolz, dass es endlich einmal so weit ist, dass das gebaut wird, deshalb werden wir dem auch zustimmen. Nur eine kleine Anmerkung noch, was mir ein paar Blinde mitgegeben haben – abgesehen von den Laternen, die mitten auf dem Gehsteig stehen und die für Blinde auch nicht sehr lustig sind: Die Zusatzschilder bei den Verkehrsschildern, das sind die kleinen viereckigen, die sind für uns gut sichtbar. Aber jemand, der mit dem Blindenstock unten am Gehsteig herumtappt, der glaubt, es ist ein Verkehrsschild und der glaubt, er kommt mit dem Kopf vorbei und der hat es genau im linken oder im rechten Auge. Hier sollte man sich das überlegen, ich habe diese Verletzungen gesehen. Ich wurde auch auf das hingewiesen, deswegen beim nächsten Mal bitte etwas höher machen, damit sie nicht hineinlaufen! Ansonsten Danke schön, diese Zusammenarbeit könnten wir öfter haben! (Einzelbeifall von Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Holub

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe Ihnen diesmal ein Buch mitgebracht, den männlichen Kollegen des BZÖ ins Stammbuch geschrieben: Klasse Burschen! Denn klasse Burschen seid ihr in Wahrheit nur dann, wenn es darum geht symbolische Politik zu machen, zu polarisieren, zu verhetzen und irgendwie den Leuten zuerst ein Problem einzureden, um ihnen dann eine Pseudolösung anzubieten! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ihr könnt nicht einmal bis 20 zählen! – Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) Beim Haus des Blinden- und Sehbehindertenverbandes in der Gutenbergstraße 7 wart ihr ein bisschen zögerlicher! (Abg. Ing. Scheuch: Die Schaunig war zögerlich!) Denn da – und der Kollege Holub ist mein Zeuge – ist es jetzt schon fast zwei Jahre her, (Es herrscht Unaufmerksamkeit im Hause.) wo wir uns der Sache angenommen haben und nach wirklich eingehenden Recherchen draufgekommen sind, dass eigentlich der Herr Landeshauptmann zuständig ist, um diese Sanierung durchzuführen. (Abg. Ing. Scheuch: Hört! Hört!) Und wie dieses Haus bis zum heutigen Zeitpunkt ausschaut, das sollten Sie sich einmal anschauen, (Abg. Ing. Scheuch: Die Frau Schaunig hat das Gespräch verweigert!) denn das entspricht weder den baulichen noch den hygienischen noch sonstigen Kriterien und Standards, wie sie für Wohnheime, Werkstätten und Büroräumlichkeiten Usus sind! (Abg. Ing. Scheuch wiederum: Mehrere Termine hat die Frau Landesrätin nicht gemacht!) Es sind Stolperfallen für Menschen drinnen, die sehen! Wie groß sind dann erst die Fallen für Menschen, die nicht so gut sehen oder blind sind! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) In diesem Haus sind Bereiche gesperrt worden, weil sie nicht mehr funktional sind! (Erneuter Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Und es hat über zwei Jahre gedauert, bis sich der Herr Landeshauptmann dort, wo es um die Bedürfnisse der Menschen geht, von unserer Landeshauptmann-Stellver​reterin Gaby Schaunig in die Knie zwingen hat lassen, (Heiterkeit und Lärm in der F-Fraktion.) um endlich eine Generalsanierung auch durchzuführen! Ich bin froh, dass es endlich passiert, denn in dem Haus leben 18 Menschen! Dauerhaft, das ist ihr zu Hause! Die Räume sind so, dass es eigentlich niemandem zumutbar ist! Im Regierungsantrag steht, das sind Substandardwohnungen, die den Menschen mit einer Beeinträchtigung zur Verfügung gestellt werden. Eigentlich müsste man mit dem Bau besser gestern als morgen beginnen. Ich hoffe, dass das jetzt endlich mit diesem Beschluss hier im Landtag auch geschehen wird. Denn ich – genauso wie der Kollege Holub – und meine Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratischen Fraktion sind den Menschen verpflichtet und nicht irgendwelchen Schimären! Danke! (Abg. Ing. Scheuch: Die fürchten sich vor Ihnen! – Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)
Mag. Trannacher

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Willegger
Willegger

Herr Präsident! Hohes Haus! Es gefällt mir eigentlich, jetzt wieder da heraußen zu stehen. Liebe Kollegin Trannacher, wer hat denn eigentlich diese ganzen Versäumnisse begangen? Nicht wir! (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) Leider sind die Versäumnisse bei der Frau Dr. Schaunig gewesen, das ist einfach so! Wir haben die Sanierung im Finanzausschuss, im Budgetausschuss, einstimmig beschlossen. Das ist das Wichtigste! Man soll nicht herumjammern, das bringt überhaupt nichts! Tatsache ist, dass das Haus jetzt generalsaniert wird und das wurde in diesem Haus und im Ausschuss einstimmig beschlossen! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und ersucht um das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig so beschlossen. – Berichterstatterin:)

Willegger

Berichterstatterin Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Der Landtag wolle beschließen:

Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt der „Neue Heimat Gemeinnützige Wohn- und Siedlungsgesellschaft mbH“ auf der Liegenschaft EZ 111, KG 72127 Klagenfurt, V. Bezirk, Gdst.Nr. 1497, im Flächenausmaß von 1.962 m2, ein unentgeltliches Baurecht im Sinne des Baurechtsgesetzes, BGBl.Nr. 86/1912 idF BGBl.Nr. 258/1990 auf der Basis eines den im Bericht angeführten Eckpunkten entsprechenden Baurechtsvertrages, zu gewähren.
Ich beantrage die Annahme.
Rossmann

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 6:

6.
Ldtgs.Zl. 306-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend Stadt​emeinde Völkermarkt; Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Südkärnten; Übernahme von Haftungen und Garantien für ein durch die Gründstücks- und Infrastruktur Besitz AG (GIG) aufzunehmendes Fremdkapital zur Finanzierung des Erwerbes von Gründstücken gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Rossmann. Ich erteile dir das Wort, bitte!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Bericht aus dem Ausschuss für Budget, Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend des Grundstückes in Völkermarkt: Es entsteht hier ein interkommunaler Industrie- und Gewerbepark. Zur Finanzierung wurde ein Fremdkapital aufgenommen. Es werden damit ungefähr zwischen 450 und 500 Arbeitsplätze geschaffen.
Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Rossmann

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren auf der Zuhörertribüne! Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Südkärnten – das ist wahrscheinlich ein Novum. Drei Gemeinden schließen sich zusammen und sagen: Wir versuchen etwas gemeinsam zu entwickeln. Historie: Völkermarkt hatte einen Industriepark, der vor Jahren entstanden ist bzw. eine Fläche, wo man vor rund 15 Jahren geglaubt hat, hier soll eine neue Kaserne für Südkärnten entstehen – eine Kaserne des Österreichischen Bundesheeres. (Abg. Trettenbrein: Wir hätten eine!) Somit ist dann die Autobahn entstanden. Die Autobahn führt aber nicht parallel neben diesen Grundstücken vorbei und dieser Industriestandort wird mehr oder weniger genutzt, aber er erreicht in der derzeitigen Form nicht die 100-prozentige Auslastung. Warum? Weil sich Betriebe gerne neben den Autobahnen ansiedeln und dort auch gerne gesehen werden. (Abg. Lutschounig: Poggersdorf!) Griffen hat das optimal ausgenützt, Griffen hat aber kein Ausdehnungspotential mehr und kann sich in dem Bereich fast nicht mehr entwickeln und hat keine Entwicklungschancen mehr. Man hat sich zusammengesetzt – die zwei Gemeinden inklusive der Erholungsgemeinde Diex und man hat versucht, hier ein Projekt zu erarbeiten. Ein Projekt, das auch fremd finanziert werden sollte bzw. im Ankauf fremd finanziert werden muss, was die Grundstücke von der GIG betrifft. Die dementsprechenden Beschlüsse sind in den Ausschüssen und liegen insgesamt ja vor. Das ist aber auch etwas, was in den interkommunalen Finanzausgleich kommen sollte, wobei sich die Stadtgemeinde Völkermarkt bzw. alle drei Gemeinden ja dafür ausgesprochen haben in diesem Vertrag die Infrastruktur zu errichten, was Straße, Wasser, Abwasser, Beleuchtung und Stromanschlüsse insgesamt betrifft. Diese Summen liegen bei rund 600.000,-- Euro bzw. 400.000,-- Euro Direktmitteln, falls es dann im Endeffekt zu Betriebsansiedlungen kommt. Es ist ja geplant, hier Betriebsansiedlungen durchzuführen. Der Herr Landeshauptmann hat in einer Pressekonferenz schon davon erzählt, dass sich hier ein italienisches Werk ansiedeln soll und dass natürlich vielleicht auch noch andere Firmenbeteiligungen und Firmen hier in Zukunft ihre Wertschöpfung erzielen wollen. Diese kommunalen Einnahmen wären zwischen den drei Gemeinden Völkermarkt, Griffen und Diex mit dem Aufteilungsschlüssel 65:30 und 5 Prozent aufgeteilt. Ich glaube, das ist in unserem Bezirk Völkermarkt eine wesentliche Entwicklung neben den Entwicklungsmöglichkeiten, die wir womöglich auch in Zukunft durch die neu zu errichtende und im Bau befindliche Hochleistungsbahn haben werden, aber im wesentlichen natürlich auch durch den neuen Autobahnanschluss und durch den Bau des Lilienbergtunnels.
Ich möchte aber auch die Gelegenheit nützen mich als Landtagsabgeordneter des Bezirkes Völkermarkt bei den Ausschüssen, bei den Regierungsmitgliedern, recht herzlich zu bedanken, dass diese Beschlüsse einstimmig gefallen sind! Und natürlich lautet meine Bitte an den Landtag, die Zustimmung dazu ebenfalls zu geben! Ich möchte aber auch die Chance am Rednerpult ergreifen: Mit 1.1. werden voraussichtlich die Schengengrenzen fallen bzw. Schengen in Kraft treten und die Außengrenze zu Slowenien wird nicht mehr in der gewohnten Form die Sicherheitsmaßnahmen geben. Und als Obmann der Verwaltungsgemeinschaft des Bezirkes Völkermarkt bin ich mit den Bürgermeistern des Bezirkes aufgrund der Situation, dass beim Sicherheitstag des Landes Kärnten auch zwei Fragen meinerseits und eine Frage des Bürgermeisters Blaschitz aus Völkermarkt und seitens der Sicherheitsverantwortlichen in Kärnten aber auch auf Bundesebene gestellt wurden, zusammen gesessen. Was passiert in Zukunft mit den Beamten? Wohin werden die Beamten kommen? Bleiben sie im Bezirk? Versehen sie weiterhin im Bezirk Dienst? Da haben wir uns folgende Situation überlegt: Herr Präsident, ich darf dir hier im Kärntner Landtag eine Resolution bzw. eine Petition nach § 26 der K-LTGO überreichen, mit der Maßgabe die Aufrechterhaltung und Sicherheitsleistung im politischen Bezirk Völkermarkt weiterhin zu gewährleisten. (Abg. Strauß übereicht dem Vorsitzenden die Petition.) Ich danke recht herzlich für die Aufmerksamkeit und wünsche dem neu zu installierenden interkommunalen Industrie- und Gewerbepark in Südkärnten einen guten geschäftlichen Verlauf! Danke sehr! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)
Strauß

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Ich darf von Seiten der BZÖ unseren Glückwunsch aussprechen, dass sich diese drei Gemeinden zusammengeschlossen haben, um hier einen interkommunalen Gewerbepark zu entwickeln. Letztendlich ist es im 21. Jahrhundert ein wichtiges Zeichen darüber nachzudenken, dass Gemeinden, die mit ihrer budgetären Kraft für eine Betriebsansiedlung schon am Ende oder nicht in der Lage sind, dieses allein zur Verfügung zu stellen, dass sich hier drei Gemeinden zusammenschließen. Ich möchte hier nur trotzdem einen kleinen „Seitenhieb“ auch unseren Lavanttaler Gemeinden mitgeben, denn wir haben so ein ähnliches Projekt, das nennt sich „Regionalmanagement Lavanttal.“ Dort ist es nicht zu Tage getreten, dass hier ein interkommunaler Gewerbepark entsteht. Vielleicht ist es möglich, die Gemeinde Diex, die Marktgemeinde Griffen und die Völkermarkter als Vorbild zu nehmen, die das umgesetzt und letztendlich auch erreicht haben, dass hier einer der größten Betriebe Kärntens bzw. dass sich einer der größten Betriebe Italiens ansiedelt – di Danielis, die über 100 Arbeitsplätze bringen werden und die letztendlich hier wirklich eine fundierte arbeitsmarktpolitische Entwicklung sicherstellen können. Das wäre nicht möglich gewesen, hätten sich die drei Gemeinden nicht an den Haaren und sich letztendlich zusammengerauft und dieses Projekt damit umgesetzt. Herzlichen Dank und ich wünsche den Gemeinden damit alles Gute! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ursprünglich war ausgemacht, dass eigentlich niemand dazu redet. Aber nachdem jetzt alle Kollegen dazu reden: Es ist nicht so, dass wir dieses Thema als Stiefkind betrachten. Wir glauben, dass es eine ganz besondere Bedeutung hat, wenn sich drei Gemeinden zusammenschließen, um hier einen gemeinsamen Gewerbepark zu betreiben. Das ist gescheit und es wäre auch in vielen anderen Bereichen gut und möglich und machbar, dass die Gemeinden ein bisschen näher zusammenrücken und dass nicht jeder stur, nicht über den Tellerrand schauend, nur seine eigene Gemeinde sieht, sondern wirklich interkommunal zu denken und entsprechende Handlungen zu setzen.
Das ist gescheit, ist gut! Ich glaube, zu den Bedenken, die vom Kollegen Strauß geäußert worden sind, was die Schengengrenze betrifft bzw. das Freiwerden der Beamten dort: Es ist von allen Seiten versprochen worden – vom Minister abwärts -, dass die Leute, die zwar auf der Grenze nicht mehr unmittelbar gebraucht werden, im grenznahen Bereich dort ihren Dienst versehen können, weil auch dort die Kontrollen notwendig sind, aufgrund der neuen Gegebenheiten, dass sie nicht abgezogen werden, sondern als Sicherheitsfaktor dort bleiben. Im Gegenteil! Man glaubt sogar, dass man auch im Hinblick auf die EURO eher Verstärkungen in diesem Raum und in dieser Sache vornehmen wird müssen. Ich hoffe, es wird tatsächlich nicht nur bei den Worten bleiben, sondern es werden dem auch entsprechende Taten folgen. Ich zweifle eigentlich nicht daran.
Noch einmal zurückkommend auf den Gewerbepark: Ich glaube, das ist eine wirklich beispielgebende und gute Aktion, die wir hier unterstützen. Ich wünsche den Gemeinden Völkermarkt, Griffen und Diex wirklich eine gute Entwicklung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Lutschounig

Berichterstatterin Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Der Landtag wolle beschließen:
Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG ermächtigt, Haftungen und Garantien im Ausmaß von maximal € 1,033.810,35 für ein von Seiten der Grundstücks- und Infrastruktur Besitz AG (GIG) zur Finanzierung des Erwerbes von Grundstücken inkl. Nebenkosten für das Projekt „Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Südkärnten“ aufzunehmendes Fremdkapital zu übernehmen.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Rossmann

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:
7. 
Ldtgs.Zl. 351-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung und das Klagenfurter Stadtrecht 1998 geändert werden ./. mit Gesetzesentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Mag. Ragger. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort. Bitte!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Ich darf wie folgt berichten: In der letzten Sitzung des Verfassungsausschusses am Dienstag wurde die Kärntner Landesverfassung bzw. das Klagenfurter Stadtrecht im vorliegenden Entwurf einstimmig beschlossen. Im Wesentlichen geht es darum, dass die Stadt Klagenfurt einen Beisatz erhält, nämlich „Klagenfurt am Wörthersee“. Diesbezüglich sind insgesamt 22 Materiengesetze auch zu ändern. Dies wurde in der Sitzung durchgeführt und ordnungsgemäß abgeführt. Heute ist es im Haus.
Ich darf daher das Eingehen in die Generaldebatte beantragen.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Mag. Ragger

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich glaube, das ist eine ganz wesentliche Sache, dass unsere Landeshauptstadt in der Zukunft „Klagenfurt am Wörthersee“ heißen wird. Ich gehe davon aus, Ich gehe davon aus, dass das natürlich einstimmig über die Bühne geht, weil ja niemand ein Haar in der Suppe findet, dass es in Zukunft dieser Name sein soll. Ich glaube, dass der Wörthersee einfach für uns ein Werbemittel ist, da der Wörthersee ja bekannter ist als Kärnten selber und bekannter als die Stadt Klagenfurt. Ich denke, es ist nur von Vorteil, wenn man so einen Werbeträger, wie hier der Wörthersee ist, mit in den Wortlaut der Stadt aufnimmt. Das ist eine absolute Verbesserung. Gerade wiederum auch im Hinblick auf die zu erwartende EURO 2008 ist es wichtig, dass jetzt rechtzeitig diese Maßnahme gesetzt wird, dass die entsprechenden Werbebroschüren auch schon mit dem neuen Namen „Klagenfurt am Wörthersee“ ausgestattet werden. Ich glaube, wenn so viele Menschen in unser Land kommen bzw. von Klagenfurt hören und sehen werden, via Fernsehübertragungen, dass wir uns hier von der besten Seite zeigen sollen. Das ist eine Gelegenheit dazu. Ich darf mich bei allen bedanken, die da mitgearbeitet haben, dass das sehr rasch über die Bühne gegangen ist und es eigentlich nur Befürworter gegeben hat.
Ich gratuliere jetzt schon der Stadt und ich wünsche auch unserer Landeshauptstadt mit dem neuen Namen „Klagenfurt am Wörthersee“ eine gute und erfolgreiche Entwicklung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort. – Abg. Ing. Scheuch: Du hast sogar ein Haus am Wörthersee!)

Lutschounig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich hätte auch vielleicht lieber eine Schottergrube (gemünzt auf den Zwischenrufer), aber was soll ich machen: Mein Großvater war reich. Es ist halt passiert. Wir sind aber viele Kinder und viele Enkel, viele Cousins, die sich das alles teilen, den ganzen Schlamm im Schilf dort. Und es ist nicht unbedingt so. (Neuerlicher Zwischenruf vom Abg. Ing. Scheuch)
Zu Klagenfurt am Wörthersee: Ich liebe den Wörthersee, bin in Klagenfurt geboren. Ich gratuliere natürlich der Stadt von dieser Stelle aus dazu. Das ist eine gescheite Idee! Mir ist es viel lieber, es heißt „Klagenfurt am Wörthersee“ als „Klagenfurt am Gaskraftwerk“ oder „Klagenfurt am Fußballstadion“. Das noch dazu. Ich denke, dass der Wörthersee länger halten wird.
Nur eine kleine Idee zur Fußball-EM: Ich hätte mir auch vorstellen können, dass Klagenfurt sich an der Werbung beteiligt und irgendein Stadion in irgendeinem Bundesland, das auch diese Größe gebracht hätte, von diesem Fußballstation, hätte vielleicht dann für die kurze Zeit „Wörthersee-Stadion“ geheißen. Man hätte ja Bilder vom Wörthersee einspielen können und auch von Klagenfurt. Dann hätten wir uns den ganzen Bau erspart. Aber es soll sein. Warum nicht, so weit weg ist das nicht, und man wäre trotzdem auf Urlaub gekommen.
Ich wünsche Klagenfurt alles Gute! Ich hoffe, dass Sie den Wörthersee so belassen, wie er einmal war, und dann wird er auch in Zukunft schön ausschauen! Danke! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)

Holub

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Schiller sagt in seinem „Wilhelm Tell“: „Es lächelt der See; er lädt zum Bade ein.“ Ich hoffe, der Bürgermeister Scheucher lädt uns auch einmal alle zum Bade ein – aber ich hoffe auch, dass das nicht die einzige Tat sein wird, die er setzen wird, damit er Klagenfurt über die Grenzen hinaus bekannt machen wird!
Der Kollege Mock hat bei der letzten Landtagssitzung ein wirklich wahres Wort gesprochen: „Eigentlich befasst sich der Landtag ziemlich oft mit den ganzen Schwierigkeiten dieser Landeshauptstadt.“ (Abg. Lutschounig: Klagenfurt bei St. Veit an der Glan?! – Heiterkeit im Hause.) Haben wir einmal gehört, die Villacher, sagen ja zu Klagenfurt nicht „Klagenfurt am Wörthersee“, sondern „Klagenfurt an der Autobahn“. Manchmal könnte man sagen: „Klagenfurt an der Umleitung“, (Abg. Dr. Prettner: „Klagenfurt – Villach/Ost!) „Villach-Ost“, das gibt es auch, aber „Klagenfurt an der Autobahn“ wäre natürlich ziemlich schlimm. Wenn ich da jetzt an den Neuen Platz denke, mit diesen Kostenüberschreitungen, wenn man dann hört, dass die Pächter 15 Jahre Pacht frei gestellt kriegen, weil sie vielleicht nur einen kleinen Lift bauen und so weiter, also diese Dinge müssen schon auch durchleuchtet werden. Da gebe ich dem Bürgermeister Mock schon Recht, der da sagt, dass man ständig eigentlich immer nur die Probleme mit Klagenfurt hat, mit der Landeshauptstadt. Ich hoffe, dass Sie mit „Klagenfurt am Wörthersee“ ein bisserl weniger Probleme bekommen werden, aber ich glaube, die Stadt verschläft momentan die Europameisterschaft. Die merken gar nicht, dass in acht Monaten die Europameisterschaften stattfinden. Die gehören wirklich wach gerüttelt. Vielleicht wird das der 11. 11. machen, vielleicht wird es der Herr Eberhard dann schaffen, dass er den Bürgermeister wach rütteln wird und dass unsere Zuschauer, die im Juni drei Wochen in Kärnten sein werden, dann nicht vielleicht in Bled übernachten werden oder in Udine oder sonst irgendwo, sondern wirklich hier in der Stadt Klagenfurt ihre Zelte aufschlagen werden und eben auch den Wörthersee genießen werden können! Danke! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)

Willegger

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Zuhörer! Ich finde irgendwie spannend, wie so Kindesweglegungen und andere Projizierungen vom eigenen Versagen, ein bisserl Neid usw. anhand von so banalen Themen wie die Zusatzbenamsung der Landeshauptstadt Klagenfurt hier im Hohen Haus diskutiert werden.
Wahr ist vielmehr, dass die Landeshauptstadt Klagenfurt - und neidlos möchte ich das auch dem Bürgermeister Scheucher zugestehen – hier eine sehr, sehr gute Idee gehabt hat; eine Idee, die eigentlich als positives Beispiel für vieles in diesem Land herhalten könnte, nämlich etwas, was reichlich und in wunderschöner Ausprägung in diesem Land vorhanden ist, das natürliche Umfeld – und in Klagenfurt ist das einfach der Wörthersee – auch für Imagewerbung und Tourismus, aber auch für den Wirtschaftsstandort zu nützen. Genau das ist mit diesem kleinen Zusatz „Klagenfurt am Wörthersee“ gelungen. Denn damit passt dieser Name in ein sehr gut ausgearbeitetes Konzept der Klagenfurter Sozialdemokratie, was die touristische Nutzung, Bewertung, was das Image dieser Stadt anbelangt, hinein. Es wird noch viel Arbeit brauchen, denn in Klagenfurt bohrt man die Bretter besonders lang mit sehr untauglichem Werkzeug. Aber ich bin dennoch zuversichtlich, dass die positiven politischen Kräfte auch in der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee irgendwann einmal zum Durchbruch kommen werden. (Lärm im Hause) Ich glaube, wir können auf Oberkärntner Hilfe ganz gut verzichten, denn es ist ja irgendwie ganz spannend in diesem Land, dass Klagenfurt als Landeshauptstadt hier im Landtag eine ähnliche Funktion hat, wie halt für Kärntner und Kärntnerinnen Wien. Wenn man in Kärnten sagt: „Die bösen Wiener oder das böse Brüssel haben uns irgendetwas aufs Aug gedrückt.“, hat man eine satte Mehrheit von 85 bis 90 % in der Bevölkerung. Wenn man im Landtag sagt: „Die bösen Klagenfurter haben schon wieder irgendetwas angestellt.“, dann hat man auch eine satte Mehrheit von 80 bis 95 %. Aber nichtsdestotrotz (Abg. Ing. Scheuch: Das ist in eurer eigenen Partei so, da haben sie etwas angestellt, in Klagenfurt. Nichts verwechseln!) entwickelt sich diese Stadt prächtig. Gerade der Neue Platz, vom Kollegen Willegger angezogen. Wo wohnst du eigentlich? Ich habe immer gedacht, du bist ein Klagenfurter. Gerade der Neue Platz und seine Sanierung sind eigentlich ein Jahrhundertprojekt. (Abg. Ing. Scheuch lacht auf.) Denn die Kostenüberschreitungen, die da so angeprangert werden, resultieren in erster Linie daraus, dass man nicht so kurzfristig denkt, von einer Wahl zur nächsten, und dann machen wir halt da ein bisserl eine Einmalzahlung und dort versuchen wir, irgendwo ein paar Stimmen zu kaufen, sondern das ist auf die nächsten 50 Jahre konzipiert. (Abg. Willegger: Keine Tiefgaragensanierung!) Ich bin wirklich gespannt darauf, ob der Kollege Willegger dann bei der Eröffnung des Neuen Platzes nicht vielleicht doch kommt und nicht vielleicht doch ein bisserl stolz darauf ist, (Abg. Ing. Scheuch: Zwei Millionen verschwendet!) dass Klagenfurt dann damit einen der schönsten Plätze in Europa haben wird.
In dem Sinn bin ich sehr froh, dass es dank unseres Gemeindereferenten Rohr dann doch jetzt relativ schnell gegangen ist, mit der Umbenennung, mit dem Zusatz „Klagenfurt am Wörthersee“ und dass wir damit einfach einen Punkt erreicht haben, wo wir auch im Zuge der Fußballeuropameisterschafts-Bewerbung ein attraktives Angebot machen können, um das Image der Stadt zu verbessern. Danke! (Beifall von der SPÖ- und der ÖVP-Fraktion)
(Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Der Antrag des Berichterstatters auf ziffernmäßige und artikelmäßige Abstimmung wird ebenfalls einstimmig angenommen.)
Mag. Trannacher

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger:

Mag. Ragger

Artikel I

Landesverfassungsgesetz, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert wird

Die Kärntner Landesverfassung – K-LVG, LGBl. Nr. 85/1996, zuletzt in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 25/2007, sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 33/2007 wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4.
Ich beantrage die Annahme des Artikels I.
(Der Art. I wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)
Artikel II

Änderung des Klagenfurter Stadtrechtes 1998

Das Klagenfurter Stadtrecht 1998 – K-KStR 1998, LGBl. Nr. 70, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 12/2004, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Art II wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)
Artikel III

Ich beantrage die Annahme.
(Art. II wird einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Bitte Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 25. Oktober 2007, mit dem die Kärntner Landesverfassung und das Klagenfurter Stadtrecht 1998 geändert werden

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:
Ich beantrage die Annahme.
(Kopf und Eingang werden einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Dritte Lesung, bitte! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung und das Klagenfurter Stadtrecht 1998 geändert werden, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Mag. Ragger
Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 8:

8.
Ldtgs.Zl. 302-4/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks betreffend landwirtschaftliche Stilllegungsflächen
Berichterstatter ist der Abgeordnete Zellot. Ich ersuche ihn, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Bei diesem Antrag hier geht es um eine intensive Arbeit des Landwirtschaftsausschusses betreffend die Stilllegungsflächen. Sie wissen, dass die Stilllegungsflächen nicht genutzt werden können, das ist ja EU-Vorgabe aus Brüssel. Da es aber jetzt aufgrund des Klimas und des Wetters immer mehr zunimmt, dass hier wenig Mittel zum Beispiel für die Biogasanlagen zur Verfügung stehen hat man festgestellt, dass in Kärnten große Strecken zurückgelegt werden müssen, um die Biogasanlagen mit genügend Material zu befüllen. Darum hat der Landwirtschaftsausschuss auch einstimmig beschlossen, dass dieses Vermarktungsverbot, das auf diesen Stilllegungsflächen besteht aufgehoben wird, damit es hier auch zu einer anderen nützlichen Nutzung kommt.
Herr Präsident, ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Zellot

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Ein, wie ich glaube, doch hoch interessantes, wichtiges Thema, das uns noch öfter hier im Hohen Haus beschäftigen wird. Der Antrag mag auf den ersten Blick nicht so zu erkennen sein, aber am Ende des Tages geht es einfach um einen Antrag, biogene Ressourcen, biogene Energie und deren Nutzung zu forcieren. Wenn man sich die Genesis der Landwirtschaft ein wenig anschaut, muss man klar sagen – und für praktizierende Bauern ist das ein ganz normaler Vorgang – dass vor 100, 150 Jahren immerhin 30 Prozent der zur Verfügung stehenden landwirtschaftlichen Nutzflächen bereits für Energiegewinnung genutzt wurden. Und zwar aus folgendem Grund: Weil man einfach für die Arbeitstiere Futter angebaut hat und genau das Gleiche, was wir hier mit unserem Antrag propagieren wollen, bereits praktiziert wurde. Die Grünen würden sich über solche Zustände freuen, da hätten wir keine Probleme im CO2-Bereich und bei anderen Dingen. Das heißt, im Grundsatz ist es eine gescheite Sache seine Ressourcen zu nutzen, wenn man sie gut einsetzen kann. Natürlich gibt es auch ein Spannungsfeld, das möchte ich hier nicht verschweigen. Das ist einerseits das Spannungsfeld, dass man natürlich Flächen der Nahrungsmittelproduktion oder wo Nahrungsmittel produziert werden könnten, hier dem Markt entzieht. Und es gibt noch einen weiteren Spannungsbereich, der auch der Wahrheit entspricht, dass gerade diese Stilllegungsflächen in vielen Bereichen der Vogelwelt aus Sicht der Naturschützer ein wichtiger Beitrag waren. Man merkt auch, seitdem diese Flächen eingeführt wurden, dass es hier zu einer Vervielfältigung dieser Fauna, der Vogelfauna, gekommen ist. Nichts desto trotz geht es darum, die Sache als Ganzes zu sehen und diese Flächen einer Nutzung zugänglich zu machen, was klug und gescheit ist. Der Ausschuss hat sich nach einer durchaus interessanten Diskussion, wobei ich mich auch bei den Ausschussmitgliedern bedanken möchte, letztendlich dazu durchgerungen, dies so zu beschließen und als Appell an den Bund und an die zuständigen Gremien weiterzuleiten im Sinne – und das kann man bei diesem Antrag sicherlich sagen – unserer Kinder und Kindeskinder und im Sinne unseres Klimas! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Lutschounig
Lutschounig

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieser Antrag ist okay. Wir haben ihn auch sehr einstimmig und eigentlich Partei übergreifend wohlwollend diskutiert. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Einstimmig, sowie die ÖVP!) Der Herr Abgeordnete Gallo ist heute … Ich weiß nicht, der Mond macht sich offenbar bemerkbar! (Heiterkeit im Hause.) Es gibt Leute, die besonders empfindlich sind, was den Mond betrifft! Nein, aber ich glaube, das ist ein durchaus wichtiges Thema, weil in Zukunft – sowie es auch der Kollege schon richtig gesagt hat – die Felder, die zur Verfügung stehenden Flächen in der Land- und Forstwirtschaft, vor allem in der Landwirtschaft in diesem Fall, knapp werden. Das heißt, die Ressourcen sind nicht mehr so da, dass wir die Problematik in der Landwirtschaft haben: Was machen wir mit den Überschüssen? Wir sind eher davon geprägt – hoffentlich kurzzeitig, jedenfalls ist es eine weltweite Tatsache, das ist nicht nur ein Problem von Kärnten, von Österreich oder von Europa sondern weltweit – dass einfach die Überschüsse, auch im Nahrungsmittelbereich, weg sind. Das heißt, der berühmte Milchsee ist versiegt. Es gibt keine Vorräte im Getreidebereich. Es gibt keine Vorräte im Fleischbereich, wo früher große Lager, Interventionslager, angelegt worden sind. All das gibt es ja nicht! Ich habe schon die Aussagen eines Mannes zitiert, der sich sehr viel mit der Agrarpolitik – weltweit – beschäftigt. Wie heißt er? Rolf Peters oder Roland Peters, nein, Jan Peters – Entschuldigung – Jan Peters, ein Deutscher. Übrigens, der Herr Zellot war ja dabei, (Abg. Zellot: Jan!) er hat ihn auch gehört. Jan Peters hat gemeint: „Noch so ein Jahr wie das Jahr 2007, wie wir es weltweit auch durch die Klimaveränderung und viele andere Umstände gehabt haben, und auch die westliche Welt hungert!“ Da ist natürlich schon auch Dramatik hineininterpretiert, aber das zeigt, wie interessant eine Entwicklung in relativ kurzer Zeit sein kann. Gerade dieser Antrag zielt darauf ab, dass es nicht normal sein kann, wenn eine Biogasanlage, wie eine bekannte im Oberen Gailtal, dann seine Biomasse aus dem Unterkärntner Raum hinauf​ransportieren muss, andererseits aber oben Flächen zur Verfügung wären, die man auch zur Verfügung stellen kann – so genannte Stilllegungsflächen. Denn ist es einfach ungeschickt, wenn man diese Rohstoffe durch das ganze Land karrt. Es wäre vernünftiger, wenn man vor Ort die Möglichkeit hätte, diese Stilllegungsflächen für die Verwertung der Biomasse zu verwenden. Auf das zielt dieser Antrag ab und wir sind dafür. Das ist auch gut und gescheit so, zumal die Situation durch die neue Entwicklung und durch die neue Programmplanungsperiode der Stilllegungsflächen sicherlich ein bisschen anders geworden ist. Sie sind nicht mehr so interessant, es sind auch nicht mehr so viele. Dieser Antrag ist okay und findet selbstverständlich unsere Unterstützung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Lutschounig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Auch wir werden diesem Antrag zustimmen. Es geht grundsätzlichen darum, dass es früher einmal Überproduktionen gegeben hat, was jetzt aber durch die neuen Zustände nicht mehr so ist. Jetzt wird man diese Flächen auch brauchen. Ich würde es nur eher mit einem gewissen Augenmass machen, weil wir weltweit sehen, zu was für einer Hysterie das führt, wenn man jetzt sagt: Biotreibstoff, das ist überhaupt die Geschichte, die kommen wird. Im Amazonasgebiet werden Tausende Hektar abgeholzt und die unsinnigsten Sachen werden dort gepflanzt, die gar nicht in die Gegend passen, die das ökologische Gleichgewicht und den Wasserhaushalt durcheinanderbringen. Das ist nicht Sinn und Zweck! Wir müssen schauen, dass wir ökologisch wertvolle Streifen erhalten. Wir haben in Kärnten 4.000 Hektar, die brachliegen. Wir müssen schauen, dass wir uns bei diesen Kampf, der kommen wird – tanken oder essen – moralisch wirklich auf eine Seite stellen. Es nützt nichts, wenn wir Nahrungsmittel verbrennen, wie es seinerzeit vor kurzem in Mexiko in der Tortilla-Krise war. Da haben sie einfach den ganzen Mais als Treibstoff verbrannt und die Leute haben nichts mehr zum Essen gehabt. Das ist nicht der Sinn und Zweck!
Außerdem müssen wir auch wirklich dazu übergehen, dass wir einen Teil unserer Flächen dazu verwenden, dass wir uns selber für eine gewisse Zeit versorgen können. Gewisse Länder haben nicht einmal für ein paar Tage etwas zu essen. Es wird nicht immer so sein, dass alles immer verfügbar sein wird. Wir haben noch ein paar Anbauflächen, so groß ist es nicht. Aber wenn man bedenkt, dass elf Prozent der Erde grundsätzlich nur bebaut werden, dann kann das schon ein Problem werden – je nach Klimawandel. Nur eines noch zum Schluss, damit man die Energieäquivalente sieht: Ein Hektar Anbaufläche lässt ein Auto 21.500 Kilometer mit Biodiesel fahren. Das gleiche Hektar – bebaut mit Solarkollektoren – lässt es 3,5 Millionen Kilometer fahren. Nur damit man sieht, was die Fläche an Energie leisten kann, da sollten wir uns langsam daraufhin bewegen! Danke schön! (Einzelbeifall von Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)

Holub

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! In aller Kürze möchte ich nur in Erinnerung rufen: Die EU hat die Stilllegungsflächen nicht aufgehoben, weil es einen so hohen Bedarf für die Biogasbetreiber gegeben hat, sondern es hat einen ganz anderen, nämlich einen für die Menschheit ernsten Grund, nämlich dass es eklatante Missernten gegeben hat. Der klimatische Wandel wird nicht dazu beitragen, dass sich diese Situation verändert. Das heißt, wir werden immer wieder damit rechnen müssen, dass es solche Eingriffe der Natur ganz einfach gibt. Daher auch von meiner Seite, und das haben wir im Ausschuss betont, klare Prioritäten: Futtermittel, Nahrungsmittel und dann erst kann der Bauer als Energiewirt da sein. Das heißt ganz klar und deutlich: Der Landwirt ist in erster Linie der Futtermittel- und Nahrungsmittelproduzent und erst danach kann das, was von den Äckern übrig bleibt, der Energiewirtschaft dienen! Das war auch unser Zugang dazu, auch ein sorgsamer Umgang mit dem Gesamten, das ist ja schon gesagt worden. Was ich noch dazusagen möchte, und das hat auch der Abgeordnete Scheuch schon gesagt, die Stilllegungsflächen haben ihren Grund gehabt. Daher möchte ich schon erwähnen, dass nämlich für einen ganz anderen Grund Tür und Tor geöffnet worden ist als für das, was wir heute hier fordern. Man sollte doch aufpassen, dass keine zu intensive Bewirtschaftung stattfindet. Dann ist aber auch daran zu denken, dass uns unter Umständen … – weil ja unser Wunsch nicht in Erfüllung gehen wird, dass in jedem Dorf ein kleiner Bauer, ein kleiner Betreiber sein wird, eine kleine Biogasanlage oder ein kleiner Biomasseproduzent, der ein paar mitversorgt. Es werden sich größere Betreiber aufstellen, die dann langfristige Lieferverträge mit großen Mengen haben werden. In Jahren von Missernten werden die Lieferverträge trotzdem einzuhalten sein. Da wird uns unter Umständen nichts anderes übrig bleiben als dass wir Futtermittel importieren. Dann könnte unter Umständen aber auch unser Gentechnikvorsorgegesetz ein bisschen in Frage gestellt werden, nämlich von uns selbst, weil der Import richtet sich nicht nach unseren Gesetzen, sondern nach dem, was außerhalb unseres Staates angepflanzt und was draußen vor Ort letztlich auch geerntet wird. Geschätzte Damen und Herren, sorgsamer Umgang mit dem Gesamten, klar! Biomasse, Biogas, alternative Energien haben eindeutig Vorrang, aber ich bitte Sie in dieser Frage doch dem Futtermittel- und Nahrungsmittel produzierenden Landwirt den Vorzug zu geben! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)

Schlagholz

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Der Landtag wolle beschließen:
Der Agrarlandesrat wird aufgefordert, in Verhandlungen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft zu erreichen, dass das Vermarktungsverbot von Stilllegungsflächen in Kärnten für Biogasbetreiber aufgehoben wird.

Ich beantrage die Annahme.
Zellot

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 9:

9.
Ldtgs.Zl. 90-14/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Wirtschaftsbericht Kärnten 2006
Berichterstatter ist der Abgeordnete Stark. Ich ersuche ihn, zu berichten!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Stark (F):
Stark

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Damen und Herren! Entschuldigung für meine Reibeisenstimme. Der Wirtschaftsbericht Kärnten 2006 liegt vor. Und zwar wird der Wirtschaftsbericht durch die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung in Kärnten sowie die Aktivitäten und die Umsatzerfolge im Rahmen der Wirtschaftspolitik dokumentiert. Er untergliedert sich in zwölf Kapitel: Wirtschaftsniveau und Dynamik, Struktur- und Leistungsindikatoren, Beschäftigung und Arbeitsmarkt, Forschung und Innovations​ndikatoren, Entwicklung des Tourismus als wesentlicher Bestandteil der Kärntner Wirtschaft, Wirtschafts- und Technologiepolitik Kärntens unter Berücksichtigung aktueller wirtschaftlicher Aktivitäten der Kärntner Landesregierung, Grenzüberschreitung im Zusammenarbeit im Alpe-Adria-Raum, Aus- und Weiterbildung auch in Kärnten.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Markut das Wort.)
Stark

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Der Wirtschaftsbericht aus dem Jahr 2006, den alljährlich die Kärntner Landesregierung in Auftrag gibt, liegt uns vor und hat im Wesentlich sich damit befasst, wie es der Berichterstatter in seinen Ausführungen bereits dargelegt hat. Vor allem aber befasst sich der Wirtschaftsbericht auch mit Indikatoren wie Wirtschaftsdynamik, Wirtschaftsentwicklung, Arbeitsplatzsicherung, Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen. Erstmals im Wirtschaftsbericht 2006 ist auch den Bereichen „Lehrlingsausbildung“, vor allem „Insgesamtbildung“ und „Weiterbildung von Arbeitskräften“ in den einzelnen Betrieben ein sehr wesentliches Kapitel gewidmet. Vor allem wurde auch untersucht, welche Maßnahmen im berufsbildenden und arbeitsmarktpolitischen Bereich durchgeführt wurden, um gegen den Fachkräftemangel, der auch in Kärnten in den Unternehmen spürbar ist, Effekte für den Wirtschaftsstandort hier zu erzielen.
Wie immer bilden den Abschluss dieses Wirtschaftsberichtes auch die Ersteller des Berichtes, mit dem sich ja auch der Wirtschaftspolitische Beirat des Landes Kärnten befasst hat, auch Handlungsempfehlungen für die kommenden Jahre hin. Es wurde eingegangen auf die konjunkturelle Entwicklung in Kärnten insgesamt und wurde festgestellt, dass sich die Bruttowertschöpfung etwa im Bundesdurchschnitt auch in Kärnten positiv entwickelt hat. Die positiven Entwicklungen in Österreich und auch in Kärnten sind vor allem in der Sachgüterproduktion und in den unternehmensnahen Dienstleistungen, wie zum Beispiel der Bauwirtschaft, hier zuzuschreiben. Die Bauwirtschaft in Kärnten entwickelte sich sogar besser als im Bundesdurchschnitt. Hier wiederum haben die Kärntner Baufirmen davon profitiert, dass die öffentliche Hand im abgelaufenen Jahr (2006) sehr viel investiert hat, vor allem im Tiefbaubereich. Im Raume Kärnten wurde das Auftragsvolumen um nahezu 26 % gegenüber dem Jahre 2005 ausgeweitet. Im Österreichschnitt wurde das Bauvolumen der öffentlichen Hand insgesamt nur um rund 10 % ausgeweitet.
In der Sachgüterproduktion profitiert vor allem auch in Kärnten, nachdem wir nicht so viele exportorientierte Unternehmen haben, aber auch von der hohen Exportdynamik. Denn insgesamt ist die abgesetzte Produktion ins Ausland in Kärnten um rund 12 % gestiegen. Auch hier ist der Österreichschnitt, vor allem der Länder im Osten, nicht so hoch gestiegen wie der in Kärnten. Aber es gibt auch Wirtschaftsbereiche in unserem Bundesland – das muss man auch sagen -, die sich vor allem auf den heimischen Markt ausrichten, auf die heimischen Konsumenten. Und da kommt der Wirtschaftsbericht zum Schluss, dass diese etwas unter dem schwachen privaten Konsum der Kärntnerinnen und Kärntner leiden, das heißt die Handelsumsätze in Kärnten wie auch in Österreich insgesamt steigen nur gering. Wenn die Handelsumsätze nicht steigen, dann hängt das auch mit der Kaufkraft der Bevölkerung zusammen. Eine deutliche Kaufkraftverbesserung insgesamt in unserem Bundesland zu erreichen, muss das Ziel der zukünftigen Wirtschaftspolitik sein.
Auf dem Markt der Beschäftigten, der Arbeitslosenzahlen und der Beschäftigtenzahlen insgesamt kann man sagen, dass im Jahr 2006 in Kärnten eine Steigerung der Arbeitsplätze sich um 1,6 % entwickelt hat, auf insgesamt 193.602 Personen. Das war der höchste Beschäftigungsstand im Jahr 2006 insgesamt. Man geht davon aus, dass für die Jahre 2007 und 2008 mit einer weiteren Zunahme der Beschäftigung gerechnet werden kann. Allerdings muss man sagen, dass das immer ein bisschen hintennach hinkt, denn die wirtschaftliche Belebung schlägt sich erst zeitversetzt auf den Arbeitsmarkt nieder, und zwar deshalb, weil die Unternehmen anfangs versuchen, mit Neueinstellungen sparsam umzugehen, sie etwas hintanzuhalten, hier zurückhaltend zu bleiben und eine bessere Ausgangslage, die sich manchmal ergibt, versucht wird, mit dem vorhandenen Personal aufzufangen – was an und für sich nichts Schlechtes ist. Trotzdem muss man sagen, dass das Wachstum einen gewissen Grenzwert, wenn es überschritten wird, auch dann erst beschäftigungswirksam wird. Grund dafür ist das allgemeine Produktionswachstum durch den technischen Fortschritt, der sich auch in Kärnten sehen lassen kann, im Bereich der Forschung und Entwicklung und vor allem im Bereich der Entwicklungen auch was die Volkswirtschaft in Österreich insgesamt anbelangt.
Man kann den Wirtschaftsbericht in Summe gesehen als einen positiven Bericht sehen, wobei wir aber schon auch auf die Strukturschwächen im Bereich des Kärntner Tourismuses hinweisen müssen. Hier ist es noch nicht gelungen, mehrsaisonale Betriebe so zu stärken, dass sie auch in der Lage sind, in diesem Bereich Investitionen zu setzen und so zu punkten. Denn die Tourismusförderung, die zwar einen besonderen Stellenwert in der regionalen Wirtschaftspolitik an sich wieder findet, hat gegenüber der Konkurrenz, gegenüber den Billigurlaubsländern und vor allem die mit der Sonnengarantie und die mit anderen modernen Hotelanlagen am Meer punkten können, bei uns nicht mithalten können.
Der Ganzjahrestourismus insgesamt muss aus unserer Sicht angekurbelt werden, denn hier sind die Länder und die Gemeinden im Jahre 2007 ja in einigen Bereichen darauf übergegangen, sich mit gemeinsamen Investitionen verstärkt in Szene zu setzen, um so auch den Ausbau des Winter- und vor allem des Ganzjahrestourismuses hier zu unterstützen.
Es wird in diesem Bericht auch empfohlen, was den Tourismus anbelangt, dass sich Kärnten in diesen Bereichen positioniert. Kärnten soll durch Umsetzung verschiedener Projekte wieder als „Wasserland“, „Kärnten wasser.reich“, Landesausstellung „Lebensreiche Wasserkraft“ oder als „Kulturland“ oder insgesamt als „Land für Wanderer und Radtouristen“ besser zu positionieren. Man kann auf diesem Sektor im Bereich der Tourismuses eigentlich noch ein Potenzial entdecken.
Die Schlussfolgerungen und Empfehlungen in diesem Wirtschaftsbericht sind, wie alle Jahre, für zwei oder drei Jahre hinaus zu sehen. Es wird empfohlen, für die Wirtschaftspolitik des Landes und die Wirtschaftsförderungspolitik im Besonderen langfristige strategische Orientierungen festzulegen, daran festzuhalten, dass man langfristig voraus denken soll, langfristig planen soll. Denn nichts brauchen die Unternehmen in unserem Land mehr als eine kontinuierliche und verlässliche Wirtschaftspolitik, auf die man aufbauen kann. Denn eine starke Wirtschaft kann Arbeitsplätze schaffen. Die Politik muss die Rahmenbedingungen dazu bereitstellen. Die Wirtschaftspolitik und vor allem die Betriebe in unserem Bundesland werden sich gerne an einer kontinuierlichen Wirtschaftspolitik und nicht an sprunghaften Eintagesrhythmen hier orientieren müssen.
Für die Zukunft sehen wir in Kärnten aber noch ein anderes Potenzial: Die Gemeinden mit ihren Investitionsstärken sind große und wichtige Auftraggeber für die Kärntner Wirtschaft. Es werden Arbeitsplätze geschaffen diesbezüglich. Wenn wir ein Aufholpotenzial und Aufholbedarf in einigen Bereichen sehen können oder das herauslesen können, dann ist eine dynamische wirtschaftliche Entwicklung die beste Voraussetzung dafür, dass eben die Wirtschaftsförderung auch in Zukunft nicht von politischer Hand durchgeführt wird, sondern wie bisher von einem unabhängigen Wirtschaftsförderungsteil, wie es der KWF ist. In diesem Sinne werden wir diesem Wirtschaftsbericht, so wie er uns vorliegt, zur Kenntnis nehmen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gritsch das Wort.)

Markut

Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Nach dem sachlichen Ausführungen meines Vorredners darf ich mich seinen Ausführungen anschließen (Abg. Tauschitz: Grußworte?) und insgesamt der Wirtschaftsbericht 2006 als sehr positiv hinstellen. Es ist mit Grußworten nicht getan. Da zählen die knallharten Fakten! Und die sind in unserem Lande Gott sei Dank sehr gut. Die wirtschaftliche Dynamik des Landes im Jahre 2006 hat die positiven Umfeldbedingungen genutzt und ist von einer guten Wirtschaftsförderungspolitik gestützt. Sehr positiv ist die Entwicklung bei Forschung und den Innovationsaktivitäten der Unternehmen. Im Jahr 2006 wurden laut Bericht Projekte mit einem Investitionsvolumen von rund 1,2 Milliarden Euro unterstützt und damit über 2.880 neue Arbeitsplätze in Kärnten geschaffen, wobei die Zahl der Beschäftigten um 1,1 % gestiegen ist, womit die Zahl der Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt auf 7,9 % herunter gedrückt werden konnte. Auch im Bereich der Bildung und Ausbildung wurde der Politik des Landes ein gutes Zeugnis ausgestellt. Die technische Ausrichtung der Universität Klagenfurt, das Berufsschulkonzept auf die EDV-Klassen sowie auch das Angebot Lehre mit Matura haben sich sehr gut bewährt, wobei für Lehre mit Matura es bereits 300 Anmeldungen gibt. Erwarten worden sind nur an die 100. Hier zeigt sich doch ein enormes Bildungspotenzial und damit große Zukunftschancen für den Berufsweg von Lehrlingen.
Die Schlussfolgerungen und Empfehlungen auch vom Herrn Prof. Bodenhöffer, die werdet ihr alle ganz aufmerksam gelesen haben, sagen aus, dass als Empfehlung für die Wirtschaftspolitik des Landes und die Wirtschaftsförderungspolitik im Besonderen an einer langfristigen strategischen Orientierung festzuhalten sein wird, dass die Fokussierung auf Standortqualität, Standortaktivität und innovationsfördernde Rahmenbedingungen, gezielte Förderung zur Stärkung, zur Verbreitung der Wachstumssektoren der Kärntner Wirtschaft noch zu akzentuieren sein wird, dass aber die aktuelle konjunkturelle Dynamik zu einer weiteren Verbesserung der Beschäftigung und der Situation am Arbeitsmarkt führen wird. Das sehen wir auch in der momentanen Statistik für das Jahr 2007 betreffend. Es gibt auch in Zukunft ein Angebot an alle Parteien zur gemeinsamen Zusammenarbeit, wie das im Rahmen von unserem Landeshauptmann im Rahmen des Vertrages für Kärnten 2006 bis 2009 vorgegeben wurde. Eine Einladung zur Zusammenarbeit, die die Themen im Wirtschaftsbereich außer Streit stellt. Ich lade Sie dazu recht herzlich ein! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)

Gritsch

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Mag. Dr. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Tatsächlich: Die Wirtschaftsergebnisse sind sehr gut. Das dokumentiert der Wirtschaftsbericht. Wir haben sehr gute Werte im Bereich „Wirtschaftsdynamik“ und auch im Wirtschaftsniveau. Es ist bereits erwähnt worden: In Österreich ist das reale Bruttoinlandsprodukt um 3,1 % gestiegen. In Kärnten wird sogar eine Bruttowertschöpfung und rund plus 3,2 % erwartet. Das ist ein Schätzwert. Das zeigt, dass hier tatsächlich die heimische Wirtschaft gut vorangekommen ist und dass hier auch ein Aufholprozess stattgefunden hat, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Dank Landeshauptmann Dr. Haider! – Abg. Warmuth: Danke, Jörg!) von dem lange Jahre die Rede war. Jetzt lesen wir es auch im Wirtschaftsbericht. Nur, die guten Daten sind nicht auf den Landeshauptmann Haider zurückzuführen, sondern auf die gute Konjunktur in der EU. Bitte, lesen Sie das nach! Das ist eindeutig nachvollziehbar, anhand des Wirtschaftsberichtes, auf der Seite 15, „Wirtschaftliche Entwicklung in der Europäischen Union“. Da hat sich auch eine gute Konjunktur eingestellt. Seit 2000 ist es das beste Wachstum gewesen. Davon profitieren insbesondere Deutschland und Italien. (Abg. Trettenbrein: Und Kärnten!) Natürlich profitiert Kärnten auch mit. Das ist nur, weil die EU hier „angezarrt“ hat. Kärnten hat auch mitprofitiert: Das Handelsvolumen ist gestiegen etc. Also ich würde wärmstens davon abraten, sich von der EU zu distanzieren und sich wirtschaftlich zu isolieren. Das wäre das Schlechteste, was wir jetzt tun könnten. Wir profitieren davon, dass wir in diesem europaweiten Verbund drinnen sind. Wir profitieren auch von diesem Wirtschaftswachstum. Das muss man einmal so zur Kenntnis nehmen!
Sehr positiv ist auch die Arbeitslosenquote zu verzeichnen. Auch hier gibt es ein relativ gutes Beschäftigungsniveau. Bei genauerer Betrachtung dieser Daten sind allerdings einige Widersprüche zu bemerken, auch einige kritische Punkte. Es wurde auch schon gesagt, die konjunkturelle Entwicklung in Kärnten ist hauptsächlich auf die Sachgüterproduktion und auf die Bauwirtschaft zurückzuführen. Hier ist es aber so, dass die Kärntner Baufirmen laut Wirtschaftsbericht vor allem von den Tiefbauaufträgen der öffentlichen Hand profitieren. Hier haben wir einen Zuwachs von fast 30 %. Das heißt aber, dass die öffentliche Hand der Auftraggeber ist und nur daraus die Bauwirtschaft so floriert. Das ist ein Einmaleffekt. Das wird sich nicht halten auf Dauer, weil die öffentliche Hand auch nicht ewig geben kann, weil umgekehrt sich das ja wieder im Kärntner Landeshaushalt bemerkbar machen wird. Also das muss man sehr kritisch betrachten.
Ein nächster, wirklich äußerst kritischer Punkt ist der private Konsum. Das wird auch hier im Wirtschaftsbericht so festgehalten. Im Unterschied zur Wirtschaft ist die Konsumfreude nicht gestiegen, weil sich die Löhne nicht mitentwickelt haben. Da darf ich zitieren: „Jene Wirtschaftsbereiche, die primär auf den heimischen Markt ausgerichtet sind, litten unter dem weiterhin schwachen privaten Konsum.“ Das bedeutet jetzt folgendes. Während die Gewinne, also das Geld- und Sachvermögen der Betriebe und der Unternehmen steigen, bleibt das Lohnniveau gleich. Hier klafft eine neue Armutsschere auseinander. Auf der einen Seite profitiert die Wirtschaft durch das steigende Handelsvolumen, das heißt der Wirtschaft geht es gut. Auf der anderen Seite steigen die Löhne nicht in der gleichen Weise mit und auch die Kaufkraft ist ähnlich miserabel geblieben wie in den letzten Jahren. Also die Arbeiter und konsumierenden Menschen haben nicht sehr viel von diesem Wirtschaftswachstum. Die stehen vor den vollen Auslagen und können sich das nicht kaufen.
Wer wirklich profitiert, sind einige größere Unternehmen, die profitieren durch hohe Gewinne! Aber die arbeitenden Menschen, die Bürger und Bürgerinnen dieses Landes, die haben nichts davon! Dieser Spruch: Geht es der Wirtschaft gut, geht es den Menschen gut, der stimmt nicht mehr! Das ist hier eindeutig in diesem Bericht dokumentiert. Es gibt das Wachstum, ja, aber das betrifft nur die Gewinne von den Firmen. Leider Gottes, und das zeigen auch die Kaufkraft und das Lohnniveau, geht dieser Reichtum nicht an die Bevölkerung weiter.
Ein nächster Pferdefuß ist das mit der Beschäftigung. Ja, die Beschäftigung ist gestiegen und das ist auch gut so. Hier hatten wir im Jahr 2006 ein leichtes Wachstum um 1,6 Prozent, jedoch braucht man dazu den Vergleichswert und das ist die Arbeitslosigkeit und die Arbeitslosigkeit ist kaum gesunken! Da schreibt der Wirtschaftsbericht: „Kärnten verzeichnete im Bundesländervergleich den geringsten Rückgang bei der Arbeitslosigkeit. Hier sind wir traditionell noch in einem sehr hohen Bereich. Der Grund dafür liegt darin, dass das Arbeitskräfteangebot in Kärnten überdurchschnittlich zunahm, während das Beschäftigungswachstum durchschnittlich ausfiel.“ Man muss also immer dieses Verhältnis zwischen Arbeitskräfteangebot und Arbeitplätzen herstellen und hier haben wir eine Schieflage. Hier verbleibt Kärnten in der Tradition der relativ hohen Arbeitslosigkeit und auch im Bundesländervergleich bleibt Kärnten in der Beschäftigungsdynamik zurück. Und was sehr erschreckend ist: Bei der hohen Arbeitslosigkeit hat sich bei den Jugendlichen und bei den über 50-Jährigen nichts getan! Die haben leider auch nichts davon gehabt, dass die Wirtschaft so gewachsen ist!
Ein weiterer markanter Punkt ist die Beschäftigungsdynamik in der Landwirtschaft. Das Bauernsterben wird in diesem Wirtschaftsbericht dokumentiert und das ist dramatisch. Da heißt es: „Im Gegensatz zur Österreichischen Entwicklung ging in Kärnten die Beschäftigung in der Land- und Forstwirtschaft seit 1995 markant zurück (Abg. Trettenbrein: Dank deiner viel gelobten EU!) und zwar in Kärnten um mindestens 17,6 Prozent und in Österreich gibt es ein Plus von 3,8 Prozent.“ Leider wird hier nicht näher ausgeführt, woran das liegt. Aber mir kommt es schon komisch vor, dass in Österreich die Beschäftigung in der Landwirtschaft seit 1995 um 3,8 Prozent steigt und in Kärnten sinkt sie um 17,6 Prozent. Also, hier müssen wir auch die Ärmel hochkrempeln und endlich etwas dagegen unternehmen. Es gibt noch einige weitere markante kritische Punkte. Ich darf vielleicht noch auf einen Punkt eingehen und das ist die Kaufkraft. Hier heißt es: „Als Maßstab für den Wohlstand einer Region wird neben dem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf häufig die Kaufkraft verwendet. Kärnten verfügt über das niedrigste Nettoeinkommen, obwohl die Kaufkraft hier in den letzten Jahren gestiegen ist.“ Also, hier werden wir noch sehr viel zu tun haben, damit wir auch ermöglichen, dass die heimische Wirtschaft durch den heimischen Konsum profitiert und nicht nur durch das Außenhandelsvolumen. Ein Punkt noch ist das mit der Beschäftigung. Die guten Zahlen sind auch mit Vorsicht zu genießen, weil die hohe Beschäftigungsquote leider nicht zum Ziel geführt hat, dass die Einkommen steigen. Das liegt daran, dass sehr viele Menschen – besonders Frauen, fast die Hälfte aller Frauen – geringfügig beschäftigt sind. Mittlerweile liegt der durchschnittliche Anteil der Frauen an den unselbstständig Beschäftigten bei 46,4 Prozent, das ist schon ein dramatisches Faktum. Frauen befinden sich sehr häufig in prekären Beschäftigungsverhältnissen und sind damit latent und manifest armutsgefährdet. Auch hier wird eine kraftvolle Sozialpolitik gegensteuern müssen, weil wirtschaftlich werden wir das nicht packen! Wie gesagt, der Spruch: Geht es der Wirtschaft gut, geht es den Menschen gut, der stimmt nicht mehr. Hier müssen wir neue Wege einschlagen, um auf der anderen Seite auch tatsächlich den Wohlstand der Bürger und Bürgerinnen zu sichern! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)
Dr. Lesjak

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! Ich werde versuchen, mich sehr kurz zu halten, weil meine Vorredner im Prinzip schon alles gesagt haben. Der letzte Satz von der Barbara gefällt mir schon gut: Geht es der Wirtschaft gut, geht es den Menschen gut, der stimmt nicht mehr. Im Prinzip ist es aber schon immer noch so, dass dort, wo es der Wirtschaft gut geht, die Leute Arbeit haben. Wo Arbeit ist, ist Kaufkraft und so weiter. Das ist schon ein … (Zwischenruf von Abg. Dr. Lesjak.) Wir leben in einem Verbund und man muss das immer im Gesamten sehen und nicht nur Teile herausschälen, wie das einige immer gerne tun, die negativ bewerten und die dann unter dem Strich sagen, dass alles schlecht ist. Ich glaube, das tut auch der Wirtschaft nicht gut. Mein Vorredner, der Markut Karl, hat das richtig gesagt: Die Unternehmungen müssen langfristig planen. Die brauchen langfristige Zeiten, dann können sie sagen: Hier ist Stabilität, da gibt es Ruhe, da ist Einigkeit und dort wird dann auch investiert. Das ist der richtige Weg und auch der richtige Ansatz. Deswegen: Die heutige Diskussion am Vormittag hinsichtlich der EU – pro oder kontra – wir leben im Verbund, wir leben in einer globalisierten Welt. Jetzt herzugehen und einfach alles, was die EU vielleicht negativ mitgebracht hat, ja! Aber es gibt nicht die Einbahnstraße, wo alles klass ist, wir leben im Gegenverkehr. Auch das sagt der Wirtschaftsbericht 2006 ganz eindeutig aus: Die globalisierte Welt mit allen Vor- und Nachteilen – ich glaube, die Vorteile überwiegen bei weitem, deswegen muss man das auch so sehen. (Abg. Trettenbrein: Nein!) Es steht ganz klar drin – du sagst „nein“, lieber Freund aus dem Lavanttal, das stimmt nicht ganz! Ich sage das anhand eines Beispieles: Beim Wintertourismus steht das ganz deutlich drinnen – da haben wir zuerst immer gesagt, diese bösen Urlauber aus dem Osten – hier wird Gott sei Dank auch sehr positiv erwähnt, dass wir gerade durch den Ostgast (Abg. Rossmann: Das hat nur der Obernosterer gesagt!) deutliche Zuwächse im Wintertourismus haben. Wir sollten froh sein und diese Chance ergreifen und diese Menschen auch wirklich herzlich aufnehmen, damit alle bei uns willkommen sind! Wir sollten das Ganze nicht durch Ortstafeln und diverse andere Dinge ein bisschen auf eine andere Ebene bringen. Die Bauwirtschaft ist auch positiv erwähnt worden. Ich bin absolut dafür, dass in den letzten Jahren auch über die öffentliche Hand – Bund, (Zwischenruf aus der F-Fraktion.) nicht Dörfler, sondern Bund, wir wissen alle, wer das war – sehr viel Geld zusätzlich nach Kärnten gekommen ist. Sehr positiv ist … (Zwischenruf von Abg. Trettenbrein.) Ja, von der Bundesregierung, bitte! (Abg. Trettenbrein: Danke, Jörg!) Nein, nicht danke Jörg, da ist ein anderer Bundeskanzler gewesen, der hat Wolfgang geheißen! Danke, Wolfgang! Aber trotzdem, ich versuche das schon ein bisschen allgemein zu sehen. Ganz positiv erwähnt worden ist auch die Ausschöpfung der EU-Mittel. Das heißt, dort haben wir sogar, man höre und staune, Prozentsätze jenseits von 100 Prozent ausgeschöpft! Also, lieber Kollege Zellot, das müssten wir uns einmal in der Agrardiskussion zu Gemüte führen, die INTERREG-Projekte, 3a, 3b-Projekte, die Plus-Projekte, die wirklich ausgeschöpft worden sind, mehr als uns eigentlich zustünde. Das haben mittlerweile – leider Gottes – auch die zuständigen Herren in Brüssel erkannt, dass hier die Österreicher weit über dem Schnitt …, als sie aktiv gewesen sind. Auch dort ist Wertschöpfung in das Land gekommen. Wenn ich nur zum Beispiel die 8,8 Millionen Euro bei der Leader-Plus-Programmbewerbung herausnehme, dann ist das ein schönes Geld, das hierher gekommen ist. Da bin ich wirklich sehr dankbar, dass Dr. Josef Martinz als EU-Zuständiger über seine Beamten versucht hat – ich könnte auch sagen, danke Josef, ich sage es aber nicht, ich erwähne es nur – dass man hier sehr professionell gearbeitet hat und dass man hier die Vorteile dieser EU, die da sind, ausgeschöpft hat. Es gibt auch ein paar negative Geschichten – die Arbeitslosigkeit – da bin ich bei der Barbara, die ganz klar sagt, dass die Jugendarbeitslosigkeit überdurchschnittlich hoch gestiegen ist, auch bei den über 50-Jährigen. Dort liegen wir nicht ganz so gut, dass heißt, wir liegen bei der Arbeitslosigkeit insgesamt an vorletzter Stelle, an drittvorletzter Stelle, Entschuldigung! Da ist sicher einiges zu tun, vor allem bei der Jugendarbeitslosigkeit, gerade bei denen, die keine hohe Ausbildung haben. Das heißt, bei denen die keine Matura, die nur einen normalen Hauptschulabschluss haben, ist Nachholbedarf, hier kann man einiges machen. Bei der Kaufkraft, das haben wir schon gesagt, stehen wir auch nicht so ideal da. Der Sommertourismus hat wirklich großen Nachholbedarf. Hier sollte man einen Ganzjahrestourismus anbieten, das ist natürlich bei uns nicht immer ganz einfach. Unternehmungen im Wellnessbereich, die diesen Ganzjahrestourismus fahren, haben gezeigt, dass es hier natürlich auch in die richtige Richtung geht.
Insgesamt sind auch die Gemeinden sehr positiv angeführt, sie finden in diesem Wirtschaftsbericht eine positive Erwähnung. Es wird hier sehr nachhaltig investiert, das schafft auch Arbeitsplätze. In Summe können wir sagen, dass die Unternehmungen in Zukunft langfristige Planungen brauchen, das heißt, sie brauchen Ruhe, sie brauchen da keine Sprunghaftigkeit, sondern Kontinuität. In diesem Sinne stimmen wir natürlich diesem Wirtschaftsbericht 2006 zu, sowie wir es bereits im Ausschuss getan haben. Wir wünschen für die Zukunft, dass dieser positive Trend auch anhalten möge! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und ersucht um das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)

Ing. Hueter

Berichterstatter Abgeordneter Stark (F):

Stark

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Der gemäß § 38 a Abs. 4 des Wirtschaftsförderungsgesetzes durch die Kärntner Landesregierung vorgelegte Jahresbericht zur Wirtschaftslage des Landes für das Jahr 2006 (Wirtschaftsbericht 2006) wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
Stark

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt 10:

10.
Ldtgs.Zl. 10-10/29:

Verlesung der Änderung der Klubanzeige des ÖVP-Klubs gem. § 7 Abs. 4 K-LTGO
Der ÖVP-Klub hat eine Änderung der Klubanzeige übermittelt. Diese ist nach unserer Geschäftsordnung in der Landtagssitzung zu verlesen und der amtlichen Niederschrift als Beilage anzuschließen. Ich ersuche den Schriftführer die Änderung der Klubanzeige bekanntzugeben!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Änderung lautet wie folgt:
Anstelle von Herrn Landtagsabgeordneten Mag. Raimund Grilc als Klubobmann tritt nun Herr Landtagsabgeordneter Stephan M. Tauschitz.
Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Als Präsident des Kärntner Landtages wurde ich wie eben alle Abgeordneten auf die Kärntner Landesverfassung vereidigt und habe als Präsident natürlich die Einhaltung der Geschäftsordnung zu wahren und zu handhaben und dafür Sorge zu tragen, dass das eingehalten wird. Nachdem es innerhalb dieses Wahlvorganges auch mediale Berichterstattungen gegeben hat, wo etwas vorgeworfen wurde über die Unkorrektheit des Wahlvorganges innerhalb des ÖVP-Klubs, würde ich den ÖVP-Klub zur Wahrung der Interessen aller Abgeordneten in diesem Haus bitten, mir eine Stellungnahme zukommen zu lassen, was den Wahlvorgang betroffen hat, um dem entgegenzuwirken, was da medial hinausgegangen ist. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Die Sekretäre waren nicht dabei!) Und darüber hinaus möchte ich dann dem neuen Klubobmann zu dieser Funktion gratulieren, ihm alles Gute wünschen, viel Erfolg, aber im Nachsatz gleich auch dem scheidenden Klubobmann Mag. Grilc für seine Arbeit als Klubobmann zum Wohle und im Interesse des Landes für die Kärntnerinnen und Kärntnern danken! (Abg. Mag. Grilc meldet sich zur Geschäftsordnung!) Zur Geschäftsordnung, bitte, Herr Mag. Grilc! (Beifall im Hause.)
Lobnig

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es sind zwar in der letzten Zeit mediale Berichte aufgetaucht, die an der Rechtmäßigkeit dieser Wahl meines Nachfolgers Zweifel aufkommen ließen. Ich stelle hier für das Protokoll, für das Hohe Haus und unmissverständlich folgendes fest: Die Wahl des neuen Klubobmannes unseres Klubs erfolgte unter Einhaltung sämtlicher Bestimmungen des entsprechenden Gesetzes und der Geschäftsordnung des Kärntner Landtages. Wir haben das gemeinsam mit meinem Nachfolger auch mit unserer Unterschrift bestätigt und dem Amt als Klubanzeige übermittelt. Ich bitte darum, das ab sofort so zur Kenntnis zu nehmen, dass es wirklich korrekt und unter Einhaltung sämtlicher geltenden Vorschriften erfolgt ist. Es hat eine Wahl gegeben, und diese Wahl fiel auf Stephan Tauschitz! Wie und mit welchem Stimmverhältnis ist unsere interne Angelegenheit, wir haben das Ergebnis bekanntgegeben und ich bitte wirklich dieses Ergebnis entsprechend zur Kenntnis zu nehmen!

Mag. Grilc

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Ich nehme das auch einmal so zur Kenntnis. Es würde aber wahrscheinlich keine Fehlbitte sein, wenn ich das schriftlich vom Klub mitgeteilt bekomme und darüber hinaus wäre das dann korrekt. Geschätzte Damen und Herren! Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt 11:

11.
Ldtgs.Zl. 16-16/29:

Bestellung der kollegialen Schul​behörden des Bundes

Hohes Haus! Es liegt ein Vorschlag des ÖVP-Landtagsklubs auf personelle Änderung ihrer Fraktion im Kollegium des Landesschulrates Lehrer-Verteter vor. Der Bestellungsvorschlag lautet wie folgt:
Anstelle von Herrn … das heißt Hauptschuldirektor Meinhard Schöffmann wird Frau Claudia Schöffmann, Wimitzstraße 4, 9300 St. Veit, als Lehrer-Vertreterin bestellt. Wer damit einverstanden ist, den ersuche ich um ein zustimmendes Handzeichen! Die Wahlzahl beträgt 3! – Danke, das ist so beschlossen. Wir kommen somit zum nächsten Tagesordnungspunkt 12:

12.
Ldtgs.Zl. 87-14/29:

Mündliche Anfragebeantwortung von Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Mag. Dr. Kaiser betreffend Wohnbauförderungsdarlehen
Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch möchte diese Anfrage mündlich beantworten, er ist aber heute nicht anwesend. Das kommt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung. Wir kommen zum nächsten Punkt 13:

13.
Ldtgs.Zl. 213-11/29:

Debatte zur schriftlichen Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Sommerkampagne Landeshauptmann Dr. Haider

In der Landtagssitzung vom 4. Oktober 2007 wurde diese Anfrage von Landeshauptmann Dr. Haider schriftlich beantwortet. Es wurde einstimmig beschlossen, die Debatte zu dieser Anfrage in der nächsten Sitzung durchzuführen. Zu Wort gemeldet hat sich jetzt Herr Abgeordneter Holub. Ich erteile ihm das Wort!
Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Herren auf der Tribüne! Diese Anfragebeantwortung hat eine kleine Besonderheit, ich habe gerade nachgezählt.
Auf die genau sieben Fragen mit ungefähr fünf, sechs Nebenfragen hat es 98 Worte gegeben. Nimmt man dazu „mit freundlichen Grüßen“, wären es 102 gewesen. Das allein ist ja noch nicht das, was uns so beschäftigt, sondern grundsätzlich natürlich auch in Verbindung mit dem, dass die schriftlichen Anfragen nicht mehr verlesen werden, damit, dass natürlich auch die Qualität und die Wortanzahl nachlassen wird, was diese Anfragebeantwortungen betrifft.
Was für uns interessant ist, was uns interessiert hat, war die Zahl, die genannt wurde, nämlich auf unsere Frage „Was hat die Sommerkampagne um den Jörg Haider gekostet“, nämlich ein ganzes Monat lang. Als Antwort erhielten wir die Zahl 200.000 Euro. Jetzt haben wir aber nachgerechnet und sind auf einige Sachen draufgekommen. Wenn ich das alles vorlese, ist das zu viel, aber nur so Kleinigkeiten wie allein die großen Sachen beim Cineplex kosten dann doch, wenn es vier sind, 150.000 und die erste Pressekonferenz beim Herrn Rumpold 96.000. Das heißt der langen Rede kurzer Sinn: Wir kommen auf über 550.000 Euro Kosten dieser Kampagne. Nachdem wir in der Anfragebeantwortung, ob es Sponsoren gegeben hätte oder nicht, unser Landeshauptmann natürlich geantwortet hat: „Nein, es gibt keine Sponsoren.“, und ich mir ausgerechnet habe, was das BZÖ laut Rechnungshof im Jahr 2005 an Werbekosten ausgegeben hat, dass das dann 20 % waren und mit 371.000 beziffert war und ich auch davon ausgehen muss, dass gewisse Parteienfinanzierungen auch noch bis zum Jahr 2014 voraus genommen wurden und das noch abzuzahlen ist, denke ich mir, dass doch dieses Budget mehr als die Hälfte des Budgets des BZÖs ausmacht im Jahr 2007. Ich kann mir nicht vorstellen, dass man damit auskommt. Also erstens glauben wir nicht, dass es 200.000 Euro waren sondern 550.000. Das lässt sich nachrechnen. Als Zweites glauben wir auch nicht, dass es ohne Sponsoren abgelaufen sein kann. Sollte es aber ohne Sponsoren abgelaufen sein – und das macht ja unser Landeshauptmann öfter -, wird es wahrscheinlich aus Repräsentationsmitteln kommen, und die werde ich natürlich, sollte ich dann einmal einen Rechnungsabschluss 2007 bekommen, im Jahr 2009 dort nachvollziehen können. Bis dahin danke ich für die offene und ehrliche Anfragebeantwortung! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Lesjak das Wort. – Abg. Mag. Dr. Lesjak: Zum Tagesordnungspunkt 14! – Vorsitzender: Entschuldigung!)
Holub

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen somit zum nächsten Tagesordnung:

14.
Ldtgs.Zl. 293-5/29:

Debatte zur schriftlichen Anfragebeantwortung von Zweiter Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Dr. Lesjak betreffend Armutsgefährdung in Kärnten

In der Landtagssitzung vom 4. Oktober 2007 wurde diese Anfrage von der Zweiten Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut schriftlich beantwortet. Es wurde einstimmig beschlossen, die Debatte über diese Anfrage zur nächsten Sitzung durchzuführen. Zu Wort gemeldet hat sich jetzt Frau Dr. Lesjak. Bitte!

Lobnig
Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Hohes Haus! Geschätzter Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir da so häufig das Thema „Mindestsicherung“ und „Armutsgefährdung“ thematisieren, ist es mein Anliegen, hier eine Diskussion zu forcieren und in der Diskussion miteinander hier sachlich weiterzukommen. Es ist nicht mein Ziel, die Frau Schaunig zu beschimpfen oder zu beleidigen. Es ist auch nicht mein Ziel, eben eine billige Polemik von mir zu geben, sondern ich möchte wirklich und ganz ehrlich hier sachlich diskutieren. Ich glaube, dass uns das weiter bringt.
Ich habe heute, zum Beispiel, schon etwas gelernt. Der Kollege Schlagholz hat das Wort „Wohlstandslüge“ verwendet. Ich glaube, das passt sehr gut. Ich denke, dass wir uns hier schon angenähert haben, auch sehr stark in der Diskussion, was eigentlich die Situation im Land Kärnten betreffend Armut ist. Hier haben wir sehr viel gemeinsam gelernt.
Die Anfragebeantwortung hingegen zeigt dennoch einige Auffälligkeiten, die mir dann sagen, dass wir da noch Einiges auseinander sind. Da lese ich nicht heraus, dass es das erste Anliegen ist, eine wirklich gut fundierte Existenzsicherung herzustellen. Da gibt es doch einige Punkte, die strittig sind und die wir zu diskutieren haben. Ich möchte beispielhaft einen heraus greifen, zur Frage 6, ob das monatliche Einkommen von rund 800 Euro als Armutsgefährdungsschwelle definiert werden soll. In der Zwischenzeit es ist ja mehr, die Armutsgefährdungsschwelle liegt etwas höher. In der Antwort heißt es, dass diesbezüglich die Forderung nach einem Mindesteinkommen von 1.000 Euro bei Vollbeschäftigung aufrecht erhalten bleibt. Das meinen wir auch. Es ist ganz wichtig, hier Rahmenbedingungen zu schaffen, zum Beispiel über ein Mindestlohngesetz, das garantiert, dass es auch die mittleren und unteren sozialen Schichten mit dem Einkommen irgendwie ganz gut dastehen.
Allerdings – und da habe ich mich dann gewundert – heißt es in der Anfragebeantwortung: „Ein gänzliches Auffangen von Niedriglöhnen bei Vollbeschäftigung aus Sozialmitteln ist nicht der zukunftsträchtige Weg, sondern sollte diese Problematik im Zuge der Einführung gerechter Entlohnung und auf Basis des Arbeitsrechtes begegnet werden.“ Das wundert mich schon, weil zum Beispiel in Wien es sehr wohl möglich ist, dass man – man nennt das dort, glaube ich, Ergänzungsrichtsatz – dort zum Beispiel Arbeitslosenempfänger, Notstandshilfebezieher etc. und auch Leute, die sehr wenig verdienen, einen so genannten Ergänzungsrichtsatz haben. Da wird dazugegeben, vorausgezahlt, sodass rund 75.000 Menschen in Wien nicht unter der Armutsgrenze leben müssen. So etwas könnte ich mir für Kärnten auch vorstellen. Das ist möglich, das ist machbar! Hier könnten wir eine große Bevölkerungsgruppe auffangen und ein soziales Netz anfangen zu knüpfen, das dann auch nachhaltig in die Zukunft Wirkungen zeigen kann.
Aus meiner Sicht ist es ein bisschen eine Ausrede, wenn man sagt: „Es muss eine gerechte Entlohnung geben.“ No na, muss es die geben! Aber das sagt oder deutet an: einen leichten Abschied aus einer verantwortungsvollen Sozialpolitik. Wie ich vorhin schon beim Wirtschaftsbericht sagte: Ich glaube nicht, dass die Antwort auf soziale Armut Arbeitsplätze sein können. Das ist eine Antwort, aber nicht die ausreichende Antwort. Wir brauchen heute neue Antworten. Wir haben neue Gesichter der Armut. Sie kennen alle den Begriff des „Working poor“. Hier müssen wir entgegen arbeiten, und zwar von mehreren Seiten. Eine verantwortungsvolle Sozialpolitik ist eine dieser Seiten.
Schade finde ich, dass das Kärntner Mindestsicherungsgesetz so hingestellt wird, als wenn es das Nonplusultra wäre. Da heißt es auch, dass Kärnten das erste Bundesland ist, das sich zu dieser umfassenden Mindestsicherung bekannt hat. Das stimmt nicht ganz! In Tirol gibt es ein Gesetz mit dem Titel „Grundsicherung“, glaube ich, schon etwas länger.
Aber nun zu den wirklich heißen Punkten, die ich mit dem Heizkostenzuschuss ansprechen möchte. Es wird ja heute noch ein Dringlichkeitsantrag zu diesem Punkt verabschiedet werden. Hoffentlich! Da gab es oft das Argument seitens der zuständigen Landeshauptmann-Stellvertreterin, man hat den Heizkostenzuschuss gesenkt. Das stimmt! Man hat tatsächlich den Heizkostenzuschuss gesenkt, und zwar über das Mindestsicherungsgesetz. Im Mindestsicherungsgesetz ist ganz genau geregelt, wie hoch der Heizkostenzuschuss sein darf, für welches Einkommen. Es gibt dazu einen Durchführungserlass von der Abteilung 13, worin ganz genau geregelt ist, wie hoch dieser Heizkostenzuschuss sein darf. Alleinstehende und Alleinerziehende, die nicht mehr als 672 Euro im Monat verdienen, die kriegen einen Heizkostenzuschuss in der Höhe von 144 Euro. Alleinstehende, Alleinerziehende, die nicht mehr als 1.008 Euro pro Monat verdienen kriegen 96 Euro Heizkostenzuschuss. Also insgesamt kriegen die Antragstellerinnen/Antragsteller etwas weniger als letztes Jahr. Zwar ist der Heizkostenzuschuss mit einem Rechtsanspruch versehen, allerdings gibt es diesen unseligen Paragrafen 5, der die Leistungen Dritter regelt. Da heißt es auch im Durchführungserlass: „Ein Kostenersatz ist nicht vorgesehen. Ebenso ist ein etwaiges verwertbares Vermögen nicht als Einkommen zu werten. Allerdings ist ein Kostenersatz gegen Dritte vorgesehen.“ Ganz eindeutig steht im Gesetz drinnen, dass von Dritten die Kosten zurückzuholen sind. Im § 5 Absatz 1 und 2, besonders im Absatz 2 wird das deutlich: „Hilfe suchende Personen haben Ansprüche gegen Dritte, bei deren Erfüllung soziale Mindestsicherung nicht oder nicht in diesem Ausmaß zu leisten wären, zu verfolgen, soweit dieses nicht offenbar aussichtslos oder unzumutbar ist.“ So, was macht jetzt die Behörde mit dieser Bestimmung? Wir haben nachgefragt, zum Beispiel in der Sozialabteilung der Stadt Klagenfurt. Der hat mir berichtet: Es ist so, wenn heute ein Antragsteller, eine Antragstellerin hingeht und mit der Behörde, mit dem zuständigen Beamten redet, dann muss diesem Antragsteller gesagt werden: „Pass auf, du musst deine Kinder angeben. Wir müssen die Daten der Kinder aufnehmen, nämlich deswegen, weil wir das von den Kindern zurückholen müssen.“ Der Herr Mossegger – das ist der Leiter der Sozialabteilung – hat das auch im Ausschuss ganz deutlich gemacht. Das ist ein ungeheurer Verwaltungsaufwand, weil jetzt dieser Heizkostenzuschuss von den Verwandten, von den unterhaltspflichtigen Angehörigen zurück gefordert werden muss. Er berichtete von einem Fall von einer etwas älteren Dame, wo die Tochter in Salzburg ist, eine andere ist in Deutschland. Jetzt müssen die dort die Behörden anschreiben, und die dortigen Behörden müssten dort dann von den Leuten diese paar Euro zurückfordern. Ich meine, dass dieser Verwaltungsaufwand in keinem Verhältnis zu dem steht, was diese Personen letztendlich für ihre Ansprüche kriegen.
Das Gleiche sagt auch die Verfassungsabteilung in der Stellungnahme. Darin ist das ganz eindeutig geregelt. Da heißt es: „Der Kostenersatz für ehemalige Empfänger sozialer Mindestsicherung ist beim Heizkostenzuschuss und dem Schulstartgeld nicht vorgesehen, da es sich um Geldleistungen handelt – sehr wohl aber der Kostenersatz durch Dritte, die gesetzlich zum Unterhalt des Mindestsicherungsempfängers verpflichtet sind. Ausgenommen sind Enkel und Großeltern, also von ihnen kann man das nicht mehr zurückverfolgen.“ Das war genau der Punkt, den ich auch immer kritisiert habe und wo ich immer eingefordert habe, hier möge man Abstand nehmen von diesem versteckten Regress. Das zahlt sich nicht aus! Da kostet die Verwaltung insgesamt sehr viel mehr als das, was dann den Leuten am Ende des Tages im Geldbörsel übrig bleibt.
Ich bekräftige meine Forderung in Richtung sozialer Mindestsicherung bzw. Grundsicherung. Das Gescheiteste wäre, wenn wir alle Richtsätze abschaffen würden: Heizkostenzuschuss, Schulstartgeld und weitere Richtsätze. Es ist nicht notwendig, jedes Jahr zu bemessen, dass natürlich Kinder Schulbedarfe haben, dass es Pflegebedarfe geben muss. Es ist ganz klar, dass Grundbedürfnisse befriedigt werden müssen. Wir müssen nicht extra einberechnen, dass die Menschen im Winter eine warme Wohnung haben sollten. Also die Richtsätze sind zu ersetzen durch einen Richtwert, der sich an der Armutsgrenze orientiert. Das sollte Essen, Wohnen, Wärme, Schulbedarf etc. schon einberechnet sein. Wie gesagt, Wien hat einen roten Bürgermeister. Da könnte man sich einiges abschauen. Dort sind sie schon auf dem Weg dorthin.
Ich möchte weiterhin bekräftigen: Es soll zu keiner Stigmatisierung der Hilfesuchenden kommen! Das war gestern sehr deutlich bei der „Armutskonferenz“ in St. Georgen am Längsee. Da gab es eine Abendveranstaltung von der Theatergruppe Hinteregg. Die haben ein Stück aufgeführt, von einer Familie, die schön langsam in die Armut schlittert. An den Stationen dieser Familie hat man dann nachvollziehen können: Diese scheitern an den Institutionen, sei es das AMS, sei es die Bank, wo sie sich verschulden - wo die Bank zu leichtfertig einen Kredit hergegeben hat etc. - und dem Sozialamt. Die Hauptaussage war von dieser Frau: Nur bloß nicht zum Sozialamt. Das ist mit so einer Scham besetzt. Da wollen die Leute nicht hingehen. Natürlich, wenn man jetzt den Heizkostenzuschuss von der Verwandtschaft zurück verlangt, dann wird die Hürde noch größer, um dort hinzugehen, zum Sozialamt.
Damit komme ich auch zu meinem letzten Punkt. Wir brauchen hier ein echtes Empowerment. Empowerment bedeutet, das steht auch so im Gesetz drinnen: „Helpmanagement“. Was heißt das jetzt, „Helpmanagement“? „Helpmanagement“ heißt eine mittelfristige Begleitung der Hilfesuchenden. Man muss sich mit der Person auseinandersetzen, ein „Stärken-Schwächen-Profil“ erstellen, Ziele formulieren, gemeinsam mit den Hilfesuchenden Maßnahmen ergreifen, diese Maßnahmen evaluieren und bewerten usw. Jetzt kann die Behörde nicht von einem Tag auf den anderen Helpmanagement machen. Warum nicht? Weil zuerst die Behörde eine Kontrollinstanz ist und die soziale Lage der Hilfesuchenden beurteilt. Plötzlich soll sie aber begleitende Betreuung zur Verfügung stellen, Beratung, wo es darum geht, die Antragstellenden zu fragen, was ihre Bedürfnisse sind. Also genau das Gegenteil von Kontrolle. Helpmanagement ist eine Qualifikation. Zum Beispiel gibt es an der Uni einen Lehrgang, in meiner Abteilung, der zwei Jahre dauert. Da braucht man Sozialkompetenz dazu. Eine Beamtin, ein Beamter hat nicht von vornherein eine soziale Kompetenz aus sich heraus; vielleicht eine persönliche Kompetenz, aber das ist etwas, was man lernen kann und sollte.
Das ist eine Qualifikation, die ganz wichtig ist! Es geht darum, dass man diese Menschen tatsächlich aus der sozialen Notlage herausholt und befreit und wieder ins Arbeitsleben, ins Erwerbsleben, integriert. Nur so kann das funktionieren! Hier muss die Behörde sehr viel tun, hier braucht sie sehr viel mehr Ressourcen und auch sehr viel mehr Unterstützung von Seiten des Landes, würde ich meinen! Danke schön! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Dr. Lesjak

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Die Zuhörer haben sich in der Zwischenzeit verflüchtigt. Liebe Barbara, du hast die Armutskonferenz, die dritte in Kärnten, die gestern und heute vom Netzwerk „Gegen Armut und soziale Ausgrenzung“ in St. Georgen veranstaltet wird, erwähnt. Ich würde mir wünschen, dass wir hier im Kärntner Landtag einmal über die Thematik der Armut, Armutsgefährdung und der leider nicht mehr solidarisch abgesicherten Lebensrisiken in unserer Gesellschaft auf einem ähnlichen Niveau diskutieren, wie gestern den ganzen Tag über in St. Georgen. Leider warst du ja am Nachmittag nicht da, deswegen muss ich etwas, was ich hier schon einige Male richtiggestellt habe, auch wieder einmal richtigstellen, ja! (Abg. Trettenbrein: Muss das sein?) Man muss leider, leider ist es notwendig, denn offensichtlich muss man bestimmte Wahrheiten immer wieder wiederholen, bis sie in das Bewusstsein der einzelnen Abgeordneten – vor allem der Männer – sickern.
Die Armutsentwicklung in unserer Gesellschaft ist eine eklatante. Und diese Armutsgefährdung immer breiterer Kreise hat damit zu tun, dass die Wirtschafts- und soziale Entwicklung nicht nur in unserem Land und in Europa, sondern weltweit zu einer Erosion der zentralen Reproduktionsinstanzen geführt hat. Und diese zentralen Reproduktionsinstanzen unserer Gesellschaft haben sehr viel mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, mit der Finanzpolitik, mit der Bildungspolitik, ganz klar auch mit der Sozial- und Familienpolitik, der Frauenpolitik, zu tun. Die Sozialpolitik auf Landesebene ist, und das habe ich hier an dieser Stelle schon einmal erwähnt, in Wahrheit ein Reparaturinstrumentarium, das auf das Versagen der Politik in anderen Bereichen reagiert. (Abg. Trettenbrein: … dass der Gusi alles teurer macht!) Genau das leistet das Kärntner Mindestsicherungsgesetz. Ganz klar zwei Richtigstellungen: Das eine betrifft die Ergänzungszahlungen im Rahmen des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes: So wie in Wien diese Richtsatzergänzung möglich ist, das ist im Mindestsicherungsgesetz verankert. Du solltest dir die Broschüre anschauen. Da gibt es ganz eindeutige Berechnungsbeispiele für Menschen, die mit ihrem Erwerbsarbeitseinkommen unter der Armutsschwelle sind, die über das Kärntner Mindestsicherungsgesetz eine Ergänzungszahlung erhalten. Und das Zweite, das hier noch einmal richtiggestellt werden muss, ist diese Kostenersatzpflicht für Einmalzahlungen. Du warst leider bei der Ausschusssitzung, (Die Rednerin wendet sich damit an Abg. Dr. Lesjak.) wo wir den Heizkostenzuschuss ganz breit diskutiert haben, auch mit der Verfassungsabteilung, nicht anwesend, (Abg. Dr. Lesjak: Doch!) wo das noch einmal ganz klar relativiert worden ist. Das Gesetz hat eine Kann-Bestimmung drinnen, aber keine verpflichtende Regressforderung für Einmalzahlungen. Die Durchführungsverordnung nimmt diese Einmalzahlungen ganz eindeutig heraus. Mit der Landesgesetzgebung in Bezug auf die Sozialhilfe, Mindestsicherung, werden wir es nicht schaffen, die Armutsentwicklung in diesem Land wirklich zu verhindern. Das, was wir tun können ist, Armut zu mindern. Da ist jener Punkt, den du erwähnt hast – von Empowerment über Casemanagement bis hin zur wertschätzenden Beratung in Stellen wie AMS oder Sozialabteilungen der Bezirkshauptmannschaften und der Städte – absolut zu unterstreichen. Das brauchen wir dringend notwendig. Was wir dringend notwendig brauchen, ist eine Entstigmatisierung der Menschen, die in Armut geraten, um genau die Punkte zu vermeiden, die so schwierig sind: Die Verfestigung von Armut und die Vererbung von Armut. Das sind Fakten, die schon seit Jahrzehnten bekannt sind und wo wir alle gemeinsam noch nicht den geeigneten Weg herausgefunden habe. Wir müssen uns auch von unseren Bildern im Kopf verabschieden. Denn die Bilder der Armut führen auch dazu, dass wir mit armen Menschen diskriminierend umgehen. Das sind sehr, sehr alte Bilder, wie wir gestern erfahren haben. Die rühren aus dem Mittelalter, dem 19. Jahrhundert, und stecken immer noch in unseren Köpfen, dass Armut auch etwas mit individueller Schuld und Moral zu tun hat. Das ist es aber nicht! Die Lebensrisiken in unserer Gesellschaft sind so unberechenbar geworden, dass oft eine Kleinigkeit, eine chronische Erkrankung, ein Unfall, zu einer Spirale nach unten führen kann. Und Armut betrifft längst nicht mehr die klassischen Gruppen, sondern sie betrifft auch immer mehr Bereiche der Mittelschicht. Da müssen wir gemeinsam Antworten finden, die Armut vermeiden helfen, um Menschen, die in Armut geraten, in einem Weg über das Empowerment und die Ressourcenorientierung aus dieser Armut herausführen. Grundsätze, die nach meinem politischen Verständnis dafür notwendig sind – und da gilt es auch anzusetzen und das sind in erster Linie Bundesmaterien – da geht es um den Bereich der Chancengerechtigkeit in unserer Gesellschaft. Da sollten wir uns in der gegenwärtig stattfindenden Bildungsdebatte sehr viel Zeit nehmen, um auch diesen Bereich mitzubedenken. Es geht um Verteilungsgerechtigkeit, da ist die Steuerpolitik gefragt, die Finanzpolitik gefragt. (Abg. Lutschounig: Deswegen machen wir die Mittelschicht arm, weil wir die auspressen!) Da ist aber auch notwendig, dass wir die Bewertung von Arbeit mit bedenken, denn es ist nicht zufällig, dass ein Gutteil der von Armut betroffenen Menschen Frauen sind. Das hat damit zu tun, dass es in unserer Gesellschaft halt einen ökonomisierten Begriff von Arbeit gibt und die unbezahlte Familien-, Betreuungs- und Pflegearbeit nichts wert ist! Der dritte Bereich, mit dem wir uns im Zuge der Armutsproblematik und Entwicklung auch ganz stark beschäftigen müssen, ist der Bereich der Geschlechtergerechtigkeit. Was wir in unserer Gesellschaft brauchen, ganz notwendig brauchen, ist eine neue Form der Solidarität. Denn die zunehmende Entsolidarisierung führt nämlich genau dazu, dass Menschen, wenn sie in prekäre Lebenssituationen geraten, das Gefühl von individueller Schuld und von individuellem Versagen haben und viel zu lange – und das hat das Theaterstück gestern am Abend sehr eindrücklich vermittelt – viel zu lange warten um die Hilfen, die jetzt schon vorhanden sind, auch in Anspruch zu nehmen. Das Kärntner Mindestsicherungsgesetz ist ein erster Schritt und man sollte das wirklich genau so wertschätzen, wie es im Gesetz verankert und wie es auch gedacht ist. Es ist ein erster Schritt in die richtige Richtung, wo es darum geht, Menschen nicht mit Almosen abzuspeisen, sondern einen Rechtsanspruch auf Hilfe und Unterstützung zu verankern. Und das Kärntner Mindestsicherungsgesetz stärkt auch die Beratung, die dort drinnen verankert ist. (Abg. Lutschounig: Der Anreiz zur Arbeit muss aber schon noch da sein! Das treten wir mit Füßen!) Natürlich, natürlich, der ist da! Das Kärntner Mindestsicherungsgesetz hat verankert, dass für die Menschen in Form von gemeinnützigen Beschäftigungsprojekten und anderen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ein Weg gefunden wird, um sie auch wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Denn – und wir haben heute soviel über das christliche Abendland gesprochen – ein ganz wesentlicher Punkt, und da sollte man sich auch von den Bildern in unseren Köpfen verabschieden, ein ganz wesentlicher Punkt für unsere persönliche Identität ist es, wichtig zu sein und Arbeit zu haben! (Abg. Lutschounig: Auch arbeiten zu wollen!) Es gibt kaum Menschen, die sich in die soziale Hängematte legen wollen, die gibt es nämlich nicht! (Abg. Zellot: Nein, die gibt es nicht! Ich habe noch keinen gesehen!) Danke! (Es herrscht starker Lärm im Hause. – Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Mag. Trannacher

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Ich wollte nur gerne ganz kurz auf die Ausführungen der Frau Kollegin antworten. Denn bei Ihren Ausführungen ist mir aufgefallen, dass Sie – wie schon öfters zuvor – zu diesem Mindestsicherungsgesetz eine Stellung beziehen, die ich nicht nachvollziehen kann. Sowie die Kollegin Trannacher schon gesagt hat, ist das Mindestsicherungsgesetz ein erster Schritt. Es beinhaltet ganz, ganz elementare erste Schritte wie die von Ihnen angedeutete Hilfeplanung. Dass die Hilfeplanung da drinnen ist, halte ich für einen Meilenstein, dass es überhaupt gelungen ist, Hilfeplanung zu verankern! Ich sehe also keinesfalls einen Sinn drin, wenn so etwas gelingt – und da stimme ich mit Ihnen überein, dass man sich vielleicht der Dimension dessen was das bedeutet, das im Gesetz zu verankern, gar nicht bewusst war. Das zu verankern, dieser erste Schritt, ist von so elementarer Bedeutung, dass ich nicht glaube, dass man das jetzt sozusagen mit Katastrophenschilderungen kommentieren muss, dass das jetzt gar nicht möglich ist. Denn da brauchen wir schließlich zwei Jahre Ausbildung, um das überhaupt hinzukriegen. Tatsächlich ist es richtig, dass das für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Sozialreferaten, in den Sozialämtern, eine große Herausforderung ist, eine große Herausforderung und so wird es auch wahrgenommen. In den Sozialämtern, die zumindest über mehrere Mitarbeiter verfügen, hat man rechtzeitig begonnen – das kann ich Ihnen aus Villach berichten – mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern daran zu arbeiten, dass es diese Aufgabe in Zukunft gibt. Ich bezweifle jetzt, dass Mitarbeiter, die jahrelang in diesem Bereich tätig sind nicht in der Lage sind, da nachzurüsten und auch die entsprechenden Möglichkeiten zu entwickeln, um diese Hilfeplanung wahrzunehmen. Man wird in den Sozialämtern nicht von heute auf morgen lauter Fallmananger engagieren können. Das Gesetz schreibt aber – wenn man das aufmerksam liest – sehr wohl vor, dass bei der Neubestellung von Positionen in diesen Sozialreferaten und Sozialämtern in Zukunft auch auf eine entsprechende Qualifikation Rücksicht genommen wird. Also ich glaube, mehr kann man wirklich nicht verlangen. Mehr zu verlangen hieße, die bestehenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an die Luft zu setzen und durch solche zu ersetzen, die diesen Qualifikationen nachkommen können. Ich finde, dass dieses Gesetz gerade in diesem Bereich der Hilfeplanung wirklich vorpreschend ist und dass man dankbar dafür sein muss, dass das gelungen ist. Man sollte versuchen, das positiver darzustellen und an einem Klima zu arbeiten, damit das wirklich allen bewusst wird und nicht an einem Klima, sowie Sie es mir jetzt vermittelt haben, wo man sagt, da steht etwas drinnen und das passiert eh nicht. Denn die die da sind, können das nicht und die anderen brauchen zwei Jahre Ausbildung. Ich würde da einfach um eine positivere Bewertung dieser ganzen Situation und Sichtweise auch durch Ihre Gruppierung bitten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Cernic

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön, Frau Abgeordnete! Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 15:

15.
Ldtsg.Zl. 167-12/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Landesrat Dr. Schantl zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Gritsch betreffend Förderung Lake 07

Die schriftliche Beantwortung ist Ihnen zugegangen. Gibt es Wortmeldungen dazu? – Das ist nicht der Fall!
Dann kommen wir zum nächsten Tagesordnungspunkt:

16.
Ldtgs.Zl. 347-1/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Landesrat Mag. Dr. Martinz zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Schlagholz betreffend Marktordnungsgesetz

Ich darf fragen, ob es hier Wortmeldungen gibt? – Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zum nächsten Tagesordnungspunkt:

17.
Ldtgs.Zl. 170-28/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Landesrat Mag. Dr. Martinz zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Schlagholz betreffend Österreichischer Programmentwurf LE 07 - 13

Es gibt ebenfalls keine Wortmeldung. – Dann kommen wir zum nächsten Tagesordnungspunkt:

18.
Ldtgs.Zl. 240-2/29:

Schriftliche Anragebeantwortung von Landesrat Mag. Dr. Martinz zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Schlagholz betreffend Bio-Kennzeichnung

Gibt es hier eine Wortmeldung? – Das ist nicht der Fall.

Somit kommen wir zur Mitteilung des Einlaufes. 
Mitteilung des Einlaufes
(Fortsetzung)
Ich darf Sie, Herr Direktor, bitten, diesen zu verlesen!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
A. Dringlichkeitsanträge (Fortsetzung):

4.
Ldtgs.Zl. 364-3/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Rettungsdienstförderungsgesetz mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, bei der geplanten Novelle des Rettungsdienstförderungsgesetzes zur Anhebung des Rettungsbeitrages den derzeit gesetzlich festgelegten Aufteilungsschlüssel der von den Gemeinden und vom Land aufgebrachten Summe von 80 % für die anerkannten Rettungsorganisationen aus dem Bereich des Allgemeinen Hilfs- und Rettungsdienstes und 20 % für die anerkannten Rettungsorganisationen der besonderen Rettungsdienste nicht zu verändern.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe die Thematik eigentlich schon bei der Debatte über den Rechnungshofbericht betreffend das Rote Kreuz herangezogen. Es ist also vorgesehen, zwischen diesen beiden Organisationsformen einen neuen Aufteilungsschlüssel herbeizuführen, von bisher 80:20, verändert auf 88,5:11,5. An uns sind mehrfach Vertreter jener Organisationen herangetreten, die eben jetzt etwas weniger bekommen sollen. Daher versuchen wir, mit diesem Dringlichkeitsantrag, gewissermaßen den Weg so zu weisen, dass wir sagen, es soll der bisherige Zustand erhalten bleiben. Ich betone aber noch einmal, dass das kein Antrag gegen das Rote Kreuz, sondern eher in die Richtung ist, dass man eben den Aufteilungsschlüssel beibehält, sodass auch die besonderen Rettungsdienste eben zu jenem notwendigen Geld und zu den finanziellen Mitteln kommen, die sie auch für ihre ehrenamtliche Tätigkeit brauchen.
Ich ersuche, diesem Dringlichkeitsantrag zuzustimmen! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger zur Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Wir haben es uns nicht leicht gemacht, aber wir sagen es gleich vorweg: Wir stimmen dem Antrag der SPÖ zu und dem Antrag der ÖVP nicht. Danke!
Mag. Ragger

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Kurz und bündig! – Wir kommen somit zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nur mit den Stimmen der ÖVP und den Grünen. Der Antrag wird dem zuständigen Ausschuss, Sozialausschuss, würde ich sagen, zugewiesen.

Ich ersuche um den weiteren Einlauf!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

5.
Ldtgs.Zl. 45-23/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend umgehende Vorlage des Rechnungsabschlusses mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag unverzüglich den Rechnungsabschluss für das Jahr 2006 zur Genehmigung vorzulegen.
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Antrag geht in dieselbe Stoßrichtung wie der Antrag heute am Vormittag schon, der von der SPÖ eingebracht worden ist, nämlich dass die Landesregierung aufgefordert wird, dem Kärntner Landtag unverzüglich den Rechnungsabschluss aus dem Jahr 2006 vorzulegen. Auch wenn der Herr Präsident in seiner Wortmeldung am Vormittag gemeint hat, man könne sich auch in der Privatwirtschaft mehr Zeit lassen, dann ist das schon richtig, aber nach unterschiedlichen Genehmigungsverfahren.
Zweitens sieht die Kärntner Landesverfassung im Artikel 62 vor: „Die Kärntner Landesregierung hat dem Kärntner Landtag ehestens“ und ehestens ist sehr eindeutig, nicht irgendwann, sondern so schnell als möglich, „aber vor der Vorlage des Entwurfes des Landesvoranschlages für das folgende Finanzjahr den Landesrechnungsabschluss für das vorangegangene Finanzjahr zur Genehmigung vorzulegen.“
In diesem Sinne fordere ich Sie auf, dies zu tun und die Zustimmung zu erteilen und diesem Dringlichkeitsantrag zuzustimmen! Danke sehr! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)

Tauschitz

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

So, der Rechnungsabschluss. Soeben bekomme ich eine Wortmeldung. Ich darf die Abgeordneten bitten, ihre Wortmeldungen rechtzeitig beim Präsidenten abzugeben, damit keine Verwirrung eintritt! Bitte, Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort!

Dr. Strutz

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Jawohl, Herr Präsident! Jetzt ist wieder Ordnung eingekehrt. Die Wortmeldung ist zeitgerecht eingelangt. Für Verwirrung gibt es keinen Anlass.
Geschätzte Damen und Herren! Der Herr Präsident Lobnig hat heute schon bei einem der vorgereihten Anträge die Bemerkung in den Raum gestellt, so quasi uns unterstellt, wir hätten null Ahnung von Berichtslegung usw. Herr Präsident, was wir wollen, ist, dass die Gepflogenheit der vergangenen Jahre in Wahrheit fortgeführt wird. Es war in der Vergangenheit so, dass wir den Rechnungsabschluss weit vor dem Landeshaushalt erhalten haben, nämlich dann, wenn er im Amte fertig war, ist er der Regierung vorgelegt worden, und dann war er im Hohen Haus, damit man darüber diskutieren kann, Herr Präsident. Daher müssen Sie nicht gleich hergehen und glauben, wir wären alles Wirtschaftsnullern. Das ist nicht der Fall! Wir wissen schon, was sich gehört und was Gepflogenheit ist. Das wollten wir ganz einfach nur vom Finanzreferenten haben.
Ich weiß schon, unter Umständen wird dann die Zeit für uns knapp, dass wir die Schmankerl wieder aus dem Rechnungsabschluss heraussuchen. Aber diese Zeit werden wir uns auch diesmal wieder nehmen, um den Rechnungsabschluss – wenn er uns dann, letztendlich, einmal vorgelegt wird, ob heuer oder nächstes Jahr – dann so durchzupflücken und durchzusehen, damit wir die Schmankerln, die wieder in Hülle und Fülle, nehme ich an, vorhanden sein werden, dann auch aufarbeiten und der Öffentlichkeit auch darzustellen.
Allerdings wäre es schlimm, Herr Präsident, wenn – und das ist das, was ich vermute, und diese Vermutung können Sie ja entkräften – unter Umständen vielleicht ein bisserl eine Knebelung angedacht ist. Das heißt der, der im Nachtragsvoranschlag unter Umständen dann mit als Weihnachtsmann vor Weihnachten noch auftreten kann, das heißt der dann aus diesem Nachtragsvoranschlag profitiert, der wird dann vielleicht dem Rechnungsabschluss zustimmen oder auch dem Landeshaushalt. Wenn das angedacht ist, dann wäre das, glaube ich, keine gute Sache. Da geht es nämlich um die Sache. Daher werden wir diesem Dringlichkeitsantrag zustimmen, im Wissen all dessen, was Gepflogenheit ist, in der Wirtschaft und auch im Hohen Haus. Aber wir hätten ganz gern gehabt, dass wir ein bisserl mehr Zeit hätten, für so wesentliche Dinge wie auch dem Rechnungsabschluss! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Schlagholz

(Der Vorsitzende erteilt 1. Präs. Lobnig das Wort.)

Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Ich kann mich nur wiederholen: Wenn mein Vorredner gemeint hat, ich hätte am Vormittag von „nichts Wissen“ geredet, möchte ich das schon noch einmal klarstellen. Ich habe darauf hingewiesen, was es bedeutet, weil man gesagt hat, in der Wirtschaft kann sich kein Kaufmann leisten, so lange zu warten. Auf diesen Punkt habe ich hier hingewiesen, dass es sehr wohl möglich ist und in vielen Fällen auch notwendig ist, die Rechnungslegung oder den Rechnungsabschluss hinauszuzögern oder mit der Vorlage zu warten, weil halt viele Dinge noch vorbereitet werden müssen oder in Arbeit sind. Deshalb meine ich auch trotzdem durchaus: Ich gebe schon Recht, wenn es eine Gepflogenheit war, nur hat das an der Tatsache nichts geändert, dass selbst wenn der Rechnungsabschluss vorgelegen ist, der ohne Debatte auch über die Bühne gegangen ist, zur Kenntnis genommen wurde, weil verschlafen wurde, dass man eine Wortmeldung abgibt. Das ist auch – ich sage noch einmal dazu -, wenn das so mit Vehemenz gefordert wird, diese Bemühungen, die es jetzt auch gibt, nämlich den Landesvoranschlag vorzubereiten, der ja, nehme ich an, im November so weit da sein wird, im Haus, und auch den Nachtragsvoranschlag, also den Rechnungsabschluss, sehen wir das als gebündeltes Konvolut. Wir werden uns alle noch darüber ausführlich unterhalten und diskutieren. Wir werden auch die Zeit dazu haben. Ich werde selbstverständlich als Präsident dafür sorgen, dass wir möglicherweise viele Sitzungen haben werden, um das ausführlich zu diskutieren und nicht über den Zaun zu brechen und zu sagen, das soll jetzt in aller Eile irgendwo vom Tisch. Wir werden genügend Zeit dafür finden. Deshalb kann es von unserer Seite keine Zustimmung zur Dringlichkeit geben! (Beifall von der F-Fraktion)

Lobnig

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke, Herr Präsident! Ich lasse jetzt über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht die erforderliche Dringlichkeit. Ich weise diesen Antrag dem Budgetausschuss zu.

Herr Direktor, bitte um Verlesung des nächsten Antrages!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

6.
Ldtgs.Zl. 364-1/29:


Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Rettungsdienstförderungsgesetz mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag eine Novelle des Kärntner Rettungsdienstförderungsgesetzes, mit welcher die Rettungsdienste in Kärnten finanziell besser gestellt werden, vorzulegen.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Es geht in diesem Antrag nicht darum, dass vielleicht das Rote Kreuz mehr Geld bekommen soll, sondern wir wissen aus der heutigen Diskussion auch, (Lärm im Hause. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) dass es nicht nur um das Rote Kreuz geht, sondern es geht sowohl um das Rote Kreuz als auch um den Arbeitersamariterbund, um die Johanniter, um die Berg- und die Wasserrettung, um die Höhlenrettung und auch um die Rettungshundebrigade. Denn die Begründung ist einfach klar auf der Hand: Wenn es weniger freiwillige Helferinnen und Helfer gibt, wenn man vom Gesetz her den Zivildienst verkürzt hat und überhaupt weniger Zivildiener für diese Dinge vorgesehen hat und weil die Aufwendungen, wie auch in jedem anderen Unternehmen, größer und aufwendiger werden, dann wird es einfach eng.
Wenn man einen Bundesländervergleich hernimmt, was die Rettungsförderung betrifft, so liegen wir in Kärnten – ich betone es – leider an der letzten Stelle. Burgenland hat zum Beispiel einen Betrag von 6,84 Euro pro Einwohner, Oberösterreich über 10 Euro pro Einwohner, und in Wien liegt der Betrag gar das Dreifache über dem von Kärnten. Wenn man weiß, dass aufgrund der Prüfungen, die über das Rote Kreuz geführt worden sind, seit dem Jahr 2000 das Rote Kreuz zu seinem Rettungs- und Krankentransporten einfach dazuzahlen muss, aus den Eigenmitteln, und man andererseits weiß, dass es den anderen Organisationen sicherlich auch nicht anders gehen wird – obwohl sie nicht geprüft worden sind -, so denke ich, besteht Handlungsbedarf. Das Gesetz ist in Begutachtung gegangen. Hier muss ich ein hohes Lob dem Städte- und Gemeindebund aussprechen, die es auch nicht leicht gehabt haben, denn man weiß, dass also auch in diesen Organisationen die Finanzmittel immer enger werden, aber sie haben es durchgebracht und haben ihr Okay gegeben. Ein herzliches Dankeschön den Gemeinden und den Städten dafür!
Ich habe schon früher, in meiner vorhergehenden Rede, erwähnt: Wenn wir zu diesen Hilfsorganisationen stehen, und das stehen wir, so müssen wir auch den Mut haben, uns dazu zu bekennen, dieses Gesetz zu verabschieden. Ich sage Ihnen noch etwas, und das aus eigener Erfahrung. Man diskutiert zwar oft einmal, wie brav und wie fleißig diese Organisationen und diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind, aber man merkt erst dann, wenn man es am eigenen Leib spürt. Ich habe das sehr wohl am eigenen Leib verspürt und innerhalb meiner Familie verspürt, wie wichtig es ist, solche Organisationen zu haben, die rasche Hilfe gewähren und letztendlich damit auch Leben retten.
Ich denke daher, es sollte keinen Kompetenzstreit geben, ob ein Antrag vorliegt, ob zwei den Antrag einbringen müssten oder wer auch immer. Ich denke, es sollte keine Blockade geben. So wie unser Antrag lautet, dass raschest das Kärntner Rettungsdienstgesetz dem Kärntner Landtag vorgelegt werden soll. Ich ersuche die anderen Parteien – die ÖVP, das BZÖ, die Grünen, Kollege Schwager ist nicht mehr hier – um Zustimmung zu unserem Antrag! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Schober

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Liebe Zuschauer vom Roten Kreuz auf der Tribüne! Ein Dringlichkeitsantrag liegt vor, der – und das kann ich hier sagen – vielleicht auch ein Ausweg aus den bestehenden Kompetenzstreitigkeiten und den Verwirrungen, die dieses Gesetz, zumindest der Vorschlag, den die Frau Schaunig hier eingebracht hat, verursacht hat, gelöst werden kann. Er sagt aus, dass man dafür sorgen soll, dass die Kärntner Rettungsdienste mehr Geld bekommen, auch dahingehend mehr Geld bekommen, wie der Bedarf lautet. Und das ist der große Unterschied zum ÖVP-Antrag, der sich einzig und allein darauf festlegt einen Verteilungsschlüssel zu ändern. Worum geht es? (Abg. Tauschitz: Nicht zu ändern!) – Nicht zu ändern, Entschuldigung, nicht zu ändern! Das heißt, darum geht es. Wir haben auf der einen Seite die allgemeinen Rettungsdienste – Samariter, Rotes Kreuz – die eine 24-Stunden-Betreuung der Kärntner Bevölkerung garantieren, die auch einen klaren Bedarf vorgelegt haben. Leider sage ich, leider, war dieser Bedarf laut Stellungnahme der Abteilung 4 nicht im Regierungssitzungsakt, aber man kann sagen, das ist ein Formalismus. Es gibt anscheinend eine Aussprache, zumindest des Chefs des Roten Kreuzes mit dem Gemeindebund und Städtebund, die für eine Erhöhung positiv gestimmt haben. Leider, sage ich, ist dies nicht im Regierungssitzungsvortrag der Frau Schaunig enthalten. Und es gibt auch einen Einbringungsmodus, den die Frau Schaunig nicht eingehalten hat. Das ist der formalistische Teil, da gibt es Fehleranfälligkeiten. Aber es gibt auch so etwas wie einen gemeinsamen Geist diese Sache auch dahingehend zum Abschluss zu bringen, dass man erkennt, dass natürlich die Rettung von Menschen das wichtigste Gut wahrscheinlich überhaupt ist. So viel zu den allgemeinen Rettungsdiensten, die – und auch das muss man hier attestieren – durchaus geprüft sind und die auch einmal einen klaren Bedarf formuliert haben.
Der zweite Bereich sind die speziellen Rettungsdienste, die liegen mir auch ganz besonders am Herzen, wie vielen hier im Landtag auch. Nicht zuletzt wahrscheinlich meine besondere Verbundenheit dahingehend, weil ich selber praktizierender Bergsteiger bin, selbst auch jage und – nicht aus eigener Erfahrung, aber aus Erfahrung eines Freundes – weiß, wie wichtig es auch hier im speziellen Fall ist, ordentliche und vernünftige Rettungseinsätze zu machen. Die Berechnungsschlüssel sind hier etwas andere und auch das ist in diesem Dringlichkeitsantrag hier vorgeschlagen. Auch hier, soll, muss und wird es am Ende des Tages auch eine Erhöhung geben. Im übrigen gibt es auch eine Stellungnahme der Österreichischen Berg- und Wasserrettung. Wenn man sie aufmerksam liest, steht darin: Es geht ihnen nicht darum, einen Schlüssel von 80:20 zu 100 Prozent zu halten, sondern es geht ihnen darum, eine gemeinsame Vorgangsweise festzulegen. Auch hier hat es zwar bis jetzt von der zuständigen Referentin kein Gespräch gegeben, was wir verurteilen, was nicht in Ordnung ist. Aber wir nehmen an, wenn dieser SPÖ-Antrag unsere Zustimmung finden wird, ist er ja eigentlich auch eine Aufforderung an die Sozialreferentin, (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) im Speziellen aber auch an alle anderen, letztendlich hier tätig zu werden und zwar professionell tätig zu werden, ohne Fehlerquellen tätig zu werden, mit allen das Gespräch zu suchen und hier letztendlich für die Kärntner Rettungsdienste in Kärnten etwas zu bewegen. Deswegen werden wir diesem Antrag die Zustimmung erteilen und natürlich auch mit Argusaugen darauf schauen, dass die Frau Schaunig das dann richtig macht: Formalistisch, mit allen sprechen, die Zahlen klar auf den Tisch legen, die Stellungnahmen der verschiedenen zuständigen Parteien auch auf den Tisch legen, vom Gemeindebund bis zu den anderen Rettungsorganisationen, danach Beschlussfassung in der Regierung. Wir werden dann im Ausschuss noch die Möglichkeit haben das Gesetz feinabzustimmen und werden uns am Ende des Tages bei den vielen Rettern, bei den vielen NGO’s und bei den vielen Menschen, die auch oft ihr Leben im Dienste der anderen einsetzen mit einem guten, ausgereiften Gesetz, das auch eine finanzielle Ansteigung in ihren Zuschüssen widerspiegeln wird, bedanken! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die ursprüngliche Absicht, den bisherigen Aufteilungsschlüssel beizubehalten war einer der möglichen Zugänge und eine Art Absichtserklärung. Wenn sich jetzt durch den SPÖ-Antrag die Dinge weiterentwickeln, dann werden wir im Sinne dessen, was der Kollege Schober als Sprecher der Antragsteller gemeint hat, natürlich agieren und keine Blockadepolitik in dem Sinne betreiben. Wir sind gerne dabei, wenn es generell um Verbesserungen sowohl für die allgemeinen als auch für die besonderen Rettungsdienste geht. Der langen Rede kurzer Sinn: Nachdem das aus unserer Sicht trotzdem ein richtiger Schritt in die richtige Richtung ist, sind wir mit dem Antrag einverstanden und werden ihn mittragen! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Grilc

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen nun zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so geschehen. Zum Inhalt selbst liegt mir auch keine Wortmeldung vor. Wer daher dem Antrag die inhaltliche Zustimmung gibt, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Herr Direktor,  bitte!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Mag. Weiß
Mag. Weiß

7.
Ldtgs.Zl. 138-7/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs und der Grünen betreffend Aufhebung des Kostenersatzes für Heizkostenzuschüsse durch Dritte mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die im Kärntner Mindestsicherungsgesetz normierte Kostenersatzpflicht für Heizkostenzuschüsse durch Dritte, die gesetzlich zum Unterhalt des Mindestsicherungsempfängers verpflichtet sind, unverzüglich aufzuheben.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieser Antrag ist die Folge einer Debatte als uns der Vertreter der Stadt Klagenfurt, der mit der praktischen Abwicklung von Heizkostenzuschüssen beschäftigt ist erklärt hat, dass es immer wieder folgende Situation gibt: Dass zwar Bedürftige kommen, die an sich auf diesen Heizkostenzuschuss Ansprüche hätten. Aber wenn sie hören, dass zumindest von der Theorie und vom Gesetz her eine Art Regressmöglichkeit gegenüber Angehörigen, nicht gegenüber ihnen als Antragsteller, aber gegenüber Angehörigen besteht, da sagen manche, wenn das so ist, dann verzichten sie darauf. Auch wenn das bisher meines Wissens nach nicht direkt und unmittelbar praktiziert wurde, geht die Stoßrichtung unseres Antrags dahin, dass man diesen Passus überhaupt aufheben sollte. Denn im Grunde genommen ist ja auch eine Verordnung, die die Referentin eventuell in diese Richtung macht, nicht ganz gesetzeskonform, das heißt, nicht genau parallel und konform dem Text des Gesetzes. Und diesem Dilemma könnte man in der Form ausweichen, dass man das überhaupt im Gesetz berichtigt. Das ist der Sinn und Zweck unseres Antrages und in diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von den Grünen.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! So schnell kann das gehen – vom Löwen zum Hasen, würde ich meinen! Das ist ja schon einmal hochinteressant, die Grünen und die ÖVP haben schon ein gemeinsames Papier. Der neue Klubobmann der ÖVP entwickelt sich hier zum Linksaußen der ÖVP. (Abg. Dr. Lesjak: Zum Inhalt!) Eine recht interessante Situation, die vielleicht beim designierten Klubobmann … (Abg. Tauschitz: Machst du dir Sorgen?) Nein, ich mache mir inzwischen Sorgen, beim Lutschounig hätte ich sie mir nicht gemacht, der hätte das auch nicht so getan. Denn – und auch das muss man sagen, die Geschichte ist schon interessant, denn – dazu bekenne ich mich jedenfalls, im Mindestsicherungsgesetz habe ich mit mehreren Runden, ich wurde ja von der Frau Schaunig sogar gelobt dafür, dass ich mit ihr so ausführlich verhandelt habe, das hat sie immer wieder gesagt, jetzt fällt ihr das anscheinend auf den Kopf – ich habe immer gesagt … (Zwischenruf von Abg. Strauß.) Nein, ich bin nicht umgefallen, ich habe zugestimmt, lieber Freund Strauß! Ich habe immer gesagt, dass es letztendlich auch nicht sein kann, dass man Mindestsicherung so versteht, dass man eine soziale Hängematte schafft, die letztendlich dazu angetan ist, sozialen Missbrauch zu betreiben. Jetzt hat das Argument, das heute mehrfach vorgebracht wurde, schon etwas an sich, das gebe ich zu, dass es eine gewisse Scham gibt, etwas abzuholen. Ja, ja, das stimmt schon! Vielleicht ist das gar nicht so schlecht, dass es eine gewisse Scham gibt etwas abzuholen. Erstaunlicherweise ist es halt so, dass gerade diejenigen, die es zu Unrecht abholen meistens verhältnismäßig wenig Scham besitzen. Aus dieser Situation heraus ist es doch eigentlich für eine bürgerliche Partei und eine Gesellschaft, die wohl die Pflicht hat für die Ärmsten der Armen zu 100 Prozent zu sorgen, dazu stehen wir auch, andererseits aber Missbrauch auch ausschließen muss komisch, dass man sozusagen von vornherein sagt, wir brauchen keine Rückzahlungsverpflichtung, wir haben keine Strafe für Missbrauch, es ist eh wurst! Das heißt, das kann es aus unserer Sicht nicht sein! Dann muss man das den Menschen draußen halt auch sagen! Ich hoffe, dass das Herr Tauschitz und sein Klub auch tun werden! Wir werden sagen, wir sind dafür, dass der Heizkostenzuschuss natürlich gezahlt wird. (Abg. Lutschounig: Wieder ausbezahlt vom Chef?) Wir haben, und auch das ist klar, letztendlich ein Alternativangebot am Tisch mit dem Teuerungsausgleich von Kärnten, da würde der ganz gleiche Personenkreis 100,-- Euro kriegen statt 18,-- Euro mehr. (Zwischenruf von Abg. Lutschounig.) Auch das ist letztendlich wichtig! Und wenn dir es wirklich darum geht … – worum geht es dir, Lutschounig? Geht es dir darum, wer es auszahlt oder ob man den Menschen hilft? Und wenn das, das einzige Argument ist, das du vorbringst, wer es auszahlt, das ist ja peinlich, peinlich! (Abg. Lutschounig: Ich will nicht, dass die Menschen zu Bittstellern und zu Almosenempfängern degradiert werden!) Lieber Freund, wir werden einmal schauen, was wir mit deinem Landesrat noch beschließen werden, deswegen würde ich nicht von dort drüben so laut schreien! Denn sonst kannst du letztendlich hier herinnen auch gegen den wieder stimmen! Du musst ein bisschen aufpassen bei dieser Argumentationslinie! Das heißt, in Wirklichkeit ist es den Menschen verhältnismäßig wurst, wer es auszahlt. Es muss unbürokratisch und es muss Ziel gerichtet sein und der Teuerungsausgleich wäre genau eine solche Aktion, die in die richtige Richtung … (Abg. Lutschounig: Es darf kein politischer Missbrauch entstehen! Das ist ein politischer Missbrauch!) Wer redet denn von politischem Missbrauch? So wie der Schelm denkt, so ist er, lieber Lutschounig! Wir wollen das nicht missbrauchen, sondern wir wollen das letztendlich den Menschen geben. (Abg. Lutschounig: Das hat er bei den Mütterpensionen auch gemacht!) Und selbst jemandem, der nicht bis vier zählen kann, muss doch klar sein dass, wenn wir ungefähr 40.000 Menschen hätten, wie soll denn der Herr Landeshauptmann das auszahlen? Der arbeitet zwar etwas mehr als ihr alle miteinander, aber das würde auch nicht einmal er schaffen, deswegen fürchtest du dich hier vor etwas, das falsch ist. Und ich sage dir heute schon weis, der Teuerungsausgleich ist eine gute Sache und am Ende des Tages werden wir dich überzeugen, Lutschounig, und du wirst hier heraußen zustimmen! Davon bin ich überzeugt, deswegen … (Abg. Tauschitz: Du bist an Peinlichkeit nicht zu übertreffen!) Außer natürlich, du biegst … (Abg. Lutschounig: Deine hellseherischen Fähigkeiten!) Die sind gut, meine hellseherischen Fähigkeiten haben schon bei den Talschaftsverträgen gewirkt. Und, lieber Freund Lutschounig, ich sage dir etwas: Ich traue dir ja zu, (Vorsitzender: Redezeit!) dass du diesen Linksruck, der bei dir und deiner Partei zu spüren ist, nicht mitmachst und somit – wie auch schon manchmal – gegen deinen Klub (Lärm im Hause.) auf meiner Seite stehen wirst. (Zwischenruf aus der ÖVP-Fraktion.) Wir werden der Dringlichkeit zu dieser Sache natürlich auch – Herr Präsident, letzter Satz – nicht zustimmen, weil es ja in diesem Punkt, und das ist in der Regierungssitzung ja so besprochen worden, Parteien- und Budgetverhandlungen gibt. Denn man muss auch alles bedecken, was man letztendlich beschließt. Wir sind der Überzeugung, dass der Teuerungsausgleich des Landeshauptmannes dreimal besser ist, als hier eine scheinheilige Aktion der Frau Schaunig! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Mag. Dr. Kaiser
Mag. Dr. Kaiser

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Tauschitz ist vom Löwen zum Greenhorn geworden!) Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die politische Grundhaltung verstehe ich jetzt schon, Klubobmann Scheuch, aber was das jetzt mit Schaunig und mit dem zu tun hat, das ist mir nicht ganz klar. Was einmal fix ist, ist, dass es einen Durchführungserlass von Landeshauptmann-Stellver​treterin Schaunig gegeben hat, weil es immer noch sichtlich unterschiedliche Auffassungen insbesondere auch in Klagenfurt gibt, was mit Einmalzuwendungen der Fall ist. Damit das jetzt geklärt ist, ist das bereits seit gestern geschehen und ist hinausgegangen. Wo ich ihm Recht gebe ist, dass wir prinzipiell bei diesem Mindestsicherungsgesetz auch andere Dinge zu verhandeln haben sowie die anhängige Geschichte mit den Heizkostenzuschüssen, wo es ja derzeit nicht möglich ist, unserem Wunsch Rechnung zu tragen, dass wir das Ganze auf entsprechend neue Summen – 150,-- Euro, oftmals zitiert – mit anpassen. Wir werden daher der Dringlichkeit nicht die Zustimmung geben, weil es derzeit im Prinzip umsetzbar gemacht geworden ist. Ich denke, wenn wir dann eine Novellierung machen, dass die dann anständig sein sollte, verbunden mit der Hoffnung und der Forderung, die wir als SPÖ aufgestellt haben, dass dann die entsprechenden Sätze auch angepasst werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke, wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Dringlichkeit des Antrages. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Sozialausschuss zu. Bitte, Herr Direktor!
Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

8.
Ldtgs.Zl. 219-5/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten der Grünen und den Abgeordneten Tauschitz und Grilc betreffend Arbeitsgruppe zur Sanierung des Landesbudgets mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, unverzüglich eine Arbeitsgruppe – bestehend aus Vertreter/innen aller im Kärntner Landtag vertretenen Parteien und von diesen zu nominierenden Budgetexperten/innen sowie einem EU-Finanzexperten – mit dem Ziel einzusetzen, dass ein effektives Budgetsanierungsprogramm entwickelt wird.
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich glaube, zur vorher aufgeworfenen Thematik meines Kollegen Klubobmann Scheuch: Keine Sorge, es gibt gewisse Themen, die haben keine politische Stoßrichtung, weder rechts noch links, sondern die sind nur schlimm, zum Beispiel die Landesschulen. Und von denen reden wir jetzt gerade, weil der Schuldenstand des Landes von Jahr zu Jahr dramatischer wird. Laut Vorschlag 2007 betragen die Schulden des Landes derzeit 1,7 Milliarden Euro. Jede Stunde nimmt die Verschuldung um 32.000 Euro zu.
Seit dem Jahr 2000 hat das Land Kärnten Vermögenswerte in der Höhe von 2,3 Milliarden Euro verkauft - Wohnbauförderung, KELAG, Immobilien, Krankenanstalten etc. –, und nicht alle davon waren, wie soll ich sagen, gewinnbringend bzw. gut veranlagt. Die Hypo ist ja nur eine Umschichtung gewesen, wo man Geld von der Bank auf dem Kapitalmarkt angelegt hat. Es ist und bleibt Vermögen der Kärntnerinnen und Kärntner. Es ist nicht im großen Moloch des Budgets verschwunden. Wie sie verkauft worden sind, sie sind als Einnahme verbucht worden und sind damit dafür verwendet worden, um die jährlichen Nettoneuverschuldungen klein zu halten, die in Wahrheit riesengroß sind. Nach Aussagen des Landeshauptmannes und Finanzreferenten Haider ist die notwendige Sanierung des Landeshaushaltes im Budgetprogramm 2005 bis 2009 festgelegt. Da gibt es eine ganz nette Grafik von mir, was denn im Budgetprogramm 2005 bis 2009 geplant war. Ungefähr doppelt so schlimm kam es dann tatsächlich heraus, also in dem Fall ist dieser Plan wirklich hoffnungslos gescheitert. Aus diesem Grund brauchen wir endlich einen langfristigen Budgetkonsolidierungskurs. Und der hat nichts mit Koalitionen zu tun, der hat nichts mit parteipolitischen Präferenzen zu tun. Deshalb stellen wir den Antrag, eine Arbeitsgruppe zur Sanierung des Landesbudgets einzubringen, gemeinsam mit der Fraktion der Grünen, weil die sich genauso viel Sorgen um die Zukunft dieses Landes macht und um die Zukunft unserer Kinder und Enkelkinder. Wir treten dafür ein, dass die Landesregierung diese Arbeitsgruppe ebenso einrichtet, dass jeder Vertreter jede Fraktion im Landtag vertreten soll, nicht so, wie jetzt eben, dass eine Geheimgruppe irgendwo so geheim tagt, dass die geheimen Teilnehmer der Geheimgruppe selbst nicht wissen, dass sie in der geheimen Gruppe geheim tagen, sondern dass man vielleicht eine Arbeitsgruppe tagen lässt, die funktioniert. Ganz wichtig dabei ist, dass jeweils die von den Parteien nominierten Experten dabei sein müssen, so wie es ganz wichtig ist, einen EU-Finanzexperten mit dem Ziel hinzuzufügen, dass wir gemeinsam ein effektives Budgetsanierungsprogramm für die nächsten Jahre entwickeln können.
Ich gehe davon aus, dass sich diesem Antrag niemand ernsthaft verschließen kann, denn wenn jemand da dagegen stimmt, dann ist das ein offenes Bekenntnis dazu, dass wir quasi auf unsere nächste und übernächste Generation pfeifen, wenn wir das Budget nicht sanieren wollen. Ich gehe aber davon aus, dass verantwortungsvolle Politikerinnen und Politiker in diesem Haus einen verantwortungsvollen Dringlichkeitsantrag auch bitte verantwortungsvoll zur Abstimmung bringen werden. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion. – Abg. Holub: Bravo!)
(Der Vorsitzende erteilt 1. Präs. Lobnig das Wort.)

Tauschitz

Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Es kommen immer Anträge von jenen, die es notwendig haben, von Einsparungen zu reden, Sanierung des Landesbudgets, Arbeitsgruppe. Ich darf auch als ehemaliger Vorsitzender des Budgetausschusses in Erinnerung rufen, dass wir im Jahre 2005 das Budget 2006 unter meiner Vorsitzführung Gruppe für Gruppe mit Voranschlagssätzen durchgearbeitet haben, mit dem Ziel, Einsparungseffekte herauszuarbeiten, Einsparungspotenziale zu orten: Wo gibt es wirklich noch Spielräume, wo wir uns bei den Ausgaben zurücknehmen können, bei den Verpflichtungen? Der Sukkus dieser gesamten Sitzung war: „Ja, wir wollen alle sparen – aber nur nicht bei mir.“ Das war die Quintessenz dieser damaligen Arbeitsgruppen in etlichen Sitzungen, wo ich heute noch allen Abgeordneten danken muss, die damals dabei waren. Letzten Endes stellen wir dann fest: Wenn Landesvoranschläge erarbeitet werden, dann sind gerade jene, die viel vom Sparen reden, diejenigen, die am meisten anmelden und am meisten Geld brauchen. Und hier kennen sie keinen Spareffekt. Das ist immer erstens festzustellen. (Beifall von der F-Fraktion)
Zum Zweiten, meine Damen und Herren, wenn auch die außerbudgetäre Situation angesprochen wird, so bekennen wir uns, dass es im außerbudgetären Bereich ein Wachsen der Schulden gibt, aber auch, bitte nicht zu vergessen, dass ja mit diesen Schulden auch Vermögen geschaffen wurde. Wenn ich das jetzt hernehme – ich nehme nur einmal den Teil der Verschuldungen im Gesundheitsbereich, Krankenhausbereich heraus -, dann machen zwei Drittel der außerbudgetären Verschuldungen das Gesundheitssystem aus. Meine Damen und Herren! Dann muss man sicher die Frage stellen, nicht nur eine Arbeitsgruppe zur Sanierung des Landesbudgets verlangen, sondern auch einmal endlich konkrete Vorschläge bringen: Wo kann ich einsparen, damit ich á la long gesehen dieser Verschuldung entgegenwirke?! (Beifall von der F-Fraktion)
Wenn man die jetzigen Intentionen und die Anträge hernimmt, dann sind alle 1:1. „Wir wollen sparen.“ Aber keiner weiß, wo. Wollen wir wirklich, dass wir bei der Gesundheit sparen? Wollen wir zu Lasten unseres Gesundheitssystems und zu Lasten der Qualität in unserer Gesundheitsversorgung sparen? – Das wollen wir nicht! Nehmen wir die Wirtschaftsförderung her, die auch einen großen Teil unserer außerbudgetären Schulden ausmacht oder die Bedeckung aller Fonds, die wir heute brauchen, ob das der Bodenbeschaffungsfonds ist, der Wasserwirtschaftsfonds und dergleichen. Die machen etliche Summen der außerbudgetären Verschuldung aus. Dann müssen wir uns die Frage stellen: Wollen wir in der Zukunft keine Wirtschaftsförderung machen? Wollen wir in der Zukunft, dass Kärnten nicht mehr Vorreiter ist, nämlich in der Attraktivität des Wirtschaftsraumes, wo wir Anziehungskraft entwickeln für ausländische Unternehmen? Wenn wir das nicht wollen, dann müssen wir das Geld wegnehmen, dann dürfen wir uns nicht wundern, wenn keine Unternehmen mehr herkommen, wenn wir keine Arbeitsplätze durch diese Unternehmen mehr schaffen können.
Geschätzte Damen und Herren! Ich glaube schon, dass wir hier schon etwas mehr überlegen sollten! Wenn wir über Sanierungen diskutieren wollen, dann bitte auch konkrete Vorschläge zu machen. Ich bin auch dafür, dass wir sagen: Man kann durchaus noch einmal das ganze Budget durchgehen und jede Gruppe durcharbeiten, von mir aus unter Beiziehung der Experten - aber im zuständigen Ausschuss, wo wir genügend Zeit haben, Fragen zu stellen und Antworten darauf erhalten, die uns in eine möglicherweise andere, von euch gewünschte zukunftsweisende Richtung führen. Von unserer Seite kann es keine Zustimmung zur Dringlichkeit geben! (Beifall von der F-Fraktion)

Lobnig

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Ich komme zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht die erforderliche, notwendige Mehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Budgetausschuss zu.

Bitte, Herr Landtagsamtsdirektor um die Verlesung des weiteren Einlaufes!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
Wir kommen zur Dringlichkeitsanfrage:
B. Dringlichkeitsanfragen:

1.
Ldtgs.Zl. 241-10/29:


Dringlichkeitsanfrage von Abgeordneten des ÖVP-Klubs an Landeshauptmann Dr. Haider mit nachstehender Frage:

Wieso hat es trotz des einstimmigen Landtagsbeschlusses vom 30. Mai 2007 bisher noch keine Förderungszusage seitens des Finanzreferenten des Landes Kärnten an die Karl-Popper-Foundation gegeben?
Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Ich darf nun über die Dringlichkeit abstimmen lassen. Wer dem zustimmt: Bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist die notwendige Mehrheit. Gibt es eine Wortmeldung? – Kollege Grilc hat das Wort zur Begründung der Dringlichkeit. Bitte!

Dr. Strutz

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf es kurz machen. Es sind ja allen Klubs, glaube ich, die Schreiben der Karl-Popper-Foundation, Klagenfurt, zugegangen, eben mit der besorgten Mitteilung, dass sie bisher ihre Mittel noch nicht bekommen haben. (Mikrofonausfall) Geht es wieder? Danke! Ich wiederhole also: Es sind, soviel ich weiß, allen Klubs Schreiben der Karl-Popper-Foundation, Klagenfurt, zugegangen, die darum bitten, die Förderzusage auch einzuhalten. Das war eigentlich der Hintergrund unserer dringlichen Anfrage, die wir an den Herrn Landeshauptmann gestellt haben. (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
Mag. Grilc

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

So. Es gibt keine Wortmeldungen. Der Landeshauptmann ist nicht anwesend, und er wird diese Anfrage schriftlich beantworten.

Herr Direktor, bitte um die Verlesung des weiteren Einlaufes!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
C. Anträge von Abgeordneten:

1.
Ldtgs.Zl. 175-18/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Änderung der Kärntner Landarbeitsordnung 1995 – Entfall des Josefi-Tages als gesetzlicher Ruhetag mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag einen Entwurf über eine Novelle zur Kärntner Landarbeitsordnung 1995 vorzulegen, die vorsieht, dass der 19. März (Josefi-Tag) als gesetzlicher Ruhetag entfällt.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

2.
Ldtgs.Zl. 182-7/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend EU-Info Kampagne in Kärnten mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, eine EU-Info Kampagne unter Einbindung der in Kärnten in diesem Bereich tätigen Vereine (Europahaus) und Institutionen in Angriff zu nehmen.

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

3.
Ldtgs.Zl. 364-4/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Kärntner Rettungsdienst-Förderungsgesetz ./. mit Gesetzentwurf mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Rettungsdienst-Förderungsgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport
D. Schriftliche Anfragen:

1.
Ldtgs.Zl. 363-1/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr betreffend weiterer Schottergewinnungsbetrieb in St. Johann i. Ros. Gegen den Willen des Gemeinderates und gegen den Willen der Bürger/innen


2.
Ldtgs.Zl. 363-2/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch betreffend weiterer Schottergewinnungsbetrieb in St. Johann i. Ros. Gegen den Willen des Gemeinderates und gegen den Willen der Bürger/innen

3.
Ldtgs.Zl. 132-9/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Dr. Schantl betreffend strittige Bauauftragsvergabe beim Krankenhaus Spittal


4.
Ldtgs.Zl. 66-23/29:

Schriftliche Anfrage von Abgeordneten des SPÖ-Klubs an Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch betreffend Entwicklungsagentur Kärnten

5.
Ldtgs.Zl. 66-24/29:

Schriftliche Anfrage von Abgeordneten des SPÖ-Klubs an Landeshauptmann Dr. Haider betreffend Entwicklungsagentur Kärnten
E. Petitionen:

1.
Ldtgs.Zl. 301-4/29:

Petition vom 25. 10. 2007 betreffend Straßensanierung L 87 – Poggersdorfer Landesstraße, überreicht durch Abgeordneten Schober




Ldtgs.Zl. 344-4/29:

Petition vom 25. 10. 2007 betreffend Aufrechterhaltung von Sicherheitsleistungen im politischen Bezirk Völkermarkt, überreicht durch Abgeordneten Strauß

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Ich bedanke mich beim Herrn Direktor für die Verlesung des Einlaufes! Die Tagesordnung ist erschöpft. Ich bitte die Damen und Herren Abgeordneten, noch nicht nach Hause zu gehen, sondern kurz auf die Arkaden zu kommen. Wir haben hier ein Ersuchen um einen Fototermin. Es wird ein Foto für die EM 2008 geschossen. Ich bitte, dass Sie dafür kurz zur Verfügung stehen! – Im Übrigen darf ich die Sitzung somit schließen und wünsche eine gute Nachhausefahrt!
Dr. Strutz
Ende der Sitzung: 17.29 Uhr

